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Richtlinien der Schriftleitung. 


1. Die Juriſtiſche Wochenſchrift als Zeitſchrift des Deutſchen Anwaltvereins im Bund Nationalſozialiſtiſcher 
Deutſcher Juriſten kann nur Beiträge von Perſonen veröffentlichen, die Arier ſind. 

Bücher, deren Verfaſſer Nichtarier oder die in nichtariſchen Verlagsunternehmungen erſchienen ſind, werden im Schrifttum 
nicht beſprochen; Anzeigen über ſolche Bücher werden auch nicht in den Anzeigenteil aufgenommen. 


2. Aufgabe der Juriſtiſchen Wochenſchrift iſt die Darſtellung und Erörterung des geltenden Rechts. 

Aufſätze rechtspolitiſchen Inhalts ſowie Beiträge, die die künftige Rechtsgeſtaltung behandeln, ſind für die Juriſtiſche 
Wochenſchrift nicht geeignet. Es wird empfohlen, ſolche Beiträge der Zeitſchrift „Deutſches Recht“, Zeitſchrift des Bundes 
Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten, Schriftleitung Berlin, Regentenſtraße 4, anzubieten. 

Die von der Regierung Hitler begonnene Rechtsreform auf allen Gebieten ſoll im Rahmen des Aufgabenkreiſes der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift durch möglichſt beſchleunigte Veröffentlichung wiſſenſchaftlicher Abhandlungen zu den neuen großen 
Geſetzeswerken den Leſern dargeſtellt werden. Die Fülle des Stoffes nötigt zu einer eindringlichen Bitte an die Verfaſſer 
von Aufſäßzen, Buchbeſprechungen und Anmerkungen zu Urteilen: die Ausführungen möglichſt kurz zu faſſen! Nur wenn jeder 
einzelne Verfaſſer eines Beitrags ſich dieſer Notwendigkeit bewußt wird, iſt es möglich, die wichtigſten Geſetzeswerke in Auf⸗ 
ſätzen zu erörtern und die neueſten höchſtrichterlichen Entſcheidungen mit größter Beſchleunigung zu bringen. 


3. Die Verfaſſer aller Beiträge werden gebeten, ihre Einſendungen einſeitig mit deutlicher Schrift — nach 
Möglichkeit in Schreibmaſchinenſchrift — herzuſtellen, um Korrekturen auf das geringſte Maß zu vermindern. 


4. Die Juriſtiſche Wochenſchrift nimmt grundſätzlich niemals Aufſätze an, die bereits an anderer Stelle abgedruckt 
ſind oder gleichzeitig an anderer Stelle veröffentlicht werden ſollen. 


5. Es wird gebelen, die Einſendungen nichteingeforderter Buchbeſprechungen zu unterlaſſen. Wünſche, die die Verfaſſer 
oder Verleger zu beſprechender Bücher über die Perſon des Beſprechers äußern, können nicht berückſichtigt werden. Die Ein⸗ 
ſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 

Arbeiten zur Erlangung der Doktorwürde (Diſſertationen) werden grundſätzlich nicht beſprochen. 

6. Die Schriftleitung behält ſich in jedem Einzelfall die Entſcheidung darüber vor, ob eine Entſcheidung beſprochen 
werden ſoll oder nicht. Die Einſendung nicht erbetener Anmerkungen zu Entſcheidungen iſt nicht erwünſcht. Für An⸗ 
regungen, insbeſondere Benennung von Juriſten, die auf einzelnen Fachgebieten beſondere Sachkunde beſitzen, iſt die Schrift⸗ 
leitung dankbar. 

Grundſätzlich werden niemals Beſprechungen aus der Feder von Perſonen veröffentlicht, die an dem Verfahren in 
irgendeiner Weiſe, z. B. als Partei, Prozeßbevollmächtigter, Richter oder Gutachter beteiligt waren. 

7. Die Schriftleitung iſt beſtrebt, den Teil „Rechtſprechung“ jo zu geftalten, daß wichtige Entſcheidungen möglichſt 
beſchleunigt zum Abdruck kommen. Für einzelne Gerichte (Reichsgericht — Zivilſachen und Strafſachen —, Reichsarbeitsgericht, 
Reichsfinanzhof, Reichsverſicherungsamt, Reichsverſorgungsgericht, Reichspatentamt, ſowie die Oberverwaltungsgerichte) ſind 
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ſtändige Mitarbeiter beftellt, die die Aufgabe haben, die wichtigſten Entſcheidungen auszuwählen und bearbeitet der Schrift⸗ 
leitung zu überſenden. Alle anderen Mitarbeiter werden deshalb gebeten, davon abzuſehen, Entſcheidungen dieſer Gerichte 
an die Schriftleitung einzuſenden. 

Für alle übrigen Gerichte und alle wichtigen Verwaltungsbehörden ruft die Schriftleitung ſämtliche Leſer zur Mit- 
arbeit durch Einſendung von Entſcheidungen auf. Es können aber nur ſolche Entſcheidungen zum Druck angenommen werden, 
die über den Einzelfall hinaus grundſätzliche Bedeutung haben. Es iſt dringend nötig, daß jeder Einſender einer Ent⸗ 
ſcheidung vorher gerade dieſe Frage genau prüft. Vor allem können Entſcheidungen, die eine bereits wiederholt erörterte 
Rechtsfrage behandeln, ohne neues zu bringen, nicht veröffentlicht werden. Bei der Einſendung von Entſcheidungen iſt er⸗ 
wünſcht, daß eine vollſtändige Abſchrift des fraglichen Urteils oder Beſchluſſes beigefügt und gleichzeitig ein möglichſt kurzer 
Auszug übermittelt wird, der eine zur Veröffentlichung geeignete Form darſtellt, d. h. mit einem Rechtsſatz unter Voran⸗ 
ſetzung der betreffenden Geſetzesſtellen verſehen iſt. Wiederholte Beobachtungen führen dazu, die Einſender dringend zu 
bitten, genau die Gerichte, den Tag der Verkündung und das Aktenzeichen anzugeben. Es werden nach einem ſtreng durch— 
geführten Grundſatz nur rechtskräftige Entſcheidungen zum Abdruck angenommen. Deshalb wird gebeten, ſtets anzugeben, ob 
die Entſcheidung rechtskräftig iſt. 

8. Alle Beiträge, Anfragen und Anmerkungen an die Schriftleitung find lediglich an dieſe, Berlin W 62, 
Maaßenſtraße 5 (Haus des DAV.) Fernſprecher: B 5 Barbaroſſa 3222/3223) zu richten. Die Überſendung von 
Handſchriften an den Verlag oder einzelne Mitglieder der Schriftleitung verurſacht Zeitverſäumnis, Mehrarbeit und Koſten. 
Auch Bücher, deren Beſprechung gewünſcht wird, ſind lediglich an die Schriftleitung zu ſenden, zweckmäßig nach vorheriger Anfrage. 

Schreiben, die Anzeigen in der Juriſtiſchen Wochenſchrift, die Verſendung der Zeitſchrift, Beſtellungen und Abbeſtellungen, 
Belegſtücke, Sonderabdrucke ſowie Lieferung von Einzelheften, insbeſondere früherer Jahrgänge betreffen, Beſchwerden, Erinne⸗ 
rungen wegen Beſtellung und Honorarzahlung find nur an den Verlag W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig 01, 
Dresdner Straße 11/13 (Fernſprecher: Leipzig 72566) zu richten. 

9. Die Vergütung der Beiträge iſt ſo gehalten, wie es die wirtſchaftliche Lage der Juriſtiſchen Wochenſchrift er⸗ 
möglicht. Die Vergütung für Aufſätze, Buchbeſprechungen und Anmerkungen wird nach einem feſten Satz von 12.2. je 
Druckſpalte berechnet, für Bearbeitung von Entſcheidungen werden 6 AM je Druckſpalte vergütet. Die Schriftleitung iſt 
ſich bewußt, daß das gegenwärtige Entgelt für die geiſtige Arbeit unzulänglich iſt, ſie kann aber nur ihre Mitarbeiter 
bitten, ihren Lohn in dem Bewußtſein zu finden, durch den Beitrag zur Belehrung der Berufsgenoſſen und zur Förderung 
der Rechtspflege mitgewirkt zu haben. 

Die Zahlung der Vergütung wird durch den Verlag etwa zwei bis drei Wochen nach Erſcheinen des Heftes, in dem 
der Beitrag veröffentlicht iſt, geleiſtet. Die Verfaſſer, die Zahlung im Wege des bargeldloſen Verkehrs wünſchen, werden 
gebeten, dies unter Angabe der Poſtſchecknummer oder des Bankkontos auf der Korrektur zu vermerken. 

Jeder Verfaſſer von Beiträgen, von Aufſätzen, Buchbeſprechungen, Anmerkungen erhält auch ohne beſondere Auf⸗ 
forderung vom Verlag ein Beleg des ganzen Heftes zugeſtellt. Wünſche um Sonderabdrucke find ſpäteſtens bei Rück⸗ 
ſendung der Korrekturfahnen unmittelbar an den Verlag zu richten. 

Für die Überſendung von einfachen Entſcheidungsabſchriften ohne jede eigene Bearbeitung ſeitens des Einſenders kann 
ein Honorar nicht gezahlt werden. 


10. Nicht zum Arbeitsbereich der Juriſtiſchen Wochenſchrift gehört die Erteilung von Rechtsbelehrungen, Erſtattung von 
Rechtsgutachten, Namhaftmachuug von Schrifttum oder Entſcheidungen, die ſich auf eine beſtimmte Frage beziehen od. dgl. 

Die Juriſtiſche Wochenſchrift bringt niemals Beiträge ohne volle Namensnennung des Verfaſſers. Nur dieſer iſt 
für den Inhalt verantwortlich. Eine in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von einem Verfaſſer geäußerte Anſicht iſt daher nicht 
als Meinungsäußerung der Schriftleitung oder des Deutſchen Anwaltvereins anzuſehen. 

Daß die Juriſtiſche Wochenſchrift nur Beiträge veröffentlicht und nur Verfaſſer zu Wort kommen läßt, die unbedingt 
auf dem Boden der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung ſtehen, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Die Schriftleitung. 
Dittenberger. Voß. Schraut. 
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vollſtreckungsſchutz. 


Von Rechtsanwalt Dr. Eduard Gebhard, Karlsruhe. 


Das Geſetz über weitere Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 298) hat 
neben bedeutſamen Anderungen und Ergänzungen der be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften über den Vollſtreckungsſchutz eine be⸗ 
grüßenswerte Zuſammenfaſſung dieſer zerſplitterten Materie 
gebracht, indem es durch ſeine in Art. 8 enthaltene Ermäch⸗ 
tigung den Reichsjuſtizminiſter veranlaßte, das durch die 
4. Not VO. v. 8. Dez. 1931 eingeleitete und durch die VO. 
v. 14. Juni 1932, v. 27. Sept. 1932 und v. 17. Jan. 1933 
ſowie durch das Geſ. v. 4. Mai 1933 geänderte und ergänzte 
Vollſtreckungsſchutzrecht durch Veröffentlichung der VO. über 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
26. Mai 1933 (RG Bl. I, 302) in der jetzt geltenden Faſſung 
bekanntzumachen. Es wirkt nicht ſtörend, wenn die VO. vom 
26. Mai 1933 in Ziff. VI 2 und 8 19b von einer ſelbſtändigen 
Paraphierung beſtimmter Teile des landwirtſchaftlichen Son⸗ 
dervollſtreckungsſchutzrechts abſieht und auf die hierfür gelten⸗ 
den Vorſchriften der VO. über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 (RGBl. I, 63) und ihrer 
AusfVO. v. 14. Febr. 1933, v. 14. März 1933, v. 27. April 
1933 und v. 26. Mai 1933 (RG Bl. I, 64, 104, 231, 309) 
verweiſt; vielmehr wird durch dieſe Verweiſung zum Ausdruck 
gebracht, daß das landwirtſchaftliche Vollſtreckungsnotrecht 
gegenüber dem allgemeinen und für alle Schuldner geltenden 
Vollſtreckungsſchutz eine Sonderſtellung beanſprucht, die auch 
tatſächlich in einer weitgehenden Privilegierung der Land⸗ 
wirtſchaft ihren Ausdruck findet. Als weitere Quelle des jetzt 
geltenden Vollſtreckungsſchutzes kommt das Gef. über Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz für die Binnenſchiffahrt vom 24. Mai 1933 
(RGBl. I, 289) in Betracht, das dieſem Wirtſchaftszweig ein 
ähnliches Privileg ſichert wie der Landwirtſchaft. 

Weitere Vollſtreckungsbeſchränkungen, die jedoch über den 
Rahmen des hier zu behandelnden Vollſtreckungsſchutzes im 
engeren Sinne hinausgehen und entweder nur als Ausſtrah⸗ 
lung eines anderen Verfahrens wirkſam werden oder gewiſſen 
Grundſtücken und Perſonenkreiſen ſchon kraft Geſetzes anhaften, 
enthalten z. B. noch die Sicherungs O. v. 17. Nov. 1931 
(8 8), die VO. über das landwirtſchaftliche Vermittlungsver⸗ 
fahren v. 27. Aug. 1932 ($ 13), die Entſchuldungs VO. vom 
1. Juni 1933 (8 8), das VerſorgungsG. v. 31. Juli 1925 
(8 77), und die Konkurs- und VerglO. (88 14 bzw. 32); fie 
ſind im folgenden nicht berückſichtigt. 


I. Vollſtreckungsſchutz bei der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung. 


1. Im allgemeinen. 


a) Mindeſtgebot (VO. v. 26. Mai 1933 88 1—4): 
Bleibt das bei der Zwangsverſteigerung (ZwVerſt.) eines 
Grundſtücks abgegebene Meiſtgebot einſchließlich des Kapital⸗ 
werts der im „geringſten Gebot“ enthaltenen Stammrechte 
hinter dem Betrag von 7/0 des Grundſtückswerts zurück, fo 
kann ein Berechtigter, deſſen Anſpruch durch das Meiſtgebot 
nicht gedeckt wird, die Verſagung des Zuſchlags beantragen, 
wenn durch die Abgabe eines den Betrag von /o des Grund⸗ 
ſtückswerts erreichenden Gebots der Anſpruch dieſes Berechtig⸗ 
ten vorausſichtlich gedeckt ſein würde. Der Antrag iſt abzu⸗ 
lehnen, wenn der betreibende Gläubiger widerſpricht und 
glaubhaft macht, daß die Zuſchlagsverſagung für ihn unver⸗ 
hältnismäßig nachteilig wäre. Grundſätzlich unzuläſſig iſt der 
Antrag, wenn das Meiſtgebot von einem Realgläubiger (3. B. 
Hypothekengläubiger) abgegeben wird, ſofern das Gebot unter 
Hinzurechnung des dem Gläubiger erwachſenden Ausfalls an 
der Erlösverteilung den Betrag von 3/0 des Grundſtückswerts 
erreicht. Wird dem Antrag ſtattgegeben, ſo wird von Amts 
wegen neuer Termin beſtimmt, in welchem ein erneuter An⸗ 
trag auf Verſagung des Zuſchlags aus den vorbezeichneten 
Gründen unzuläſſig ift. Der maßgebende Grundſtückswert wird 
vom Gericht unter Zugrundelegung des für den 1. Jan. 1931 
feſtgeſetzten Einheitswerts errechnet und vorher bekanntgegeben. 


b) Einſtweilige Einſtellung von Zwangsver⸗ 
ſteigerungen (VO. v. 26. Mai 1933 88 5—9 c): Iſt die 
ZuVerſt. eines Grundſtücks angeordnet, fo tft fie — was bon 
Amts wegen zu prüfen iſt — namentlich dann längſtens ſechs 
Monate einzuſtellen, wenn die Nichterfüllung der Verbindlich⸗ 
keiten, derentwegen vollſtreckt wird, auf Umſtänden beruht, die 
in der wirtſchaftlichen Geſamtentwicklung begründet ſind und 
die der Schuldner nicht abzuwenden vermochte. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung ſieht das Geſetz insbeſ. dann als gegeben an, wenn 
der Schuldner infolge Mietausfalls, Betriebsrückgangs, un⸗ 
verſchuldeter Arbeitsloſigkeit uſw. zahlungsunfähig iſt. Oft 
wird das Gericht, wie vorgeſehen iſt, die Einſtellung lediglich 
mit der Maßgabe verfügen, daß der Schuldner die während der 
Einſtellung fällig werdenden Zinſen bezahlt und außerdem Ab⸗ 
zahlungen auf rückſtändige Zinsſchulden bewirkt. Die Entſchei⸗ 
dung darüber, ob die Einſtellung anzuordnen iſt, erfolgt nach 
Anhörung des Gläubigers und des Schuldners durch Beſchluß, 
gegen welchen ſofortige Beſchwerde ſtattfindet; weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt nicht gegeben. Abzulehnen iſt die Einſtellung trotz 
vorliegender Einſtellungsgründe, wenn ſie für den betreibenden 
Gläubiger unverhältnismäßig nachteilig wäre oder anzunehmen 
iſt, daß die ſpätere Verſteigerung einen weſentlich geringeren 
Erlös zeitigen würde. Mehrmalige Wiederholung der Ein⸗ 
ſtellung iſt zuläſſig, und zwar nicht nur dann, wenn die vor⸗ 
hergehende Einſtellung aus den obenbezeichneten Gründen 
durch das Vollſtreckungsgericht angeordnet war, ſondern auch 
dann, wenn fie aus anderen Gründen (z. B. im Falle der Be⸗ 
rufung gegen das erſtinſtanzliche Urteil) auf Anordnung des 
Prozeßgerichts oder gar auf Bewilligung des betreibenden 
Gläubigers verfügt worden war; im letzteren Fall gilt erſt 
die dritte Einſtellungsbewilligung des Gläubigers als Rück⸗ 
nahme des Verſteigerungsantrags. Sondervorſchriften gelten 
für ZwVerſt. zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft 
und im Konkurſe. 

e) Zwangsverwaltung (VO. v. 26. Mai 1933 8 10): 
Iſt bei der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks eine öffent⸗ 
liche Körperſchaft, ein ſtaatlich beaufſichtigtes Inſtitut, eine 
Hypothekenbank oder ein Siedlungsunternehmen beteiligt, ſo 
iſt auf Vorſchlag eine im Dienſte eines dieſer Beteiligten 
ſtehende Perſon zum Zwangsverwalter zu beſtellen, wenn die 
Dienſtherrin des Vorgeſchlagenen die Mithaftung für den 
Schaden, für welchen der Verwalter nach § 154 ZmBerft®. 
haftet, übernimmt und keine Bedenken gegen den Vorgefchla- 
genen beſtehen. Der ſo beſtellte Verwalter erhält keine Ver⸗ 
gütung. 


2. Sondervorſchriften für die Landwirtſchaft. 


a) Mindeſtgebot (VO. v. 26. Mai 1933 84): Dem 
für das Mindeſtgebot maßgebenden Grundſtückswert liegt bei 
landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen 
Grundſtücken ein weſentlich höherer Einheitswert zugrunde 
als bei ſonſtigen Grundſtücken. 

b) Einſtweilige Einſtellung von Zwangsver⸗ 
ſteigerungen (BD. v. 26. Mai 1933 Ziff. VI 2, VO. vom 
14. Febr. 1933 nebſt AusfVO. v. 14. Febr. 1933 88 1—6, 
v. 14. März 1933 88 1, 3 und v. 27. April 1933 Art. 1—2): 
ZwVerſt. landwirtſchaftlicher, forſtwirtſchaftlicher und gärt⸗ 
neriſcher Grundſtücke, denen die Landarbeiterheime und 
Fiſchereigrundſtücke gleichgeſtellt werden, ſind grundſätzlich bis 
zum 31. Okt. 1933 unzuläſſig und damit kraft Geſetzes einſt⸗ 
weilen eingeſtellt; dies ſogar dann, wenn der Zuſchlag bereits 
erteilt, aber noch nicht rechtskräftig war, ausgenommen den 
Fall, daß der Verteilungstermin bereits ſtattgefunden hatte. 
Nur unter ganz beſtimmten Vorausſetzungen kann die vor⸗ 
zeitige Fortſetzung des Verfahrens vom Gläubiger beantragt 
werden; namentlich dann, wenn die ZuVerſt. aus erſt⸗ 
ſtelligen Rechten betrieben wird, die einem ſich nach Geſetz 
oder Satzung mit der Gewährung langfriſtiger Kredite be⸗ 
faſſenden Inſtitut (Hypothekenbanken, öffentliche Sparkaſſen) 
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zuſtehen und der Schuldner mit wiederkehrenden Leiſtungen 
im Rückſtand iſt und weiterhin bleibt; ferner dann, wenn aus 
einer Forderung vollſtreckt wird, die aus einem für die Zeit 
nach dem 30. Juni 1931 gewährten Kredit bzw. aus einer 
nach dem gleichen Zeitpunkt bewirkten Lieferung oder Leiſtung 
für den Betrieb herrührt; und ſchließlich auch dann, wenn 
eine ordnungsmäßige Wirtſchaftsführung des Betriebsinhabers 
bis zur Einbringung der Ernte nicht zu erwarten iſt. Jedoch 
iſt der Antrag auf vorzeitige Fortſetzung abzulehnen, wenn 
das Unvermögen des Schuldners auf Umſtänden beruht, die 
durch gewiſſe ungünſtige Einzelfälle oder die gegenwärtige 
Wirtſchaftsnot bedingt find (3. B. bei Ausfall von Pacht⸗ 
zinszahlungen, Unwetter- und Seuchenſchäden, Preisrück⸗ 
gang uſw.). Gegen den die Fortſetzung des Verfahrens ab⸗ 
lehnenden Beſchluß iſt ſofortige Beſchwerde gegeben; die Ent⸗ 
ſcheidung des BeſchwG. iſt unanfechtbar. 

c) Zwangsverwaltung (VO. v. 26. Mai 1933 
SS 1242—17): Bei der Zwangsverwaltung eines landwirtſchaft⸗ 
lichen, forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Grundſtücks iſt 
regelmäßig der Schuldner ſelbſt zum Zwangsverwalter zu be⸗ 
ſtellen, es ſei denn, daß er hierzu nicht bereit iſt oder eine 
ordnungsmäßige Führung der Verwaltung durch ihn nicht 
zu erwarten iſt. Wird der Schuldner zum Verwalter ernannt, 
ſo hat das Gericht eine „Aufſichtsperſon“ zu beſtellen, welche 
die Verwaltung des Schuldners zu beaufſichtigen und bei Ver⸗ 
ſtößen das Gericht zu benachrichtigen hat. Bei Geſchäften, die 
über den Rahmen der laufenden Wirtſchaft hinausgehen, iſt 
der zum Verwalter beſtellte Schuldner an die Entſchließung 
der Aufſichtsperſon gebunden. Über die Nutzungen des Grund⸗ 
ſtücks und deren Erlös darf der Schuldner grundſätzlich nur 
mit Zuſtimmung der Aufſichtsperſon verfügen. Die Ver⸗ 
wendung von Grundſtückserzeugniſſen oder deren Erlös zur 
Deckung des ſchuldneriſchen Eigenbedarfs wird vom Gericht 
geregelt. Wird der Schuldner nicht ſelbſt zum Zwangsver⸗ 
walter beſtimmt, ſo kann das Gericht anordnen, daß der 
Gläubiger die dem Zwangsverwalter nach $ 153 ZwVerſtGg. 
zuſtehende Vergütung ganz oder zum Teil zu tragen hat. 
Entſprechendes kann das Gericht für den Fall, daß der Schuld- 
ner zum Verwalter beſtimmt wird, hinſichtlich der Vergütung 
der Aufſichtsperſon anordnen; der zum Verwalter beſtellte 
Schuldner erhält keine Vergütung. Die oben unter Ic ge⸗ 
nannte Vorſchrift, wonach bei Beteiligung gewiſſer Körper⸗ 
ſchaften oder Inſtitute eine in deren Dienſten ſtehende Perſon 
zum Zwangsverwalter zu beſtellen iſt, gilt nur ſubſidiär, wenn 
der Schuldner nicht ſelbſt mit der Verwaltung betraut wird. 


3. Sondervor ſchriften für die Binnenſchiffahrt. 


a) Mindeſtgebot (Gef. v. 24. Mai 1933 88 13—18): 
Wie bei der Grundſtückszwangsverſteigerung kann auch ein bei 
der Verſteigerung eines im Schiffsregiſter eingetragenen Bin⸗ 
nenſchiffs (8 119 BinnSh®.) ganz oder teilweiſe ausfallen⸗ 
der Berechtigter die Verſagung des Zuſchlags beantragen, 
wenn das Meiſtgebot einſchließlich der beſtehenbleibenden 
Rechte hinter ſieben Zehnteln des Schiffswerts zurückbleibt. 
Im einzelnen deckt ſich die Regelung weitgehend mit den für 
das Mindeſtgebot bei Grundſtückszwangsverſteigerungen gel⸗ 
tenden Vorſchriften (vgl. oben la). Der maßgebende Schiffs⸗ 
wert wird vom Gericht nach Anhörung eines Sachverſtändigen 
feſtgeſetzt. 

b) Einſtweilige Einſtellung der Zwangsver⸗ 
ſteigerung von Binnenſchiffen (Geſ. v. 24. Mai 1933 
88 1—12): Während der Sonderſchutz für landwirtſchaftliche 
Grundſtücke vorläufig nur bis zum 31. Okt. 1933 befriſtet iſt, 
werden durch das Gef. v. 24. Mai 1933 die ZwVerſt. eines 
eingetragenen Binnenſchiffs und die Zwangsvollſtreckung in 
Schiffsparten bis zum 31. März 1934 einſtweilen eingeſtellt. 
Dieſe geſetzliche Einſtellung des Verfahrens greift jedoch nicht 
Platz, inſoweit die ZwVerſt. wegen einer der in § 102 Ziff. 1 
bis 5 BinnSh®. genannten Forderungen (Abgaben, Lotſen⸗ 
gelder uſw.) betrieben wird oder wenn die Erlösverteilung 
bereits ſtattgefunden hat. Einem Antrag auf vorzeitige Fort⸗ 
ſetzung iſt insbeſ. dann ſtattzugeben, wenn der Schuldner mit 
Zinſen oder Abzahlungsbeträgen an einer durch erſtſtelliges 
Pfandrecht geſicherten Forderung in gewiſſem Rückſtand iſt, 
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ferner dann, wenn der Schuldner ſeine vertragliche Verſiche⸗ 
rungspflicht verletzt hat, eine ordnungsmäßige Wirtſchafts⸗ 
führung nicht zu erwarten oder das Schiff abwrackreif iſt, und 
ſchließlich auch dann, wenn die ZwVerſt. wegen einer For⸗ 
derung aus einem Kredit zur Deckung der nach dem 31. März 
1932 entſtandenen Betriebsausgaben oder aus einer nach dem 
31. März 1932 bewirkten Lieferung und Leiſtung betrieben 
wird. Der Antrag auf Verfahrensfortſetzung wegen Rückſtan⸗ 
des mit Zinſen und Abzahlungsraten iſt abzulehnen, wenn die 
Nichterfüllung auf die wirtſchaftliche Geſamtentwicklung zu⸗ 
rückzuführen iſt; jedoch ſoll in geeigneten Fällen dem Schuld⸗ 
ner eine Nachfriſt zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeiten ge⸗ 
ſetzt werden. Grundſätzlich unzuläſſig iſt während der Ein⸗ 
ſtellung der dingliche Arreſt in das Schiff. Für den Fall der 
Ablehnung eines Antrags auf vorzeitige Fortſetzung kann das 
Gericht von Amts wegen oder auf Antrag den Schuldner der 
Aufſicht einer „Aufſichtsperſon“ unterſtellen, welche die Wirt⸗ 
ſchaftsführung des Schuldners zu beaufſichtigen und auf die 
Erfüllung der ſchuldneriſchen Verbindlichkeiten gegenüber dem 
Gläubiger hinzuwirken hat. 


II. Vollſtreckungsſchutz bei der Mobiliarzwangsvollſtreckung. 
1. Im allgemeinen (VD. v. 26. Mai 1933 88 1819 c). 


Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen iſt 
für die Zeit bis zum 31. März 1934 erheblichen Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen. 


Gartenhäuſer, Wohnlauben u. dgl. ſind überhaupt un⸗ 
pfändbar, wenn ſie als ſtändige Unterkunft benutzt werden. 

Die Zwangsvollſtreckung in Gegenſtände des perſönlichen 
Gebrauchs oder in Hausrat iſt auf Antrag des Schuldners 
aufzuheben, ſofern dieſer unverſchuldet zahlungsunfähig iſt 
und durch den Verluſt der Gegenſtände einen unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil erleiden würde. Beruht die Schuldverpflich⸗ 
tung, derentwegen die Zwangsvollſtreckung betrieben wird, je⸗ 
doch auf Vertrag, ſo iſt dem Aufhebungsantrag nur dann zu 
entſprechen, wenn ſich die wirtſchaftliche Lage des Schuldners 
nach Eingehung der vertraglichen Verpflichtung verſchlechtert 
hat. Die Aufhebung iſt überhaupt unzuläſſig, wenn dadurch 
die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers ernſtlich gefährdet 
würde. An Stelle der Aufhebung kann das Gericht in ge⸗ 
eigneten Fällen dem Schuldner unter einſtweiliger Einſtellung 
des Verfahrens Zahlungsfriſten bewilligen. Dieſelben Vor⸗ 
ſchriften gelten für die Zwangsvollſtreckung in Gerätſchaften, 
Vorräte und Einrichtungsgegenſtände, die der Erwerbstätigkeit 
dienen oder zu einem gewerblichen Unternehmen gehören. 
Vor der Entſcheidung über Aufhebungs- und Einſtellungs⸗ 
anträge iſt der Gegner zu hören, u. U. auch eine mündliche 
Verhandlung anzuordnen. Weitere Beſchwerde gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des BeſchwG. iſt unzuläſſig. An die Stelle des 
Vollſtreckungsgerichts tritt bei Zwangsvollſtreckungen, die im 
Verwaltungszwangsverfahren erfolgen, die zuſtändige Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde. 

Die Pfändung von Miet- und Pachtzinſen oder daraus 
entſtandener Guthaben und Barmittel iſt auf Antrag des 
Schuldners vom Vollſtreckungsgericht — im Verwaltungs- 
zwangsverfahren von der zuſtändigen Verwaltungsbehörde — 
aufzuheben, wenn der Schuldner dieſe Einkünfte zur laufen⸗ 
den Grundſtücksunterhaltung, für notwendige Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten oder zur Befriedigung bevorrechtigter Anſprüche i. S. 
des § 10 ZwVerſtG. benötigt. 

Eine beachtenswerte Sonderregelung iſt für Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen in das bewegliche Vermögen getroffen, die aus 
hypothekariſch oder grundſchuldmäßig geſicherten Anſprüchen 
betrieben werden. Hier iſt grundſätzlich nicht erſt auf Antrag, 
ſondern von Amts wegen die Pfändung aufzuheben, wenn da⸗ 
durch Mittel getroffen werden, die der Schuldner zum Unter⸗ 
halt, zur Grundſtücksunterhaltung, zur Vornahme von In⸗ 
ſtandſetzungsarbeiten, zur Befriedigung der in 8 10 ZuvVerſt⸗ 
Geſ. aufgezählten Laſten oder zur Aufrechterhaltung ſeines 
Unternehmens dringend braucht, es ſei denn, daß mit der 
betr. Zwangsvollſtreckung Anſprüche aus notwendigen Grund⸗ 
ſtücksinſtandſetzungsarbeiten (auch Umbauten) oder aus dieſer⸗ 
halb gewährten Krediten verfolgt werden. 
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2. Sondervorſchriften für die Landwirtſchaft 

(BD. v. 26. Mai 1933 § 19b und VO. v. 14. Febr. 1933 

nebſt Ausf VO. v. 14. Febr., v. 14. März und vom 
27. April 1933). 


Die Zwangsvollſtreckung in bewegliche Sachen, die zu 
einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärt⸗ 
neriſchen Betriebe oder zum Hausrat des Betriebsinhabers 
und ſeiner Familie gehören, ingleichen die Zwangsvollſtrek⸗ 
kung in Forderungen aus Verkauf von Betriebserzeugniſſen 
oder in Barmittel und Guthaben, die der Schuldner zur ord- 
nungsmäßigen Betriebsfortführung oder zur Erfüllung von 
Grundſtücksverbindlichkeiten und Pachtzinsverpflichtungen be⸗ 
nötigt, iſt bis zum 31. Okt. 1933 grundſätzlich unzuläſſig. 

Ausgenommen von dieſer Regelung iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Luxusgegenſtände bzw. aus gewiſſen nach dem 
31. Dez. 1932 fällig gewordenen Forderungen (z. B. Unter⸗ 
halts⸗, Altenteils⸗, Lohnforderungen) ſowie aus Anſprüchen, 
die den geſetzlichen Gläubigerſchutz zur Sicherung der Dünge⸗ 
mittel⸗ und Saatgutverſorgung nach den VO. v. 23. Jan. 
1932 und v. 19. Jan. 1933 genießen. 

Beſchränkt zuläſſig iſt die Zwangsvollſtreckung für An⸗ 
ſprüche aus Steuern, Abgaben, Sozialverſicherungsbeitragen, 
künftigen Zinsforderungen gewiſſer privilegierter Inſtitute 
(Landſchaften, Hypothekenbanken, öffentliche Sparkaſſen), Be⸗ 
triebskrediten, gewiſſen Verſicherungsverträgen und Pachtver⸗ 
trägen. Hier iſt die Zwangsvollſtreckung regelmäßig nur auf⸗ 
zuheben, wenn dem Schuldner von der Verwaltungsbehörde 
beſcheinigt wird, daß ihm durch die Zwangsvollſtreckung un⸗ 
entbehrliche Mittel zur ordnungsmäßigen Fortführung der 
Wirtſchaft bis zur Ernte 1933 entzogen würden. Die Auf⸗ 
hebung kann überdies davon abhängig gemacht werden, daß 
ſich der Schuldner einer Aufſicht unterſtellt, welche ſich nach 
den Regeln der für die landwirtſchaftliche Zwangsverwaltung 
angeordneten Aufſicht richtet. Jedoch ſind zugunſten des 
Schuldners auch in dieſen Fällen gewiſſe Ausnahmen vor⸗ 
geſehen, namentlich bei der Vollſtreckung von Grundſtücks⸗ 
ſteuern oder aus hypothekariſch geſicherten Anſprüchen. 


3. Sondervorſchriften für die Binnenſchiffahrt 
(Geſ. v. 24. Mai 1933 88 19—23). 

Die Regelung des Mobiliarvollſtreckungsſchutzes für die 
Binnenſchiffahrt weiſt große Ahnlichkeit mit derjenigen des 
entſprechenden landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutzes auf. 

Grundſätzlichen Vollſtreckungsſchutz bis zum 31. März 
1934 genießen auch hier Betriebsgegenſtände und Hausrat, 
ferner Forderungen aus Fracht und Schiffahrtsbetrieb ſowie 
Barmittel und Guthaben, ſoweit ſie zur Betriebsfortführung 
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oder zur Erfüllung von gewiſſen Schiffsverbindlichkeiten be⸗ 
nötigt werden. 

Ausnahmen beſtehen auch hier für Luxusgegenſtände ſowie 
für die Vollſtreckung gewiſſer privilegierter Anſprüche (Ab⸗ 
gaben, Löhne, Unterhaltsanſprüche, Beiträge an Berufs⸗ 
verbände uff.) 

Beſchränkt zuläſſig iſt die Zwangsvollſtreckung für An⸗ 
ſprüche aus Steuern, Abgaben, Soziallaſten, künftigen Zinſen 
und Abzahlungsraten, aus eingetragenem rechtsgeſchäftlichen 
Schiffspfandrecht, ſowie aus Betriebskrediten und Leiſtun⸗ 
gen für den Schiffahrtsbetrieb, die für die Zeit nach dem 
31. März 1933 gewährt bzw. bewirkt worden ſind. Auch hier 
iſt die Aufhebung von der Beibringung eines Betriebsſchädlich⸗ 
keitszeugniſſes der Verwaltungsbehörde abhängig gemacht. 
Auch hier kann der Schuldner im Falle der Aufhebung der 
Zwangsvollſtreckung einer Aufſicht unterſtellt werden. 


III. Abwendung des Offenbarungseids. 


1. Im allgemeinen (VO. v. 26. Mai 1933 8 19 d). 

Bis zum 31. März 1934 iſt die Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung des Offenbarungseids i. S. des 8 807 ZPO. weſentlich 
eingeſchränkt. Der Schuldner kann im Eidestermin die Eides⸗ 
leiſtung dadurch abwenden, daß er verſichert, in dem von ihm 
vorgelegten Vermögensverzeichnis ſein Vermögen ſo vollſtän⸗ 
dig angegeben zu haben, als er dazu imſtande ſei. Dieſe Ver⸗ 
ſicherung hat dieſelbe Wirkung wie die tatſächliche Leiſtung 
des Eids, ohne daß jedoch ein Eintrag im Schuldnerverzeichnis 
ſtattfindet. Insbeſ. begründet fie auch die Schonfriſt des 8 903 
ZPO. Ergibt ſich jedoch, daß zur Herbeiführung einer wahr⸗ 
heitsmäßigen Vermögensangabe die Eidesleiſtung notwendig 
erſcheint, ſo hat das Gericht auf Antrag des Gläubigers 
durch unanfechtbare Entſcheidung die Leiſtung des Eides an⸗ 
zuordnen, ſelbſt dann, wenn der Schuldner bereits in einem 
vorhergegangenen Termin die eingangs genannte Verſiche⸗ 
rung abgegeben hatte. Dieſelbe Regelung greift auch hinſicht⸗ 
lich der in anderen Geſetzen angeordneten Offenbarungseides⸗ 
leiſtung Platz, ſofern es ſich um einen dem Eid des 8 807 
ZPO. weſensgleichen Eid handelt (z. B. 8 325 RAbgd.). 


2. Sondervorſchriften für dieLandwirtſchaft (VO. 
v. 14. Febr. 1933 $ 11). 


Der Inhaber eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaft⸗ 
lichen oder gärtneriſchen Betriebes hat bis zum 31. Okt. 1933 
den Eid nur dann zu leiſten, wenn der Gläubiger Umſtände 
glaubhaft macht, aus denen zu ſchließen iſt, daß der Schuldner 
außer ſeinem Grundbeſitz und den nach §87 der AusfVO. 
v. 14. Febr. 1933 pfändbaren Mobilien noch ſonſtiges Ver⸗ 
mögen beſitzt. 


Die Rechte der Gläubiger nach dem neuen Entſchuldungsgeſetz. 


(Mit einer Überſichtstabelle.) 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Platzbecker, Kreditreferent bei der Landſtelle Dresden. 


Das Geſetz zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuld⸗ 
verhältniſſe v. 1. Juni 1933 (RGBl. 231) dehnt den Kreis 
der entſchuldungsfähigen Betriebe auf das geſamte Reichs⸗ 
gebiet aus. Auch außerhalb des Oſthilfegebietes werden damit 
weite Kreiſe von dem landwirtſchaftlichen Entſchuldungsrecht 
erfaßt, die bisher davon unberührt geblieben ſind. 

In kurzen Zügen ſei hier ein Überblick über die Rechte 
der Gläubiger im Entſchuldungsverfahren gegeben: 

Die Beſtimmungen des Entſchuldungsgeſetzes gelten für 
alle neuen Entſchuldungsfälle, auch für ſolche im Oſthilfe⸗ 
gebiet. Nur für die alten Entſchuldungsverfahren, die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Entſchuldungsgeſetzes — am 15. Juni 
1933 — bereits von den Landſtellen bearbeitet worden ſind, 
bleiben zum Teil noch die alten Beſtimmungen der Siche⸗ 
rungsVO. v. 17. Nov. 1932 maßgebend (88 97 ff.). 


I. Vollſtreckungsbefugnis. 


Auch für Entſchuldungsbetriebe gilt das allgemeine 
Zwangsvollſtreckungsnotrecht: 

1. Die NotVO. über den landwirtſchaftlichen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 und die DurchfVO. dazu 
vom gleichen Tage (RGGBl. 33, 63 ff.). 

2. Die VO. über Maßnahmen auf dem Gebiet der 
ee i. d. Faſſ. v. 26. Mai 1933 (RG Bl. 
302 ff.). 

Soweit eine Zwangsvollſtreckung nach dieſen Beſtimmun⸗ 
gen noch zuläſſig iſt, wird das Vollſtreckungsrecht des Gläu⸗ 
bigers durch die Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens grund⸗ 
ſätzlich nicht berührt. 

Davon gelten aber wichtige Ausnahmen: 
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1. Auf Antrag des Betriebsinhabers kann das AG. an⸗ 
ordnen, daß anhängige Zwangsverſteigerungsverfahren einſt⸗ 
weilen eingeſtellt werden. Zwangsvollſtreckungen wegen Geld⸗ 
forderungen in das bewegliche Vermögen können ebenfalls 
einſtweilen eingeſtellt und ſogar aufgehoben werden. Auch 
Zwangsvollſtreckungen zur Bewirkung der Herausgabe von 
Sachen, an denen ſich der Gläubiger bis zur vollſtändigen Be⸗ 
zahlung des Kaufpreiſes das Eigentum vorbehalten hat, kön⸗ 
nen einſtweilen eingeſtellt werden, wenn die Sachen zur 
Fortführung des Betriebes unentbehrlich ſind (Art. 4 Abſ. 1 
der 2. DurchfVO. v. 5. Juli 1933 [RGBl. 459]). Die be⸗ 
treffenden Anordnungen des AG. find für die Gläubiger uns 
anfechtbar (Art. 4 Abſ. 2 a. a. O.). 

2. Nach Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens macht 
das AG. eine Friſt zur Anmeldung der Gläubigerforderungen 
öffentlich bekannt. Verſäumt ein Gläubiger dieſe Anmeldefriſt 
und wird aus dieſem Grunde die Forderung im Entſchul⸗ 
dungsplan nicht berückſichtigt, ſo tritt für alle nicht aus dem 
Grundbuch erſichtlichen Forderungen eine Beſchränkung des 
Vollſtreckungsrechts ein: 

Die Zwangsvollſtreckung in die Grundſtücke nebſt Inven⸗ 
tar und Zubehör ſowie in den zur angemeſſenen Lebensfüh⸗ 
rung erforderlichen Hausrat und die aus der Betriebsführung 
19 0 11). Forderungen des Betriebsinhabers iſt unzuläſ⸗ 
fig (8 11). 

3. Läßt ſich die Entſchuldung nach der Auffaſſung der 
Entſchuldungsſtelle nur durch ein Zwangsvergleichsverfahren 
durchführen, ſo wird das AG. der Entſchuldungsſtelle auf 
deren Antrag die Ermächtigung zum Abſchluß eines Zwangs⸗ 
vergleichs erteilen (88 24, 25). Die Erteilung dieſer Ermäch⸗ 
tigung bewirkt einen weitgehenden Vollſtreckungsſchutz (8 26 
Abſ. 1), andererſeits wird aber auch die Verjährung der An⸗ 
ſprüche der betreffenden Gläubiger während der Dauer des 
Entſchuldungsverfahrens gehemmt (§ 26 Abſ. 4). Wichtig iſt 
insbeſ. § 26 Abſ. 2, wonach auch die Gläubiger, die ſich bis 
zur vollſtändigen Bezahlung des Kaufpreiſes das Eigentum 
vorbehalten haben, kein Recht mehr auf Zwangsvollſtreckung 
zur Herausgabe der betreffenden Sachen beſitzen, wenn die 
Sachen zur Fortführung des Betriebes unentbehrlich ſind. 

Nicht betroffen von den einſchränkenden Beſtimmungen 
des § 26 Abſ. 1a, b und Abſ. 2 werden die Neugläubiger. 
Neugläubiger iſt jeder, der erſt nach der Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens einen Anſpruch gegen den Betriebsinhaber erworben 
hat (§ 10 mit Art. 7 der 2. DurchfVO.). Anſprüche aus Kre⸗ 
diten, die nach dem 14. Juni 1933 zur Bergung der Ernte 
von den damit befaßten Stellen gewährt ſind und Anſprüche 
aus nach dem 14. Juni geſchloſſenen Lieferungsverträgen über 
Erzeugniſſe der Ernte 1933 werden den Neuforderungen gleich⸗ 
geſtellt (Art. 6 mit 7 der 2. DurchfV O.). 

4. Während der geſamten Dauer des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens können Bürgen und Mitſchuldner des Betriebsinha⸗ 
bers inſoweit die Befriedigung des Gläubigers verweigern, 
als ſie im Falle der Befriedigung einen Erſatzanſpruch gegen 
den Betriebsinhaber haben würden (Art. 5 der 2. DurchfVO.). 
Soweit ein ſolcher Erſatzanſpruch des Bürgen oder Mitſchuld⸗ 
ners gegeben wäre, kann ſich der Gläubiger wegen eines Aus⸗ 
falles, den er auf Grund einer Kürzung ſeiner Forderung nach 
§ 29 erleidet, auch nicht an den Bürgen oder Mitſchuldner hal⸗ 
ten, da eine Herabſetzung der Forderung inſoweit auch für 
dieſe wirkt (8 35, ſ. a. unten II, 5). Die oben genannte Be⸗ 
ſtimmung in Art. 5 der 2. DurchfVO. iſt getroffen worden, 
damit der Gläubiger ſich nicht vor der Durchführung der Kür⸗ 
zung volle Befriedigung von den Bürgen oder Mitſchuldnern 
ene — und damit die Rechtsfolgen des § 35 umgehen 
— kann. 


II. Zwangsweiſe Kürzung der Forderungen. 


Eine Kürzung der Gläubigerforderungen iſt im Wege des 
Zwangsvergleiches möglich. Der von der Entſchuldungsſtelle 
aufgeſtellte Vergleichsvorſchlag bedarf der Zuſtimmung der 
Mehrheit der gekürzten Gläubiger. Wird dieſe Mehrheit nicht 
erreicht, ſo kann die Entſchuldungsſtelle wegen einer von ihr 
erworbenen Forderung auch ohne vollſtreckbaren Titel mit 
Genehmigung des AG. die Zwaugsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücks verlangen (§ 42 Abſ. 1). Bleibt die Entſchuldungsſtelle 
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in dem Zwangsverſteigerungsverfahren Meiſtbietende, fo iſt' 
der Zuſchlag mit der Maßgabe an den bisherigen Eigentümer 
zu erteilen, daß die Entſchuldung gemäß dem Vergleichsvor⸗ 
ſchlage erfolgt. Es treten dann die entſprechenden Wirkungen 
ein, wie wenn der Vergleichsvorſchlag angenommen worden 
wäre (8 42 Abſ. 2). 

Im einzelnen gilt bezüglich der Kürzungsmöglichkeit fol⸗ 
gendes: 

1. Für Forderungen, die innerhalb der Mündel⸗ 
ſicherheitsgrenze liegen, darf der Vergleichsvorſchlag 
grundſätzlich eine Kürzung nicht vorſehen (8 29 Abſ. 1, J). 

Eine Ausnahme gilt für Sachwertforderungen, z. B. Rog⸗ 
genrentenhypotheken. Dieſe können — ohne Rückſicht auf die 
Rangſtelle ihrer Sicherung — unter Umwandlung in Reichs⸗ 
markforderungen bis auf einen Betrag herabgeſetzt werden, 
der dem Wert der Forderung oder Leiſtung bei Übernahme der 
Schuld durch den Betriebsinhaber entſpricht. Eine Herab⸗ 
ſetzung um mehr als 500% iſt jedoch unzuläſſig (§ 29 Abſ. 4). 

2. Nicht mündelſichere Forderungen können 
grundſätzlich bis um 500% gekürzt werden (8 29 Abſ. 1, II). 

3. Teilmündelſichere Forderungen können in 
Höhe des die Mündelſicherheitsgrenze überſteigenden Teiles 
um 500% gekürzt werden. Steht die Forderung jedoch einer 
Grundkreditanſtalt oder einem Sozialverſicherungsträger zu, 
ſo kann die Forderung in Höhe des geſamten überſteigenden 
Teiles gekürzt werden (8 29 Abſ. 1, III). Jedoch erhalten die 
vorgenannten Gläubiger zum Erſatz für den Ausfall 40% ige 
Schuldbuchforderungen. Dies gilt auch im Falle einer Kür⸗ 
zung nach § 29 Abſ. 4 (8 65). 

Gleichrangige Hypotheken innerhalb der Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze ſind zuſammenzurechnen. Die Kürzung iſt dann in 
entſprechendem Verhältnis möglich (8 29 Abſ. 2). 

4. Unzuläſſig iſt eine Kürzung bei: 

a) Düngemittel- und Saatgutforderungen ſowie Ernteauf⸗ 
baukrediten für die Zeit nach dem 30. Juni 1931, 

b) Lohnforderungen für die Zeit nach dem 30. Juni 1931, 

c) Genoſſenſchaftsnachſchußforderungen, 

d) Forderungen, die der Deckung von im Ausland be⸗ 
gebenen Schuldverſchreibungen eines inländiſchen Schuldners 
dienen, ſoweit die Aufrechterhaltung der Deckung es erfordert 
und ſoweit die aus den Schuldverſchreibungen ſich ergebenden 
Verpflichtungen nicht durch Vergleich oder Verhandlungen mit 
den Gläubigern herabgeſetzt werden. (Dies betrifft vor allen 
Dingen Hypotheken aus Auslandsanleihen, z. B. aus der 
Amerikaanleihe der Landesbankzentrale), 

e) Forderungen aus vom Vertragsgegner des Betriebs— 
inhabers bei Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens noch 
nicht vollſtändig erfüllten Verträgen (z. B. Staufverträgen mit 
Eigentumsvorbehalt), 

1) zur Zeit der Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens 
aufrechnungsfähigen Forderungen, 

g) Aufwertungsforderungen, ſoweit die geſetzliche Höhe 
der Aufwertung nicht überſchritten iſt, 

h) Steuerforderungen und anderen öffentliche Abgaben, 
Sozialverſicherungsbeiträgen, die nach dem 31. Jan. 1933 fäl⸗ 
lig geworden ſind, 

i) gewiſſen Zwangsverwaltungsauslagen (8 30). 

5. Automatiſche Kürzung der Regreßforde⸗ 
rungen. 

Die Herabſetzung einer Forderung wirkt auch für einen 
Mitſchuldner oder Bürgen, ſoweit dieſer im Falle der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen den Be⸗ 
triebsinhaber haben würde ($ 35). Im Regelfall wirkt ſich 
eine Kürzung daher auch bei den durch Bürgſchaft geſicherten 
Forderungen in voller Höhe zu Laſten des Gläubigers 
aus. Den Gläubigerintereſſen wird inſofern Rechnung ge⸗ 
tragen, als derartige Forderungen nach 8 32 Abſ. 4 bevorzugt 
zu behandeln ſind. 


III. Recht des Gläubigers auf Ablöſung ſeiner Forderung. 
Behandlung der Forderung im Entſchuldungsberfahren. 
Zinsſatz. 

Das Entſchuldungsverfahren hat zum Ziel, den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb nur mit unkündbaren Tilgungsforderungen 
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zu belaſten und alle alten Forderungen in unkündbare Til⸗ 
gungsforderungen umzuwandeln. 

Für die Frage, ob dem Gläubiger ein Recht auf Ab⸗ 
löſung zuſteht, iſt es von entſcheidender Bedeutung, ob ſeine 
Forderung erſtmalig vor oder nach dem 12. Juli 1931 — dem 
Tag des Danatbankkraches — begründet worden iſt. Eine 
Schuldumwandlung nach dem 12. Juli 1931 verbeſſert die 
Stellung des Gläubigers nicht (88 16, 85). 
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Im einzelnen gilt folgende Regelung: 

1. Für vor dem 13. Juli 1931 entſtandene For⸗ 
derungen: 

a) War die Forderung bereits als mündelſichere Til⸗ 
gungsforderung begründet, ſo bleibt ſie als ſolche beſtehen. 
Ein Ablöſungsrecht ſteht dem Gläubiger nicht zu. Soweit der 
Zinsſatz bisher über 4% betragen hat, wird er auf 4% herab⸗ 


Recht des Gläubigers auf Ablöſung 


B. Nach dem 12. 7. 31 ent⸗ 


ſtandene Fdgn. 
1. Mündelf. Fdgn. 


2. NichtmündelſFdgn. 


3. Teilmündelſ. Fdgn. 


4. Lohn- u. Gehalts- 


lich bis zu 50% (829 


weunGrundkredit⸗ 
anſtalt 


Kürzg. 4% ige 


Schuldbuchfdgn. 
($ 65) 


Nein (8 29 Abi. I). 
aber 829 Abſ. 4 

B. Roggenrenten⸗ 
hypothek, wie A 3 


Sa, bis au 50% 
(829 SHIRT) 


! Wie A5 


Grundſätzlich nein 


Abſ. 1, III, zu 100%, 


anderer Teil wie A 4 


Wie Al oder A2, 
wenn nicht Bar⸗ 


ablöſung. 


Wenn nicht Barablöſg., 
Umwandlg. in unkünd⸗ 
bare Tilgungsfdg. (Hy⸗ 
vothekeneintragung) 
(8 14, 16) 


Mündelſicherer 


Teil wie BL an 
derer Teil wie 32 
Wie B2 


Ja (8 85), es ſei Nein 
denn Grund⸗ 


kreditanſtalt des 
8 88 
Ja, auf Antrag des 


eee 
ſiehe 8 16 Abs. 


Entſprechend wie 
B 1 und B 2 


Ja, auch ohne Antrag 
des Gläubigers ($ 17) 


Art der Forderung Kürzung Behandlung in Schuld⸗ Verzinſung 
in aut verſchreibungen 
mt nun Me 
A. Vor dem 13. 7. 31 ent: 

ſtandene Fdgn. 

1. Mündelſichere Til⸗ Nein (829 Ab. 1. J)] Bleibt bestehen Nein Nein 4% (8 83) 
gungsfdg. —— (8 88) Pr Zu ren — — 

2. Mündelſ. Fdg., die Nein (829 Abſ. 1. I) Umgewandelt in Nein Ja (884 Nr. 3) 4%, (8 83) 
nicht unkündbare⸗ — Aunkündbbare Til- * . 3 
Tilgungsfdgn. ſind. nne n CE) 

3, Ausnahme f. Fdan. Bis auf Al Ber Um gewandelt in Nein Nein, f.d. mündelſ. f. d. mündelſ. Teil 
nach 8 29 Abſ. 4 trag, der dem Wert an u un- Teil ja (8 84) 4% (8 83), f. d. übri⸗ 
(end gn.) 6 en der Mon. ober ber, fündb.Tilgungs⸗ gen Teil 4½% (8 14) 

ö eiſtg. bei Über- Ian. evtl. 

nahme der Schuld 8 14) 
durch den Betriebs- 
inhaber entſpricht, 
höchſtens jedoch bis 
zu 500% (829 Abſ. 4 
Grundkreditanſt. 
erh. als Erſatz f. d. 
Kür zg. 40% Schuld⸗ 
buchfdgn. (8 65) 

4. Nichtmündelſ.Fdg. Ja. bis zu 50% | Made in 118 Nein Nein (8 14 40% (8 14) 
(8 29 ündbare Tilgungs⸗ 
Ab. 1. ID ſdgn. (8 150 8 

5. Teilmündelſ. Fog. Überfteigenber Miünbdelficherer Nein ‚Entijprehend wie Entſprechend wie 
Teil ja, grundſätz⸗ Teil wie 41—3 AI und A4 4A 1—3 und A 4 


4%, (8 85), wenn 
nicht Barablöſung 


Wenn nicht Barablö⸗ 
fung verlangt: 4½% 
(8 16, 14) 


Eutſprechen d wie 
B 1 und B 2 


Wie B 2 


dan. u. Handwer⸗ (8 30 Ziff. 1 und 2) 


lerfdgn v. 31. 3. 32 fonſt ja bis zu 500% 
e e e 68 20) | 
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geſetzt. Ein Verwaltungskoſtenbeitrag iſt bis zur Höhe von 
½ % möglich (8 83). 

b) Dagegen hat der Gläubiger einer mündelſicheren For⸗ 
derung, die nicht unkündbare Tilgungsforderung iſt, ein Recht 
auf Ablöſung in 40% igen Schuldverſchreibungen der Grund⸗ 


kreditanſtalten (88 84 mit 88). Macht er von feinem Ab⸗ 


löſungsrecht keinen Gebrauch, jo wird die Forderung in eine 
unkündbare Tilgungsforderung umgewandelt. Der Zinsſatz 
beträgt, wie bei a), höchſtens 4%, der Verwaltungskoſtenbei⸗ 
trag höchſtens ½%. Die Tilgungsrate darf ohne Zuſtimmung 
des Betriebsinhabers nicht höher als auf ½% jährlich feſt⸗ 
geſetzt werden (§ 84). 

e) Der Gläubiger einer nichtmündelſicheren Forderung 
hat grundſätzlich kein Ablöſungsrecht. Dieſe Forderungen wer⸗ 
den vielmehr ebenfalls in unkündbare Tilgungsforderungen 
umgewandelt. Der Zinsſatz beträgt einſchließlich eines etwaigen 
Verwaltungskoſtenbeitrages höchſtens 4½ %. Die Tilgungsrate 
kann auf jährlich — 50% feſtgeſetzt werden. Während der 
erſten drei Jahre nach der Beſtätigung des Entſchuldungs⸗ 
planes erhält der Gläubiger außerdem von der Entſchuldungs⸗ 
ſtelle den Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Zins — unter 
Berückſichtigung der geſetzlichen Zinsherabſetzungen — und 
dem Zins von 4½ % bis zur Höhe von 10% am Jahresſchluß 
zugezahlt, wenn er nachweiſt, daß er ohne die im Entſchul⸗ 
dungsverfahren getroffene Regelung in Höhe des Unterſchie⸗ 
des einen Rechtsanſpruch gegen den Betriebsinhaber haben 
würde (§ 14). Soweit die Forderungen nicht bereits hypothe— 
kariſch geſichert ſind, ſind ſie durch Eintragung von gleich⸗ 
rangigen Hypotheken an bereiteſter Stelle zu ſichern (§ 15). 

Auf Antrag des Gläubigers kann jedoch unter Umſtänden 
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aus Billigkeitsgründen eine Ablöſung in bar unter Abzug von 
10—20% des Stammbetrages (8 17 Abſ. 3) oder in Schuld⸗ 
verſchreibungen (8 18) gewährt werden. 

2. Für nach dem 12. Juli 1931 entſtandene For⸗ 
derungen: 

Hier hat der Gläubiger grundſätzlich ein Recht auf Bar⸗ 
ablöfung (88 16, 85). Eine Ausnahme gilt für Grundkredit⸗ 
anſtalten i. S. des $ 88. Dieſen ſteht ein Ablöſungsrecht nicht 
zu (8 85). 

a) Verlangt der Gläubiger einer mündelſicheren Forde⸗ 
rung nicht Barablöſung, fo gilt die Regelung des 8 84 


(. o. 1b). 


b) Der Gläubiger einer nichtmündelſicheren Forderung 
muß ſich bei dem Verlangen nach Barablöſung Abſtriche in 
Höhe von 10— 200% des Stammbetrages — je nach der 
Rangſtelle ſeiner Forderung — gefallen laſſen. Stellt der 
Gläubiger keinen Antrag auf Barablöſung, ſo finden 88 14, 15 
entſprechende Anwendung (ſ. o. Le). 

In allen dieſen Fällen iſt jedoch ein beſonderer Antrag 
des Gläubigers auf Barablöſung erforderlich. Auch ohne An⸗ 
trag werden in bar abgelöſt: Lohn- und Gehaltsforderungen 
ſowie Handwerkers und Lieferantenforderungen aus der Zeit 
v. 31. März 1932 bis zum 15. Juni 1933. Dieſe Gläubiger 
genießen auch noch den Vorzug, daß bei ihnen ein Abzug nach 
8 16 1 3 nur mit ihrer Zuſtimmung gemacht werden kann 
(8 17). 
In der Anlage iſt eine in Stichwortform abgefaßte Ta⸗ 
belle zur kurzen ſchematiſchen Überſicht beigefügt. Die in der 
Tabelle unterſtrichenen Beſtimmungen gelten auch für alte 
Oſthilfeentſchuldungsverfahren. 


Kündi gungseinſpruchsrecht und Abkehrentſchädigung im gerichtlichen ver⸗ 
gleichs⸗ und im Konkursverfahren. 


Von Th. Keidel, Amtsgerichtsrat am Arbeitsgericht München. 


Das Verhältnis der SS 84 ff. BetraG. zu den Vor⸗ 
ſchriften der Vergl. und KO. über Kündigung von Dienſt⸗ 
verträgen ſowie die Behandlung des Anſpruchs auf Abkehr⸗ 
entſchädigung (8 87 Betr.) im gerichtlichen Vergleichs⸗ 
und Konkursverfahren ſind Gegenſtand lebhaften Streites. 
Angeſichts der Tatſache, daß die Zahl der Vergleichsverfahren 
und Konkurſe immer noch recht groß iſt, iſt die Beantwortung 
= einſchlägigen Rechtsfragen von erheblicher praktiſcher Ve⸗ 
eutung. 


A. Vergleichsverfahren. 


J. Das Kündigungseinſpruchsrecht. 


Für Dienſtverträge jeder Art, bei denen der Vergleichs⸗ 
ſchuldner Dienſtberechtigter iſt, beſtimmen die 8828, 29 
VerglO., daß jeder Vertragsteil mit Ermächtigung des 
Gerichts berechtigt iſt, das Vertragsverhältnis ohne Rück⸗ 
ſicht auf eine vereinbarte Dauer unter Einhaltung der geſetz⸗ 
lichen Kündigungsfriſt zu kündigen. Die Ermächtigung des 
Vergleichsgerichts iſt aber nicht für jede Kündigung erforder⸗ 
lich, vielmehr ſind folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1. Iſt im Arbeitsvertrag eine kürzere oder längere als 
die geſetzliche oder eine der geſetzlichen gleichlaufende Kündi⸗ 
gungsfriſt vereinbart und erfolgt die Kündigung unter 
Einhaltung der vertraglich feſtgelegten Friſt, ſo iſt eine 
Ermächtigung des Vergleichsgerichts entbehrlich. Die Kündi⸗ 
gung iſt eine vertragsgemäße und könnte in gleicher Weiſe 
auch außerhalb des Vergleichsverfahrens erfolgen. (Ebenſo 
Kieſow, VerglO., 4. Aufl., Bem. 38 zu § 29 mit weite⸗ 
rem Schrifttum und neuerdings Klotz: NZ ArbR. 1933 
Sp. 127f.; a. M. R ArbG. v. 22. Dez. 1928: KW. 1929, 
1406 zu 8 11 GeſchAuffVoO. mit zutreffender Kritik von 
Fuchs ebenda.) 

2. Iſt zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer keinerlei 
Abrede über die Kündigung getroffen und gilt demzufolge 


die geſetzliche Kündigungsfriſt, ſo iſt bei einer unter 
Einhaltung dieſer Friſt erfolgenden Kündigung des Arbeits- 
vertrags eine Ermächtigung des Vergleichsgerichts ebenfalls 
nicht erforderlich. Die Kündigung iſt lediglich die Geltend⸗ 
machung eines jedem Vertragsteil unabhängig vom Vergleichs- 
verfahren zuſtehenden geſetzlichen Rechtes. 

3. Bei friſtloſer Löſung des Arbeitsverhältniſſes 
aus einem ſich aus § 626 BGB., 816 V AO., 88 123f., 
133 b f. GewO., 38 70—72 HGB. ergebenden Grunde ent⸗ 
fällt aus den gleichen Erwägungen die Notwendigkeit einer 
gerichtlichen Ermächtigung. 

4. Eine Ermächtigung des Vergleichsgerichts 
iſt nur dann erforderlich, wenn durch Arbeitsvertrag eine 
längere als die geſetzliche Kündigungsfriſt vereinbart oder 
wenn der Arbeitsvertrag auf eine feſt beſtimmte Zeit abge⸗ 
ſchloſſen iſt und unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſt gekündigt werden ſoll; denn Sinn und Zweck der Vor⸗ 
ſchriften der VerglO. iſt, dem Schuldner zwecks Aufrecht⸗ 
erhaltung ſeines Unternehmens die unerträglich gewordene 
Laſt langwährender Verträge abzunehmen, auch wenn ver⸗ 
traglich eine ſolche Löſung nicht zuläſſig iſt (Sydow⸗ 
Buſch⸗Krieg, KO., 16. Aufl., Bem. 2 zu 8§ 29 VerglO.). 

In den Fällen 1—3 iſt das Kündigungseinſpruchs⸗ 
verfahren nach 88 84f. Vetrfi®. ſtets zuläſſig. Eine 
Kolliſion zwiſchen dem Betr. und der VerglO. liegt über⸗ 
haupt nicht vor, da ſich die Kündigung nicht auf die VergloO. 
ſtützt, ſondern ihre Rechtsgrundlage lediglich in den allge⸗ 
meinen arbeitsrechtlichen Vorſchriften hat. Dieſe ſind aber 
durch das Kündigungseinſpruchsrecht des VetrNiG. einge- 
ſchränkt (ebenſo Kieſow a. a. O. Bem. 38 zu 8 29 mit wei⸗ 
terem Schrifttum). Ausgeſchloſſen iſt der Einſpruch nur, wenn 
die Entlaſſung infolge gänzlicher oder teilweiſer Stillegung 
des Betriebes erforderlich iſt (§ 85 Abſ. II Ziff. 2 Betr.). 

Soweit dagegen die Kündigung einer Ermächtigung des 
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Vergleichsgerichts bedarf, iſt das Kündigungseinſpruchsver⸗ 
fahren immer unzuläſſig. Entſcheidend für dieſe Annahme 
iſt nicht, daß die VerglO. gegenüber dem BetrgiGG. das jüngere 
Geſetz oder ein Sondergeſetz iſt, ſondern daß in dem gericht⸗ 
lichen Ermächtigungsverfahren über das Recht zur Kündigung 
entſchieden wird, dieſe Entſcheidung bindend iſt und einer 
Nachprüfung auf ihre Richtigkeit nicht unterliegt (Kieſo w 
a. a. O. Bem. 42 zu 8 28). Es iſt deshalb ausgeſchloſſen, daß 
das Arbeitsgericht im Kündigungseinſpruchsverfahren noch⸗ 
mals die Berechtigung der Kündigung prüft. Außerdem hat 
das Vergleichsgericht bei der Entſcheidung über die Ermächti⸗ 
gung abzuwägen, ob das Feſthalten am Arbeitsvertrag das 
Zustandekommen oder die Ausführbarkeit des Vergleichs ge⸗ 
fährden würde und ob die Kündigung mit geſetzlicher Friſt 
nicht dem Arbeitnehmer einen unverhältnismäßigen Schaden 
bringen würde. Damit erfolgt aber auch die Nachprüfung des 
in § 84 Abſ. I Ziff. 4 BetrRG. niedergelegten wichtigſten 
Einſpruchsgrundes. Vor der Entſcheidung ſelbſt ſoll der Ge⸗ 
kündigte gehört werden (8 28 Abſ. II VerglO.). Ferner kann 
der Arbeitnehmer wegen der vorzeitigen Kündigung Scha⸗ 
denserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (8 30 Vergl.). 
Die Tatſache, daß gegen die Entſcheidung des Vergleichs⸗ 
gerichts kein Rechtsmittel zuläſſig iſt, kann demgegenüber nicht 
von ausſchlaggebender Bedeutung fein (ebenjo im Ergebnis 
Kieſow a. a. O. Bem. 32 zu 8 29 mit weiterem Schrifttum). 


II. Die Abkehrentſchädigung nach 887 Betr. 


Gemäß 82 Vergl. beſtimmt ſich die Behandlung der 
Abkehrentſchädigung im Vergleichsverfahren nach ihrer recht⸗ 
lichen Stellung im Konkursverfahren. Im Konkursverfahren 
iſt der zur Zeit der Konkurseröffnung begründete Anſpruch 
auf Zahlung der Entſchädigung nach $ 87 BetrRG. eine 
nicht bevorrechtigte Konkursforderung, da das 
Abkehrgeld nicht unter den Begriff des Lohnes oder ſonſtiger 
Dienſtbezüge fällt (8 61 Ziff. 1 KO.; RArbch. v. 21. Juni 
1930: BenshSamml. IX, 421 JW. 1931, 2193%)). Der vor 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens begründete Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch iſt deshalb am Vergleichsverfahren beteiligt 
und wird vom Vergleich betroffen 88 2, 73 VerglO.). Wenn 
dagegen der Anſpruch erſt nach der Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens zur Entſtehung gelangt iſt, nimmt er am Ver⸗ 
gleichsverfahren nicht teil und kann unbeſchränkt geltend ge⸗ 
macht werden (8 2 VerglO. mit § 3 KO.). Erhebliche Schwie⸗ 
rigkeiten bereitet aber die Beantwortung der Frage, zu wel⸗ 
chem Zeitpunkt der Anſpruch auf das Abkehrgeld als begrün⸗ 
det anzuſehen iſt. Es ſind hierbei folgende Fälle zu unter⸗ 
ſcheiden. 1 

1. Iſt die Kündigung des Arbeitnehmers, die rechtskräf⸗ 
tige Verurteilung des Arbeitgebers zur Weiterbeſchäftigung 
und, für den Fall der Ablehnung, zur Zahlung der Entſchä⸗ 
digung ſowie die Ablehnung der Weiterbeſchäftigung ſelbſt oder 
der Ablauf der Friſt nach 8 87 VetrR®. vor der Eröff- 
nung des Bergleihsnerfahreng erfolgt, ſo iſt der 
Anſpruch auf das Abkehrgeld auf jeden Fall ein begründeter 
Vermögensanſpruch i. S. des 83 KO. und nimmt daher am 
Vergleichsverfahren teil (8 2 Vergld.). 

Kieſow ſieht in ſeiner Anmerkung in Arbꝗſpr. 1930, 
304 den Anſpruch nur dann als begründet an, wenn das ihn 
gewährende Urteil rechtskräftig iſt. Dieſer Anſchauung kann 
nicht beigetreten werden. Das Urteil, das die Pflicht zur 
Zahlung der Entſchädigung ausſpricht, hat rechtserzeugenden 
Charakter (R ArbGG. a. a. O. und im folgenden unter BIT). 
Es bringt den Entſchädigungsanſpruch des Dienſtverpflichteten 
erſt zur Entſtehung. Während bei derartigen rechtsgeſtalten⸗ 
den Urteilen in der Regel geſetzlich beſtimmt iſt, wann ſeine 
Rechtswirkungen eintreten (f. 8 1564 BOB. für Eheſchei⸗ 
dungsurteile), fehlt in den 88 84 ff. Betracf. eine ſolche 
Vorſchrift. Da aber die Friſt nach 887 Betr. bereits ab 
Zuſtellung des erſten verurteilenden Erkenntniſſes ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Rechtskraft zu laufen beginnt u), muß angenom⸗ 


1) And. M. Jaeger, Komm. z. KO., 6. Aufl., Ben. 16 zu 
8 601 Kd. . 
ich Flatow-Kahn⸗Freund, Betrgch., 13. Aufl. Bem. 15 


zu 8 87 BetrRG.; a. M. LAG. Berlin v. 21. April 1928: JW. 
1928, 2934 mit zutreffender Kritik von Kreller. 
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men werden, daß die Rechtswirkungen des Urteils wenigſtens 
bedingt bereits mit ſeinem Erlaß eingetreten ſind. Auch der 
Ausſchluß der vorläufigen Vollſtreckbarkeit (8 62 ArbchG.) 
hemmt den Eintritt der Rechtswirkungen nicht. Er hindert 
lediglich die Beitreibbarkeit der Entſchädigungsſumme; die 
Erklärungsfriſt nach 8 87 BetrRcG. wird aber trotzdem mit 
der Zuſtellung des Urteils in Lauf geſetzt, da es ſich hier um 
eine nur an die Tatſache der Zuſtellung des Urteils geknüpfte 
Rechtsfolge handelt?). Daraus folgt, daß mit dem Erlaß des 
Urteils der Anſpruch auf das Abkehrgeld entſteht, und zwar 
aufſchiebend bedingt durch die Ablehnung der Weiterbeſchäfti⸗ 
gung oder den Ablauf der Drei⸗Tagesfriſt (Lreller: JW. 
1928, 2934). Sind die letztgenannten Vorausſetzungen ein⸗ 
getreten, ſo iſt der Anſpruch weiterhin auflöſend bedingt durch 
die eventuelle Aufhebung oder Abänderung des Urteils“). 

2. Für das Vergleichsverfahren ergibt ſich, daß im Fall 
der Eröffnung des Verfahrens nach der tatſächlich er⸗ 
klärten oder fingierten Ablehnung der Weiterbeſchäf⸗ 
tigung der Arbeitnehmer ohne Rückſicht auf die Rechtskraft 
des Urteils mit ſeinem Anſpruch am Vergleichsverfahren be⸗ 
teiligt iſt, denn auflöſend bedingte Anſprüche ſtehen unbe⸗ 
dingten auch im Vergleichsverfahren gleich (8 2 VerglO. mit 
8 66 KO.) und find daher begründete Vermögensanſprüche im 
Sinne des 82 Vergld. 

3. Das gleiche gilt aber auch, wenn nach Erlaß des 
verurteilenden Erkenntniſſes, aber vor der Er⸗ 
klärung des Arbeitgebers und vor Ablauf der Friſt 
nach 8 87 Betr. das Vergleichsverfahren eröffnet wird. 
Zu dieſem Zeitpunkt beſteht der Anſpruch bereits aufſchiebend 
bedingt. Zwar erachtet das RArb GB. a. a. O. S. 424 unter 
Heranziehung des 87 KO. und im Anſchluß an die Anſicht 
Jaegers (KO., 6. Aufl., Bem. 15 zu § 3) aufſchiebend be⸗ 
dingte Anſprüche, bei denen der Eintritt der Bedingung von 
einer Rechtshandlung des Schuldners abhängt, als außerhalb 
des Vergleichsverfahrens ſtehend. Dieſe Anſicht iſt aber von 
Kieſowe) in überzeugender Weiſe widerlegt worden. Er weiſt 
insbeſondere darauf hin, daß im Gegenſatz zum Konkursver⸗ 
fahren der Schuldner durch die Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens in keiner Weiſe in feiner Verfügungs macht be⸗ 
ſchränkt wird und deshalb $7 KO. überhaupt nicht heran⸗ 
gezogen werden kann. Als aufſchiebend bedingter Anſpruch iſt 
daher der Entſchädigungsanſpruch auch in dieſem Fall am 
Vergleichsverfahren beteiligt (8 2 VerglO. mit 88 3, 76 KO.). 
Anſprüche aus dem beſtätigten Vergleich kann der Gläubiger 
aber erſt geltend machen, wenn die Bedingung eingetreten iſt. 
Da zwiſchen Urteilsverkündung und zzuſtellung in der Regel 
kein erheblicher Zeitraum liegt, wird die Entſcheidung über 
den Eintritt der Vedingung wohl immer ſchon vor dem Ab⸗ 
ſchluß des gerichtlichen Vergleichs gefallen ſein. 

Iſt der Entſchädigungsanſpruch dadurch, daß der Arbeit⸗ 
geber die Weiterbeſchäftigung ablehnt oder die Friſt verſtrei⸗ 
chen läßt, endgültig zur Entſtehung gelangt, ſo kann der 
Arbeitnehmer, wenn nicht die vorläufige Vollſtreckbarkeit des 
Urteils ausgeſchloſſen iſt, Zahlung entſprechend dem beſtätigten 
Vergleich fordern. Wird aber das verurteilende Erkenntnis 
nachträglich aufgehoben, ſo kann der Schuldner etwa erfolgte 
Zahlungen wegen ungerechtfertigter Bereicherung zurückver⸗ 
langen s). 

4. Wird das Vergleichsverfahren während des Einſpruchs⸗ 
verfahrens, aber vor Erlaß eines obſiegenden Ur⸗ 
teils, eröffnet, ſo iſt der Anſpruch auf das Abkehrgeld 
noch nicht begründet. Der Arbeitnehmer iſt, auch wenn er 
nunmehr ein verurteilendes Erkenntnis erzielt, Neugläubiger 
und deshalb mit ſeinem Anſpruch am Vergleichsverfahren nicht 
beteiligt. 88 

Der vom Reichszjuſtizminiſterium herausgegebene Ent⸗ 
wurf einer neuen Vergleichsordnungs) bringt in den 
hier einſchlägigen Beſtimmungen keine weſentlichen Anderun⸗ 


2) Flatow a. a. O.; a. M. Jonas: ArbG. 1931, 165. 

2) Jonas: Arbch. 1931, 163. 

4) ArbRipr- 1930, 304 und Komm. Bem. 91 zu 8 2 VerglO. 
5) Vgl. im einzelnen Kieſow a. a. O. Bem. 88—91 zu 8 2 


VerglO. | 
6) Auslieferung bei Walter de Gruyter & Co., Berlin; über den 
Entwurf ſ. auch Vogels: JW. 1933, 993. 
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rungen. Gemäß 88 50, 51 des Entwurfes, die den 88 28, 29 
VerglO. entſprechen, iſt das Recht zur Kündigung mit Er⸗ 
mächtigung des Vergleichsgerichts nurmehr dem Schuldner 
eingeräumt. Die Anhörung des Vertragsgegners vor der Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Ermächtigung wird zwingend vorge⸗ 
ſchrieben und kann nur unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt 
(8 50 Abf. II a. a. O.). Der Kreis der am Vergleichsverfah⸗ 
ren en iſt vollkommen unverändert geblieben (88 25ff. 
e e 


B. Konkursverfahren. 
J. Das Kündigungseinſpruchsrecht. 


Nach Eröffnung des Konkursverfahrens kann jedes im 
Haushalt, Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäft des Ge⸗ 
meinſchuldners angetretene Dienſtverhältnis vom Kon⸗ 
kursverwalter gekündigt werden. Die Kündigungsfriſt 
iſt, wenn nicht eine kürzere Friſt bedungen war, die geſetzliche 
(88 22, 6 Abſ. 2 KO.). Zur Kündigung mit geſetzlicher Friſt 
iſt er daher auch berechtigt, wenn eine längere vertragliche Friſt 
vereinbart oder wenn das Dienſtverhältnis auf feſt beſtimmte 
Zeit eingegangen iſt. Sind auf Grund der allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Geſetze die Vorausſetzungen für eine friſtloſe 
Entlaſſung des Arbeitnehmers gegeben, fo kann der Konkurs- 
verwalter auch die außerordentliche Kündigung ausſprechen. 
Da er bei der Kündigung im Gegenſatz zum Schuldner im 
Vergleichsverfahren in keinem Fall einer gerichtlichen Kon⸗ 
trolle unterliegt — er bedarf nicht einmal der Zuſtimmung 
des Gläubigerausſchuſſes (§ 133 Ziff. 2 KO.) —, fo liegt 
kein Grund vor, das Kündigungseinſpruchsrecht gegenüber 
ſeiner Kündigung auszuſchließen. Auch aus dem Zweck des 
Konkursverfahrens kann ein Grund für den Ausſchluß des 
Kündigungseinſpruchs nicht hergeleitet werden. Wie Jaeger, 
Komm., 6. Aufl., Bem. 24 zu § 22 KO. betont, wird der 
Konkursverwalter durch § 84 Betr. nicht gehindert, den 
Betrieb zu ſchließen oder einzuſchränken. Legt er ihn ganz 
oder teilweiſe ſtill, jo entfällt ohnedies gemäß § 85 Abſ. II 
Ziff. 2 Betr. das Einſpruchsrecht. Führt er aber den Be⸗ 
trieb zunächſt fort, ſo iſt kein Anlaß gegeben, die Kündigung 
der gerichtlichen Nachprüfung zu entziehen. Wenn auch mei⸗ 
ſtens derartige Kündigungen durch die Verhältniſſe des Be⸗ 
triebs bedingt ſind, ſo iſt doch beſonders bei Konkurſen über 
größere Unternehmungen die Nachprüfung der Auswahl und 
Reihenfolge der Kündigungen von erheblicher Bedeutung. Es 
iſt daher mit der wohl herrſchenden Meinung?) die Zuläſſig⸗ 
keit des Einſpruchsverfahrens gegenüber Kündigungen des 
Konkursverwalters zu bejahen. Lehnt der Konkursverwalter im 
Fall ſeiner Verurteilung die Weiterbeſchäftigung ab, ſo bildet 
der Anſpruch auf das Abkehrgeld eine Maſſeſchuld, da ſie auf 
Grund einer Rechtshandlung des Konkursverwalters entſtan⸗ 
den iſt (8 59 KO.) s). 


II. Die Abkehrentſchädigung. 

Wie unter A II bereits ausgeführt, bildet der zur Zeit 
der Konkurseröffnung begründete Anſpruch auf das Abkehr⸗ 
geld eine einfache Konkursforderung. Der Anſpruch iſt auf 
jeden Fall dann begründet, wenn der Einſpruchsprozeß zu⸗ 
gunſten des Arbeitnehmers rechtskräftig abgeſchloſſen und die 
Weiterbeſchäftigung abgelehnt iſt. Zur Beurteilung der Rechts⸗ 
lage, welche ſich dann ergibt, wenn die Konkurseröffnung zwi⸗ 
ſchen die Kündigung und die rechtskräftige Beendigung des 
Einſpruchsprozeſſes fällt, iſt auf die Rechtsnatur des Kündi⸗ 
gungseinſpruchs zurückzugehen. Nach der Rechtſprechung des 
RArb cg.) entſteht durch eine nach 8884 Betr. materiell 


*) Jaeger, Komm. z. KO. Bem. 24 zu § 22 KO. mit An⸗ 
gaben über weiteres Schrifttum und Hueck⸗Nipperdey, Lehrbuch 
des Arbeitsrechts, 3.—5. Aufl., Bd. 1 8 62 B III und Anm. 12; 
a. M. Mentzel, Komm. z. KO. Bem. 3 zu $ 22 KO. 

8) Darüber, daß der Konkursverwalter bei der Kündigung von 
Betriebsratsmitgliedern der Zuſtimmung des Betriebsrats bedarf, wenn 
nicht eine der Ausnahmen des 8 96 Abſ. 2 Betr. vorliegt, ſ. 
insbeſ. Goerrig, Arbeitsrechtliches Handbuch für das Vergleichs⸗ 
und Konkursverfahren S. 101 ff. 

9) Urt. v. 12. Febr. 1930, v. 16. April 1930, v. 21. Juni 
1930 und v. 16. Mai 1931: BenshSamml. VIII, 313; IX, 201, 421; 
XII, 471 = JW. 1930, 3126, 3121; 1931, 2193; 1932, 1303. 
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ungerechtfertigte Kündigung ein Anſpruch des Gekündigten 
auf Weiterbeſchäftigung und auf weitere Entlohnung. Das 
arbeitsgerichtliche Urteil, das dieſe Verpflichtung ausſpricht, 
hat inſoweit deklarative Bedeutung; dagegen hat es, ſoweit es 
zur Zahlung der Abkehrentſchädigung verurteilt, konſtitutive 
Wirkung. Der Anſpruch auf Weiterbeſchäftigung entſteht alſo 
nach der Anſicht des R ArbG. bereits mit der Kündigung. 
Dieſe auch von Kaskel!0) geteilte Anſicht iſt jedoch durch 
die überzeugenden Ausführungen von Bötticher in der 
NZZArbgt. 1932 Sp. 269 ff., 363 ff. widerlegt 1). Hiernach 
entſtehen Anſprüche des Gekündigten nach 88 84 ff. BetrRch. 
erſt auf Grund des verurteilenden Erkenntniſſes. Durch das 
in vollem Umfang rechtsgeſtaltende Urteil erwächſt dem Ar⸗ 
beitnehmer der Anſpruch auf das Abkehrgeld, der aufſchiebend 
bedingt iſt durch die Ablehnung der Weiterbeſchäftigung ſeitens 
des Arbeitgebers. Unter Zugrundelegung dieſer Anſicht ſind 
im einzelnen folgende Fälle zu unterſcheiden: 

1. Wird das Konkursverfahren nach der Kün⸗ 
digung, aber vor der Erhebung der Einſpruchsklage 
eröffnet, ſo ſind Verſtändigungsverhandlungen (§ 86 Betr⸗ 
RG.) mit dem Arbeitgeber praktiſch wertlos, da dem Gemein⸗ 
ſchuldner die Verfügungsmacht über die Konkursmaſſe ente 
zogen iſt und von ihm vorgenommene Rechtshandlungen den 
Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam find (88 6, 7 KO.). 
Auch ſteht die Entſcheidung über Weiterbeſchäftigung oder 
Kündigung von Arbeitnehmern des Gemeinſchuldners dem 
Konkursverwalter zu (88 22, 129 KO.). Da die mit dem 
Kündigungseinſpruch verfolgten Rechte zur Zeit der Kon⸗ 
kurseröffnung noch nicht begründet und daher im Konkurs 
nicht berückſichtigungsfähig ſind, wäre der Arbeitnehmer im 
Fall ſeines Obſiegens lediglich auf das konkursfreie Vermögen 
des Gemeinſchuldners angewieſen. Gegen den Konkursverwal⸗ 
ter kann er die Einſpruchsklage nur erheben, wenn dieſer die 
Kündigung wiederholt, z. B. wenn die geſetzliche Kündigungs⸗ 
friſt kürzer iſt als die Friſt für die vom Gemeinſchuldner aus⸗ 
geſprochene vertragsgemäße Kündigung. Er muß jedoch zuvor 
gegen dieſe neuerliche Kündigung beim Arbeiter- bzw. Ange⸗ 
ſtelltenrat Einſpruch einlegen, und dieſer muß, wenn er den 
Einſpruch für berechtigt hält, eine Verſtändigung mit dem 
Konkursverwalter verſuchen (88 84, 86 BetrgiG.). Im Fall 
der Verurteilung des Konkursverwalters würde die Abkehr⸗ 
entſchädigung eine Maſſeſchuld bilden (8 59 KO.). 

2. Erfolgt die Konkurseröffnung nach der Rechts⸗ 
hängigkeit der Einſpruchsklage, aber vor Erlaß 
eines verurteilenden Erkenntniſſes, ſo wird dieſer 
Prozeß durch die Konkurseröffnung nicht unterbrochen 1). Es 
handelt ſich um einen Rechtsſtreit, der nicht die Konkursmaſſe 
betrifft, da der Entſchädigungsanſpruch zur Zeit der Konkurs⸗ 
eröffnung noch nicht begründet und im Konkursverfahren 
weder anmeldungs⸗ noch berückſichtigungsfähig iſt (8 3 KO.; 
§ 240 ZPO. 18)). Gegenſtand des Prozeſſes iſt auch nicht ein 
Anſpruch aus einem gegenfeitigen Vertrag, der gemäß 8 59 
Ziff. 2 KO. eine Maſſeſchuld bilden würde. Wie das RArbsz. 
in feinem Urteil vom 14. März 1931: BenshSamml. XI, 
518 JW. 1931, 2190 ausführt, hat $ 59 Ziff. 2 KO. nur 
ſolche Fälle im Auge, in denen kraft beſonderer geſetzlicher 
Vorſchrift der Konkursverwalter aus der Maſſe zu erfüllen 
hat. Darunter fallen nur die Anſprüche des Dienſtverpflich⸗ 
teten aus 8 22 KO., ſoweit der Dienſtſchuldner nach der Kon⸗ 
kurseröffnung zur Leiſtung von Dienſten verpflichtet bleibt. 
Hierher können aber die Anſprüche aus 88 84 ff. BetrRch. 
nicht gerechnet werden, da ſie ihren Entſtehungsgrund nicht in 
dem Arbeitsvertrag, ſondern allein in dem Urteil nach $ 87 


10) Kaskel, Arbeitsrecht 8 37 II BI; a. M. nunmehr 
Kaskel⸗Derſch, Arbeitsrecht 8 39 II 2; ſ. außerdem Huech⸗ 
Nipperdey a. a. O. 862 J; Mansfeld, Betrgich., 2. Aufl., 
Bem. 4 zu 8 87 VBerR®.; eine eingehende Erörterung über die 
Rechtsnatur des Kündigungseinſpruchsrechts würde zu weit führen. 

11) Ebenſo Auerbach: Schl W. 1933, 73. 

12) And. M. Oechsler, Karten-Auskunftei Arbeitsrecht vom 
24. Juli 1931 Nr. 353, der aber überſieht, daß eine Unterbrechung 
von Rechtsſtreitigkeiten nur eintritt, wenn das Verfahren die Kon 
kursmaſſe betrifft (8 240 ZPO.). s 

18) Ebenſo hinſichtlich der rechtlichen Beurteilung des Entſchä⸗ 
digungsanſpruchs RArb ä. v. 21. Juni 1930 a. a. O. und Weir 
gelt: NZArbR. 1932, 281. 
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Betr#G. haben. Erwirkt der Arbeitnehmer während des Kon⸗ 
kursverfahrens gegen den Gemeinſchuldner ein obſiegendes Ur⸗ 
teil, ſo iſt er mit ſeinem Entſchädigungsanſpruch am Kon⸗ 
kursverfahren nicht beteiligt. Er kann ſich nur an das kon⸗ 
kursfreie Vermögen halten. 

3. Erfolgt die Konkurseröffnung nach Erlaß eines 
verurteilenden Erkenntniſſes, aber vor einer Er⸗ 
klärung des Arbeitgebers über die Weiterbeſchäftigung 
bzw. vor Ablauf der Drei⸗Tagesfriſt des § 87 BetrRch., ſo iſt 
der Anſpruch auf das Abkehrgeld bereits aufſchiebend bedingt 
entſtanden und, falls das Urteil nicht rechtskräftig iſt, außer⸗ 
dem auflöſend bedingt durch eine evtl. Aufhebung oder Ab⸗ 
änderung des Urteils. Jedoch ſind im Gegenſatz zum Ver⸗ 
gleichsverfahren im Konkursverfahren aufſchiebend bedingte 
Forderungen, bei denen die Bedingung in einer Rechtshand⸗ 
lung des Gemeinſchuldners beſteht, dann, wenn die Bedin⸗ 
gung zur Zeit der Konkurseröffnung noch nicht eingetreten 
war, nicht berückſichtigungsfähig (Jaeger, Komm. 3. KO., 
6. Aufl., Bem. 15 zu § 3). Da in dieſem Falle die Entſchädi⸗ 
gungspflicht endgültig erſt durch die ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende Ablehnung der Weiterbeſchäftigung, alſo durch 
eine Rechtshandlung des Gemeinſchuldners, zur Entſtehung 
gelangt, kann fie gemäß 8 7 KO. die Konkursmaſſe nicht be⸗ 
laſten. Der Prozeß betrifft daher auch in dieſem Stadium 
nicht die Konkursmaſſe und wird deshalb nicht unterbrochen 
(8 240 ZBD.). Der Kläger iſt mit feinen Auſprüchen am 
Konkursverfahren nicht beteiligt. 

4. Wird dagegen das Konkursverfahren nach Er⸗ 
laß des erſten verurteilenden Erkenntniſſes und 
nach Ablehnung der Weiterbeſchäftigung bzw. nach 
Friſtablauf eröffnet, ſo wird das Prozeßverfahren unter⸗ 
brochen, da der Rechtsſtreit nunmehr eine zur Zeit der Kon⸗ 
kurseröffnung begründete, wenn auch durch eine anderweitige 
Entſcheidung auflöſend bedingte, Forderung zum Gegenſtand 
hat (88 3, 66 KO.; 8 240 ZPO.) Der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch kann als einfache Konkursforderung angemeldet wer⸗ 
den (88 61, 138 ff. KO.). Wird die Forderung im Prü⸗ 
fungstermin vom Konkursverwalter beſtritten und legt der 
Kläger hierbei das Urteil vor, ſo muß der Konkursverwalter, 
falls er die Forderung beſtreitet, ſeinen Widerſpruch durch 
Aufnahme des Rechtsſtreits evtl. durch Einlegung der zuläſ⸗ 
ſigen Rechtsmittel verfolgen. Wird der Titel im Prüfungs⸗ 
termin nicht vorgelegt oder verzögert der Konkursverwalter 


die Aufnahme des Rechtsſtreits, ſo muß der Kläger durch Zu⸗ 
ſtellung eines Schriftſatzes die Aufnahme des Rechtsſtreits 
gegen den Konkursverwalter betreiben (8 164 KO.; 8 250 
3PO.). Bei der Verteilung iſt der Entſchädigungsanſpruch 
gemäß 866 KO. wie eine unbedingte Forderung zu behan⸗ 
deln. Wird jedoch der Einſpruchsprozeß weiterbetrieben, ſo 
wird bei der Verteilung der auf den Kl. entfallende Anteil zu⸗ 
rückbehalten (8 168 Ziff. 1 KO.). 

C. Die Abkehrentſchädigung bei unberechtigter friſtloſer 

Entlaſſung. 


Da nach der Rechtſprechung des RArbcG. 14) die Ab⸗ 
kehrentſchädigung bei grundloſer, friſtloſer Ent⸗ 
laſſung auch den Anſpruch auf den Arbeitslohn bis zum 
Ablauf der ordentlichen Kündigungsfriſt einſchließt, bildet die 
Behandlung des Abkehrgeldes als einfache Konkursforderung 
bzw. Forderung eines Neugläubigers eine große Härte 15). 
Mit Hagemann a. a. O. muß deshalb dann, wenn der 
Entſchädigungsanſpruch vor der Konkurseröffnung begründet 
iſt, dem Teil des Abkehrgeldes, welcher ſich mit der Lohnforde⸗ 
rung deckt, das Vorrecht nach § 61 Ziff. 1 KO. eingeräumt 
werden. Soweit allerdings nach den obigen Ausführungen die 
Entſchädigungsforderung erſt nach Konkurseröffnung zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt, iſt eine beſondere Berückſichtigung nicht mög⸗ 
lich. In dieſen Fällen wird der friſtlos entlaſſene Arbeitneh⸗ 
mer in der Regel auf die Einſpruchsklage verzichten und ſeine 
Lohnanſprüche, ſoweit ſie vor die Konkurseröffnung fallen, als 
bevorrechtigte, ſoweit ſie nachher zur Entſtehung gelangen, als 
Maſſeforderung geltend machen (88 61 Ziff. 1, 59 Ziff. 2 KO.). 

Beim Vergleichsverfahren nimmt entſprechend der 
Teil der zur Zeit der Eröffnung des Verfahrens begrün⸗ 
deten Kündigungsentſchädigung, der dem Lohm des Arbeit⸗ 
nehmers für die Kündigungszeit entſpricht, als Vorrechtsforde⸗ 
rung am Vergleichsverfahren nicht teil und wird vom Ver⸗ 
gleich nicht betroffen (8 2 VerglO.). Soweit die Entſchädi⸗ 
gung erſt nach Eröffnung des Vergleichsverfahrens zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt, wird fie ohnehin nicht vom Vergleichsverfah⸗ 
ren berührt. 


14) S. die Anm. 9 augeführten Urteile vom 12. Febr., vom 
16. April 1930 und v. 16. Mai 1931. 

15) Vgl. Hagemann: NZArbR. 1932, 91 ff., 281 und Wei⸗ 
gelt ebenda Sp. 281. 


Treuhandvertrag im außergerichtlichen vergleichsverfahren. 
(Ein Beitrag zur Methode der Rechtsfindung.) 
Von Rechtsanwalt Paul Jeſſen, Kiel. 


Folgender Sachverhalt kommt im Verkehr ſehr häufig vor: 

Ein Schuldner erlangt in einem außergerichtlichen Ver⸗ 
gleichsverfahren ein Moratorium feiner Gläubiger (mit oder 
ohne Kürzung der Forderungsbeträge) und muß, dieſen zur 
Sicherung ihrer Vergleichsauſprüche die dem Geſchäft dienen⸗ 
den Sachwerte (mit Erſatzforderungen, Erſatzwaren uſw.) über⸗ 
tragen. In Ausführung dieſer Sicherheits maßnahme wird 
vereinbarungsgemäß ein Treuhänder beſtellt, dem, die ein⸗ 
zelnen Gegenſtände übereignet werden. Neue Gläubiger pfän⸗ 
den alsdann wegen neuer Anſprüche in die dem Treuhänder 
übereigneten Gegenſtände hinein. 2 s 8 

Die Frage iſt, ob der Treuhänder legitimiert ist, die 
Widerſpruchsklage gemäß 8 771 3 PO. zu erheben, eine Frage, 
die in der Literatur und Rechtſprechung immer wieder ver⸗ 
ſchieden beurteilt wird (vgl. zuletzt ZW. 1933, 1139, Zitate 
zu Anm. 10). In dieſem Zuſammenhang werden immer wie⸗ 
der — faſt ſchematiſch — die gleichen Argumente gegen die 
Klagerhebung des Treuhänders vorgetragen: 1. dieſer ſei nur 
formeller, nicht aber wirtſchaftlicher Eigentümer, 2. der Treu⸗ 
handvertrag und das außergerichtliche Vergleichsverfahren ver⸗ 
ſtießen gegen ein geſetzliches Verbot (§ 134 BH B.), 8. die 
Verträge ſeien ferner unſittlich und daher nichtig (8 138 
BGB.), 4. die Verträge ſeien wegen Gläubigerbenachtetligung 
anfechtbar nach § 3 Ziff. 1 Aufch., 5. die ſpäteren Gläubiger 
hätten ein Recht auf Vorabbefriedigung (analog 8 59 K.), 


6. es lägen unerlaubte Handlungen (88 823 Abſ. 2 und 826 
BGB.) vor!). 

Es iſt zu überlegen, ob dieſe Fragen in jedem Einzelfall 
erneut unter dem Einſatz des geſamten wiſſenſchaftlichen Appa⸗ 
rats erörtert werden ſollen und dazu noch mit ſtets wechſeln⸗ 
dem Ergebnis in der Entſcheidung. Sollen Rechtseinrich⸗ 
tungen, mit denen das Wirtſchaftsleben ſtändig arbeitet — 
wie hier der außergerichtliche Vergleich und der Treuhand⸗ 
vertrag —, noch immer in der Feuerlinie des wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kampfes liegen und in jeder Gerichtsentſcheidung erneut 
um ihre Geltung ringen? Die Gefahr der Rechtsunſicherheit 
liegt auf der Hand und wird kaum behoben werden können, 
ſolange dieſe Probleme ausſchließlich der Methode konſtruk⸗ 
tiven Denkens und abſtrakter Theoretik anheimfallen. Den 
zum richtigen Ziel führenden methodiſchen Weg findet man 
nur, wenn die Prüfung davon ausgeht, ob eine Rechtsein⸗ 
richtung den Bedürfniſſen des wirtſchaftlichen Lebens ent⸗ 
ſpricht und wie ſie dementſprechend ausgeſtaltet werden muß. 


1) Sämtliche erwähnten Einwendungen waren in typiſcher Form 
eingehend behandelt in einem letztinſtanzlichen Urteil eines Landge⸗ 
richts, deſſen Abdruck in dieſem Blatt zunöchft beabſichtigt war, daun 
aber wegen Raumerſparnis aufgegeben werden mußte. Eine geplaute 
Beſprechung dieſer Entſcheidung ergab allgemeine Geſichtspunbte, die 
nunmehr in dieſem Beitrag behandelt werden. 
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Die auch in der Rechtſprechung (LG. München) vertretene 
Auffaſſung, daß ein außergerichtlicher Vergleich überhaupt 
nichtig ſei, da ein Inſolvenzverfahren ſich ausſchließlich im 
Rahmen der beſtehenden Geſetze (KO. und VerglOO.) abſpielen 
könne, darf wohl von der gebietenden Sprache des Wirt⸗ 
ſchaftslebens endgültig geſchlagen ſein. Dieſes billigt den 
außergerichtlichen Vergleich, da er eine wirtſchaftlich nütz⸗ 
liche Einrichtung iſt; er verurſacht geringere Koſten als die 
gerichtlichen Inſolvenzverfahren, er bietet den Gläubigern 
ein wirtſchaftliches Optimum, da die Verwertungsmöglich⸗ 
keiten der Maſſe elaſtiſcher und beſſer ausgenutzt werden, er 
gibt ferner dem Schuldner die Möglichkeit, ohne die in⸗ 
famierenden Wirkungen der gerichtlichen Verfahren eine neue 
Exiſtenz aufzubauen. Gewiß kommt es vor, daß im Einzelfall 
ein außergerichtlicher Vergleich nicht den wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen aller Gläubiger dienſtbar gemacht, ſondern zur korrupten 
Befriedigung einzelner mißbraucht wird. Ein derartiges Be⸗ 
denken iſt aber nicht grundſätzlicher und ſyſtematiſcher Natur, 
ſondern Eigenart des Einzelfalls und muß ſelbſtverſtändlich je⸗ 
weils vom Gericht mit gebührender Sorgfalt nachgeprüft werden. 

Geht man aber davon aus, daß der außergerichtliche Ver⸗ 
gleich den wirtſchaftlichen Intereſſen aller Beteiligten zu die⸗ 
nen geeignet und damit eine zweckdienliche Rechtseinrichtung 
iſt, dann muß ihm auch die denkbar vollkommenſte Ausgeſtal⸗ 
tung in allen Einzelheiten zuteil werden. Von dieſer Grund⸗ 
ſtellung aus iſt insbeſondere die ſtrittige Frage zu löſen, ob der 
außergerichtliche Vergleich und der damit verbundene Siche⸗ 
rungsvertrag zugunſten der Gläubiger eine Benachteiligung 
künftiger Gläubiger enthalten und daher ſittenwidrig und 
nichtig oder anfechtbar ſind. Die Sicherſtellung der die Stun⸗ 
dung gewährenden Vergleichsgläubiger iſt eine wirtſchaftliche 
Notwendigkeit und weſentlicher Beſtandteil des Vergleichs, da 
ſonſt keine Gewähr beſteht, daß der Schuldner ſeinen Ver⸗ 
gleichspflichten nachkommt; die Gläubiger haben keinen An⸗ 
laß, ihre gegenwärtige Lage zu verſchlechtern, inſofern ſie 
im Fall eines ſofortigen Zugriffs ganz oder zum Teil Befrie⸗ 
digung erhalten könnten, ſpäter aber nicht. Es wäre über⸗ 
trieben, wenn die Altgläubiger von einer an ſich vernünftigen 
Regelung Abſtand nehmen müßten zum Schutz irgendwelcher 
imaginären künftigen Gläubiger, von deren Exiſtenz keiner 
etwas weiß. Man bedenke, daß auch die Gerichte den Abſchluß 
ſolcher Sicherungsverträge herbeiführen und ſanktionieren im 
Rahmen eines Zwangsvergleichs der KO. (8 174) oder eines 
Vergleichs nach der VerglO. (8 15 Abſ. 1); es iſt aber noch 
keiner auf den Gedanken gekommen, derartige Sicherungen als 
unſittlich oder gläubigergefährdend zu bezeichnen. Im Hin⸗ 
blick auf die Lage der künftigen Gläubiger iſt aber eine Siche⸗ 
rungsübereignung im außergerichtlichen Vergleichsverfahren 
nicht um ein Deut anders zu beurteilen. Dazu kommt ein 
weiterer Grund. Die bisher in der Rechtſprechung vorherr⸗ 
ſchende Auffaſſung, daß jeder Kaufmann oder auch Privat⸗ 
mann mit blanker Außenſeite präfumtiv innerlich geſund und 
kreditwürdig ſei, iſt durch die wirtſchaftliche Entwicklung der 
letzten Zeit längſt überholt und wird kaum mehr ernſt ge⸗ 
nommen. Wenn man heute einen voll gefüllten Laden, Spei⸗ 
cher oder Wohnraum ſieht, hat man — wirtſchaftlich betrach⸗ 
tet — nicht die geringſte Berechtigung, auf Grund dieſes 
äußeren Anſcheins den Schluß auf das Eigentum des Beſitzers 
an derartigen Gegenſtänden nach $ 1006 BGB. zu ziehen 
und danach deſſen Kreditwürdigkeit zu beurteilen. In der 
heutigen Zeit der allgemeinen Kreditſicherung — ſei es im 
Wege der Sicherungsübereignung oder des Eigentumsvor⸗ 
behaltes — genießt der äußere Anſchein nicht mehr das hin⸗ 
reichende Vertrauen; wer Kredit gewähren will, nimmt vor⸗ 
her eingehende Prüfungen der Lage ſeines künftigen Schuld⸗ 
ners vor. Dieſer Entwicklung verdanken gerade in letzter Zeit 
zahlreiche Auskunftsinſtitute verſchiedener Art (gute und 
ſchlechte) ihre Entſtehung. Auch der Beruf der „Wirtſchafts⸗ 
prüfer“ bietet ſich an, für Kreditzwecke Betriebs⸗ und Bilanz⸗ 
reviſionen auszuführen. Wer ohne forgfältige Prüfung kredi⸗ 
tiert, handelt entweder leichtfertig oder nimmt bewußt ein 
Riſiko in den Kauf, um ins Geſchäft zu kommen oder aus 
anderen im Einzelfall liegenden Gründen; häufig werden ſogar 
Riſikozuſchläge in den Kaufpreis hineinkalkuliert (Abzahlungs⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
geſchäfte). Auf den Schutz künftiger Gläubiger Rückſicht zu 
nehmen, kann unter ſolchen Umſtänden nicht Pflicht der Alt⸗ 
gläubiger ſein, ſofern der Vergleich ſonſt in rechtlich einwand⸗ 
freier Weiſe und Form zuſtande gekommen iſt; künftige Gläu⸗ 
biger haben die Möglichkeit, ſich ſelbſt zu ſchützen. Daß in 
einem Vergleichsverfahren die Sicherſtellung der Gläubiger 
nur Schein⸗ oder Nebenvertrag iſt, in Wirklichkeit aber die 
Abſicht verfolgt wird, den künftigen Gläubigern die Mittel 
zu ihrer Befriedigung zu entziehen, dürfte wohl ein ſeltener 
Fall ſein. 

Ferner berührt es eigenartig, in dieſem Zuſammenhang 
davon zu ſprechen, daß dem Schuldner durch den Sicherungs⸗ 
vertrag in „ſittenwidriger“ Weiſe jede wirtſchaftliche Selb⸗ 
ſtändigkeit entzogen werden ſoll (Knebelvertrag!). Es wäre 
für die Gläubiger ein leichtes, dem Schuldner ſchon jetzt — 
beſonders bei Anordnung der geſetzlichen Inſolvenzverfahren 
— das wirtſchaftliche Lebenslicht gänzlich auszublaſen. Wenn 
das nicht geſchieht, ſo doch deshalb, um dem in die Brüche 
geratenen Schuldner wieder auf die Beine zu helfen, wobei er 
für eine gewiſſe, vielleicht nicht ganz kurze Übergangszeit und 
in einem gewiſſen Umfang die Segnungen der abſoluten wirt⸗ 
ſchaftlichen Freiheit, die ihm bisher nur Unglück gebracht hat, 
wohl entbehren kann. In der Rechtsdoktrin haben ſich ge⸗ 
wiſſe Betrachtungsweiſen wirtſchaftlicher Vorgänge eingebür⸗ 
gert, die in früherer Zeit ſicherlich zutreffend waren, aber 
infolge Anderung der Wirtſchaftsſtruktur ihren Sinn ver⸗ 
loren haben. Man muß ſich hüten, derartige Anſchauungen 
zu konſervieren und ihnen den Stempel ewiger Wahrheiten 
zu verleihen; man meidet dieſe Gefahren am beſten, wenn 
man ſich von einem mechaniſchen Präjudizenkult befreit und 
auch die ſogenannten grundlegenden Entſcheidungen von Zeit 
zu Zeit überholt und mit dem jeweiligen Bild des wirklichen 
Lebens vergleicht. 

Nun noch eine kurze Bemerkung zu dem Treuhandvertrag 
und den Funktionen des Treuhänders im Rahmen des außer⸗ 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens. Der gleiche wirtſchaftliche 
Erfolg — nämlich die Sicherſtellung der Gläubiger — kann 
auch erreicht werden ohne Einſchaltung eines Treuhänders, 
wenn im Übereignungsvertrag die Gläubiger ſelbſt als Ver⸗ 
tragspartei auftreten. Dann wäre beſonders im Hinblick auf 
8 771 3PO. gar fein Zweifel, daß die Gläubiger zur Er⸗ 
hebung der Widerſpruchsklage legitimiert ſind. Wenn man 
ſich in dieſem Fall eines Treuhänders bedient, ſo geſchieht es 
aus der einfachen praktiſchen Erwägung, die aus der Vielheit 
der Gläubiger ſich ergebenden Unbequemlichkeiten zu über⸗ 
winden. Iſt aber dies Bedürfnis nach einem Treuhänder vor⸗ 
handen, ſo muß auch ſeine rechtliche Stellung derart geſtaltet 
werden, daß ſie dem Bedürfnis und den Intereſſen aller Be⸗ 
teiligten gerecht wird. Mit Erwägungen darüber, wer for⸗ 
meller oder wirtſchaftlicher Eigentümer ſei, gerät man auf 
ein falſches Geleiſe, vielmehr muß man von dem Zweckgedanken 
dieſer Einrichtung ausgehen. Dieſer beruht darin, die Ver⸗ 
tretung und Verwaltung aller Gläubigerintereſſen einer 
Perſon zu übertragen, wobei außer Betracht bleiben kann, ob 
der Treuhänder zugleich auch die Intereſſen des Schuldners 
und Übereigners zu vertreten hat (doppelſeitige Treuhand). 
Die vollkommene Intereſſenvertretung der Gläubiger ſetzt 
voraus, daß der Treuhänder nach außen diejenige Rechts⸗ 
machtſtellung erhält, die ſonſt die Vielheit der Gläubiger 
hätte. Obligatoriſche Bindungen des Treuhänders ſorgen da⸗ 
für, daß er im Innenverhältnis die Machtſtellung nur im 
Intereſſe der Gläubiger, bzw. aller Beteiligten ausübt. Ahn⸗ 
liche Gedankengänge entwickelt auf einem etwas anders ge⸗ 
lagerten Gebiet Siebert in dem Aufſatz „Außergerichtlicher 
Treuhandvergleich und Konkurs“ (KonkTrW. 1932, 1567). 
Wenn aber ein Treuhänder zur Intereſſenwahrnehmung der 
Gläubiger die Rechtsſtellung des Eigentümers im Sicherungs⸗ 
vertrag erhält, dann muß damit auch die Befugnis verbunden 
ſein, Angriffe von dritter Seite aus § 771 a. a. O. abzu⸗ 
wehren. Anderenfalls wäre die Einrichtung des Treuhänders 
Stückwerk und für das Wirtſchaftsleben nutzlos. Auch hier 
kann man nur zu einem richtigen Ergebnis gelangen, wenn 
juriſtiſche Konſtruktion ſich mit einer „wirtſchaftlichen“ Be⸗ 
trachtungsweiſe verbindet. 


62. Jahrg. 1933 Heft 31 
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Die Untreue des Bevollmächtigten. 


Vorausſetzungen zu ihrer ſtrafrechtlichen Ahndung nach $ 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. Dargeſtellt an der Hand der Entſch. 
des RG. in Straffachen mit einem Anhange: enthaltend die durch das RGeſ. v. 26. Mai 1933 (RGBl. 1 S. 295) ge 
ſchaffene Anderung in der Rechtslage. 


Von Generalſtaatsanwalt i. R. Dr. Schneider⸗-Neuenburg, Duüſſeldorf. 


Subjekt der ſtrafrechtlichen Untreue i. S. des 8266 Abſ. 1 
Ziff. 2 SSL. iſt ein „Bevollmächtigter“ — 1 —; ihr Objekt 
bilden „Forderungen oder andere Vermögensſtücke des Auf⸗ 
traggebers“ — II —; die Handlung ſelbſt beſteht in einer 
„Verfügung zum Nachteile des Auftraggebers“ — III —; dieſe 
Verfügung muß „abſichtlich“ getroffen fein — IV —. Dieſe 
Tatbeſtandsmerkmale ſollen nun im einzelnen einer Erörte⸗ 
rung unterzogen werden. 


T. 
„Bevollmächtigter“ im Sinne dieſer Geſetzesbeſtimmung iſt 


derjenige, „der von einem Auftraggeber zu einem rechts⸗ 
geſchäftlichen Handeln Dritten gegenüber beſtellt iſt“ ). Ein 
ſolches Vollmachtverhältnis verlangt nach außen hin eine 
Machtſtellung, kraft deren der Bevollmächtigte tatſächlich und 
rechtlich in der Lage iſt, über Vermögensſtücke des Auftrag⸗ 
gebers, die ihm zu einem beſtimmten Zwecke anvertraut ſind, 
rechtsgültig zu verfügen?); nach innen aber eine Treupflicht 
des Bevollmächtigten, die darin ihren Ausdruck findet, daß 
der Bevollmächtigte nicht ſchrankenlos, ſondern nur im Inter⸗ 
eſſe des Auftraggebers über ſie verfügen darf und ſie pfleg⸗ 
lich behandeln muß). Das Treuverhältnis ſtellt ſich ſomit 
wirtſchaftlich hauptſächlich als eine Vermögensübertragung 
zur getreuen Verwaltung dar!). Bei einem ſo geſtalteten Voll⸗ 
machtsverhältniſſe iſt daher der Auftraggeber ganz beſonders 
auf die Treue des Bevollmächtigten angemiefens). Fehlt eine 
dieſer Vorausſetzungen, jo beſteht auch kein Vollmachtverhältnis 
i. S. des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. e); daher ſcheiden aus 
dem Grunde der mangelnden Machtbefugnis alle diejenigen 
Perſonen aus, die keine eigene Befugnis zur ſelbſtändigen 
rechtsgeſchäͤftlichen Entſchließung beſitzen, oder, die in der Aus⸗ 
führung ihres Auftrages derart an den Willen des Auftrag⸗ 
gebers gebunden ſind, daß ihnen die Freiheit zu ihren rechts⸗ 
geſchäftlichen Entſchließungen mangelt!). Aus dem Grunde 
des mangelnden Treuverhältniſſes ſcheiden alle die. Perſonen 
aus, bei denen keine Pflicht zu einem rechtsgeſchaftlichen Han⸗ 
deln im wirtſchaftlichen Intereſſe eines anderen beſteht, die 
alſo nur im eigenen Intereſſe handeln. Aber auch bei dem 
Vorliegen dieſer Vorausſetzungen fallen einzelne Gruppen von 
Bevollmächtigten nicht unter die Vorſchr. des 8266 Abſ. 1 
Ziff. 2 StGB., da bezüglich ihrer Sondervorſchriften beſtehen, 
die aus dem Geſichtspunkte einer lex specialis der erſteren 
vorgehen s). Solche Sondervorſchriften find enthalten u. a. 
in 8 312 HGB.) der die aktienrechtliche Untreue behandelt, 
hinſichtlich der Mitglieder des Vorſtandes, des Aufſichtsrats 
oder der Liquidatoren, wenn ſie abſichtlich zum Nachteile der 
Geſellſchaft handeln, ſodann im 8 95 BörſG. hinſichtlich der 
Kommiſſionäre, denen nach 8 406 HGB. auch die Gelegen⸗ 
heitskommiſſionäre gleichgeſtellt ſind 10), falls fie, um ſich oder 
einem Dritten einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, bei 
Ausführung eines Auftrages oder Abwicklung eines Geſchäftes 
abſichtlich zum Nachteile des Kommittenten handeln. Weiter⸗ 
hin enthält das DepotG. in 88 9—12 beſondere Vorſchriften 
bezüglich Kommiſſionäre, Mitglieder des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft oder eingetragener Genoſſenſchaft, Geſchäfts⸗ 
führer einer GmbH. ſowie Liquidatoren einer Handelsgeſell⸗ 
ſchaſt oder eingetragener Genoſſenſchaft, ſoweit ein Handeln 
mit Wertpapieren in Frage ſteht u). Der Begriff des Voll⸗ 
machtverhältniſſes i. S. des 8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. iſt 


2) RG. 63, 334; 50, 314; JW. 1930, 1433.) NÖ. 61, 1; 
63, 406; JW. 1930, 1973. ) RG. 61, 1; 62, 58; 63, 406; 
JW. 1930, 1404; 1931, 1366. ) NO. 61, 341. ) RO. 62, 58. 
% RG. 63, 406. RG. 50, 314; JW. 1930, 3005; 1932, 1746. 
e) NG. 47, 38; 61, 341.) JW. 1983, 114. 1) RG. 61, 341; 
62, 31; JW. 1930, 2725. ) NO. 47, 43. 


ſtrafrechtlicher Natur 12). Ihm kann eine Vollmacht (8 164 
BGB.), die auch nach ihrem Erlöſchen ihre ſtrafrechtliche Be⸗ 
deutung behalten würde, ſolange ſie gemäß 88 169 ff., 674 
BGB. weiterwirkt 18), oder eine Untervollmacht “) oder ein 
Auftrag (8 662 BGB.) zugrunde liegen; es kann auf einem 
Rechtsgeſchäfte, insbeſondere auf einem Vertrage, aber auch 
auf einem in dem öffentlichen Rechte wurzelnden Rechts⸗ 
verhältniſſe 16) beruhen. Es braucht dies aber nicht der Fall 
zu ſein 16), da der Tatbeſtand des § 266 Abi. 1 Ziff. 2 StGB. 
den Beſtand eines zivilrechtlich wirkſamen Vollmachtverhält⸗ 
niſſes überhaupt nicht vorausſetzt. Es genügt, daß jemand 
auch nur rein tatſächlich durch das Vertrauen eines anderen 
beſtellt ift und die Möglichkeit beſitzt, Handlungen im Rechts⸗ 
ſinne für ihn vorzunehmen und rechtlich oder tatſächlich über 
Vermögensſtücke eines anderen zu verfügen “). Daher iſt es 
hinſichtlich des Vorliegens eines Vollmachtverhältniſſes ſtraf⸗ 
rechtlich ohne Bedeutung, wenn dieſes, etwa als den guten 
Sitten zuwiderlaufend, zivilrechtlich nichtig iſt!?) oder der Be⸗ 
vollmächtigte zwar nach außen hin zu ſeiner Handlungsweiſe 
befugt war, nach innen aber ſeine Vollmacht überſchritten!“) 
oder in irriger Auslegung ſeiner Vollmacht gehandelt 20) hat. 

Aus dem vorſtehend geſchilderten Weſen des Vollmacht⸗ 
verhältniſſes und ſeiner Vorausſetzungen läßt ſich leicht er⸗ 
ſehen, welche Perſonen als Bevollmächtigte i. S. des 8 266 
Abſ. 1 Ziff. 2 StchB. in Frage kommen und welche nicht zu 
dieſen gehören. Zu ihnen gehören u. a. Pfarrer, Beamte 21), 
fo Bürgermeiſter 22), Gerichtsvollzieher?“), Prozeßagenten ?“), 
Kommiſſionäre 28), ſoweit nicht bezüglich ihrer Sonderbeſtim⸗ 
mungen beſtehen, Handlungsreifende?°), Handlungsagenten, 
falls ſie die Ermächtigung zur Annahme von Zahlungen be⸗ 
ſitzen 2), Leiter von Sparkaſſen 2s). Dagegen gehören nicht zu 
ihnen u. a. Boten s), die reinen Zahlungsempfänger 0, der 
Geſchäftsführer ohne Auftrag), alle diejenigen Perſonen, 
deren Tätigkeit nur in der Entgegennahme und Weiterleitung 
von Willenserklärungen oder Aufträgen beſteht, ſo in der 
Regel die Prokuriſten einer Bank im Verhältnis zu den Kun⸗ 
den der Bank se). Zu den Bevollmächtigten gehört auch nicht 
der Käufer einer unter Eigentumsvorbehalt, aber mit dem 
Rechte der Weiterveräußerung verkauften Sache?“), ebenſo⸗ 
wenig der Verwahrer einer Sache ss). Bei dem Verkaufe unter 
Vorbehalt des Eigentums, aber mit dem Rechte der Weiter⸗ 
veräußerung 33), handelt es ſich um einen reinen Kaufvertrag 
unter beſonderer Sicherung des Verkäufers. Das unterſchei⸗ 
dende Merkmal von dem Vollmachtverhältniſſe liegt darin, 
daß der Käufer zu dem Verkäufer in keinerlei Treuverhältniſſe 
ſteht, indem er die Sache nicht für ihn, ſondern in eigenem 
Intereſſe verkauft. Selbſt ein zwiſchen Verkäufer und Käufer 
etwa nach 8 930 BGB. hinſichtlich des Erlöſes geſchloſſenes 
Beſitzkonſtitut würde hieran nichts ändern und nur die Folge 
haben, daß an dem Erlöſe von dem Käufer eine Unter⸗ 
ſchlagung i. S. des § 246 StéhB begangen werden könnte. 
Ebenſowenig würde ein zwiſchen Verkäufer und Käufer hin⸗ 
ſichtlich des Erlöſes nach $ 688 BGB. geſchloſſener Ver⸗ 
wahrungsvertrag?) eine Anderung in der Rechtslage herbei⸗ 
führen; ein ſolcher Vertrag würde nur die Verpflichtungen aus 
8 688 a. a. O. auslöſen. Den Gegenſatz zu der in dem Voll⸗ 
machtverhältniſſe liegenden Treupflicht bildet ſchon ſprach⸗ 


12) RG. 42, 465; 61, 229; 62, 21; 63, 406. 15 RG. 47, 428; 
JW. 1932, 2884. d) RO. 61, 174; 63, 251; JW. 1930, 207. 
15) RG. 61, 1; 65, 402. d) JW. 193, 609. 10 Ach. 61, 1, 229; 
63, 406; 65, 402; JW. 1930, 1404. 15) RG. 42, 465. ) RG. 
66, 206. 20) JW. 1931, 1366. 21) RG. 61, 1; 65, 402. 
22) NG. 64, 43; 65, 402. NG. 61, 229; 65, 277; JW. 1981, 
3559. e) RG. 39, 118. 25) RG. 63, 251; 64, 86; JW. 1931, 207. 
20) RG. 47, 428. 25) NG. 42, 211; 43, 412. 9) RG. 61, 1. 
z0) sc) MO. 47, 428. ) RG. 63, 251; JW. 1932, 1746. 
52) RG. 62, 21. RG. 63, 334; JW. 1930, 1403. 
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gemäß die „Untreue“. Über ihr Weſen beſteht Meinungs⸗ 
verſchiedenheit 28). Während die eine Auffaſſung, von dem 
Innenverhältniſſe ausgehend, dies in dem Bruche des Ver⸗ 
trauensverhältniſſes durch den Bevollmächtigten erblickt (ſ. g. 
Treubruchtheorie) ſieht die andere, von Binding aufgeſtellte 
ſ. g. Mißbrauchtheorie, das Weſen der Untreue in einem Miß⸗ 
brauche der dem Bevollmächtigten übertragenen Verfügungs⸗ 
gewalt. Das RG. ſteht im allgemeinen auf dem erſteren, auch 
der geſchichtlichen Entwicklung des Geſetzes entſprechenden 
Standpunkt s); neuerdings ſcheint es ſich aber der zweiten 
Auffaſſung zuzuneigen 3%). Praktiſche Bedeutung gewinnt dieſe 
Meinungsverſchiedenheit bei der Beurteilung des Tatbeſtands⸗ 
merkmals „eines Verfügens zum Nachteile des Auftraggebers“. 


II. 

a) Unter einem „Vermögensſtück“ iſt nach ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung des RG. nur ein beſtimmter einzelner Gegenſtand 
von wirtſchaftlichem Werte zu verſtehen, nie aber ein Ver⸗ 
mögensinbegriff ?“). Eine „Forderung“ muß, um ein Ver⸗ 
mögensſtück zu bilden, ein Recht von wirtſchaftlichem Werte 
ſein ss); daher find hierunter auch ein einem Auftraggeber 
gehörendes Guthaben 39), ebenſo aber auch ein ihm bewilligter 
Kredit 40) zu rechnen, vorausgeſetzt, daß es ſich um eine nach 
Höhe und Ausnutzungsfähigkeit feſte Einräumung handelt. 
Iſt eine Forderung in einer Urkunde verbrieft, fo kann ſie nur 
dann als ein Vermögensſtück in Frage kommen, wenn die 
Urkunde einen ſelbſtändigen wirtſchaftlichen Verkehrswert dar⸗ 
ſtellt und mit ihrer Übertragung auch die der Forderung ſelbſt 
erfolgt. Daher ſcheiden die reinen Beweis⸗ und Legitima⸗ 
tionspapiere, insbeſondere die Sparkaſſenbücher, aus, die bloß 
„bevorzugte Beweisurkunden“, aber keine Inhaber- oder über⸗ 
tragbare Wertpapiere ſind ar). Ebenſo ſcheiden auch Quit⸗ 
tungen und Schuldſcheine aus, die keinen Anſpruch in ſich 
verkörpern 42). Dagegen fallen unter den Begriff der Forde⸗ 
rungen u. a. Wertpapiere, Hypothekenbriefe e“), Grundſchuld⸗ 
briefe 4), Kuxſcheine ), Depotſcheine 16), Pfandſcheine ), 
Wechſelurkunden ), ſchon vor ihrer Begebung, wie vor völli⸗ 
ger Ausſtellung, Blankoakzepte. 

b) Dem „Bevollmächtigten“ oder, was gleichbedeutend iſt, 
dem „Beauftragten“ ſteht auf der anderen Seite der „Auf- 
traggeber“ oder, was ebenfalls das gleiche beſagt, der „Voll— 
machtgeber“ gegenüber. Beide Begriffe hängen eng zuſammen 
und ergänzen ſich gegenſeitig. Wie der Begriff des „Bevoll⸗ 
mächtigten“ die Einräumung eines Rechtes zu einem rechts⸗ 
geſchäftlichen Handeln im Intereſſe eines anderen in ſich 
ſchließt, ſo kann es ſich bei dem Begriffe eines „Auftrag⸗ 
gebers“ nur um eine Perſon handeln, die ein ſolches Recht 
zu übertragen rechtlich und tatſächlich in der Lage iſt. Dies 
kann eine natürliche, wie juriſtiſche Perſon ſein, nicht aber 
eine Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes, die keine eigene 
Rechtsperſönlichkeit beſitzt ?“). 

c) Für den Begriff einer „Forderung oder anderen Ver⸗ 
mögensſtückes des Auftraggebers“ ſind in erſter Linie die 
Rechtsſätze des BGB. von Bedeutung, insbeſondere die des 
Eigentums, ſeiner Erwerbung und Übertragung ſowie die der 
Abtretung von Forderungen, ſodann aber auch die der Stell- 
vertretung, die aber nur die offene Stellvertretung behandeln 
(§§ 164 f. BGB.). Nach dieſen Rechtsſätzen wird es in erſter 
Linie zu beurteilen ſein, welche Rechtswirkungen ſowohl die 
Abtretung bzw. die Übergabe eines Vermögensſtückes ſeitens 
des Auftraggebers an den Bevollmächtigten, als auch die Aus⸗ 
führung eines Rechtsgeſchäftes durch den Bevollmächtigten für 
dieſen, wie für den Auftraggeber haben. Soweit eine offene 
Stellvertretung in Frage kommt, iſt die Rechtslage eindeutig; 
es wird im Zweifel nie der Wille des Auftraggebers geweſen 
ſein, die dem Bevollmächtigten anvertrauten Vermögensſtücke 


ae) Vgl. hierzu JW. 1928, 1383; 1929, 241, 321; 1931, 267, 
1366; 1933, 609. d) RG. 38, 366; 42, 265; 61, 1; 62, 58; 
JW. 1929, 241; 1933, 609. NG. 65, 174; 66, 206, 371; 
JW. 1933, 609. 0 RG. 13, 378; 27, 39; 62, 133. 8°) 80) 4c) das⸗ 
ſelbe. ) RG. 61, 126; 64, 17; JW. 1930, 2550. 40 Vgl. hierzu 
und auch wegen des Folgenden: LpzKomm. 1925 N. 16; Olshanfen 
1916 N. 8, beides zu § 266. ) RG. 39, 184; 42, 265. 4% NG. 
61, 174. 4% NG. 46, 144. ) RG. 26, 111. % RG. 31, 437. 
48) RG. 66, 206; JW. 1930, 2550; 1933, 114. %) RG. vom 
7. Febr. 1929: Recht 29 S. 221 Nr. 901. 
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ihm zu Eigentum zu übertragen; ſollte aber bei Forderungen 
eine Abtretung erforderlich ſein, ſo kann dieſe im Wege der 
fiduziariſchen Abtretung erfolgen, bei der der Zedent im 
Innenverhältnis der Gläubiger bleibt 50); die Rechtswirkungen 
des Rechtsgeſchäfts des Bevollmächtigten dem Auftraggeber 
gegenüber regeln ſich nach 8 164 BGB. 51). — Somit iſt in 
ſolchen Fällen, ſoweit das Merkmal eines Vermögensſtückes 
des Auftraggebers in Frage kommt, die Möglichkeit der An⸗ 
wendung der Vorſchrift des 8 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. ſchon 
nach den Rechtsſätzen des BGB. gegeben. — Anders liegen die 
Rechtsverhältniſſe bei der verdeckten Stellvertretung: Falls 
nicht andere Rechtsbeſtimmungen entgegenſtehen, wird hier der 
Bevollmächtigte, ſowohl an den ihm vom Auftraggeber über⸗ 
gebenen als auch an den von ihm von einem Dritten erwor⸗ 
benen Vermögensſtücken, tatſächlich und rechtlich volles Eigen⸗ 
tum erwerben, indes mit den aus SS 666, 667 BGB. und, 
ſoweit dies der Fall iſt, aus den dem Vollmachtverhältnis zu⸗ 
grunde liegenden Vertrags- oder Rechtsverhältniſſe ſich er⸗ 
gebenden Verpflichtungen 2). Inſoweit können ſomit dieſe 
Forderungen oder andere Vermögensſtücke nicht ſolche des 
Auftraggebers fein und wäre damit bei einer etwaigen Ver⸗ 
untreuung durch den Bevollmächtigten das weſentlichſte Tat⸗ 
beſtandsmerkmal des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. nicht ger 
geben. Der Auftraggeber würde daher ſtrafrechtlich ſchutzlos 
daſtehen, da auch § 246 StGB., mangels Vorliegens einer 
fremden Sache, ausſcheiden würde und $ 263 StGB. nur in 
beſonders gelagerten Fällen zur Anwendung gebracht werden 
könnte. Und doch iſt gerade, um dieſe Lücke zu ſchließen, die 
Beſtimmung des $ 266 Abſ. 1 Ziff. 2, die das PrStc B., dem 
8 266 im übrigen entlehnt iſt, nicht kannte, geſchaffen wor⸗ 
den 58). — Judes kann eine Anderung dieſer Rechtslage doch 
ſchon nach den Rechtsſätzen des BGB. herbeigeführt werden, 
und zwar ſowohl hinſichtlich der dem Bevollmächtigten über⸗ 
gebenen, als auch der von ihm erworbenen Forderungen oder 
anderer Vermögensſtücke. Nach der erſteren Richtung hin kann 
dies geſchehen durch eine fiduziariſche Rechts- oder Eigentums⸗ 
übertragung, deren Möglichkeit in der Rechtſprechung an⸗ 
erkannt iſt “e). Nach der letzteren hin durch Abſchluß eines Be⸗ 
ſitzkonſtituts — ſowohl nach $ 930 BGB. zwiſchen den Par⸗ 
teien 5), als nach $ 181 BB. des Bevollmächtigten mit ſich 
ſelbſt s) —, durch Abtretung des Herausgabeanſpruches ge- 
mäß 8 931 BGB. be), endlich durch eine Abtretung der für den 
Bevollmächtigten aus dem Rechtsgeſchäfte künftighin entſtehen⸗ 
den Forderungen ?!). Dieſe im Geſetz begründeten Maßnahmen 
wirken ſich in ihren Rechtsfolgen dahin aus, daß die durch 
fie betroffenen Forderungen und andere Vermögensſtücke, ſo⸗ 
weit ſie dem Bevollmächtigten übergeben ſind, im Eigentume 
des Auftraggebers verbleiben, ſoweit fie von dem Bevollmäch⸗ 
tigten im Intereſſe des Auftraggebers erworben ſind, un— 
mittelbar in deſſen Eigentum übergehen. Sie ſind ſomit Ver⸗ 
mögensſtücke des Auftraggebers und können daher auch bei der 
verdeckten Stellvertretung bereits nach den Grundſätzen des 
BGB. Gegenſtand einer ſtrafrechtlichen Untreue i. S. des 
§ 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. bilden. 

In den bürgerlich-xechtlichen Rechtsſätzen 58) erſchöpft ſich 
aber nicht der Begriff eines „Vermögensſtückes des Auftrag⸗ 
gebers“; er geht vielmehr über ſie hinaus, indes ohne ſie zu 
verletzen. Aus der im Weſen des Vollmachtverhältniſſes lie⸗ 
genden Treupflicht des Bevollmächtigten, die von dem Auf⸗ 
traggeber erhaltenen, ebenſo aber auch die von ihm erworbe⸗ 
nen Vermögensſtücke zu treuen Händen zu verwalten, folgert 
das NG., daß dieſe Gegenſtände wirtſchaftlich zu dem Ver⸗ 
mögen des Auftraggebers immer noch in einem derartigen Zus 
gehörigkeitsverhältniſſe ſtehen, daß dieſer der Träger des Ver⸗ 
mögensrechtes iſt. In dieſer wirtſchaftlichen Zugehörigkeit er⸗ 
blickt dann das R., ungeachtet des dem Bevollmächtigten tat⸗ 


0) RG. 56, 121; 61; 341; gi. 53, 417; Soergel, BG. 1 
S. 720. 9) RG. 42, 421; 62, 58. ) R. 61, 65: 62, 58; 
JW. 1932, 749. h gi. 62, 58; JW. 1929, 2731; 1932, 749, 
1746; 1933, 435; Olshauſen 1916, N. 7 zu 8 266. 54) RG. 56, 
121; 61, 65. 5e) NG. 62, 31, 58. 5e) RG. 47, 48; vgl. ferner 
auch bzgl. 8 930: Warneyer, BGB., N. III zu § 930 u. Anm. zu 
8 931; Soergel, BGB., Anm. zu § 931. ) RG. 61, 341; 62, 31; 
Soergel, BOB. I S. 717; Warneyer, BGB. I S. 753. 5) JW. 
1930, 3784. 


Lu 


Fi 


* 


62. Jahrg. 1933 Heft 31] 


— 


1703 


fächfich wie rechtlich zuſtehenden Eigentumsrechtes, das Merk⸗ 
mal eines „Vermögensſtückes des Auftraggebers“. Dieſer Ge⸗ 
dankengang findet ſich in einer Reihe von Entſcheidungen des 
RG., in denen es ſich u. a. handelt um die Übertragung von 
Grundſchuldbriefen zum Zwecke der Erlangung eines Dar⸗ 
lehens bs), um die Übergabe eines Schecks zwecks Reali⸗ 
ſierung “), um die unbefugte Verfügung über den Erlös einer 
Sache 1). In einzelnen Entſcheidungen betont das RG. hier⸗ 
bei die in dem Vollmachtverhältniſſe liegende Treupflicht noch 
beſonders dadurch, daß es von einem fiduziariſchen Eigentume 
des Bevollmächtigten, alſo von einem Treugut desſelben ſpricht. 
Dies iſt insbeſondere der Fall bei einer Entſcheidung, in der 
es ſich um den Verbrauch eines auftraggemäß für Rechnung 
des Vollmachtgebers, aber doch auf eigenen Namen erhobenen 
Geldes 6e), und in einer weiteren Entſcheidung, in der es ſich 
um einen teilweiſen Verbrauch eines einem Bürgermeiſter zu 
einer Dienſtreiſe gewährten Reiſekoſtenvorſchuſſes zu privaten 
Zwecken s) handelte. Dieſe Rechtslage hat unverkennbar eine 
ſehr große Ahnlichkeit mit der durch 8 392 Abſ. 2 HGB. für 
das Kommiſſionsgeſchäft getroffenen Regelung 64); das RG. 
hat aber die im Schrifttum wie in der Praxis vertretene Auf⸗ 
faſſung, daß dieſe Beſtimmung auch eine ſtrafrechtliche Bedeu⸗ 
tung habe, als rechtlich unhaltbar abgelehnt ). — Bei dieſem 
auf die wirtſchaftliche Zugehörigkeit gerichteten Gedankengang 
iſt das RG. nicht ſtehengeblieben. Wieder ausgehend von der 
in dem Vollmachtverhältniſſe liegenden Treupflicht, erblickt es 
in dem dem Auftraggeber gegen den Bevollmächtigten zu⸗ 
ſtehenden Anſpruche aus 88 667, 675 BGB. nicht bloß eine 
rechneriſche Forderung ®). Es ſieht vielmehr hierin einen An⸗ 
ſpruch auf Aushändigung eines beſtimmten, mit dem Gelde 
des Auftraggebers erworbenen Vermögensſtückes, das der Be⸗ 
vollmächtigte noch zur getreuen Verwaltung in Händen hat ss). 
Dieſen Anſpruch bezeichnet es als einen „Individualanſpruch“ 
und erblickt in ihm ein „Vermögensſtück des Auftraggebers“. 
Vorausſetzung iſt aber ſtets das Vorliegen einer konkreten 
Treupflicht se), anderenfalls eine bloß rechneriſch zu beſtim⸗ 
mende Forderung vorliegt. Das RG. dehnt dieſen Begriff 
ſehr weit aus und nimmt ihn bei Geldbeträgen ohne Rückſicht 
darauf als gegeben an, ob der Bevollmächtigte gerade das er⸗ 
langte Geld herausgeben muß oder ſogar kann, wenn er es 
nur im Innenverhältnis für den Auftraggeber erworben 
hat e:). So hat das NG. in einem Falle, wo der Bevollmäch⸗ 
tigte, der die eingenommenen Gelder über ſeim Konto laufen 
laſſen durfte und nur von Zeit zu Zeit in runden Summen 
abzurechnen brauchte, ſein Konto aber pflichtwidrig ganz aus⸗ 
geſchöpft hatte, einen Individualanſpruch auf dies Konto als 
gegeben angenommen‘). — Das RG. verwendet ®) dieſen 
Gedankengang teils neben dem der wirtſchaftlichen Zugehörig⸗ 
keit ro), teils unabhängig von ihm n). Schließlich läßt es den 
der wirtſchaftlichen Zugehörigkeit ganz fallen und ſtellt das 
Vorliegen des Merkmals eines „Vermögensſtückes des Auf⸗ 
traggebers“ nur darauf ab, ob der Auftraggeber gegen den 
Bevollmächtigten einen rechtlichen Anſpruch auf Ausantwor⸗ 
tung eines beſtimmten Gegenſtandes hat. Dieſer Anſpruch 
wird dann als ein Vermögensſtück im Sinne der Rechtsord⸗ 
nung und als ſolcher der Untreue zugänglich bezeichnet“). 


III. 


a) Unter dem Begriffe des „Verfügens“ iſt jede Hand⸗ 
lung zu verſtehen, mit der der Bevollmächtigte in irgendeiner 
Weiſe eine Veränderung in dem Verhältniſſe des Auftrag⸗ 
gebers zu dem Vermögensſtücke herbeiführt !“). Die Handlung 
kann tatſächlicher oder rechtlicher Natur ſein; das RG. hat 
ſeine frühere Anſicht, daß bei Forderungen die Handlung nur 
rechtlicher Natur fein dürfe, aufgegeben“). Die Handlung 
kann in einer Begehungs⸗ wie in einer Unterlaſſungshand⸗ 


50) 9, 81, 174. 9) IW. 1930, 3784. 9) RO. 68, 251. 
%) Rich. 62, 58. er) NG. 64, 43. JW 1932, 507, °) NG. 61, 
341, 6) JW. 1932, 2723. %) RO. 62, 58; 63, 406; JW 1983, 
1973. % IW. 1932, 749. 9) RO. 64, 86; v. 25. Abril 1933, 
ID 186/33. % JW. 1932, 2723. o) RG. 62, 58.) RG 63, 
406; 65, 277. ) JW. 1932, 1746. ») Rch. 12, 186; 39, 337; 
46, 144; 61, 80; 62, 59; JW. 1929, 2732; 1930, 1973. %, RO. 
46, 144; 63, 58, 133; 66, 289; JW. 1929, 2731; 1930, 2725; 
1931, 1766; 1932, 1764; 1933, 435. 


lung is) — in letzterer, falls eine Rechtspflicht zum Handeln 
gegeben iſt 7e) —, aber auch in einem Dulden d:) beſtehen. Sie 
muß aber im inneren Zuſammenhange mit der tatſächlich an⸗ 
vertrauten Macht erfolgt und erſt durch ſie ermöglicht worden 
ſein; ſie muß eine Verletzung der dem Bevollmächtigten gegen⸗ 
über ſeinem Auftraggeber obliegenden Treupflicht enthalten s), 
ſie braucht ſich aber nicht, dies iſt eine der weſentlichſten Fol⸗ 
gerungen der Treubruchtheorie ??), im Rahmen der Vertre⸗ 
tungsbefugnis zu halten zo). Die Verfügung darf ſich nur auf 
ein Vermögensſtück oder eine Forderung beziehen, nicht aber 
auf einen Vermögensinbegriff !!). Daher iſt in der Belaſtung 
eines Vermögens mit einer Schuldverpflichtung, ohne daß 
dieſe für einen beſtimmten Vermögensgegenſtand eine Ande⸗ 
rung herbeiführt, keine Verfügung i⸗ S. des 8266 Abſ. 1 
Ziff. 2 StGB. zu erblicken se); ebenſo aber auch nicht in einer 
bloßen Kreditbeſtellung “s). 

b) Die Worte „zum Nachteile verfügen haben die gleiche 
Bedeutung wie das „Vermögen beſchädigen“ bei dem Betruge 
i. S. des § 263 Stoch B. Der Begriff des „Nachteils“ deckt ſich 
daher mit dem des „Vermögensſchadens“ 4). Als ſolcher iſt 
jede in Geld abſchätzbare Verſchlechterung des Vermögens an⸗ 
zuſehen ss), ebenſo auch jede Vermögensgefährdung s); bei 
Forderungen auch eine Wertverminderung u. a. hervorgerufen 
durch eine Gefährdung ihrer Einbringlichkeit ?“). — Da der 
Begriff des „Nachteils“ i. S. des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. 
weſensgleich iſt mit dem der Vermögensbeſchädigung i. S. des 
8 263 StGB. haben in beiden Fällen inſoweit die gleichen 
Grundſätze Geltung. Es iſt daher für das Vorliegen eines 
„Nachteils“ in tatſächlicher Hinſicht der Stand des Vermögens 
in ſeiner Geſamtheit maßgebend, wie er vor der Verfügung 
war und wie er nach der Verfügung iſt ss). Der Nachteil 
braucht das Vermögen nicht unmittelbar zu treffen, es ge⸗ 
nügt, wenn die Verfügung dem Vermögen nur im allgemei⸗ 
nen zum Schaden gereicht ss); fo unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen im Falle eines entgangenen Gewinnes 90). Der Nach⸗ 
teil muß aber bereits eingetreten ſein, ſonſt liegt nur ein 
ſtrafloſer Verſuch vor 1). Der Nachteil muß endlich mit einer 
Verfügung, wie ſie § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. verlaugt, in 
urſächlichem Zuſammenhange ſtehen. Aus dieſem Grunde iſt in 
einer Kreditauszahlung an ſich kein Verfügen „zum Nachteile 
des Auftraggebers“ zu erblicken, da es ſich hierbei nur um 
eine Erfüllung einer bereits durch die Kreditbeſtellung be⸗ 
gründeten Verpflichtung handelt?). Eine andere Rechtslage ?“) 
würde indes eintreten, wenn der Bevollmächtigte bereits 
bei der Kreditbeſtellung entgegen ſeinem Auftrage gehandelt 
und ſich dieſer Handlungsweiſe, ſowie der hieraus ſich er⸗ 
gebenden Notwendigkeit bewußt war, bei in Anſpruchnahme 
des Kredits über Vermögensſtärke des Auftraggebers zu deſſen 
Nachteile verfügen zu müſſen. — Liegt nun ein Nachteil vor, 
ſo iſt es bedeutungslos, ob er ſpäter durch Befriedigung des 
Gläubigers wieder ausgeglichen wird, ebenſo auch, ob das Vor⸗ 
enthaltene dauernd oder nur vorübergehend behalten werden 
ſolls.). Weiterhin ift es auch nach dieſer Richtung hin ohne 
Bedeutung, daß dem Auftraggeber gegen den ungetreuen 
Bevollmächtigten ein Anſpruch auf Schadenserſatz (§8 823 
Abſ. 2, 826 BGB.) oder auf Herausgabe des Erſatzes (8 281 
BGB.) zuſteht s). Bei Prüfung des objektiven Tatbeſtandes 
kann es daher grundſätzlich nicht darauf ankommen, ob der 
Bevollmächtigte nach ſeinen Vermögensverhältniſſen zu einer 
Erſatzleiſtung befähigt, und ob demnach die dem Auftrag⸗ 
geber aus 8 667 BGB. zuſtehende Forderung wertvoll iſt 96). 
— Das RG. hat nun einen „Nachteil“ nicht nur dann als 
vorliegend angenommen, wenn der Bevollmächtigte mit dem 
ihm vom Auftraggeber übergebenen Vermögensſtücke auf⸗ 


25) JW. 1929, 2731. ©) JW. 1933, 176. ) R. 61, 228, 
231; JW. 1929, 2731; 1932, 749. ) RG. 61, 1, 92; 62, 58, 
299: JW. 1929, 329; 1930, 1440, 1973. 0) JW. 1928, 1383. 
80) RG. 61, 1; JW. 1929, 329; 1930, 1311. 9) RG. 13, 378; 
62, 133. 52) RG. 62, 133: JW. 1928, 2250; 1930, 2550. ) RG. 
62, 133. %) RG. 38, 266; JW. 1930, 1311. 8) JW. 1938, 609. 
86) RG. 38, 266; 39, 337; 53, 194; 61, 211; JW. 1930, 1311. 
7% RG. 63, 251; JW. 1930, 1973. 88) RG. 64, 181; 65, 430; 
JW. 1930, 1311. e) RG. 64, 43; JW. 1929, 2731; 1932, 507. 
30) RG. 27, 29. 9) JW. 1932, 1746. ) RG. 62, 133; JW. 
1928, 2258. ®) RG. 61, 1; 62, 133. ) RG. 39, 337; 32, 31; 
63, 251. ®) RG. 62, 58. ee) RG. 38, 266. N 


1704 


tragswidrig verfahren ift, oder ſich ſonſtwie, etwa durch Ver⸗ 
änderung an ihnen, zur Erfüllung ſeiner Verpflichtungen 
außerſtande feste”), ſondern auch, wenn er über die aus 
dem Rechtsgeſchäfte erworbenen Vermögensſtücke auftrags⸗ 
widrig, insbeſ. für eigene Zwecke, verfügte ss). Das RG. hat 
weiterhin einen Nachteil auch in den Fällen als vorliegend 
angenommen, in denen der Bevollmächtigte es dem Auftrag⸗ 
geber unmöglich machte, einen Überblick über den Stand 
ſeiner Anſprüche zu gewinnen und ihn hierdurch oder ſonſtwie 
hinderte, ſeine etwaigen Erſatzanſprüche rechtzeitig geltend 
zu machen). Auf die einzelnen Fälle kann wegen Raum⸗ 
mangels nicht eingegangen werden; es ſei nur erwähnt, daß 
ein ſolcher Nachteil angenommen worden iſt bei doloſer Ver⸗ 
eitelung von individuellen Vollſtreckungsanſprüchen durch den 
mit ihrer Verwirklichung betrauten Gerichtsvollzieher 100) bei 
Buchungsmaßnahmen bei einer Sparkaſſe oder Bank, die den 
Anſchein einer Tilgung einer in Wirklichkeit noch beſtehenden 
Forderung oder einer Verminderung ihres Betrages er⸗ 
wecken 101); bei doloſer Unterlaſſung der Pflicht aus $ 666 
BGB.; bei doloſer Herbeiführung einer Aufrechnung oder 
eines Abſchluſſes eines Aufrechnungsvertrages — nicht aber 
bei der einſeitigen Erklärung des Käufers gegenüber dem 
Verkäufer als Bevollmächtigten gemäß 8 388 BGB. 105); 
bei Zahlung zweifelhafter Schulden 103). 


IV. 

Nach ſtändiger Rechtſprechung des RG. bedeutet „abſicht⸗ 
lich“ nichts anderes wie „vorſätzlich“ 10). Der Täter muß ſich 
ſomit der benachteiligenden Folgen, wie überhaupt der Rechts⸗ 
widrigkeit ſeiner Handlungsweiſe bewußt ſein 105); er muß 
auch den Willen haben, den Nachteil herbeizuführen 106). Es 
genügt aber, wenn er nur mit der Möglichkeit eines Nach⸗ 
teils rechnet, ihn aber für den Fall feiner Eintritts billigt 107). 
Das RG. hat dolus eventualis für ausreichend erklärt 108). 
Weder auf den Beweggrund zur Tat noch auf das erſtrebte 
Ziel kommt es an; der Täter braucht nicht darauf auszugehen, 
den Auftraggeber zu ſchädigen oder ſich — abgeſehen von 
dem Falle des § 266 Abſ. 2 StGB. — einen Vermögens⸗ 
vorteil zu verſchaffen 1). — Dieſer jo geſtaltete innere 
Tatbeſtand iſt aber ausgeſchloſſen, 

1. wenn ein Einverſtändnis des Auftraggebers vorliegt, 
das aber nicht auf hinterhältige Weiſe erſchlichen fein darf 116), 

2. wenn der Bevollmächtigte mit Recht ein Einverſtänd⸗ 
nis des Auftraggebers annehmen durfte 111), 

3. wenn der Bevollmächtigte nach den Umſtänden des 
Einzelfalles und unter ſtrenger Wahrung des Gebots der 
kaufmänniſchen Sicherheit mit der naheliegenden Möglichkeit 
rechnen durfte und auch gerechnet hat, daß die Verfügung nicht 
zum Nachteile des Auftraggebers ausſchlagen werde 119), 

4. wenn der Bevollmächtigte im Augenblicke der Ein⸗ 
ziehung der Forderung und des Verkaufes des darauf erhal⸗ 
tenen Gegenſtandes der Überzeugung iſt, daß er jederzeit im⸗ 
ſtande ſei, aus eigenen Mitteln u in gleichwertigen Stüden 
zu leiſten und er zugleich auch den Willen hat, dies zu tun u). 


* 

Sehr weſentliche und dem bisherigen Rechte gegenüber 
zum Teil ganz neue Vorſchriften, auf die aber hier im ein⸗ 
zelnen nicht näher eingegangen werden kann, weil dies ſowohl 
den Rahmen der Abhandlung, wie den mir zur Verfügung 
geſtellten Raum weit überſchreiten würde, enthält Art. I 
Ziff. 18 Gef. zur Abänderung strafrechtlicher Vorſchriften v. 
26. Mai 1933 (RGBl. I, 295), der nunmehr als § 266 n. F. 
an Stelle des bisherigen $ 266 a. F. StGB. getreten iſt. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung faßt die bisherigen Vorſchriften des § 266 
Abſ. 1 Ziff. 1, 2, 3 ſowie des Abſ. 2 in eine Vorſchrift zu⸗ 


9) RG. 42, 421; 61, 229; 62, 31; 63, 251; JW. 1931, 207; 
1932, 749, 1746. be) R. 38, 266; 62, 58; 63, 251; JW. 1931, 
207; 1932, 749. 0) RG. 39, 337; 64, 43; 65, 277; JW. 1931, 
35, 59; 1932, 507; 1933, 434, 436. 200) RG. 61, 229. 101) JW. 
1933, 434, 436. ) JW. 1932, 749; RG. v. 25. April 1933, 
ID 186/33. 108) RG. 66, 206; JW. 1929, 2731. 104) RG. 53, 
194; 66, 261. 05) RG. 61, 229, 341; 62, 31, 133. 100) NG, 
66, 261. 107) RG. 53, 194; 66, 261. 0e) RG. 33, 5; 66, 212; 
v. 25. April 1933, ID 186/33. 1) RG. 53, 194. 10) RG. 38, 
366. 111) RG. 21, 360. ) RG. 61, 212; 66, 251. 1) Rh. 
21, 360; 38, 266; 61, 1. 
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ſammen; an Stelle der Gliederung des § 266 a. F. in drei 
Perſonenkreiſe mit einer für jeden dieſer Kreiſe beſonders ge⸗ 
arteten ſtrafbaren Handlung iſt nunmehr eine allgemeine Faſ⸗ 
ſung getreten, die eine nähere Umſchreibung ſowohl der ſtraf⸗ 
baren Handlung ſelbſt, wie der Vorausſetzungen der Täter⸗ 
ſchaft enthält. $ 266 n. F. faßt die ſämtlichen unter dem Be⸗ 
griff der ſtrafrechtlichen Untreue fallenden Tatbeſtände in 
zwei Gruppen zuſammen, die gleichwertig nebeneinander ge⸗ 
ſtellt werden: 

a) in ſolche, in denen dem Täter durch Geſetz, behörd⸗ 
lichen Auftrag oder Rechtsgeſchäft die Befugnis eingeräumt 
iſt, „über fremdes Vermögen zu verfügen“ oder „ein An⸗ 
deren zu verpflichten“, der Täter aber dieſe Befugnis miß⸗ 
braucht, und 

b) in ſolche, in denen dem Täter kraft Geſetzes, behörd⸗ 
lichen Auftrags, Rechtsgeſchäfts oder eines Treuverhältniſſes 
die Pflicht obliegt, „fremde Vermögensintereſſen wahrzu⸗ 
nehmen“, der Täter aber dieſe ihm obliegende Pflicht verletzt. 

Während ſomit die erſtere Gruppe alle die Fälle umfaßt, 
in denen es ſich um ein Vermögen oder Teile eines ſolchen 
handelt, die für ihn „fremde“ ſind, alſo im Eigentum eines 
Anderen ſtehen, umfaßt die zweite Gruppe alle die Fälle, in 
denen es ſich um die Betreuung fremder Vermögensintereſſen, 
alſo um Vermögen oder Vermögensteile handelt, das oder die 
vielleicht formalrechtlich nach den Beſtimmungen des BGB. 
in das Eigentum des Täters übergegangen ſind, wirtſchaftlich 
aber zum Vermögen des Vollmachtgebers gehören. Es ſind 
dies die Fälle, die zu den großen rechtlichen Schwierigkeiten 
Anlaß gegeben haben, die ſich an den Begriff des „Vermögens⸗ 
ſtückes des Auftraggebers i. S. des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 a. F. 
StGB. knüpfen, die aber nunmehr befeitigt find. Damit allein 
ſchon führt das neue Geſetz zu einer erheblichen Vereinfachung 
der Rechtslage und macht die bisherige einſchlägige Rechtſpre⸗ 
chung des RG. inſoweit gegenſtandslos. — Eine Vereinfachung 
der Rechtslage iſt weiterhin dadurch eingetreten, daß dem Be⸗ 
griffe der Befugnis, über ein fremdes Vermögen zu verfügen, 
gleichgeſtellt iſt die Befugnis, einen „Anderen zu verpflichten“ 
und daß das „Verfügen“ auch einen Vermögensinbegriff be⸗ 
treffen kann. Hinſichtlich der Begriffe des „Verfügens“ ſelbſt, 
wie der des „Mißbrauchs“, von denen der letztere wohl dem 
des „Handelns zum Nachteile“ i. S. des § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 
a. F. StGB. gleichzuſtellen ift, wird die bisherige reichsgericht⸗ 
liche Rechtſprechung ihre Geltung behalten, indes mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß es ſich bei der „Verfügung“ nur um eine 
rechtsgeſchäftliche Einwirkung auf das fremde Verntögen han⸗ 
deln darf. — Der Begriff der „Wahrnehmung fremder Ver⸗ 
mögensintereſſen“ ſodann iſt ein ſehr weitgehender und um⸗ 
faßt alles, was die Betreuung eines fremden Vermögens in 
weitgehendſter Weiſe erheiſcht. Die ausdrückliche Betonung, daß 
die dem Täter hierbei obliegende Pflicht auch auf einem Treu⸗ 
verhältniſſe beruhen kann, gibt den hinſichtlich dieſes Begriffes 
vom RG. herausgearbeiteten Grundſätzen auch weiterhin Be⸗ 
ſtand. Wie bei § 266 Abſ. 1 Ziff. 2 a. F. StGB. nach der 
Rechtſprechung des RG., fo iſt bei 8 266 u. F. ſchon nach dem 
Wortlaute des Geſetzes der Eintritt des Nachteils zur Voll⸗ 
endung des Tatbeſtandes erforderlich. — Die Handlung muß 
„vorſätzlich“ begangen fein; der in § 266 Abſ. 1 Hiff. 2 a. F. 
gebrauchte Ausdruck „abſichtlich“, der aber nach der Recht⸗ 
ſprechung die gleiche Bedeutung, wie „vorſätzlich“ hatte, iſt 
hier vermieden worden. Somit genügt alſo auch nach dem 
neuen Geſetz dolus eventualis, wie überhaupt hinſichtlich des 
inneren Tatbeſtandes die reichsgerichtliche Rechtſprechung ihre 
Bedeutung behalten hat. 

Die Strafandrohung iſt erheblich verſchärft. Mit der Ge⸗ 
fängnisſtrafe iſt ſtets Geldſtrafe zu verbinden, daneben kann, 
wie bisher ſchon zuläſſig, auch auf Verluſt der bürgerlichen 
Ehrenrechte erkannt werden. In beſonders ſchweren Fällen, 
bzgl. deren das Geſetz einen heraushebt, tritt an Stelle der Ge⸗ 
fängnisſtrafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren. — Weiterhin hat 
das Geſetz in Art. IV auch hinſichtlich der außerhalb des 
SGB. in anderen Geſetzen beſonders behandelten Fällen einer 
Untreue, jo in 8312 HB, 895 Börſcg. u. a. verſchärfte 
Strafbeſtimmungen getroffen und in Art. III eine dem 8 312 
n. F. HGB. entſprechende Vorſchriſt auch in das GmbH., 
das eine derartige Beſtimmung bisher nicht kannte, eingefügt. 


N 


1 
* 
* 
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Die BO, zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die 
Regierung der nationalen Erhebung v. 21. März 1933. 


Die VO. des RPräſ. zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe 
gegen die Regierung der nationalen Erhebung ſtellt das unbefugte 
Tragen der Abzeichen und Uniformen der hinter der Regierung 
ſtehenden Parteien und Verbände unter Strafe. 

I. Das grundlegend Neue an dieſen Vorſchriften ſehe ich darin, 
daß hier zum erſten Male Organiſationen, die ihrem Urſprung 
nach unzweifelhaft eden Vereinigungen ſind, im Inter⸗ 
eſſe des Staates mit einem beſonderen Rechtsſchutz ausgeſtattet 
werden. Vom Standpunkt der innerſtaatlichen Entwicklung des deut⸗ 
ſchen Volkes betrachtet, iſt dieſes durchaus folgerichtig. Denn dieſe 
Verbände ſind die Träger der Erhebung des deutſchen Volkes ge⸗ 
weſen, und ſie ſind und bleiben die Säulen des nationalen Staa⸗ 
tes, der ihren Beſtand als ſeine Lebensnotwendigkeit betrachtet. 

Dieſe Staatsnotwendigkeit will die VO. ſichern. Auf eine 
kurze Formel gebracht: Schutz des Staates durch Schutz der ihn 
tragenden Verbände; das iſt der Sinn und Zweck dieſer VO. Es 
geht dabei nicht um den Schutz der Verbände als ſolcher, es geht 
um den Schutz des Staates. Darum bezeichnet ſich die VO. auch 
als VO. zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe gegen die Regie⸗ 
rung der nationalen Erhebung. Sie 8 es bewußt und 
folgerichtig, den Verbänden den Schutz ihrer Abzeichen uſw. ſelbſt 
zu überlaſſen. Wollte ſie die Verbände um ihrer ſelbſt willen 
ſchützen, dann lag es nahe, die leichteren Strafbeſtände — unbefug⸗ 
ten Uniformbeſitz, unbefugtes Uniformtragen — zu Antragsdelikten 
zu geſtalten. Auch der nationalſozialiſtiſche Staat überläßt es grund⸗ 
ſätzlich dem einzelnen, ſeine Rechte wahrzunehmen, ſolange das 
mit dem Gebot der Staatsräſon vereinbar iſt. Daß dies hier nicht 
geſchehen, zeigt m. E. die bewußte Tendenz, dieſe Verbände um 
des Staates willen zu ſchützen. Weil der neue Staat in 
dieſen Verbänden nicht bloß „zuläſſige“, für den Staatszweck im 
ganzen aber gleichgültige, Vereinigungen ſieht, wie es liberali⸗ 
ſtiſcher Auffaſſung entſprach, ſondern 1 eigenen Fundamente, 
ſtellte er es den Verbänden nicht frei, ihr Recht ſelbſt zu ſuchen, 
ebenſo wie er die Strafverfolgung des Diebes nicht dem Beſtoh⸗ 
lenen überläßt. 5 

Ich halte es daher zum mindeften für ungenau, wenn Hoch e 
(Di. 1933 Sp. 471) in der VO. den Schutz privilegierter Ver⸗ 
bände ſieht. Dieſe Auffaſſung berückſichtigt nicht den engen tat⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang zwiſchen Regierung der nationalen Er⸗ 
hebung und Verbänden. Die BO. iſt ein notwendiger Schritt auf 
dem Wege der nationalen Revolution, ſie iſt letzten Endes nichts 
anderes, als die von der zwingenden Logik des Geſchehens unſerer 
Tage diktierte rechtliche Sanktion der Zuſammengehörigkeit von 
Staat und Verbänden. 8 j 

Für gänzlich unerheblich halte ich es dabei, welche rechtliche 
Natur man den Verbänden beilegen will. Für einen — jedenfalls 
kommenden — e e Charakter ſpricht die Entwick⸗ 
lung. Mit dem Gef. v. 28. April 1933 (RGBL. I, 230) iſt m. E. 
die Grenze des öffentlichen Rechtes von der SA. und der SS. 
bereits überſchritten worden. Aber auch wenn man noch an ihrer 
privatrechtlichen Natur feſthält, bleibt die tatſächliche Beziehung 
dieſer Verbände zum neuen Staat die gleiche. Dieſe enge tatſäch⸗ 
liche Verbundenheit iſt aber das Entſcheidende. 

Die Frage nach dem Zweck der VO. iſt praktiſch bedeutungs⸗ 
voll für 8172 StPO. Nicht der Verband ift der Verletzte, denn 
dieſen will die VO. nicht als ſolchen ſchützen, ſondern der Staat, 
deſſen Sicherheit durch unbefugtes Uniformtragen gefährdet wird. 
Daher iſt zur Klage nach § 172 a. a. O. nicht der Verband, 
ſondern der Staat befugt. 

II. a) 8 1 Abſ. 1 behandelt den unbefugten Beſitz von 
Uniformen der hinter der Regierung ſtehenden Verbände. Nach der 
Art der angedrohten Strafe handelt es ſich um ein Vergeben. 
Das hat guten Sinn: wer unbefugt eine ſolche Uniform beſitzt, 
der wird wahrſcheinlich mit ihr auch Mißbrauch treiben. 8 1 Abſ. 1 
bedroht alſo die Vorbereitung der als wahrſcheinlich vermuteten 
ſchweren Straftaten der 881 Abſ. 2, 2 VO. Der verbotene Uni⸗ 
formbeſitz geht in ſeiner Gefährlichkeit über bloße Ordnungswidrig 
11 hinaus, eine Beſtrafung als Übertretung genügt demgemäß 
nicht. 

„Unbefugt“ iſt der Beſitz dann, wenn der Beſitzer nicht Mit⸗ 
glied eines Verbandes iſt oder wenn ihm nicht die ſtillſchweigende 
oder ausdrückliche Genehmigung ſeitens des Verbandes gegeben iſt. 
Zweifelhaft kann es ſein, ob auch das Mitglied eines Verbandes 
unbefugt beſitzt, das eine Uniform (3. B. Führeruniform) im Beſitz 

at, die ihm nach den Normen des Verbandes nicht zukommt. M. E. 
wird man in dieſem Falle nicht beſtrafen konnen. Die VO. geht 
von der Vermutung aus, daß alle Mitglieder des Verbandes be⸗ 
ſugt find, deffen Uniform zu beſitzen. Eine Sanktion der internen 

erbandsnormen, Uniformvorſchriften uſw. beabſichtigt die VO. 
nicht Nicht ſtrafbar iſt daher der „zivile Parteigenoſſe“ der 
NSDAP., der eine SS. ⸗Uniform beſitzt, die er kraft Barteianorb- 
nung nicht tragen darf. 


Abgeſehen von dieſer geſetzlichen Vermutung bleibt der Wille 
des Verbandes das allein maßgebende Kriterium für die Befugnis 
zum Beſitz der Uniform. Ein Recht des einzelnen zum Beſitz, auch 
das Eigentum, find hierfür belanglos (Hoch e a. a. O.). Das Pri⸗ 
vatrecht muß hier der höheren Staatsräſon weichen. Unbefugt be⸗ 
ſitzt daher auch der aus der Partei ausgeſchloſſene frühere SA.⸗ 
Mann, der ſich ſeine Uniform aus eigenen Mitteln angeſchafft hat. 

Als Schuldform kennt die VO. nur Vorſatz. Auch das it 


logiſche Folge der Erwägung des Geſetzgebers, die in dem un⸗ 


befugten Uniformbeſitz die Vorbereitung anderer Handlungen ſieht. 
Idealkonkurrenz mit §1 Abſ. 2 iſt ausgeſchloſſen, da die Tat⸗ 
beſtände beider ſich decken. Ebenſo kommt auch keine Idealkonkur⸗ 
wel mit den Delikten in Frage, die nach §2 verſchärft beſtraft 
werden. 

b) 81 Abſ. 2 beſtraft das unbefugte Tragen der Uni⸗ 
form und der Abzeichen der hinter der Regierung ſtehenden Ver⸗ 
bände. Beſtraft wird nicht nur das öffentliche Tragen, ſondern 
das Tragen ſchlechthin. Wer alſo zum Zweck der bildlichen Dar⸗ 
ſtellung von erdichteten SA.⸗Greueln in ſeiner Wohnung die Unis 
form trägt, fällt unter die Strafvorſchrift. 

Wie in §1 Abſ. 1 kommt es für die Frage der Befugnis 
nicht auf die internen Vorſchriften der Verbände an, ſondern nur 
auf die Frage der Mitgliedſchaft. Das Geſetz beſtraft nur den Trä⸗ 
ger eines Abzeichens, der Nichtmitglied iſt. Nicht beſtraft wird 
daher das unbefugte Tragen des „Hoheitsabzeichens“ der NSDAP. 
durch Parteigenoſſen, die nach den Satzungen der Partei dazu nicht 
Erlaubnis haben. 

In der Praxis können ſich Schwierigkeiten dann ergeben, 
wenn der Täter aus einem dieſer Verbände ausgeſchloſſen worden 
iſt und die Rechtmäßigkeit des Ausſchluſſes anficht. Es erhebt ſich 
dann die Frage, inwieweit die Strafgerichte befugt ſind, derartige 
Ausſchlüſſe nachzuprüfen. Dieſe Frage iſt ſtrafrechtliches Neuland. 
Die Zivilgerichte haben ſich mehr und mehr zu der Auffaſſung be⸗ 
kannt, daß die Entſcheidungen der Verbandsgerichte in formeller 
Hinſicht grundſätzlich und in materieller Hinſicht unter gewiſſen 
Umſtänden einer richterlichen Prüfung unterliegen, ſo zuletzt noch 
NG.: JW. 1933, 1264. Die Strafgerichte haben bisher m. W. 
keine Gelegenheit gehabt, ſich mit dieſer Frage zu befaſſen. Bei der 
Beurteilung dieſer Frage wird man davon auszugehen haben, daß 
jeder, der einem ſolchen Verbande beitritt, ſich damit der Diſzipli⸗ 
nargewalt und damit auch der Gerichtsbarkeit des Verbandes un⸗ 
terwirft. Dieſe freiwillige Unterwerfung iſt alſo antizipierte Ein⸗ 
willigung entſcheidend. Dieſe Einwilligung reicht aber nur ſoweit, 
als man ſich bei verſtändiger Würdigung der Sachlage und unter 
Berückſichtigung der Zwecke und Satzungen des Verbandes ver⸗ 
mutlich unterwerfen würde. M. a. W. die Unterwerfung deckt nur 
ein — nach den Normen des Verbandes — ordnungsgemaßes Ver⸗ 
fahren. Wer einem Verbande beitritt, liefert ſich damit nicht bedin⸗ 
gungslos der Willkür der Verbandsleitung aus. Das Mitglied 
kann damit rechnen, daß die zu ſeinem Schutz vor Willkür er⸗ 
laſſenen formalen Vorſchriften für das Verfahren vor den Ver⸗ 
bandsgerichten innegehalten werden und daß andererſeits die Ent- 
ſcheidungen dieſes Gerichtes auch in materieller Hinſicht nicht 
offenbar fehlerhaft ſind. Die Strafgerichte werden daher z. B. den 
Einwand eines früheren Mitgliedes z. B. der NSDAP. berück⸗ 
ſichtigen müſſen, er ſei wegen perſönlicher, die Partei nicht beruh⸗ 
render Differenzen ausgeſchloſſen worden. 

Man wende demgegenüber nicht ein, der Gedanke der Ver⸗ 
einsautonomie ſtehe dem entgegen. Dieſer Geſichtspunkt wider⸗ 
ſpräche m. E. dem Sinn der VO., die nicht den Verband um 
ſeiner ſelbſt willen ſchützen, auch nicht ſeine internen Verbands⸗ 
normen ſanktionieren will. Würde man offenbar fehlerhafte Ent⸗ 
ſcheidungen der Verbandsgerichte als nicht nachprüfbar ſanktio⸗ 
nieren, ſo würde das im Endergebnis die Autorität innerhalb 
der Verbände erſchüttern und geradezu auf eine Schädigung der 
Verbände und damit der Staatsintereſſen hinauslaufen. 

Die Gerichte ſind alſo — in den aus dem Vorſtehenden ſich 
ergebenden Grenzen befugt und verpflichtet, Ausſchlüſſe aus den 
Verbänden nachzuprüfen. Zu einer anderen Auffaſſung wird man 
m. E. nur dann gelangen können, wenn man in der fehlenden 
Befugnis zum Abzeichentragen uſw. eine „Bedingung der Straf⸗ 
barkeit“ ſahe. Hierzu bietet aber m. E. das Geſetz keinen An⸗ 
haltspunkt. Umgekehrt läßt ſich aber gerade aus 84 VO. ein 
Argument für unſere Auffaſſung herleiten. Danach ſieht das Ge⸗ 
ſetz auch denjenigen als Nichtmitglied eines Verbandes an, der die 
Mitgliedſchaft erſchlichen hat. Unterliegt alſo der Eintritt in den 
Verband der richterlichen Nachprüfung, dann beſteht kein Anlaß, 
den Austritt von dieſer richterlichen Kontrolle auszunehmen. 

Auch § 4 VO. iſt ein Beweis für die Auffaſſung, daß der 
Schutz der Verbände um des Staates willen geſchieht; denn 
54 gibt dem Staat die Handhabe, unwürdige Elemente aus den 
Reihen der Verbände auszumerzen. Die VO. macht alſo vor den 
Verbänden nicht halt, ſondern greift geradezu in dieſe hinein. 

Auf der gleichen Linie fteht ſchließlich auch §3 VO. inſofern 
als hier unwahre oder gröblich entſtellte Behauptungen unter Strafe 
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geſtellt werden, die geeignet ſind, das Anſehen der Verbände ſchwer 
zu ſchädigen. Der Syſtematik nach gehört dieſe Vorſchrift in einen 
anderen Zuſammenhang, ſo daß eine Erörterung dieſer Beſtim⸗ 
mung im einzelnen hier unterbleiben kann. — 


RA. Dr. Hamann, Hilchenbach i. W. 


Die einſtweilige Einstellung der Bollſtreckung aus 
Arreſten und einstweiligen Verfügungen. 


Heute hat ſich ſo ziemlich überall die Auffaſſung durchgeſetzt, 
daß die Vollſtreckung aus Arreſten (A.) und einſtwefligen Verfü⸗ 
gungen (EV.) gleichgültig, ob der A. oder die EV. durch Be⸗ 
ſchluß oder durch Urteil angeordnet worden iſt (88 922 Abſ. 1, 
935, 937 1 2 ZPO.), in entſprechender Anwendung der 88 707, 
719 BO. bis zur Entſcheidung über den Widerſpruch oder die 
Berufung auf Antrag eingeſtellt werden kann. Auf die Bedenken, 
die gegen dieſe Auffaſſung in der Rechtſprechung und in der Rechts⸗ 
lehre geäußert worden ſind, braucht hier nicht mehr eingegangen 
zu werden. Sie haben ihren Grund lediglich in einer buchſtaben⸗ 
treuen, die ge de des Lebens verkennenden Geſetzesanwen⸗ 
dung und fallen deshalb nicht ins Gewicht (vgl. Schnülle, 
DR. 1933, 46). Nicht geklärt dagegen erſcheint die Frage, welche 
Wirkung die vor der Vollziehung des A. oder der EV. erfolgende 
einſtweilige Einſtellung (e. E.) der Vollſtreckung auf den Lauf der 
Friſt zur Vollziehung ausübt (58 929 Abſ. 2; 936 ZPO).), und ob, 
wenn die Vollſtreckung erſt nach der Vollziehung des A. oder der 
EV., aber vor ihrer Hüften (§ 929 Abſ. 3 ZPO.) einſtweilen 
eingeſtellt wird, der A. oder die EV. noch zugeſtellt werden kann. 
Hierüber unten zu J und II. 


I. Es wäre denkbar, daß die e. E. auf den Lauf der Friſt 
zur Vollziehung des A. oder der EV. gar keinen Einfluß hat, 
daß alſo die Friſt weiterläuft (1). Die e. E. könnte aber auch be⸗ 
wirken, daß der Lauf der Friſt unterbrochen wird, daß alſo nach 
Erlaß des über den Widerſpruch oder die Berufung entſcheidenden 
Urteils die Vollziehungsfriſt neu zu laufen beginnt (2). Die Wir⸗ 
kung der e. E. könnte ſchließlich darin beſtehen, daß der Lauf der 
Friſt bis zum Erlaß des Urteils gehemmt wird und von da an 
wieder zu laufen beginnt (3). 

1. Die erſte Auffaſſung laßt ſich nicht rechtfertigen. Wenn 
man der e. E. jede Wirkung auf den Lauf der Friſt abſprechen 
wollte, müßte der Antragſteller in der Mehrzahl der Fälle zu⸗ 
ſehen, ohne daß er ſic dagegen wehren könnte, wie die Vollzie⸗ 
hungsfriſt verſtreicht, der A. oder die EV. deshalb wertlos wird 
und wegen Friſtablaufs der Aufhebung verfällt. Es wird nämlich 
ſehr häufig zwiſchen der Aushändigung des Beſchluſſes über die 
Anprönung des A. oder der EV. und dem über den Widerſpruch 
entſcheidenden Urteil mehr als ein Monat verſtreichen, und wenn 
der A. oder die EV. durch Urteil angeordnet worden ift, wird 
bis zum Erlaß des Berufungsurteils ſo gut wie immer mehr als 
ein Monat vergehen. Für die Annahme, daß die e. E. auf den 
Lauf der Friſt zur Vollziehung ohne Bedeutung iſt, laßt ſich auch 
nicht der Grund der zeitlichen Begrenzung der Vollziehung ins 
Feld führen, der darin beſteht, die Vollziehung unter vielleicht 
ganz veränderten Umſtänden als denen z. Z. der Anordnung zu 
verhindern. Denn in dem Urteil, das über den Widerſpruch gegen 
den Beſchluß oder die Berufung gegen das erſtinſtanzliche Urteil 
entſcheidet, wird ja fat geprüft, ob der A. oder die EV. z. Z. 
der Anordnung zu Recht ergangen iſt. Die Prüfung erſtreckt ſich 
vielmehr in erſter Linie darauf, ob die Vorausſetzungen für den 
Erlaß der angegriffenen Anordnung noch im Zeitpunkt der letzten 
mündlichen Verhandlungen beſtehen. 

2. Auch die Auffaſſung, daß durch die e. E. die Vollziehungs⸗ 
friſt unterbrochen wird, läßt ſich nicht rechtfertigen. Der An⸗ 
tragſteller würde dadurch eine Vergünſtigung erhalten, die er 
nicht verdient. Es würde ihm dann zur Vollziehung des A. oder 
der EV., die durch Beſchluß angeordnet ſind und nach erhobenem 
Widerſpruch aufrechterhalten werden, oder die auf Grund münd⸗ 
licher Verhandlung durch Urteil erlaſſen und im zweiten Rechts⸗ 
zuge aufrechterhalten werden, zur Verfügung ſtehen: Im erſten 
Fall die Friſt zwiſchen der Aushändigung des Arreſtbeſchluſſes 
bis zur Einſtellung der Vollſtreckung und weiter eine Friſt von 
einem Monat nach der Verkündung des den A. oder die EB. be⸗ 
ſtätigenden Urteils, im zweiten Fall die Friſt zwiſchen der Verkün⸗ 
dung des erſtinſtanzlichen Urteils bis zur Einſtellung der Voll⸗ 
ſtreckung und weiter eine Friſt von einem Monat nach der Ver⸗ 
kündung des die Berufung zurückweiſenden Urteils. Wenn im 
erſten Fall gegen das erſtinſtanzliche Urteil Berufung eingelegt 
und auch die Vollſtreckung aus dem erſten Urteil eingeſtellt wird, 
ſo würden ihm außer der Friſt zwiſchen der Aushändigung des 
Arreſtbeſchluſſes bis zur Einſtellung der Vollſtreckung aus dieſem 
Beſchluß weiter die im zweiten Fall genannten Friſten zur Voll⸗ 
ziehung zur Verfügung ſtehen, alſo noch die Friſt zwiſchen der 


Verkündung des im erſten Rechtszuge gefällten Urteils bis zur 
Einſtellung der Vollſtreckung daraus und die Friſt von einem 
Monat nach der Verkündung des die Berufung zurückweiſenden 
Urteils. 

3. Die Löſung, daß durch die e. E. der Vollſtreckung der Ab⸗ 
lauf der Friſt zur Vollziehung des A. oder der EV. von der 
Einſtellung bis zur Verkündung des Urteils gehemmt wird. 
erſcheint als die brauchbarſte. Die Hemmung des Friſtablaufs 
kann u. U. freilich zur Folge haben, daß der A. oder die EV. 
nur infolge der e. E. rechtzeitig vollzogen werden kann. Man 
denke an den Fall, daß der Antragſteller eine Sache, deren Her⸗ 
ausgabe dem Antragsgegner im Wege der EV. aufgegeben wor⸗ 
den iſt, nicht auffinden kann, daß die Vollſtreckung vor Ablauf 
der Vollziehungsfriſt eingeſtellt wird und der Antragſteller nun⸗ 
mehr, aber nach Ablauf der im § 929 Abſ. 2 ZPO. beſtimmten 
Monatsfriſt den Verbleib der Sache ermittelt. Hier kann er nach 
Erlaß des die EV. beſtätigenden Urteils vollſtrecken, weil der Lauf 
der Vollziehungsfriſt mit der Einſtellung der Vollſtreckung bis zur 
Verkündung des Urteils gehemmt geweſen iſt. Ohne die e. E. wäre 
eine Vollziehung der EV. in einem ſolchen Fall nicht mehr zuläſſig. 
Derartige Fälle werden aber zu den Seltenheiten gehören. Es ent⸗ 
ſteht im übrigen auch dem Antragsgegner dadurch kein Nachteil, 
es wird vielmehr ein durchaus zu billigendes Ergebnis erzielt. 

II. Fraglich erſcheint weiter, ob, wenn die Vollſtreckung erſt 
nach der Vollziehung des A. oder der EV., aber vor der Zuſtel⸗ 
lung eingeſtellt wird, die Zustellung noch erfolgen kann (ogl. § 920 
Abſ. 3 ZPO.). Wenn die Vollziehung vor der Zuſtellung erfolgt, 
ſo erhält ſie Beſtand erſt durch die innerhalb einer Woche dar⸗ 
nach erfolgende Zuſtellung. Die Zuſtellung muß alſo zu der Voll⸗ 
ziehung hinzutreten. Sie iſt Vorausſetzung für das Wirkſambleiben 
der einzelnen n wie auch für das Wirkſam⸗ 
bleiben des A. oder der EV. ſelber. Erfolgt ſie nicht innerhalb 
einer Woche nach der Vollziehung, ſo muß die Vollziehungsmaß⸗ 
nahme wie auch der A. oder die EV. ſelbſt aufgehoben werden. 
Trotzdem die Zuſtellung alſo ein Beſtandteil der Vollſtreckung iſt, 
wird ſie durch die Einſtellung der Vollſtreckung nicht unzuläſſig. 
Die entgegengeſetzte Auffaſſung würde zu dem nicht zu recht⸗ 
fertigenden Ergebnis führen, daß dem Antragſteller die bereits 
erlangte Sicherung durch die Einſtellung der Vollſtreckung wie⸗ 


der genommen wird. 
GerAſſ. Dr. Greifer, Berlin. 


Eigentumsvorbehalt und land wirtſchaftlicher 
Vollſtreckungsſchuh. 
15 

Die Lieferung von landwirtſchaftlichen Gerätſchaften und Vieh 
auf Kredit (vgl. dazu insbeſ. Ludwig Mayer, Eigentumsvor⸗ 
behalt u. Viehkauf, S. 3) erfolgt heute ausnahmslos unter 
Eigentums vorbehalt bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes. 
Kommt der Landwirt mit der Begleichung des Kaufpreiſes in 
Verzug, ſo macht die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des 
landwirtſchaftlichen Schuldners faſt immer Schwierigkeiten. Die 
Zwangsverſteigerung des landwirtſchaftlichen Anweſens führt heute 
in den ſeltenſten Fällen zum Ziel, da faſt immer die einſtweilige 
Einſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens auf Grund der 
Beſtimmungen der VO. über den landwirtſchaftlichen Vollſtrek⸗ 
kungsſchutz v. 14. Febr. 1933 und den dazu ergangenen Ausfüh⸗ 
rungsvorſchriften Platz greift. 

Aber auch durch eine Mobiliarvollſtreckung wird außerordent⸗ 
lich ſelten eine Befriedigung des Gläubigers erreicht. Häufig wird 
der landwirtſchaftliche Schuldner den Einwand des Notbedarfs ge⸗ 
mäß 8811 Nr. 3 und 4 ZPO. geltend machen, wenn landwirt⸗ 
ſchaftliches Inventar gepfändet wird. Selbſt wenn der Gläubiger 
die unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Viehſtücke und Maſchi⸗ 
nen, die noch in ſeinem Eigentume ſtehen, pfänden läßt, ſo wird 
dem Schuldner der Einwand des Notbedarfs nicht abgeſchnitten, 
da §811 3 O auch bei nicht im Eigentum des Schuldners ſtehen⸗ 
den Gegenſtänden Anwendung findet (vgl. OLG. 4, 150; 20, 338; 
31, 106; BayRpfl3. 1932, 218). Ein weiteres Hindernis, durch 
Pfändung des landwirtſchaftlichen Inventars eine Befriedigung 
des Gläubigers herbeizuführen, bildet die gerade in den letzten 
Jahren erweiterte Auslegung des Rechtsbegriffes „Zubehör“ (8 98, 
Ziff. 2 BOB.) die z. B. auch zum Verkauf beſtimmte, alſo für die 
Weiterführung des landwirtſchaftlichen Betriebs im eigentlichen 
Sinne nicht notwendigen Viehſtücke als Zubehör betrachtet (vgl. 
Rd.: JW. 1912, 24). Dieſe Rechtſprechung ermöglicht nicht nur 
dem Schuldner faſt ſtets im Wege der J 865 Abſ. 2 S. 1, 766 
3PO. die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung von Inventar 
geltend zu machen, ſondern gibt auch dem Hypothekengläubiger im 
Falle der Pfändung von Inventar gemäß § 1120 BGB., 8 805 
ZPO. das Recht auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlös. 
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II. 

Die Unmöglichkeit, ſchon nach bisherigem Recht auf dem Wege 
einer Pfändung des landwirtſchaftlichen Inventars zu einer Be⸗ 
friedigung zu kommen, war für den Gläubiger Veranlaſſung, auf 
einem anderen Wege zu verſuchen, eine Vollſtreckung und Befrie⸗ 
digung zu erreichen Der Rücktritt vom Vertrag, zu dem $ 455 
BGB. den Vorbehaltsverkäufer im Falle des Verzugs des Schuld⸗ 
ners ermächtigt, kam hierfür allerdings wenig in Frage, da bei 
rückläufiger Konjunktur oder bei ſonſtiger Wertminderung, die 
nicht vom Käufer zu vertreten war, der Glaubiger häufig ent⸗ 
wertete Gegenſtände zurücknehmen mußte, ohne die Möglichkeit zu 
haben, vom Käufer einen entjprechenden Schadensbetrag erſetzt zu 
erhalten; denn auf Grund des aufgelöſten Vertrages konnten 
keinerlei Schadenserſatzanſprüche mehr geltend gemacht werden. 
Es kommt ferner dazu, daß die auf Grund des Rücktritts gegen⸗ 
ſeitig zu gewährenden Leiſtungen nicht immer leicht feſtzuſtellen 
N Es hat ſich deshalb in der Praxis im Einklang mit Recht⸗ 
prechung und Schrifttum immer mehr der Standpunkt durchge⸗ 
ſetzt, daß der Vorbehaltsverkäufer bei Zahlungsverzug des Käufers 
auchunter Aufrechterhaltungdes Kaufvertrages 
auf Grund feines dinglichen Rechtes ($ 985 BGB.) die Heraus⸗ 
gabe des Kaufgegenſtandes verlangen kann (vgl. RGS. 7, 147; 49, 
190; JW. 1905, 18; 1907, 315; Rühl, Eigentumsvorbehalt und 
Abzahlungsgeſchäft, S. 256). Allerdings hat das RG. in neuerer 
Zeit nicht klar erkennen laſſen, ob es an der früher eingenomme⸗ 
nen Rechtſprechung feſt a (vgl. RG. 119, 68 JW. 1928, 213). 
Es ift deshalb ein Urteil des LG. Augsburg v. 13. Dez. 1932 (ab- 
gedr. Bayhipfl Z. 1933, 167) bemerkenswert, das unter eingehender 
Begründung dem Verkäufer das Recht einräumt, bei Nichtbezah⸗ 
lung des Kaufpreiſes die Herausgabe der unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferten Viehſtücke zu verlangen, ohne vom Vertrag zurücktreten 
zu müſſen. Dieſes Urteil iſt für die Praxis, insbeſ. für die Liefe⸗ 
590 von Vieh und Gerätſchaften an Landwirte, von größter Be⸗ 
eutung. 


III. 


Auch das landwirtſchaftliche Notrecht trägt dieſer Rechtſpre⸗ 
chung, die für den Lieferanten des Landwirts geradezu eine Exi⸗ 
ea bedeutet, Rechnung. 


In 8 15 DurchfVO. v. 17. Nov. 1931 (RGBl. I, 691) iſt 
deshalb ausdrücklich beſtimmt, daß Zwangsvollſtreckungen zur Er⸗ 
wirkung der Herausgabe von Sachen, deren Eigentum ſich der 
Gläubiger bis zur völligen Bezahlung des Gegenwertes vorbe⸗ 
halten hat, auch nach Eröffnung des Sicherungsverfahrens der 
landwirtſchaftlichen Umſchuldung im Oſten zuläffig find. 

Während für das Oſthilfeverfahren das Recht des Gläubigers 

auf Zurücknahme der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Gegen⸗ 
ſtände ausdrücklich beſtimmt iſt, fehlt es fur den landwirtſchaft⸗ 
lichen Vollſtreckungsſchutz und das Vermittlungsverfahren an einer 
a Beſtimmung. Da aber $1 Ziff. 2 Ko. über den land⸗ 
wirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 (RGBl. I, 63) 
und die auf Grund dieſer Beſtimmung ergangenen Ausführungs⸗ 
vorſchriften lediglich die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderun⸗ 
gen in bewegliche Sachen für unzuläſſig erklären, ſo muß daraus 
geſchloſſen werden, daß die Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der 
Herausgabe von Sachen nach wie vor zuläſſig iſt. Die gleiche 
Rechtslage ift für das Vermittlungsverfahren gegeben, da während 
deſſen Durchführung gemäß 8 11 VO. v. 27. Sept. 1932 (RGGBl. 
1, 473) nur Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen unzu⸗ 
läſſig ſind, während auch hier die Zwangsvollſtreckung auf Her⸗ 
ausgabe oder Leiſtung von Sachen zuläſſig bleibt (vgl. auch 
Kieſow, Das landwirtſchaftliche Vermittlungsverfahren, Anm. II 
zu § 11). 
Die Tendenz der Geſetzgebung, den Vorbehaltsverkäufer in 
ſeiner Rechtsſtellung gegenüber dem landwirtſchaftlichen Schuldner 
möglichſt wenig zu beeinträchtigen, hat durch das Geſetz zur Me 
gelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 
(RG Bl. 1, 331) neuerdings eine Einſchränkung zugunſten des 
Letzteren erfahren. Hat die Entſchuldungsſtelle die Ermächtigung 
zum Abſchluß eines Zwangsvergleichs erhalten, fo find nach 826 
Abſ. 1 a und Abf. 2 dieſes Geſetzes Zwangsvollſtreckungen zur Er- 
wirkung der Herausgabe nicht nur don Zubehör der dem Betriebe 
dienenden Grundſtücke grundſätzlich unzuläſſig, ſondern auch von 
Sachen, deren Eigentum ſich der Gläubiger bis zur völligen Zah⸗ 
lung des Gegenwerts vorbehalten, infomeit, als die Sache zur Fort⸗ 
führung des Betriebes unentbehrlich iſt. Allerdings wird dem Vor⸗ 
behaltsgläubiger, der durch dieſe Beſtimmungen in ſeinen Rechten 
erheblich beſchränkt, ein Aquivalent dadurch gegeben, daß nach 
8.30 Abſ. 1 Nr. des Geſetzes eine Kapitalkürzung bei Lieferungen, 
die nachweislich für den Betrieb nach dem 30. Juni 1931 bewirkt 
wurden, unzuläſſig iſt. 


NA. Dr. Ludwig Mayer, Augsburg. 
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Zweifelsfragen aus dem Geſetz zur Pegelun der land 
wirtſchaftlichen Achuldverhältniſſe vom 1. Juni 1933. 


Aus der Fülle der Zweifelsfragen, die ſich bei der Anwen⸗ 
dung des aus der Überſchrift erſichtlichen Geſetzes ergeben, ſollen 
hier einige für die Praxis beſonders wichtige beſprochen werden. 

Zwangsverwaltungen werden durch die Eröffnung 
des Entſchuldungsverfahrens (EV.) nicht berührt. Sie bleiben 
neben dieſem beſtehen und konnen auch noch nach ſeiner Eröffnung 
angeordnet werden. Das folgt daraus, daß eine dem 8 26 Abſ. 1 a 
(im Zwangsvergleichsverfahren) entſprechende Beſtimmung für 
das EV. fehl. Eine Einſtellung der Zwangsverwaltung auf 
Grund des Art. 4 Abſ. 1 Ziff. 1 der 2. DurchfV O. v. 5. Juli 1933 
(RGBl. I, 459) iſt nicht möglich, da dieſe Vorſchrift ſich ihrem 
Wortlaute nach nur auf Zwangsverſteigerungen bezieht. Daß das 
Nebeneinanderbeſtehen des EV. und des Zwangsverwaltungsver⸗ 
fahrens leicht zu Unzuträglichkeiten führen kann, vermag ange⸗ 
ſichts der geſetzlichen Regelung an dem Ergebnis nichts zu ändern. 

Konkurs⸗ und Vergleichsverfahren können 
auch noch nach Eröffnung des EV. eingeleitet werden, da dies nur 
für das Zwangsvergleichsverfahren ausgeſchloſſen tit (§ 26 Abſ. 10). 
Nach der geſetzlichen Regelung kann das Vergleichsverfahren ſogar 
neben dem EV. durchgeführt werden. Nur für das Zwangsver⸗ 
Fe denen iſt dies durch § 26 Abſ. 1 c ausgeſchloſſen worden. 
Nach dem Wortlaut des Geſetzes gilt für das Konkursverfahren 
dasſelbe. Zwar darf das EV. nach 8 3 Abſ. 1 Ziff. 1 nicht eröffnet 
werden, wenn über das Vermögen des Betriebsinhabers (BJ.) das 
Konkursverfahren eingeleitet worden iſt; und nach Art. 2 Abi. 2 der 
2. DurchfVO. ift das Verfahren aufzuheben, wenn ſich ſpäter er⸗ 
gibt, daß einer der in §3 Abſ. 1 genannten Hinderungsgründe 
vorgelegen hat. Dieſe Beſtimmungen beziehen ſich aber nur auf 
den Fall, daß das EV. ſchon bei ſeiner Eröffnung unzuläſſig ge⸗ 
weſen ift, nicht aber auf den, daß einer der Gründe, die ſeine Er⸗ 
öffnung nach 8 3 Abſ. 1 gehindert hätten, ſpäter eingetreten iſt. 
Trotz des Wortlautes des Geſetzes wird eine entſprechende Anwen⸗ 
dung des Art. 2 Abſ. 2 in dem letzten Falle an fein, da 
ſonſt das Ergebnis gar zu unbrauchbar wäre. Am beiten wäre es, 
wenn die Möglichkeit, daß nach Eröffnung des EV. ein Konkurs⸗ 
oder Vergleichsverfahren eingeleitet wird, durch DurchfVO. aus⸗ 
geſchloſſen würde. - 

Nach § 8 Abi. 1 S. 1 wird die Eröffnung des EV. r 
der Zuſtellung des Eröffnungsbeſchluſſes an den BJ. wikk⸗ 
ſa m. Nach § 48 Abſ. 2 gilt § 12 Abſ. 3 VerglO. ſiungemaß. 
Dieſer beſtimmt nun, daß die öffentliche Bekanntmachung als Zu⸗ 
ſtellung an alle Beteiligten gilt, auch wenn „dieſes Geſetz“ neben 
ihr eine beſondere Zuſtellung vorſchreibt. Eine ſolche ſchreibt aber 
für den Eröffnungsdeſchluß 87 S. 2 neben der F Bekannt⸗ 
machung feines Satzes 1 vor. Iſt unter der Zuſtellung des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes an den BJ. in 88 Abſ. 1 S. 1 nur die des 
§7 S. 2 zu verſtehen oder kann fie der in § 12 Abſ. 3 Verl O. 
als Zuſtellung fingierten öffentlichen Bekanntmachung gleichgeſetzt 
werden? Dieſe vor allem für die Fälle der Zuſtellung an mehrere 
BJ. wichtige Frage dürfte in dem erſten Sinne zu beantworten 
ſein. Das ergibt einmal der Zuſammenhang des $8 mit 87, ſo⸗ 
dann die Erwägung, daß wegen der Bedeutung, die die Eröffnung 
des EV. für den BJ. hat, ſie nicht früher wirkſam werden darf, 
als bis er von ihr ſichere Kenntnis erlangt hat. 

Nach 88 Abſ. 2 iſt die Eröffnung des EV. auf Erſuchen 
des AG. auf den Grundſtücken einzutr 48 en, als deren Eigen- 
tümer der BJ. eingetragen iſt. Wird dadurch auch der Fall ge- 
troffen, in dem nicht der BJ., ſondern feit Erblaſſer eingetragen 
ift? Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht dagegen, die praktiſchen Not⸗ 
wendigkeiten dafür. Ihnen wird der Ausſchlag zu geben ſein. Auf 
Erſuchen iſt die Eröffnung des EV. Ra dann einzutragen, 
wenn der Erblaſſer des BJ. eingetragen iſt. Sehr zweifelhaft iſt, 
ob das GBA. den Nachweis der Erbfolge gem. § 36 GBO. ver⸗ 
langen kann oder ob es ſich mit der Prüfung durch das erſuchende 
Gericht begnügen muß. Unter Anwendung der allgemeinen Grund⸗ 
füge, die für die Behandlung von Eintragungserſuchen aufgeſtellt 
worden ſind, wird die Frage dahin zu beantworten ſein, daß das 
GA. die Führung des Nachweiſes verlangen kann. 

In einigen Fallen iſt im Geſetz ausdrücklich geſagt, daß es 
32 nur auf Betriebsgrundſtücke beziehe (z. B. 88 Abſ. 1, 
826 Abſ. 1 a). In anderen iſt von den dem „Betriebsinhaber ge⸗ 
hörenden Grundſtücken“ die Rede, ſo in Art. 4 Abf. 1 Ziff. 1 der 
2. DurchfVoO. In dieſen Fallen kann nicht zweifelhaft fein, welche 
Grundſtücke gemeint ſind. Anders aber in den Fallen, in denen 
das 21 lediglich den Ausdruck „Grundſtück“ gebraucht (ſo in 
815 Abſ. 1) oder von einem Grundſtück überhaupt nicht ſpricht 
(88 14, 29, 104). In § 15 find wohl alle dem BJ. gehörenden 
Grundſtücke, insbe]. auch feine betriebsfremden gemeint. In den 
88 14 Abi. 1, 29 Abſ. 1 dürften nicht nur Belaſtungen von Be⸗ 
triebs⸗ und anderen Grundſtücken des BJ., ſondern auch die 
einem Dritten gehörenden Grundſtücke in Frage kommen. In 
§ 104 dagegen bleiben die einem Dritten gehörenden und andere 
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betriebsfremde Grundſtücke außer Betracht, ſoweit es ſich um die 
Kürzung von Hypotheken, Grund⸗ und Rentenſchulden handelt. 
Alles dies ergibt der mit den einzelnen Vorſchriften jeweils ver⸗ 
folgte Zweck. 

Nach 5 34 erſtreckt ſich die Regelung, die in dem Zwangs⸗ 
vergleichsvorſchlag über eine Verbindlichkeit des BJ. getroffen 
worden iſt, auch auf die für die Verbindlichkeit eingegangene 
Wechſel verpflichtung des BJ. Bedeutet das, daß die 
Wechſelverpflichtung auch dann auf den Betrag der gekürzten 
Verbindlichkeit herabzuſetzen iſt, wenn dieſe geringer geweſen iſt 
als die für ſie eingegangene Wechſelverpflichtung und hinſichtlich 
dieſer dadurch der hochſtzuläſſige Kürzungsſatz des § 29 Abſ. 2 
überſchritten würde? Oder iſt damit nur eine verhältnismäßige 
Kürzung zugelaſſen? Der Wortlaut des Geſetzes und ſein Zweck 
ſprechen für die erſte Möglichkeit. Die Wechſel verpflichtung iſt da⸗ 
nach auch gegenüber dem gutgläubigen Erwerber des Wechſels auf 
den Betrag der ihm zugrunde liegenden Forderung herabzuſetzen. 

Nach § 35 wirkt die Herabſetzung der Forderung auch für 
einen Mitſchuldner oder einen Bürgen, „ſoweit dieſer“ im 
Falle der Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen 
den BJ. haben würde. Bezieht ſich dieſe Einſchränkung nur auf 
den Bürgen oder auch auf den Mitſchuldner. Die Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes („ſoweit dieſer“ ſtatt „ſoweit fie“) ſpricht für die erſte Mög⸗ 
lichkeit; innere Gründe und auch die Faſſung des Art. 5 der 
2. DurchfVO. zwingen dazu, den Mitſchuldner ebenſo zu behandeln 
wie den Bürgen. 

Ahnlich wie im Konkurs- und Vergleichsverfahren gilt der 
Grundſatz, daß der BJ. die im Zwangsvergleich nach §§ 24 f. feſt⸗ 
geſetzte Quote nur einmal zu zahlen braucht. Es kann daher der 
Wechſelregreßverpflichte te den Unterſchied zwiſchen der 
feſtgeſetzten Quote und dem Betrage, den er an den Wechſelgläu⸗ 
biger gezahlt hat, nicht vom BJ. erſetzt verlangen. Dies ſicher dann, 
wenn es ſich um den wechſelmäßigen Regreßanſpruch handelt. Da⸗ 
gegen iſt das Ergebnis zweifelhaft, wenn der Regreßanſpruch ſich 
auf das zugrunde liegende Rechtsverhältnis ſtützt, z. B. auf einen 
Auftrag. Für dieſen Fall iſt im Schrifttum bereits die Anſicht ver⸗ 
treten worden, daß der BJ. hinſichtlich des Unterſchiedsbetrages 
in Anſpruch genommen werden könne. Dieſer Meinung dürfte aber 
die Beſtimmung des 8 32 Abſ. 1 entgegenſtehen, nach dem wirt⸗ 
ſchaftlich gleichartige Forderungen nach Möglichkeit gleichmäßig zu 
behandeln ſind. 

Nach § 48 Abl. 2 gilt u. a. § 14 VerglO. ſinngemäß. § 14 
Abſ. 2 S. 2 VerglO. beſtimmt, daß die Fi der ſofortigen 
Beſch w. eine Woche betrage. In § 50 Abf. 2 iſt hinſichtlich der 
ſofortigen Beſchw. die a der Vorſchr. des RFGG. an⸗ 
geordnet worden. Nach § 22 Abſ. 1 RSG. beträgt die Be⸗ 
ſchwerdefriſt zwei Wochen. Gegenüber § 48 Abſ. 2 i. Verb. m. 8 14 
Abſ. 2 S. 2 VerglO. wird man der Beſt, des § 50 Abſ. 2 i. Verb. m. 
§ 22 Abſ. 1 Rö GG. den Vorzug zu geben haben. 

Durch § 50 Abſ. 2 iſt auch die Anwendung des 825 RF GG. 
angeordnet. Nach ihr iſt die Entſcheidung des BeſchwG. mit Grün⸗ 
den zu verſehen. Nach der Auslegung, die dieſe Vorſchrift gefunden 
hat, müßte das BeſchwG. feine Entſcheidung auch mit einem voll⸗ 
ſtändigen Sachverhalt verſehen. Die Vorſchrift des 825 RG. iſt 
in das RF. deshalb aufgenommen worden, weil die Entſchei⸗ 
dungen des LG. nach dem RF der weiteren Beſchwerde unter⸗ 
liegen. Die Entſcheidungen des LG. im EV. ſind dagegen end⸗ 
gültig (8 50 Abſ. 4). Für die Anwendung des § 25 Ri GG. fehlt es 
daher an dem inneren Grunde. Ob dies trotz der Faſſung des $ 50 
Abſ. 2 rechtfertigt, die Anwendung des § 25 NFOS. abzulehnen 
1 9 das LG. von einer gänzlich unnützen Arbeit zu be⸗ 
reien? 

Die Rechtsanwendung würde im Intereſſe aller Beteiligten 
ſehr erleichtert werden, wenn die hier behandelten Fragen, ſoweit 
ſie dafür geeignet find, durch DurchfVO. klargeſtellt würden. Das 
liegt auch im Intereſſe der Volkstümlichkeit des Geſetzes. 

AGR. u. LGR. Dr. von Rozycki⸗von Hoewel, 
Magdeburg. 


Zur Auswirkung des § 92 Abf. 2 des Geſetzes zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen Schulduverhältniſſe bei 
Verfügungen über künftige Eigentümergrundſchulden. 


Das landwirtſchaftliche Entſchuldungsgeſetz wird zweifellos 
ähnlich wie die Aufwertungsgeſetzgebung eine zahlloſe Fülle von 
Schwierigkeiten und Zweifelsfragen bringen, die ſich vor der prak⸗ 
tiſchen Auswirkung des Geſetzes noch nicht annähernd überſehen 
laſſen. Es ſollen hier nur einige Fragen erörtert werden, die ſich 
aus der Beſtimmung des S 92 Abſ. 2 des Geſetzes ergeben, wonach 
bei Hypotheken, die über die Mündelſicherheitsgrenze eingetragen 
oder gemäß § 15 Abſ. 1 einzutragen find, inſoweit als fie die Mün⸗ 
delſicherheitsgrenze überſteigen, die Entſtehung einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld oder einer Eigentümerhypothek ausgeſchloſſen iſt. Die 
kürzlich von Schmidt⸗Ernſthauſer: JW. 1933, 668; 


Aufſätze 


Thiele: JW. 1933, 676; Gährs: JW. 1933, 1299 behandelte 
Frage der Pfändbarkeit nicht valutierter Grundſtückspfandrechte 
und künftig entſtehender Eigentümergrundſchulden erlangt im 
Rahmen der genannten Beſtimmungen erneute Bedeutung. 

1. Iſt bei einer Höchſtbetragshypothek, die nur teilweiſe inner⸗ 
halb der Mündelſicherheitsgrenze liegt, der nicht valutierte Teil 
von einem Glaubiger gepfändet, ſo kann vor Beendigung des durch 
die Hypothek geſicherten Kreditverhältniſſes der Pfändungsgläu⸗ 
biger nicht entſcheiden, ob die für ihn gepfändete Eigentümer⸗ 
grundſchuld innerhalb oder außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze 
liegt. St jeine Forderung vor dem 13. Juli 1931 entſtanden und 
innerhalb der Sicherheitsgrenze geſichert, ſo kann er nach 8 84 des 
Geſetzes Ablöſung gegen Schuldverſchreibungen einer Pfandbrief⸗ 
anſtalt verlangen, außerdem darf im Falle eines Zwangsvergleichs 
der Kapitalbetrag nicht gekürzt werden. Ein gleiches Intereſſe an 
der Feſtſtellung, inwieweit die Hypothek valutiert iſt, haben der 
Grundſtückseigentümer und die Entſchuldungsſtelle, da es ſonſt 
nicht möglich iſt, einen Entſchuldungsplan aufzustellen. Die Ent⸗ 
ſchuldungsſtelle wird nun zweifellos in einem ſolchen Falle ver⸗ 
anlaſſen, daß das Kreditverhältnis mit Eröffnung des Entſchul⸗ 
dungsverfahrens beendigt und die endgültige Valutierung feſtge⸗ 
ſtellt wird. Im Geſetz iſt dieſe Frage nicht geregelt, man wird aber 
aus dem BR und dem Zweck des Geſetzes folgern 
müffen, daß ſolche durch Höchſthypotheken geſicherten laufenden 
Kreditverhältniſſe mit ee des Verfahrens als beendigt gel- 
ten, da das Geſetz die Landwirtſchaft in dem Zuſtand entſchulden 
will, in welchem ſie ſich jetzt gerade befindet und im Entſchuldungs⸗ 
plan kein Platz iſt für eine jetzige Sicherung künftig entſtehender 
Verbindlichteiten. Solche als Eigentümergrundſchulden beſtehende 
nicht valutierten Teile von Höchſtbetragshypotheken werden durch 
die Unmöglichkeit der un neuer Eigentümergrundſchuld im 
Rahmen des 892 Abſ. 2 nicht berührt, da es ſich hier nach herr⸗ 
ſchender Meinung (vgl. Thiele: JW. 1933, 676 und die dort 
angegebene Literatur) nicht um die Entſtehung einer neuen Eigen⸗ 
tümergrundſchuld handelt. Hier beſtand vielmehr von Anfang an 
eine Eigentümergrundſchuld, deren Höhe jedoch vor Beendigung 
des Kreditverhältniſſes nicht endgültig war. Soweit alſo über ſolche 
Rechte durch Pfändung oder Rechtsgeſchäft verfügt iſt, bleibt dieſe 
Verfügung wirkſam. 

2. Bedeutungsvoller wird die Neuregelung des § 92 Abſ. 2 für 
die aus der Verkehrshypothek nach dem Recht des BGB. ent⸗ 
ſtehende Eigentümergrundſchuld. Die lebhaft umſtrittene Frage, ob 
eine aus der en Verkehrshypothek künftig möglicher⸗ 
weiſe entſtehende Eigentümergrundſchuld gepfändet werden kann, 
oder ob über ſie ſonſt verfügt werden kann, mag in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang unentſchieden bleiben, denn ſelbſt wenn man mit 
KG.: JW. 1932, 3191 die Pfändbarkeit folder zukünftigen Rechte 
bejahen wollte, ſo muß doch auch von den Vertretern dieſer Anſicht 
anerkannt werden, daß es ſich um die Pfändung eines künftigen 
Rechtes handelt und nicht etwa um ein jetzt ſchon bedingt durch 
den Erwerb der Hypothek durch den Eigentümer beſtehendes Recht. 
Kommt nun die gepfändete künftige Eigentümergrundſchuld nach 
892 Abſ. 2 nicht zur Entſtehung, jo iſt damit eben die Pfändung 
wirkungslos. 

3. Nach herrſchender Meinung kann der Eigentümer mit einer 
ihm künftig möglicherweiſe zufallenden Eigentümerhypothek oder 
Grundſchuld nicht im voraus hinter eine nachfolgende Hypothek zu⸗ 
rücktreten, dagegen iſt es möglich, daß der Eigentümer ſich ſchuld⸗ 
rechtlich verpflichtet, einem Nachhypothekar den Vorrang vor der 
künftigen Eigentümerhypothek zu verſchaffen. Dieſer Anſpruch kann 
durch eine Vormerkung geſichert werden. Hat ſich der Grundeigen⸗ 
tümer auf ſolche Weiſe zur Einräumung des Vorrangs vor einer 
unter 8 92 Abſ. 2 fallenden künftigen Eigentümerhypothek verpflich⸗ 
tet, ſo kann er dieſe Verpflichtung nicht mehr erfüllen, da das 
Recht, über das zu verfügen er ſich verpflichtet hat, gar nicht zur 
Eutſtehung gelangt. Die Vormerkung wird damit wirkungslos. 
Die Einräumung des Vorranges iſt objektiv unmöglich geworden. 
Der Schuldner wird nach 8255 BGB. von der Verpflichtung frei; 
die durch die neue Geſetzgebung herbeigeführte Unmöglichkeit hat 
er nicht zu vertreten. 


NA. Dr. Rudolf Bilfinger, Tübingen. 


Das neue Eutſchuldungsverfahren nach dem Geſetz zur 
Regelung der landwirtſchaftlichen gchuldverhältniſſe 
vom 1. Juni 1983. 


Die von Schwaniger: JW. 1933, 1497 zu 8 35 vertre- 
tene Auffaſſung kann nicht unwiderſprochen bleiben. Sie iſt weder 
mit dem Wortlaut noch mit der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
in Einklang zu bringen. 

Für das Oſthilfeentſchuldungsverſahren beſtimmte §6 der 
Erſten Oſthilfedurchführungsverordnung v. 12. März 1932 (RGBl. 
I, 130) (1. OD.) für den Fall einer zwangsweiſen Kürzung einer 
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Forderung im Entſchuldungsplan, daß die Rechte des Gläubigers 
gegen Mitſchuldner und Bürgen unberührt bleiben. Befriedigten 
der Bürge oder Mitſchuldner den Gläubiger für den akkordierten 
Betrag, jo erwarben fie keinen Erſatzanſpruch gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner, da inſoweit ein Forderungsrecht gegen dieſen, das auf 
ſie übergehen könnte, nach Vornahme des Akkordes nicht vorhan⸗ 
den war (58 774, 426 Abſ. 2 BGB.). Dieſe Auffaſſung entſpricht 
der herrſchenden Lehre und Rechtſprechung zur rechtsgleichen Vor⸗ 
ſchrift des § 193 KO. !). 

Die im 86 Abſ. 1 der 1. OD. getroffene Regelung enthielt 
für die Bürgen und Mitſchuldner, die ſich meiſt nur aus Gefällig⸗ 
keit verpflichtet hatten, oft eine ſchwere Unbilligkeit. Dadurch, daß 
ſte für die Verbindlichkeit des entſchuldeten Betriebsinhabers ein⸗ 
treten mußten, gerieten ſie häufig ſelbſt in wirtſchaftliche Be⸗ 
drängnis. 

Dieſer Sachlage ſoll 8 35 a. a. O. abhelfen. Dieſe Vorſchrift muß 
daher ihrem Wortlaut entſprechend dahin aufgefaßt werden, daß 
Mitſchuldner und Bürgen in Höhe des nachgelaſſenen Betrages 
frei werden. Dies gilt jedoch dann nicht, wenn ſie im Falle der 
Befriedigung des Gläubigers einen Erſatzanſpruch gegen den Be⸗ 
triebsinhaber nicht haben würden, ſofern ein Akkord nicht vor⸗ 
genommen würde. Dieſer Fall liegt z. B. vor, wenn der Bürge 
oder Mitſchuldner nach dem zwiſchen ihnen und dem Vetriebs⸗ 
inhaber beſtehenden Rechtsverhältnis zur Erfüllung der Verbind⸗ 
lichkeit des letzteren verpflichtet ſind. 


Dr. von Rozycki, Berlin. 


IN die Zwangsverſteigerung eines landwirtſchaftlichen 

Wrundſtücks, deren Lortſetzung gem. 88 2 ff. AusfUG, 

über den landwirtſchaftlichen Vollſtremungsſchutz vom 

14. Febr. 1933 beſchloſſen iſt, noch auf Grund der 

88 5 ff. BO. über Maßnahmen auf dem Gebiete der 

Zwangsvollſtremung vom 26. Mai 1933 einſtweilen 
einzuſtellen? 


I. Von GerAſſ. Meier: JW. 1933, 1507. 
II. 
Den Ausführungen von Meier: JW. 1933, 1507 muß wider⸗ 
ſprochen werden: 


Die einſtweilige Einſtellung von Zwangsverſteigerungsverfahren 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke regelt ſich ausſchließlich nach der VO. 


1) Vgl. von Rozycki: „Das Agrar⸗Notrecht“, 2. Aufl. „Die 
„Landwirtſchaftliche Entſchuldung“ S. 50. 
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v. 14. Febr. 1933. Dies ergibt ſich eindeutig aus der Faſſung des 
Geſetzes. In der VO. v. 26. Mai 1933 iſt als Überſchrift über VI. zu 
finden: „Beſondere Vorſchriften über landwirtſchaftliche, forſtwirt⸗ 
schaftliche und gärtneriſche Grundſtücke.“ Unter 2 ift dann die Über⸗ 
ſchrift: „Einſtweilige Einſtellung von Zwangsverſteigerungen“, und 
dabei iſt auf die VO. v. 14. Febr. 1933 verwieſen. Die VO. vom 
14. Febr. 1933 iſt daher ſo zu leſen, wie wenn ſie an dieſer Stelle 
in der VO. v. 26. Mai 1933 ſtehen würde. (Es iſt dasſelbe Ver⸗ 
hältnis wie zwiſchen dem ZwVerſtch. und 8869 380.) 


Durch die ganze Faſſung des Abſchn. VI iſt aber erſichtlich, daß 
hier beſondere Vorſchriften beſtehen, die allein und ſelbſtändig und 
ausſchließlich anzuwenden ſind. Die vorherigen Abſchnitte finden nur 
Anwendung, ſoweit ſie ausdrücklich angeführt ſind. Die in den be⸗ 
ſonderen Vorſchriften vorgeſehene einſtweilige Einſtellung „kraft Ge⸗ 
ſetzes“ iſt auch weitergehend als die ſonſt zugelaſſene einſtweilige 
Einſtellung „von Amts wegen“, d. h. erſt auf Grund eines richter⸗ 
lichen Beſchluſſes. Wenn daher die Fortſetzung eines landwirtſchaft⸗ 
ſchaftlichen Zwangsverſteigerungsverfahrens rechtskräftig angeordnet 
wird (wobei ja die Gedankengänge des Gef. v. 26. Mai 1933 für die 
Entſcheidung über den Fortſetzungsantrag mitherangezogen werden 
können!), iſt kein Platz mehr für eine nochmalige Prüfung der Ein⸗ 
ſtellung nach 885 und 6 oder 7 VO. v. 26. Mai 1933. 

Notar Dr. Beyer, Bad Dürkheim. 


III. 


Der Anſicht Meiers: JW. 1933, 1507, der dieſe Frage be⸗ 
jaht, kann nicht ſcharf genug entgegengetreten werden. Sämtliche 
Notverordnungen auf dem Gebiet der Zwangsverſteigerung und auch 
die VO. v. 26. Mai 1933 ſprechen ſtets von einer erneuten Ein⸗ 
ſtellung, wenn das Verfahren aus irgendwelchen Gründen bereits ein⸗ 
mal eingeſtellt war. Sit alſo ein landwirtſchaftliches Vollſtreckungs⸗ 
verfahren nach der Einftellung kraft Geſetzes fortgeſetzt, jo kann es 
nicht mehr erſtmalig, ſondern nur erneut eingeſtellt werden. In 
welchen Fällen aber eine erneute Einſtellung ſtatkfinden darf, iſt im 
87 VO. v. 26. Mai 1933 kaſuiſtiſch aufgezählt. Aus der Tatſache, 
daß der Geſetzgeber hierbei die Einſtellung kraft Geſetzes auf Grund 
der VO. v. 14. Febr. 1933 nicht erwähnt hat, geht mit eindeutiger 
Klarheit hervor, daß eine erneute Einſtellung bei landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, deren Verfahren vor dem 31. Okt. 1933 fortgeſetzt 
worden iſt, nicht ſtattfinden ſoll. Wie es nach dem 31. Okt. 1933 ge⸗ 
halten werden ſoll, darüber wird wohl noch eine geſetzliche Beſtimmung 
ergehen. Für die gegenwärtige Rechtslage aber erſcheint es völlig un⸗ 
zuläſſig, mit Umkehr⸗ und Auslegungsſchlüſſen ein dem Geſetzes⸗ 
wortlaut entgegenſtehendes Ergebnis zu Konftruieren. 


AR. u. LR. Dr. Wilhelmi, Frankfurt a. M. 
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Die Einsendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf Beſprechung. Eine Rücksendung kann in keinem Falle erfolgen. 


E. A. Warner: Raſſe und Recht. 
Struppe und Winkler. 48 S. 


Das kleine Heft enthält eine Reihe von Rechtsvorträgen und 
bezweckt, das weite Gebiet des Rechts dem Raſſegedanken und der 
Raſſeforſchung zu erſchließen. Der Verf. betont ſelbſt, daß es ſich hier 
nicht um ein wiſſenſchaftlich vertieftes und gefeftigtes Ganzes handelt. 
Eine ſolche wiſſenſchaftliche Arbeit über alle Zuſammenhänge, 
die zwiſchen Raſſe und Recht beſtehen, kann auch zunächſt noch gar 
nicht geliefert werden, da außer wenigen Vorarbeiten, von denen die 
älteren von Kuhlenbeck, Bernhöft und neuerdings von Voege⸗ 
Lin (Raſſe und Staat, 1933) neben meiner „Raſſengeſetzlichen Rechts⸗ 
lehre“ (2. Aufl. 1933) zu nennen wären, noch die dringend notwendigen 
Einzelforſchungen fehlen. Warner lein Pfeudonym für einen in der 
nordiſchen Bewegung bekannten Landgerichtsrat) hat das Verdienſt, 
mit der hier vorliegenden Schrift auf die Notwendigkeit hingewieſen 
zu haben, die Beziehungen zwiſchen der raſſiſchen Beſchaffenheit der 
Völker einerſeits und deren Recht andererſeits aufzuhellen. Mehr als 
Hinweiſe will und kann er nicht geben. Gut und im letzten Grunde 
auch zutreffend iſt die Gegeneinanderſtellung des deutſchen Rechts und 
des „jüdiſchen Rechts“ in Kap. 2 und 3. Da das römiſche Recht ber 
ſpäteren Zerfallzeit von jüdiſch⸗orientaliſchem Geiſte geſtaltet ist, ſpricht 
ſich der nächſte Abſatz über das Eindringen des römiſchen Rechts in 
Deutſchland aus, und im folgenden wird die Reichsverfaſſung Bismarcks 
mit der von Weimar verglichen, deren Verſaſſer Hugo Preuß als 
Jude entsprechend undeutſchen Gedankengängen gefolgt iſt. Auf jüdiſchen 
Einfluß wird auch die demohratiſche Politiſierung der Rechtspflege 


Berlin 1932. Verlag 


zurückgeführt, und ſchließlich wird auf raſſiſche Zuſammenhänge im 
Wirtſchaftsrecht und im Strafrecht hingewieſen. Die Mahnung, daß 
ein deutſches Recht der Zukunft uur entſtehen Kann, wenn die Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen Raſſe und Recht beachtet werden, iſt richtig 
und noch zu unterſtreichen: Deutſches Recht kennzeichnet 
ſich zum Unterſchied vom römiſchen Recht gerade da⸗ 
durch, daß es auf der Grundlage raſſengeſetzlichen 
Denkens aufgebaut geweſen iſt und wieder werden ſoll. 


Dr. Nicolai, Magdeburg. 


Dr. Heinrich Krüger, Oberverwaltungsgerichtsrat in Dresden: 
Die Verfaſſung der nationalen Revolution. Dresden 1933. 
Verlag von C. Heinrich. 56 S. Preis geh. 1,80 K. 

Die alte RVerf. von 1919 beſitzt nur noch eine formelle Exiſtenz. 

Über ſie lagert ſich bereits der Rahmenbau der neuen national⸗ 

ſozialiſtiſchen Staatsordnung. Die eigentliche, wenn auch erſt die 

großen Umriſſe feſtlegende Verfaſſung des Deutſchen Reiches wird 
heute durch die drei Geſetze gebildet, die die vorliegende Schrift in 

Kommentarform erläutert: Ermächtigungsgeſetz, Gleichſchaltungsgeſetz 

und Statthaltergeſetz. Die Ausgabe erfüllt ihren Zwecke, eine auch für 

Nichtjuriſten verſtändliche, zugleich aber juriſtiſch voll durchgeformte 

Erläuterung der „Verfaſſung der nationalen Revolution“ zu bieten, 

in vorzüglicher Weiſe. Die Bemerkungen ſind klar und überſichtlich 

gefaßt; das geſamte bisherige Schrifttum zu den neuen Geſetzen 
findet kritiſche Verwertung. Beſonders möchte ich die treffende Be⸗ 
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handlung der auftauchenden Rechtsfragen hervorheben. Die Betonung, 
daß das Ermächtigungsgeſetz viel mehr als frühere Geſetze dieſer Art 
darſtellt, die richtige Feſtſtellung, daß allein der Führer i. S. des 85 
ErmG. die „gegenwärtige Reichsregierung“ repräſentiert, die Kenn⸗ 
zeichnung des Sinnes des Reichsſtatthaltergeſetzes nicht als Stufe zur 
Aufhebung der Landesſelbſtändigkeit, ſondern als Sicherung der poli⸗ 
tiſchen, nicht der verwaltungsmäßigen Einheit von Reich und Ländern, 
an allen Punkten zeigt ſich ein ſicheres und verſtändnisvolles Urteil. 

Als handliche, überſichtliche Ausgabe der neuen Grundgeſetze in 
neueſter Faſſung kann das Büchlein, das auch für Unterrichtszwecke 
ſehr geeignet erſcheint, beſonders empfohlen werden. 


Priv Doz. Dr. Ulrich Scheuner, Berlin. 


Dr. Wolfram Dörinkel: Internationales Kartellrecht. Ber⸗ 
lin 1932. Carl Heymanns Verlag. 99 S. Preis 6 RM. 


Der Verf. hat ſich ſeine Arbeit nicht leicht gemacht. In knappen 
Sätzen verarbeitet er ein äußerſt umfangreiches Material. Das Buch 
verrät vollkommene Beherrſchung des Kartellrechts, das heute noch 
für viele Juriſten eine Art Gehetmwiſſenſchaft darſtellt. 

In einer Einleitung finden wir Bemerkungen zum Kartellbegriff; 
auf den engen Zuſammenhang zwiſchen Kartell- und Zollpolitik wird 
verwieſen. Der Rahmen der Arbeit iſt weit gezogen: Außer dem inter⸗ 
nationalen Privat-, Straf- und Prozeßrecht ſoll auch das internatio⸗ 
nale Kartellverwaltungsrecht behandelt werden. Der Abſchnitt „Kar⸗ 
telle und Staat“ betrachtet die Normen in den einzelnen Ländern, ſo⸗ 
weit fie ſich auf die Zuläſſigkeit der Kartellbildung und der Kartell 
maßnahmen beziehen. Nicht nur die einſchlägigen Vorſchriften der 
Rechtsſyſteme der einzelnen Länder werden aufgeführt; auch die Necht- 
ſprechung iſt berückſichtigt. Intereſſant z. B. eine Entſcheidung des 
ſchweizeriſchen Bundesgerichts, in der die Auffaſſung vertreten wird, 
daß gerade kraft der Gewerbe- und Handelsfreiheit der Einzelne be⸗ 
rechtigt ſei, ſich in bezug auf die Ausübung ſeines Gewerbes ver⸗ 
traglich zu binden (S. 7). Auf das inzwiſchen — am 28. März 1933 — 
in Kraft getretene polniſche „Geſetz über die Kartelle“, das in viel⸗ 
facher Hinſicht der deutſchen Kartellverordnung nachgebildet zu ſein 
ſcheint (vgl. Kartädſch. 1933, 384 ff.) wird hingewieſen. Die Rechts⸗ 
verhältniſſe in den Vereinigten Staaten von Amerika werden ein⸗ 
gehend gewürdigt (S. 17 ff.). Ein beſonderer Abſchnitt (S. 26 if.) iſt 
dem Kartellverwaltungsrecht gewidmet. In dieſem Zuſammenhang 
geht Verf. kritiſch auf die Vorſchriften der deutſchen Kartellverordnung 
ein. Das deutſche Kartellgericht wird als ein Reichsverwaltungsgericht 
bezeichnet (S. 30). Die Kartellnotverordnungen, insbeſ. jene vom 
26. Juli 1930, werden gewürdigt (S. 31). Ein weiterer Abſchnitt be⸗ 
handelt die rechtliche Organiſation der Kartelle. Auf S. 54—83 wird 
das internationale Kartellprivat⸗ und Strafrecht, S. 88 —97 das 
internationale Kartellverwaltungsrecht dargeſtellt. 


RWic R. Dr. Wiederſum, Berlin. 


Dr. Wolfgang Siebert, Privatdozent an der Univerſität Halle: 
Das rechtsgeſchäftliche Treuhandverhältnis. Ein dogma⸗ 
tiſcher und rechtsvergleichender Beitrag zum allgemeinen 
Treuhandproblem. Marburg 1933. N. G. Elwertſche 
Verlagsbuchh. G. Braun. 439 S. Preis broſch. 16,50 RM. 


Das Buch weckt Erinnerungen an den Lübecker Juriſten⸗ 
tag 1931. In der Abt. für bürgerl. Recht wurde das Thema be⸗ 
handelt: „Empfiehlt ſich eine gaesliche Regelung des Treuhänder⸗ 
verhältniſſes?“; die ſchriftlichen Gutachten von Friedmann 
(ſiehe meine Beſprechung: JW. 1930, 3722) und von Häm⸗ 
merle haben derzeit große Beachtung gefunden. Siebert hat 
ſich an der damaligen Debatte als junger Adept beteiligt und 
eigene Leitſätze verteidigt, die den Grundgedanken der damals in 
Ardeit befindlichen, jetzt vorliegenden Habilitationsſchrift entſpra⸗ 
chen. Das Ergebnis der Tagung war überaus kennzeichnend für 
die übrigens auch heute noch berworrene Lage des Treuhand⸗ 
problems. Die Minderheit lehnte jede geſetzliche Regelung ab, da⸗ 
gegen war eine Einigung der geſetzesfreundlichen Mehrheit nicht 
zu erzielen, da alle in ihren konkreten Vorſchlägen eine verſchiedene 
Marſchrichtung hatten. Friedmann, der es allein unternom⸗ 
men hatte, die groß angelegte Skizze eines Geſetzentwurfes vor⸗ 
zulegen, ging von der Ermächtigung aus (Verdinglichung 
des Treuhänderrechts bei doppelter Rechtszuſtändigkeit), Häm⸗ 
merle dagegen von der kidu cia. So kam es zu dem Fiasko, 
daß der Mehrheitsbeſchluß ſich auf die allgemeine Feſtſtellung be⸗ 
ſchränkte, es beſtehe ein Bedürfnis nach einer geſetzlichen Regelung 
des Treuhandverhältniſſes. Im übrigen wurde noch darüber de⸗ 
battiert, ob man das Bedürfnis als „dringend“ bezeichnen ſolle, 
ſowie ob es nicht ein testimonium paupertatis ſei, wenn man 
ſich damit begnüge, die geſamte geleiſtete Arbeit dem Geſetzgeber 
als Material zu überweiſen. Ob ein künftiger Geſetzgeber ſich die⸗ 
ſer ihm zugedachten Aufgabe wohl ſchon unterzogen hat? Es iſt 


gut, ſich rückblickend dieſer Lage zu erinnern, wenn man die 
Schwierigkeit der Aufgabe begreifen will, die der Perf. ſich mut⸗ 
voll geſetzt hat. 

Siebert erhebt gegen die beiden Gutachter Friedmann 
und Hämmerle zweit Bedenken grundſätzlicher Art, zunächſt 
dahin, daß ſie die Möglichkeiten des gegenwärtig in Deutſchland 
beſtehenden Rechtszuſtandes unterſchätzt und deshalb nicht aus⸗ 
geſchöpft hätten, ſodann daß beide die Löſung des Problems in 
einſeitiger Weiſe (teils auf dem Wege der Ermächtigung, teils 
der fiducia) zu geſtalten verſuchten. Demgegenüber prüft Sie⸗ 
bert als bewußter Ekletiker alle verſchiedenen auf Grund der lex 
lata gegebenen Möglichkeiten und berückſichtigt bei dieſer Eig⸗ 
nungsprüfung als weſentliche Erforderniſſe die für den Treu⸗ 
geber wirtſchaftlich notwendigen Schutzwirkungen und die Mög⸗ 
lichkeit der Begründung eines Treuhandverhältniſſes. Die Grund⸗ 
formen des Treuhandverhältniſſes laſſen ſich auf eine Skala feſt⸗ 
legen, indem man als Maßſtab anlegt die Rechtsſtellung des 
Treuhänders: 

1. Das fiduziariſche Treuhandverhältnis (Vollrecht des Treu⸗ 
händers); 

2. das beſondere dinglich beſchränkte Verwaltungsrecht des 
Treuhänders bei doppelter Rechtszuſtändigkeit (Friedmann); 

3. das Treuhandverhältnis auf Grund der Ermächtigung; 

4. das weiter abgeſchwächte obligatoriſche Treuhandverhält⸗ 
nis i. Verb. m. irgendeiner Formallegitimation (Vollmacht, In⸗ 
kaſſogiro uſw.). 

Hierbei iſt zu betonen, daß für die Ausgeſtaltung der For⸗ 
men zu 1, 3 und 4 geſetzliche Handhaben vorliegen, daß jedoch 
das dinglich geſtaltete Verwaltungsrecht der offenen Treuhand 
eine Forderung an den Geſetzgeber bleibt. Weiterhin behandelt 
Siebert die „auflöſende Bedingung“ und die „gemeinſame Be⸗ 
rechtigung“ (Innengeſellſchaft, Geſamthand) im Dienſt der Treu⸗ 
hand. Alle Unterſuchungen werden von dem Gedanken beherrſcht, 
aus dem geltenden Geſetzeszuſtand alles herauszuholen, was es 
an brauchbarem Bauſtoff enthält. Vorausgeſchickt werden dogmen⸗ 
geſchichtliche und rechtsvergleichende Grundlagen (römiſches, ger⸗ 
maniſches, angloamerikaniſches Recht). Die überaus Aal ole 
dogmatiſche Unterſuchung — das Kernſtück der Arbeit — wird 
mit ſcharfſinniger Konſtruktion bis in die letzten Winkel vor⸗ 
getrieben. Im Rahmen dieſer Gedankengänge werden alle für 
die Treuhand wichtigen Einzelfragen behandelt: die geteilte Rechts⸗ 
zuſtändigkeit, die mittelbare Stellvertretung, der Erſterwerb durch 
den Treuhänder, der Surrogationserwerb, die Drittbegünſtigung, 
die Formallegitimation des Treuhänders uſw. Es iſt nicht der 
Sinn der Beſprechung, dieſen vielfach verſchlungenen Pfaden kon⸗ 
ſtruktiver Denkarbeit kritiſch zu folgen, wichtiger iſt die Feſtſtel⸗ 
lung, zu welchen Endergebniſſen der Verf. gelangt, die übrigens 
in einem Schlußkapitel überfichtlich zuſammengefaßt werden. 

Das Treuhandproblem läßt an Schwierigkeiten nichts zu wün⸗ 
ſchen übrig; bei jedem Einzelfall in der Rechtſprechung tauchen 
immer wiederkehrend die gleichen Fragen auf, werden ſogar immer 
noch entgegengeſetzt entſchieden. Den Stein der Weiſen hat noch 
keiner gefunden; auch der Verf. bekennt offen, daß eine alle 
Schwierigkeiten behebende Löſung gar nicht gefunden werden kann, 
daß vielmehr irgendwelche Nachteile immer in den Kauf genom⸗ 
men werden müſſen. Trotz der umfaſſend durchgeführten Kon⸗ 
ſtruktionen iſt Siebert kein blutleerer Begriffsdoktrinär, er 
geht vielmehr von dem Zweckgedanken aus und bemüht ſich, mit 
Hilfe der Konſtruktionstechnit alle nur denkbaren Geſtaltungsfor⸗ 
men der praktiſchen Auwendung zugänglich zu machen, ohne ſich 
auf eine einzelne Löſung als die allein durchführbare feſtzulegen. 
Nach dem wirtſchaftlichen Zweck unterſcheidet Siebert zwei 
Hauptfälle, die Sicherungs⸗ und Verwaltungstreu⸗ 
hand. Die weiteren Unterſuchungen gehen dahin — und dieſer 
Gedanke iſt neu und fruchtbringend —, daß die typiſche Form 
für die Sicherungstreuhand das. fiduziariſche 
Treuhandverhältnis, für die Verwaltungstreu⸗ 
hand die Ermächtigung ſei. Im übrigen iſt es Sache 
der Vertragsfreiheit, jedes Treuhandverhältnis nach dem wirtſchaft⸗ 
lichen Zweck; auszubauen; ſo kann auch die auflöſende Bedingung 
in vielen Fällen gute Dienſte leiſten, um die Stellung des Treu⸗ 
gebers zu verſtärken. 5 


Wenn Siebert auf dem Boden der beſtehenden Geſetze 
eine vielfältige, jeweils zweckentſprechende Treuhand entwickelt und 
praktiſch geſtaltet, ſo kommt auch er über die letzten Hinderniſſe 
nicht hinweg und ſetzt ſich daher auch für eine Geſetzesänderung 
ein, allerdings auf anderer Grundlage wie die Geſetzesanhänger 
des Lübecker Juriſtentages. Siebert packt an die entſcheidende 
Stelle, die der §137 BGB. enthält. In dieſer Beſtimmung iſt, 
wie ich bereits früher ausgeführt habe (JW. 1930, 1370), die Klar⸗ 
ſtellung des Treuhandproblems de lege lata euthalten, allerdings 
in einem durchaus treuhandfeindlichen Sinn. § 137 verbietet jede 
dinglich wirkende Zweckbeſchränkung einer Verfügungsbefugnis und 


- 
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hindert damit, daß die nach außen wirkende Rechtsmachtſtellung des 
Treuhänders entſprechend der im Junenverhältnis enthaltenen 
obligatoriſchen Bindung eingeſchränkt und damit das Konnen und 
Dürfen auf eine Ebene gebracht wird. Siebert begrenzt indes 
ſeinen Anderungsvorſchlag dahin, daß die zugunſten der Treuhand 
zu treffende Anderung des § 137 eine Ausnahme bleibt und die 
dinglich wirkende Verfügungsbeſchränkung nur Anwendung findet 
auf beſtimmt normierte Treuhandfälle. Andere (wie Emme⸗ 
rich) halten auch eine Anderung dieſer Art nicht für notwendig 
und vertrauen darauf, daß der Verkehr gewandt genug iſt, die 
Entwicklung des Treuhandbegriffs den jeweiligen Bedürfniſſen an⸗ 
zupaſſen. Ich habe neuerdings verſucht (JW. 1933, 1699), eben⸗ 
falls auf der Grundlage des wirtſchaftlichen Zweckgedankens eime 
methodiſche Löſung bei beſtehender Geſetzeslage zu finden. Gerade 
Siebert bietet allen, die dieſen Weg gehen wollen, eine Fülle 
konſtruktiver Löſungen. 1 

Die Treuhandwiſſenſchaft iſt durch das vorliegende Wert 
weſentlich bereichert und kann künftig an ihm nicht vorübergehen; 
der Praktiker erhält wertvolle Aufklärung über wichtige Tages⸗ 


fragen, z. B. Treuhandkonto, Treuhand und Kreditſicherung, Treu 


hand und Vergleichsverfahren. Auf der anderen Seite wird man 
ſich ernſthaft mit der Frage beſchäftigen müſſen, wie ſich unter 
dem heutigen Aſpekt das Treuhandproblem weiterentwickeln wird. 
Der wirtſchaftliche Lebensraum, aus dem die Treuhand erwachſen 
ift, hat ſich grundlegend geändert, z. B. das Kreditweſen und das 
Vergleichsverfahren werden andere Züge aufweiſen, beſonders 
wenn die Wirtſchaft ſich einmal nicht mehr im Stadium der Ab- 
liquidierung früherer Mißerſcheinungen befindet, ſondern keimhaft 
einen neuen Auftriebs⸗ und Aufbaugedanken enthält. Ferner mag 
hier nur angedeutet werden, daß es ſich lohnt, irgendwie den Zu⸗ 
ſammenhang herzuſtellen zwiſchen der Treuhänderſtellung und dem 
Fäbrerſtelung Der Treuhänder muß in ſeinem Zweckbereich eine 
Führerſtellung bekleiden, die ihm durch das Vertrauen der gegen⸗ 
ſätzlichen Inkereſſengruppen eingeräumt iſt (doppelſeitige Treu⸗ 
band); zum erſten Male hat dieſe Ideenverbindung Anklang ge⸗ 
funden in dem Inſtitut des „Treuhänders der Arbeit“. Schon jetzt 
iſt ſichtbar, daß künftig dem Treuhandproblem weitere Grenzen 
als bisher gezogen werden müſſen. 

Sollten die zünftigen Wiſſenſchaftler in ihrer Sprache und 
ihrem Lehrſtil ſich an eine größere Einfachheit und Knappheit ge⸗ 
wöhnen können, fo würde dies die Freude am Studium des 
Werkes ſteigern. Dies ſoll kein beſonderer Vorwurf ſein gegenüber 
der tiefſchürfenden und großzügig konzipierten Arbeit des Verf., 
ſondern ein heute lebendig empfundener Wunſch aller derjenigen, 
welche die Juriſterei im Dienſt des praktiſchen Lebens betreiben 
und der leichten Höhenluft abſtrakter Gedanklichkeit etwas ent- 


wöhnt ſind. 
RA. Paul Jeſſen, Kiel. 


Der kleine Herder. Nachſchlagebuch über alles für alle A—3. 
2. Aufl. Mit vielen Bildern und Karten. Freiburg i. Br. 
Herder & Co., GmbH, Verlagsbuchholg. Preis 10 K. 

Auf 1531 Seiten in etwa 50000 Stichworten und 14000 Schwarz⸗ 
und Buntbildern, Karten und Tafeln, bietet das Nachſchlagewerk alles, 
was man von einem modernen Lexikon verlangen kann. 

An Inhalt, Brauchbarkeit und Billigkeit duͤrfte das Werk kaum 

zu übertreffen ſein. D. S. 


Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung. 
Handausgabe von Dr. Berndt, Dr. Lehfeldt, Dr. Weigert, 
Ehlert, Dr. Syrup. Berlin. Verlag Hobbing. 

Nachtrag IX. 73 Erſatzblätter. Preis 3,65 RM. 

Die Ergänzungsblätter bringen (abgeſehen von den auf 
einem Berichtigungszettel angegebenen geringfügigen Anderungen) 
vor allem neue Beſtimmungen über a) ausländiſche Arbeitnehmer 

(VO. v. 23. Jan. 1933), b) Perſonenkreis und Höhe der Kriſen⸗ 

unterſtützung, c) Durchführung der gewerbsmäßigen Stellenver⸗ 

mittlung für Artiſten, d) Kranken⸗ und Unfallverſicherung im 

freiwilligen Arbeitsdienſt, e) Maßnahmen zur Förderung der Ar⸗ 

beitsbeſchaffung und der ländlichen Siedlung, f) verſtärkte Winter⸗ 
hilfsmaßnabmen der Reichsregierung für die hilfsbedürftige Be⸗ 
völkerung, g) Steuergutſcheine für Mehrbeſchäftigung von, Arbeit⸗ 
nehmern. Bei der VO. über ausländiſche Arbeitnehmer v. 23. Jan. 

1933 (RG Bl. I, 26; S. 52 A—56 und 59/60 der Sammlung) iſt 

zu beachten, daß fie erſt am 1. Mai 1933 in Kraft tritt, und daß 

bis dahin noch die alten Vorſchriften (BO. über die Einftellung 
und Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter v. 2. Jan. 1926 und 

20. Sept. 1927; VO. über die Anwerbung und Vermittlung aus⸗ 

ländiſcher Landarbeiter i. d. Fall. v. 2. Jan. 1923 und 20. Sept. 

1927; Gebo. für die Genehmigung zur Beſchäftigung ausländiſcher 

Arbeiter v. 28. Sept. 1927) gelten. Dadurch, daß auch noch 34 


weitere Senatsentſcheidungen (aus den Monaten Dezember 1932 
und Jan. 1933) in dem Nachtrag enthalten ſind, wird die Hand⸗ 
ausgabe auf den Stand v. 1. Febr. 1933 gebracht. 


Nachtrag X. 65 Erſatzblätter, Preis 3,25 AM. 

Der letzte Nachtrag iſt hauptſächlich erforderlich geworden 
durch die VO. des RPräſ. über Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Finanzen, der Wirtſchaft und der Rechtspflege v. 18. März 
1933 (RG Bl. 1, 109) ſowie weitere, für die Handhabung des 
Rechtsſtoffes bedeutſame Geſetzesänderungen und Ausführungs⸗ 
vorſchriften (vgl. z. B. VO. des RPraf. zur Vereinfachung des 
Erlaſſes von Ausführungsvorſchriften v. 30. März 1933 
RG Bl. I, 147]; VO. über die Verlängerung der Befreiung von 
der Beitragspflicht zur Arbeitsloſenverſicherung v. 18. März 
1933 [RG Bl. I, 148]; VO. zur Durchführung der Abgabe zur 
Arbeitsloſenhilfe im Rechnungsjahr 1933 v. 22. März 1933 
[RGBl. I, 148]; VO. v. 23. März 1933 [RArb Bl. J, 92] zur Ande⸗ 
rung der VS. über die Arbeitsloſenverſicherung von Haus⸗ 
gewerbetreibenden und Heimarbeitern). Dementſprechend ent⸗ 
halten die neuen Ergänzungsblätter u. a. Beſtimmungen über 
Organiſation der Reichsanſtalt, Unterſtützungsdauer in der Kriſen⸗ 
fürſorge, Höhe der Arbeitsloſenunterſtützung, Förderung des 
Eigenheimbaues aus Mitteln der Reichsanſtalt, Landhilfe, Ab⸗ 
gabe zur Arbeitsloſenhilfe, Steuergutſcheine für Mehrbeſchäf⸗ 
tigung von Arbeitnehmern, vorſtädtiſche Kleinſiedlung, das frei⸗ 
willige Werkhalbjahr, endlich 15, in den Monaten Februar und 
März 1933 ergangene Entſcheidungen des Spruchſenats für die 
Arbeitsloſenverſicherung. Damit iſt für das Geſamtwerk der Staud 
vom 1. April 1933 erreicht. 


Nachtrag XI. 85 Erſatzblätter. Preis 4,25 f.. 


Zur weiteren Vervollſtändigung des Werkes bis an 1. Juni 
1933 werden die inzwiſchen erfolgten Anderungen (vgl. die Geſetze 
v. 12. und 26. Mai ſowie 1. Juni 1933 [R Bl. I, 265, 295, 322, 
ferner die Erlaſſe v. 25. März, 9. und 29. Mai 1933 RArbBl. 
I. 96, 123, 144) gebracht; fie erſtrecken ſich insbeſ. auf die Be⸗ 
freiung der Hausgehilfinnen von der a en auf 
ausländiſche Arbeitnehmer, Arbeitsdienſt, Ma nahmen zur Ber 
billigung der Speiſefette, Arbeitsbeſchaffung und Steuergutſcheine 
für Mehrbeſchäftigung von Arbeitnehmern. Selbſtverſtandlich 
fehlen auch nicht die neueſten (32) Spruchentſcheidungen aus den 
Monaten April und Mai 1933. ‚ 
SenPräſ. Dr. Arendts, Berlin. 


R. C. K. Ensor, Courts & Judges in France, Germany, 
and England. London 1933. Oxford University 
Press. VI, 144 Seiten. Preis 68 net. 


Das Vuch zerfällt in vier etwa je 25 Seiten umfaſſende Kapitel 
und einen etwa gleichlangen Anhang. Die erſten drei Kapitel be⸗ 
handeln nacheinander aber mit ſtändigen rechtsvergleichenden Aus⸗ 
blicken die engliſche, franzöſiſche und deutſche Gerichtsverfaſſung (dies 
deutſche Wort deckt ſich zwar nicht mit dem engliſchen judicature, 
kommt ihm aber am nächſten). Im vierten Kapitel werden die für 
die engliſche Juſtiz beſtimmten Schlußfolgerungen gezogen. Die be⸗ 
ſonders inſtruktiven Anlagen im Anhang geben u. a. vergleichende 
Überfichten über die richterlichen Gehälter, über die Laufbahn erfolg⸗ 
neicher franzöſiſcher und deutſcher Richter ſowie über die bei der Be⸗ 
förderung der franzöſiſchen Richter befolgten Grundſätze. Es iſt begreif⸗ 
lich, daß bei ſolcher Raumbeſchräukung auch einige kleine Ungenauig⸗ 
keiten unterlaufen (3. B. S. 60 Anm. I bei der Aufzählung der Land⸗ 
gerichtszuſtändigkeit, S. 79 über das Fehlen von Kompetenzkonflikts⸗ 
gerichten in Deutſchland). Der beſondere Wert des Buches liegt aber 
nicht in der Darſtellung von Rechtsſätzen des Gerichtsverfaſſungs⸗ und 
Verfahrensrechts — ſie können unſchwer auch anderswo feſtgeſtellt 
werden —, ſondern in der ſtändigen unbefangenen und doch von Sach⸗ 
kenntnis getragenen rechtsvergleichenden Bewertung. Als Beiſpiele ſeien 
die Bemerkung über den Zuſammenhang des Juryſyſtems mit der 
Regelung des Beweisrechts, beſonders aber das erwähnt, was der Verf. 
über den Einfluß eines Juſtizminiſteriums auf Auswahl, Beförderung 
und Unabhängigkeit der Richter zu jagen hat (vgl. S. 33, 7, 11, 23; 
ogl. auch S. 40 f. und S. 75 zum Einfluß der parlamentariſchen 
Demokratie auf die richterliche Unabhängigkeit). 


Das Urteil des Verf. über die deutſchen Zuſtände iſt im all⸗ 


gemeinen zutreffend und günſtig. Mit beſonderem Stolz darf uns 


das Lob für die hohe Qualität der deutſchen amtsrichterlichen Recht⸗ 
ſprechung erfüllen, „der Frankreich nicht gleichkommt und der das 
moderne England nicht entfernt nahekommt“ (S. 59). Wenn der 
Verf. bei der Kritik der engliſchen Zuſtände auch die ungerechtfertigt 
reiche Möglichkeit zur wiederholten Einlegung von Rechtsmitteln rügt 
und demgegenüber die durchdachte Beſchränkung in den kontinentalen 
Staaten hervorhebt, ſo darf dies nicht den Blick dafür trüben, daß, 
wie die Gtatiftik erweiſt, in England unverhältnismäßig weniger 
Rechtsmittel eingelegt werden als in Deutſchland. 
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Schrifttum 


Im Jahre 1931 ſind in den drei Abteilungen der engliſchen 
High Court mit Ausnahme der Eheſachen 106 580 Klagen anhängig 
gemacht worden, während bei der Court of Appeal wiederum mit 
Ausnahme der Eheſachen 420 Berufungen anhängig waren, ſo daß 
alſo auf eine Berufung etwa 253,7 erſtinſtanzliche Sachen entfallen 
(Civil Judicial Statistics for the Lear 1931, 2, 10, 11). In Deutſch⸗ 
land ſind nach dem Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich, 
1932 (S. 533 f), i. J. 1930 (die Statiſtik für das Jahr 1931 liegt 
noch nicht vor) bei den Landgerichten mit Ausnahme der Ehe⸗ und 
Entmündigungsſachen 446 452 Klagen anhängig geworden. In der 
Berufungsinſtanz wurden bei den Oberlandesgerichten mit Ausnahme 
der Berufungen in Ehe⸗ und Entmündigungsprozeſſen 57715 Be⸗ 
rufungen anhängig, ſo daß bei uns alſo auf eine Berufung 7,7 erſt⸗ 
inſtanzliche Sachen entfallen. In Deutſchland werden alſo im Ver⸗ 
hältnis etwa 33mal fo viele Berufungen eingelegt. Und dabei ſpiegelt 
die Statiſtik die Mentalität des Rechtſuchenden nicht einmal zutreffend 
wieder, denn der Grund für die Nichteinlegung der Berufung iſt in 
Deutſchland in vielen Fallen nur das Fehlen der Summa appelabilis. 

GerAſſ. Dr. Karl Arndt, Berlin. 


Eingegangene Bücher. 


E. V. Meyer: Reiſen unter deutſchem Deviſenrecht. 
Berlin. Verlag Berliner Börſen⸗Berichte. Preis 2 N.. 


Der Transferaufſchub 1933 für dentſche Zahlungs- 
verbindlichkeiten nach dem Auslande. Ein Kommentar 
zum Geſ. v. 9. Juni 1933 unter Berückſichtigung der neueſten Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen. Mit ausführlichem Stichwortverzeichnis. 
(Schriftenreihe zum Währungsnotrecht. Herausgeber: W. Behr⸗ 
boh m, b. d. Deviſenbewirtſchaftungsſtelle Berlin, Dr. K. Sudau, 
bei der Reichsbank Berlin. Bd. 7.) Berlin 1933. Verlag Berliner 
Börſen⸗Courier AG. Preis 2 N. 


Die Amneſtie für Deviſen⸗ und Kapitalflucht nebſt der 
Verordnung gegen Induſtrieflucht und über das Transfermora⸗ 
torium. Syſtematiſche Darſtellung, Geſetzestexte, Erläuterungen 
und Tabellen. (Sonderheft des „Eildienſtes der Deutſchen Steuer⸗ 
Zeitung“. Herausgegeben von Dr. Fritz Koppe, RA. in Berlin.) 
Berlin. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 56 S. Preis kart. 1,75 K.K. 


Die Teilbetragshypothek, unter beſonderer Berückſichtigung 
der Höchſtbetragshypothek, ein Beitrag zur Lehre von der Be⸗ 
ſtellung mehrerer Hypotheken für eine Forderung oder einen For⸗ 
derungskreis. Von Dr. jur. Ernſt Mezger. Berlin 1933. Verlag 
von Franz Vahlen in Berlin. Preis 1,80 AM. 


Dr. Hermann Vogel: Unterſuchungen zur Rechtsnatur 


der Schlichtung. Hamburg. Chriſtians Verlag. 96 S. Preis 
3,80 AM. 


Dr. Wilhelm Jauernik: Das Bagatellverfahren. (Rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Studien, herausgegeben von Dr. Emil Ebering. 
Ge 2 Berlin 1933. Verlag Dr. Emil Ebering. Preis broſch. 

Der Chemiſch-Pharmazeutiſche Markenartikel. Dar- 
ſtellung des Weſens, der Abſatzformen und des Kampfes um den 
Markt. Von Dipl.⸗Kfm. Dr. rer. pol. Georg Bergler, Ver⸗ 
kaufsberater. Stuttgart 1933. C. E. Poeſchel Verlag. VI, 98 S. 
Preis kart. 5,40 K,. 


Die gegenwärtige Lage der Strafrechtspflege. (49. Jahr⸗ 
buch der Gefängnisgeſellſchaft für die Provinz Sachſen und Anhalt.) 
Halle a. S. 1933. Selbſtverlag der Gefängnisgeſellſchaft. 


Deutſcher Mutterſchutz. Kommentar zum Mutterſchutzgeſetz nebſt 
ergänzenden Beſtimmungen von Dr. jur. Karl Küſter, Gerichts⸗ 
referendar, Aſſiſtent an der Univerſität Göttingen. Mit einem 
Geleitwort von Frau Lotte Ortmann⸗Windſcheid, Göttingen. Berlin 
1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 6 RM. 


Jahrbuch des Jugendrechts. Bd. VJ für das Jahr 1932. In 
Verbindung mit: Dr. Karl Hagemann, Amts- und Landgerichtsrat, 
Greifswald, Dr. Leopold Perels, o. Honorarprofeſſor der Rechte an 
der Univerſität Heidelberg, Dr. Arthur Wegner, o. ö. Profeſſor der 
Rechte an der Univerſität Breslau. Von Dr. Heinrich Webler, 
geſchäftsführendem Direktor des Archivs Deutſcher Berufsvormünder 
1 a. M. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. Preis 
10 2 


Jahrbuch des Reihhsperfiherungd-, Reidsverfor- 
gungs⸗ und Fürſorgerechts. In Verbindung mit Dr. Beh⸗ 
rend, SenPräſ. im RVerſal., Dr. Mentzel, Geh. RegR. Direktor 
des Hauptverſorgungsamts Niederſachſen⸗Nordmark, Dr. Moll, 
Geh. RegR., SenPräſ. im RVerſal., herausgegeben von Dr. Os. 


Th. Soergel, Bayer. Hofrat. 21. Jahrgang. Enthaltend 
Rechtſprechung und Zeitſchriftenaufſätze des Jahres 1932. Stuttgart 
1933. Verlag W. Kohlhammer. Preis 9,60 RM. 


Dipl.⸗Kfm. Dr. jur. Georg Bande: Verſicherungs⸗Staats⸗ 
aufſicht in Mitteleuropa. Budapeſt 1933. Hauptſtädtiſcher 
Verlag. 


Reichsgerichts-Entſcheidungen in kurzen Auszügen. 
Herausgegeben vom Deutſchen Richterbund. Straffachen Bd. 66. 
München, Berlin und Leipzig 1933. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Preis 2 AM. 


Schweitzers Zettelausgabe Nr. 22. I. Geſetz über Straffrei⸗ 
heit. Vom 20. Dez. 1932. II. Die wichtigſten ſtrafrechtlichen Not⸗ 
verordnungen aus 1933. III. Die wichtigſten ſtrafrechtlichen Geſetze 
aus 1933. IV. Geſetz zur Abänderung ſtrafrechtlicher Vorſchriften. 
Vom 26. Mai 1933 (fog. Strafgeſetznovelle). Preis 0,90 Ast. 

Zettelausgabe Nr. 23. Die Anderungen der ZPO., des ArbGG., 
des GG., der StßpßO., des GVG. durch die VO. zur Verein⸗ 
fachung der Zuſtellungen. Vom 17. Juni 1933. Preis 0,40 AM. 

München, Berlin und Leipzig 1933. J. Schweitzer Verlag (Ar⸗ 
thur Sellier). 


Dr. P. Burkhard Mathis, O. M. Cap., Prof. des Ranon. Rechtes: 
Rechtspoſitivismus und Naturrecht. Eine Kritik der 
neukantianiſchen Rechtslehre. Paderborn 1933. Verlag Ferdinand 
Schöningh. Preis 4,80 AM. 


Aſſeſſor Dr. W. Friedrich: Die rechtliche Stellung der 
römiſch-katholiſchen Gemeinden im hamburgiſchen 
Staate. Hamburg 1932. Chriſtians Verlag. 60 S. Preis 2 K.K. 


über die Führungsbeſtimmungen ausländiſcher aka⸗ 
demiſcher Grade in den Völkerbund-Staaaten. Von 
Dr. Karl Hütter. Wien 1933. Verlag Otto Maaß. Preis 4 K.. 


Dr. jur, Helmut Mathieu: Das Beamtendienſtſtrafrecht 
im Saargebiet. Saarbrücken 1933. Im Selbſtverlag des Ver⸗ 
faſſers in Saarbrücken. Preis 3,50 AM. 


Deutſche und öſterreichiſche Verfaſſung und Verwal⸗ 
tung. Ein Vergleich mit Reformvorſchlägen für Oſterreich. Von 
Dr. Helfried Pfeifer, Regierungsoberkommiſſär. Wien 1932. 
Verlag Deutſche Einheit. 


Die Kompetenzausſcheidung zwiſchen Bund und Kan⸗ 
tonen auf dem Gebiete der Geſetzgebung. Von Dr. jur. 
Hans Sträuli jun. (Zürcher Beiträge zur Rechtswiſſenſchaft. 
Herausgegeben von A. Egger, F. Fleiner und E. Hafter, 
Profeſſoren an der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der 
Univerſität Zürich. Neue Folge, Heft 34.) Verlag von H. R. Sauer⸗ 
länder & Cie. in Aarau. 


Dokumente zur Weltpolitik der Nachkriegszeit. Eine 
Quellenſammlung für den akademifchen Unterricht und die politiſche 
Praxis. In Gemeinſchaft mit W. Bertram herausgegeben von 
Otto Hoetzſch. Leipzig und Berlin. Verlag B. G. Teubner. 

Heft 2. Abrüſtung und Sicherheit. 1932. Preis 2,80 AM. 

Heft 6. Der europäiſche Oſten. 1933. Preis 2,80 AM. 

Heft 7. Südoſteuropa und naher Orient. 1933. 
Preis 4 RM. 


Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
v. 7. April 1933 i. d. Faſſ. v. 23. Juni 1933 mit den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Reichs und Preußens und den ein⸗ 
ſchlägigen Ruhegehaltsvorſchriften. Textausgabe mit Verweiſungen 
und Sachregiſter. 2. Aufl. Berlin 1933. Verlag von Franz Vahlen. 
Preis 1,15 AM. 


Die weltpolitiſche Kräfteverteilung feit den Parifer 
Friedensſchlüſſen. Von Otto Hoetzſch, Profeſſor an der Uni⸗ 
verſität Berlin. 6. umgearb. und fortgef. Aufl. Leipzig und 
Berlin 1933. Verlag von B. G. Teubner. Preis 1,50 AM. 

Die Verfaſſungsſtreitigkeit innerhalb eines Landes 
nach Art. 19 der Reichsverfaſſung. Von Dr. jur. Gott ⸗ 
fried Hofmann. Leipzig 1933. (Leipziger rechtswiſſenſchaftliche 
Studien, herausgeg. von der Leipziger Juriſten⸗Fakultät, Heft 77.) 
Verlag von Theodor Weicher. Preis 4 AM. 


Nachtrag zu: Der landwirtſchaftliche Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz nach der VO. des Reichspräſidenten v. 14. Febr. 1933 und 
der AusfVO. vom gleichen Tage, erläutert von Dr. Martin 
Jonas, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium. Berlin 1933. 
Franz Vahlen. Preis 0,40 RM. 

Der Nachtrag enthält die dritte AusfVO. zu der VO. des 
Reichspräſidenten über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz 
v. 14. Febr. 1933. Vom 27. April 1933 (RGBl. I, 231) mit 
Erläuterungen. 
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Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


( Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — f Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


1. 88 242, 989, 994 ff. BG B. Die Geltend⸗ 
machung des dinglichen Anſpruchs wird nicht 
durch eine erhebliche Umgeſtaltung des Grund⸗ 
ſtücks ausgeſchloſſen; anders vielleicht beim Be⸗ 
reicherungsanſpruch. Die Nutzungsentſchädi⸗ 
gung iſt nach mietähnlichen, nicht nach pachtähn⸗ 
lichen Grundſätzen zu bemeſſen, wenn der Be⸗ 
ſitzer nicht ein für ſeine Zwecke ſchon eingerich⸗ 
tetes Grundſtück erhalten hat, er es vielmehr 
ſelbſt einrichten mußte. Es bedeutet ein Ver⸗ 
ſchulden, wenn der Beſitzer es durch Nichtzah⸗ 
lung von Steuern dazu kommen läßt, daß die 
Steuerbehörde Zwangshypotheken eintragen 
läßt. Die Eintragung einer Auflaſfungsvor⸗ 
merkung begründet für den zu Unrecht Einge⸗ 
tragenen nicht die Verpflichtung, im Wider⸗ 
ſpruch mit ihr erfolgte Belaſtungen zur Löſchung 
zu bringen. f) 

(U. v. 6. Febr. 1933; VI 328/32. — Celle.) 

Abgedr. JW. 1933, 13056. 
<= NG. 139, 353.) 


Zu 1. Das Urteil gibt in zweierlei Hinſicht zu Bemerkun⸗ 
gen Anlaß. 8 

J. Wenn das NG. das Vorbringen der Anſchlußrev., daß nam⸗ 
lich die Grundſtücke durch Umwandlung der Spritfabrik in eine 
Schraubenfabrik „etwas ganz anderes“ geworden ſeien und daher das 
Verlangen auf Herausgabe wegen Nichtigkeit der Eigentumsüber⸗ 
tragungsakte eine überobligationsmäßige, mit 8 242 BGB. nicht ver⸗ 
einbare Zumutung darſtelle, als rechtsirrig zurückweiſt, jo iſt nicht fo 
ſehr das Ergebnis, als ſeine Begr. unbefriedigend. Dieſe halt ſich 
allerdings in gewohnten Bahnen. 

Mit dem ſtereotypen Satze, daß ſchuldrechtliche Grundſäge ſich 
nicht ohne weiteres auf dingliche Verhältniſſe übertragen laſſen, 
ift nicht viel gewonnen. Auch das RG. hat im Einzelfalle bereits Aus⸗ 
nahmen zugelaſſen. So in der im Urt. ſelbſt zitierten Entſch. RG. 133, 
296 JW. 1931, 3271 hinſichtlich der Einrede der allgemeinen Argliſt 
(die Tatbeſtände beider Erkenntniſſe unterſcheiden ſich übrigens in dieſer 
Beziehung nur dem Grabe nuch). Es ſei ferner erinnert an die neuere 
Rſpr. über das Verhältnis des 8 254 BGB. zu 81004 BOB. (NG.: 
JW. 1933, 690). Die Allgemeingültigkeit des in 8242 BGB. ent⸗ 
haltenen Rechtsgedankens iſt mindeſtens ſo bedeutend wie diejenige 
des in 8 254 BOB. verankerten Grundſatzes, mit der das RG. deſſen 
Anwendbarkeit auch gegenüber dem negatoriſchen Anſpruch aus dem 
Eigentum rechtfertigt. 

Hinſichtlich der Frage, ob und welche Anſprüche der ohne 
Rechtsgrund beſitzende Nichteigentümer dem Herausgabeverlangen des 
nichtbeſitzenden Eigentümers entgegenſetzen kann, entſcheidet das RG. 
u. a. wieder einmal nach der Art der Klage. Das iſt m. E. zu formal 
geſehen. Im vorl. Falle iſt die Klage aus Eigentum ſo gut wie aus 
Bereicherung begründet. Wie beide Rechtsgründe derart konkurrieren 
können, daß dem Kl. die Wahl freiſteht und dieſe Wahl über die 
Fähigkeit des Bekl. zur Geltendmachung von Gegenrechten ent⸗ 
ſcheidet (ſo NG: JW. 1930, 3210, ohne Plenarentſch. unter Auf⸗ 
gabe der bisherigen Rſpr.; vgl. 3. B. Rch.: IW. 1912, 690 und 
Warn. 1920 Nr. 160), wird dem Nichtjuriſten immer unbegreiflich 
bleiben. Allgemeinlogiſch kann das in Rede ſtehende Rechtsverhält⸗ 


D. S. 


** 2. 88 611 ff., 631 ff. BGB. Zum Begriff des 
Treuhandverhältniſſes. Durch eine Verein⸗ 
barung, daß A. für B. erfinderiſch tätig ſein und 
die Erfindung für B., wenn auch auf den Namen 
des A., anmelden ſolle, entſteht das Recht aus 
dem Patent ſofort mit der Erteilung originär 
für B. f) 

Wie der Kl. behauptet, war er i. J. 1923 als Ver⸗ 
treter für die Kunſtdarmfabrik Paraſin⸗Werke tätig. Zur näm⸗ 
lichen Zeit trat er mit dem Chemiker Dr. S. in Verbindung 
und veranlaßte ihn, ſich mit der Herſtellung eines gewebe⸗ 
loſen Kunſtdarms zu befaſſen. Auf Grund der Anregungen 
des Kl. ſoll S. ſchließlich auf den Gedanken gekommen ſein, 
den gewebeloſen Kunſtdarm aus einer Leimmaſſe herzuſtellen, 
die zunächſt auf eine Gewebehülle aufgebracht, dann aber 
wieder von ihr getrennt und geräuchert wurde. Bald nach der 
Vornahme von Verſuchen habe ſich die Notwendigkeit heraus⸗ 
geſtellt, für die erforderlichen Geräte einen Techniker zuzu⸗ 
ziehen und hierfür ſei der Bekl., damals Student an der 
Techniſchen Hochſchule in D., gewonnen worden. Es entſpann 
ſich, etwa von Mitte des J. 1923 an, ein reger Briefwechſel 
des Kl. mit S. und dem Bekl. Dabei wurde auch die Frage 
der Anmeldung der Erfindung zum Patent behandelt. Nach 
der Darſtellung des Kl. iſt man dahin übereingekommen: S. 
und der Bekl. ſollten für den Kl. nach den von dieſem ge⸗ 
gebenen Richtlinien die Erfindungen ausarbeiten und ge⸗ 
brauchsfertig machen. Die entſtehenden Koſten ſollte allein der 
Kl. übernehmen. Die zu erwirkenden Patente ſollten dem Kl. 
zuſtehen. Nur ſollte verhindert werden, daß die Konkurrenz 
auf die Patentanmeldungen aufmerkſam gemacht wurde. Dies 
würde aber der Fall geweſen ſein, wenn er ſelbſt die Erfin⸗ 
dung zum Patent angemeldet hätte, weil ſein Name auf dem 


nis nur einheitlich begriffen werden. Eigentum und Bereicherung 
bilden beide zugleich die Rechtsgrundlage des Anſpruchs, und die Be⸗ 
teicherung hört nicht auf, Rechtsgrund zu fein, indem der Kl. die 
Klage lediglich auf Eigentum „ſtützt“. 

II. Das ſoeben Geſagte gilt auch bzgl. der Beurteilung, die das 
RE. dem Anſpruch der Kl. auf Beſeitigung der vormerkungswidrig 
eingetragenen Rechte angedeihen läßt. Richtig iſt allerdings, daß die 
Vormerkung ſelbſt dem Berechtigten gegen den Vormerkungsſchuldner 
einen anderen Anſpruch als eben nur den vorgemerkten nicht ge⸗ 
währt, daß alſo hier die Bekl. zu I lediglich den der materiellen 
Rechtslage entſprechenden Buchſtand in Anſehung des Grundſtückes⸗ 
eigentums herzustellen hat. Zutreffend iſt weiterhin, daß der materiell 
Berechtigte neben dem dinglichen Berichtigungsanſpruch, der auch in 
der Geſtalt des Auflaſſungsanſpruchs geltend gemacht werden kann 
und daher in dieſer Geſtalt auch vormerkungsfähig iſt, auch einen 
dasſelbe Ziel verfolgenden Bereicherungsanſpruch hat. Beide Anſprüche 
bilden alſo gewiſſermaßen nur zwei verſchiedene Erſcheinungsformen 
ein und derſelben Rechtsbeziehung. Alsdann aber durfte die Frage, 
ob die Bekl. zu I weitere Eintragungen zu beſeitigen hatte, nicht aus⸗ 
ſchließlich nach den 88 989 ff. B60 ., ſondern fie mußte auch auf Grund 
der 88 812 ff. BGB. geprüft werden, wobei es auf die Kenntnis oder 
das Kennenmüſſen des Rechtsmangels nicht ankam, vielmehr allein 
die objektive Sachlage entſchied. Das urteilsmäßige Ergebnis würde 
ſich freilich nicht geändert haben. Denn das den Gegenſtand der Be⸗ 
reicherung bildende, weil einen Vermögenswert darſtellende Bucheigen⸗ 
tum der Beke. zu I ift durch die in Abt. II und III des Grundbuches 
beſtehenden Eintragungen in gleicher Weiſe beſchränkt, wie es das 
materielle Eigentum wäre, wenn dieſes der Bekl. zu I zuſtände. Die 
Bekl. zu I war alſo im Umfange dieſer Eintragungen nicht mehr be⸗ 
reichert (8818 Abſ. 3 BGB.). Eine Anwendung von 8 816 Abs. 1 
BGB. kam nicht in Betracht, da wegen der Sicherungswirkung der 
Auflaſſungsvormerkung (8 883 Abſ. 2 BGB.) die Verfügungen der 
Bekl. zu I, die den Eintragungen zugrunde lagen, den Kl. gegenüber 
von vornherein unwirkſam waren. 


RA. Günter Legart, Berlin. 
Zu 2. I. Zunächſt bedarf das Urt. einer grundſätzlichen Klä⸗ 


rung unter dem Geſichtspunkt des Treuhandrechts. 
In der Begr. wird geſprochen von „einer weiterbeſtehenden 
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Gebiet der Kunſtdarmherſtellung bekannt geweſen ſei. Darum 
habe man beſchloſſen, daß der Bekl. zunächſt auf ſeinen Namen 
die Erfindung zum Patent anmelden ſolle, und zwar, um die 
Anmeldung ganz unauffällig zu machen, von St. aus, ſtatt 
von D. So ſei es auch geſchehen. 

Jedenfalls ſind dem Bekl. i. J. 1925 zwei Patente mit 
Wirkung v. 5. Febr. 1924 ab erteilt worden, das eine für 
ein Verfahren zur Herſtellung nahtloſer Kunſtdärme und das 
andere für eine Vorrichtung zur Ausübung des Verfahrens. 

Über die Vereinbarungen, die der Kl. mit S. und dem 
Bekl. getroffen hat, beſagt das Beſtätigungsſchreiben des Kl. 
vom Jan. 1924, auf dem der Bekl. ſein Einverſtändnis ver⸗ 
merkt hat: 

1. Ich ſtelle die für die Vollendung des Kunſtdarms und 
der zur Fabrikation beſtimmten Maſchinen und Apparate 
auch fernerhin nötigen Mittel ſowie die mit der Patentierung 
verbundenen Abgaben und Unkoſten zur Verfügung. Ferner 
übernehme ich auf meine alleinige Rechnung und Gefahr die 
geſchaftliche Ausnutzung der Erfindung unter Ihrer Beteili⸗ 
gung am Ertrag, jedoch unter Ausſchluß irgendwelcher finan- 
zieller Verpflichtungen für Sie. 

2. Dafür geht das geſamte Eigentum an dem Kunſtdarm 
und dem Herſtellungsverfahren auf mich über. Die von Ihnen 
ſchon beantragten oder noch zu beantragenden Patent- oder 
ſonſtigen Schutzrechte ſollen nach Erteilung auf mich über⸗ 
tragen werden. Die Koſten hierfür übernehme ich ebenfalls. 

3. Ihr Gewinnanteil iſt zunächſt auf 1½% vom Brutto⸗ 
warenumſatz feſtgeſetzt .. 

In ähnlicher Weiſe iſt in zwei Beſtätigungsſchreiben, die 
der Kl. an S. ſandte und von dieſem beſtätigt zurückerhielt, 
das Verhältnis des Kl. zu S. geregelt. 

Das Unternehmen nahm einen ungünſtigen Verlauf. 
Der vom Kl. eingerichtete Betrieb mußte ſchließlich eingeſtellt 
werden. Der Bekl. erklärte i. J. 1926 ſeinen Rücktritt von 
den Vereinbarungen. Im Jan. 1927 trat er die beiden Pa⸗ 
tente ab an die OHG. B. & Co. 

Der Kl. begehrt Übertragung der beiden Patente, Rech⸗ 
nungslegung und Erſatz des ihm durch die unbefugte Ver⸗ 
wertung der Patente entſtandenen Schadens. 

LG. hat abgewieſen, BG. verurteilt, die Rev. des Bekl. 
iſt zurückgewieſen. 

Zutreffend iſt zunächſt der Ausgangspunkt des Vorder R., 
daß eine Vereinbarung zuläſſig und rechtswirkſam iſt, wo⸗ 


Art von Treuhandverhältnis“, von „ſtiller Stellvertretung“ und 
einem „Treuhandverhältnis im weiteren Sinne“; der Bekl. wird 
als „formeller“ Inhaber des Patents bezeichnet. Dieſe Wendungen 
ſind ohne praktiſche Bedeutung, wenn nicht gleichzeitig die gerade 
auch hier entſcheidende Frage nach der Geſtaltung der 
Rechtsmacht des Treuhänders geklärt wird. 

Einer ſolchen Klärung hätte es hier in beſonderem Maße be⸗ 
durft, weil nach der beim RG. bisher üblichen Begriffsbeſtimmung 
von einem Treuhandver hältnis nur dann geſprochen wird, 
wenn der Treugeber einen bisher auch rechtlich zu feinem Ver⸗ 
mögen gehörenden Gegenſtand einem anderen (Treuhänder) zu 
treuen Händen übereignet oder abgetreten hat, vgl. RG. 84, 217 = 
JW. 1914, 596; weitere Nachw. bei Siebert, Das rechts⸗ 
geſchäftliche Treuhandverhältnis (Arbeiten zum Handels⸗, Gewerbe⸗ 
und Landwirtſchaftsrecht, herausgegeben von E. Heymann, 
Nr. 68) S. 106. Demnach 1 ein ſolcher Treuhänder Vollrechts⸗ 
inhaber; er iſt nur verpflichtet, das Recht im fremden Intereſſe 
auszuüben und gegebenenfalls auf den Treugeber zurückzuüber⸗ 
tragen. Treuhand in dieſem Sinne iſt alſo im weſentlichen = 
fidueia. Ein Treuhandverhältnis im weiteren Sinne liegt 
(nach RG.) dann vor, wenn keine Übertragung unmittelbar vom 
Treugeber auf den Treuhänder ſtattgefunden hat, ſondern wenn der 
Treuhänder für den Treugeber im Wege indirekter Stellvertretung 
das Treugut erworben hat (vgl. z. B. RG. 121, 296 = JW. 1928, 
2622; weitere Nachw. bei Siebert a.a.D. S. 191 f., 206). In 
dieſem Falle iſt der Treuhänder auch wieder obligatoriſch de⸗ 
ſchränkter Rechtsinhaber geworden, nur kann derjenige, in deſſen 
Intereſſe der Erwerb gemacht worden ift (der Begüuͤnſtigte), im 
Konkurſe des Treuhänders nicht ausſondern und bei einer Einzel⸗ 
zwangsvollſtreckung in das Treugut nicht widerſprechen (bekannt⸗ 
lich ſtändige Rſpr. des RG. ſeit RG. 45, 80). Erkennt man die 
Beſchränkung des Ausſonderungs⸗ und Widerſpruchsrechts des 
Treugebers auf den Fall unmittelbarer Übertragung als richtig an 
(ausführliche Begr. bei Siebert a. a. O. S. 189 f ſo erſcheint 
die Bezeichnung der auf anderem Wege begründeten Vollrechts⸗ 
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nach ſich jemand verpflichtet, für einen anderen auf einen 
ihm näher angegebenen Gebiete erfinderiſch tätig zu werden 
und die zukünftige Erfindung zum Patent anzumelden, mit 
der Wirkung, daß das Patent ſofort und unmittelbar mit 
ſeiner Erteilung dem anderen zuſtehen ſoll. Das wird ſeit 
langem in Rſpr. und Rechtslehre angenommen (Pietzcker 
S. 21183 Anm. 40 zu Nr. 2; Seligſohn, 7. Aufl., S. 106 
§3 Anm. 23; Burlage: MuW. XVII, 40; RG. 84, 49 
531); RG.: MuW. XII, 504; XVII, 55). Das Vertrags- 
verhältnis, das ſolchen Vereinbarungen zugrunde liegt, kann 
ſehr verſchieden ſein. Es kann ein Dienſtvertrag ſein. Auch 
kann ein Werkvertrag zugrunde liegen, z. B. wenn ſich etwa 
bei Ausführung des Werkes herausſtellt, daß gleichzeitig eine 
erfinderiſche Tätigkeit entfaltet werden muß. Mit der Kenn⸗ 
zeichnung des Vertrages als Geſchäftsbeſorgung wird wenig 
gewonnen, weil die in dieſem Fall geltenden Vorſchr. vom 
Auftrag für die zu entſcheidenden Fragen kaum von Bedeu⸗ 
tung ſind. Überdies erſcheint es zweifelhaft, kann aber hier 
dahinſtehen, ob die vom Bekl. übernommene reine Erfindungs⸗ 
tätigkeit den Begriff der Geſchäftsbeſorgung erfüllt. Ebenſo 
muß die Beurteilung der Rechtslage aus ſachenrechtlichen 
Geſichtspunkten („Eigentum“ an der Erfindung) als unge— 
eignet abgelehnt werden (zu vergl. RG.: Mu W. XXXII, 390). 
Endlich kommt auch nicht etwa ein Geſellſchaftsvertrag oder 
geſellſchaftsartiger Vertrag in Frage. Entgegenſtehendes iſt 
auch nicht im Vorprozeß vom RG. ausgeſprochen worden, 
ganz abgeſehen davon, daß für den gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit die tatſächlichen Feſtſtellungen des BerR. die Natur des 
Rechtsverhältniſſes maßgebend beſtimmen. Das, worauf es 
entſcheidend ankommt, iſt die auf das Beweisergebnis ge⸗ 
gründete Feſtſtellung des BG., daß der Kl. derjenige war, 
für den der Bekl. die erfinderiſche Tätigkeit entwickeln und 
die Patente erwerben ſollte. Der Vorder R. nimmt ebenfalls 
an, daß „an ſich“ der Kl. die Patente unmittelbar erwerben 
konnte und ſollte. Er meint aber, daß die Verſchleierungs⸗ 
abrede und ihre Ausführung dieſer Wirkung entgegenſtänden. 
An anderer Stelle führt er allerdings — hiermit im Wider⸗ 
ſpruch — aus, im Innenverhältnis habe der Kl. bereits 
Patentinhaber ſein ſollen und es habe nur noch der „for⸗ 
mellen“ Berechtigung nach außen bedurft. Nur die letztere 
Auffaſſung trifft zu. Wenn die Parteien die Rechtsfolge des 
unmittelbaren (originären) Patenterwerbs des Kl. verein- 
barten, ſo konnten ſie aus Gründen, die es ihnen zweckmäßig 


ſtellung des Treuhänders als Treuhandverhältuis im weiteren 
Sinne folgerichtig und zweckmäßig (a. a. O. S. 204 f.). 

Ein ſolches Treuhandverhältnis im weiteren Sinne ſoll 
aber nach den Ausführungen des Urt. über den unmittelbaren Er 
werb des Patents durch den Kl. hier nicht beſtehen! Das Urt. 
ſieht den Bekl. nur als „formellen“ Patentinhaber an und meint 
damit, der Bekl. habe nur eine Legitimation und eine gewiſſe Ver 
fügungsmacht, während das Patentrecht dem Kl. zuſtehe. (Mit der 
Bezeichnung „formeller“ Rechtsinhaber iſt dieſe Geſtaltung der 
Rechtsmacht des Bekl. allerdings nicht genügend deutlich gemacht, 
denn nach dem bisherigen Sprachgebrauch des RG. über das „for⸗ 
melle Eigentum“ müßte angenommen werden, der Bekl. ſei zwar 
nur vorläufiger, aber zunächſt doch dinglich unbeſchränkter Inhaber 
des Rechts, er müſſe es nur dem Kl. übertragen, dem es „materiell 
0 über dieſe [mißverſtändliche! Ausdrucksweiſe vgl. a. a. O. 

4608 f.). 

Vom Standpunkt des Treuhandrechts kann dem NG. darin 
zugeſtimmt werden, daß die Rechtsmacht eines Treuhänders nicht 
notwendig und ſtets in der Vollrechtsinnehabung beſtehen müſſe; 
vielmehr muß mit Entſchiedenheit behauptet werden, daß auch 
eine Verfügungsmacht des Treuhänders nach § 185 Abſ. 1 BGB. 
(Ermächtigung) mit oder ohne äußere Legitimation eine geeignete 
Grundlage eines Treuhandverhältniſſes ſein kann (vgl, im ein⸗ 
zelnen Siebert a. a. O. S. 242 ff., 294 ff., auch ſchon Verh. 
des 36. DJ T. II S. 49 ff. und ZHR. 98, 340 ff.). Es erſcheint jedoch 
nicht glücklich, in einem ſolchen Falle von einem Treuhandverhält⸗ 
nis im weiteren Sinne zu ſprechen, vielmehr ſollte man fidu⸗ 
ziariſches Treuhandverhältnis (im engeren und im weiteren 
Sinne) und Treuhandverhältnis mit Verfügungsmacht (Ermäch⸗ 
1110 ung) des Treuhänders gegenüberſtellen und deutlich getrennt 
halten. 

II. Nach dieſer Klärung bleibt zu erörtern, auf welchem 
Wege der Kl. das Patent originär („ſofort und unmittelbar mit ſei 
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erſcheinen ließen, den Bekl. zunächſt als Anmelder und als 
Patentinhaber erſcheinen laſſen, ohne darum ihre Abſicht 
aufgeben zu müſſen, daß der Kl. das Patent unmittelbar 
und ſofort nach ſeiner Erteilung erwerben ſollte. Ebenſo⸗ 
wenig wie der Erwerb eines Patentrechts von der Umſchrei⸗ 
bung in der Patentrolle abhängt oder von der Aushändigung 
der Patenturkunde, ebenſowenig iſt die Wirkſamkeit einer Ab⸗ 
rede, wie ſie hier getroffen iſt, davon abhängig, daß auch die 
Patenterteilung ſofort auf den Namen des wahren Berech⸗ 
tigten erfolgt. Es handelt ſich hierbei im borl. Falle nur 
um eine Frage der rechtlichen Beurteilung, eine Frage alſo, 
deren Beantwortung durch den Vordergt. das Revch. nachzu— 
prüfen und zu berichtigen in der Lage iſt. 

Hat man aber hiervon auszugehen, ſo ergibt ſich alles 
weitere von ſelbſt. Die Rechtswirkung, daß der Kl. wahrer 
Berechtigter bzgl. beider Patente war, wurde durch die Rück⸗ 
trittserklärung des Bekl. nicht berührt. Dieſe Rechtswirkung 
war bereits längſt eingetreten und blieb auf alle Falle be⸗ 
ſtehen, auch dann, wenn der Bekl. mit Recht zurückgetreten 
ſein ſollte. Dann aber blieb weiter die Pflicht des Bekl. be⸗ 
ſtehen, zu bewirken, daß der Kl. auch nach außen hin als 
wahrer Berechtigter erſchien. Mit dem Vorderg. laßt ſich 
dies ſehr wohl als Rechtsfolge einer weiterbeſtehenden Art 
von Treuhänderverhältnis rechtlich erklären. Dieſe Verpflich⸗ 
tung war immerhin eine Leiſtung des Bekl. und nach der 
allgemeinen Regel des § 273 BGB. würde der Bekl. befugt 
ſein, wegen etwaiger Verpflichtungen des Kl. aus demſelben 
rechtlichen Verhältnis ein Zurückbehaltungsrecht auszuüben. 
Der Vorder R. kommt aus zutreffenden Gründen zu dem Er⸗ 
gebnis, daß ſchlüſſige Behauptungen über ſolche Gegen⸗ 
anſprüche fehlen und die Gegenforderungen für Auslagen und 
Verwendungen der Firma B. keine ſolchen find, die dem 
Bekl. gegen den Kl. zuſtänden. Auch im übrigen läßt die 
Verurteilung des Bekl. keinen Rechtsverſtoß erkennen. 

Mit Unrecht bemängelt die Rev. die Annahme eines 


ner Erteilung“) erworben haben foll. Eine einwandfreie Entſch. 
dieſer Frage iſt m. E. nur dann möglich, wenn zwiſchen dem Er⸗ 
werb des Rechts an der Erf ind ung und dem Erwerb des Pa⸗ 
tents ſcharf unterſchieden wird. 2 

Bei dem Erwerb des Rechts an der Erfindung laßt ſich 
ein originärer Erwerb des Dienſtherrn vertreten, wenn man, wie 
z. B. Kap (Komm., 5. u. 6. Aufl., Anh. zu 88 1, 2 Anm. 4, 
dort weitere Nachw.), den Rechtsgedanken des 8 855 BGB. fur 
anwendbar hält; es ſind dann ahnliche Erwägungen maßgebend, 
wie ſie z. B. für den Begriff des „Herſtellers“ in 8950 BGB. 
angeſtellt worden ſind. Für die echte „Angeſtelltenerfindung“ ent» 
ſpricht die Annahme eines originären Erwerbes durch den Dienſt⸗ 
herrn der ſtänd. Rſpr. des NO. (dgl. RG. 136, 418; 140, 55). 

Dieſer Frage kann hier jedoch nicht näher nachgegangen wer⸗ 
den, denn hier handelt es ſich um den Erwerb des Patents. 
Für dieſen Erwerb müſſen m. E andere Regeln gelten. Das Pa⸗ 
tent wird von demjenigen, erworben, dem es erteilt wird, und die 
Erteilung erfolgt an denjenigen, der dem Patentamt gegenüber 
als Anmelder aufgetreten iſt. Wenn alſo hier der Bekl. das Patent 
auf ſeinen Namen angemeldet hat, fo iſt ein originarer 
(unpiittelbarer) Erwerb durch den Kl. nicht möglich. 

Wenn das NG. ſich fur ſeine abweichende Eutſch. auf 
Pietzcker, Seligſohn, Burlage und einige frühere 
Entſcheidungen beruft, jo muß darauf hingewieſen werden, daß 
es ſich dort immer nur um den originären Erwerb der Erfin⸗ 
dung, nicht den des Patents handelt. 5 

Zur Begr. eines unmittelbaren Erwerbes des Patents bliebe 
nur die Konſtruktion des Erwerbes „für denjenigen, den es an⸗ 
geht“. Bei dem Erwerbe eines Patents durch Anmeldung er⸗ 
ſcheint dieſer Weg aber nach dem Weſen der Patenterteilung und 
wegen der ausdrücklichen Bezeichnung desjenigen, dem das Pa⸗ 
tent erteilt wird, nicht ban eine Das Urt. gibt auch eine andere 
Begr.: es nimmt offenbar eine vorweggenommen e A b⸗ 
tretung des künftig zu erwerbenden Patentrechts an. Solche 
Abtretungsvereinbarung iſt moglich: ob ſie aber einen unmit⸗ 
telbaren Erwerb durch den „Zeſſionar“ zur Sun hat, iſt be. 
ſtritten und in der Tat ſehr zweifelhaft. Das RG. hat dies bei 
Abtretung einfacher Forderungen bisber verneint; es hat in der 
artigen Fällen einen „alsbaldigen“ Übergang vom Erwerber auf 
den Zeſſtonar, alſo einen abgeleiteten Erwerb, angenommen (bgl. 
3. B. RG. 136, 102 = JW. 1932, 1965), und man. wird dieſer 
Anſicht zuſtimmen müſſen. Für die Übertragung des Patents muß 
dann dasſelbe gelten. (Über die verſchiedenen Meinungen vgl. Ste 
bert a. d. O. S. 139 ff. mit weiteren Nachw.; für einen deri⸗ 


Treuhandverhältniſſes, weil der Treugeber keine Vermögens⸗ 
rechte auf den Treuhänder übertragen habe. Dies iſt, zum 
mindeſten vom Boden der hier vertretenen Rechtsanſchauung 
aus, nicht zutreffend. Denn danach war der Kl. von Anfang 
an wahrer Berechtigter, der Bekl. ſollte nur in ſtiller Stell⸗ 
vertretung nach außen hin, durch Anmeldung auf ſeinen Na⸗ 
men formell als Patentinhaber erſcheinen. Inſofern als ihm 
durch dieſe Rechtslage formell die Legitimation zur Verfügung 
über die Patente gegeben wurde, konnte das BG. von einem 
Treuhandverhältnis „im weiteren Sinne“ ſprechen. 
(U. v. 30. Nov. 1932; 1220/32. — Kiel.) 
<= RG. 139, 52.) 


3. 8839 BGB. Zum Umfang der Belehrungs⸗ 
pflicht des Notars, insbeſ. hinſichtlich der wirt⸗ 
ſchaftlichen Zweckmäßigkeit und Gefahren des zu 
beurkundenden Geſchäftes; Kreis der Beteilig⸗ 
ten, dem gegenüber die Belehrungspflicht, Be⸗ 
griff des „Dritten“, dem gegenüber die Amts- 
pflicht des Notars beſteht. f) 

Das BG. nimmt eine Haftbarkeit des Bekl. auf Grund 
von 8839 BGB. an, weil er bei Aufnahme der Schuld⸗ 
anerkenntnis⸗Hypothekenbewilligungsurkunde eine Belehrung 
der Eheleute S. über die Möglichkeit, das Vorrücken der Hyp. 
des Kl. durch eine Rangvormerkung ($ 1179 BGB.) zu 
ſichern, unterlaſſen habe, worin eine fahrläſſige Verletzung 
der ihm dem Kl. als Intereſſenten gegenüber obliegenden 
Amtspflicht zu erblicken ſei. Das iſt entgegen der Meinung 
der Rev. rechtlich zu billigen. 

Wie das BG. dabei nicht verkennt, kamen hier als Be⸗ 
teiligte, an die ſich eine Belehrung zu richten hatte, nur die 
Eheleute S. in Betracht. Denn nur deren Erklärungen wurden 
beurkundet. Eine Belehrungspflicht beſtand nicht gegenüber 
dem Kl., der — wenn auch anweſend — doch nicht zu den 
Beteiligten gehörte (vgl. RG. 122, 80 )). Der Umfang nos 


RU Erwerb des Patents noch z. B. W. Kiſch, Handb. 
S. 212.) 

Da der Bekl. den Rücktritt von den mit dem Kl. getroffenen 
Vereinbarungen erſt geraume Zeit nach der Erteilung des Pateuts 
erklärt hatte, hatte ſich vorher der „alsbaldige“ Übergang des 
Patents auf den Kl. vollziehen können. (§ 19 Patch. hindert nach 
h. M. einen ſolchen Übergang nicht; der Zedent behält nur noch 
eine Legitimation und eine gewiſſe Verfugungsmacht nach § 19 
Abſ. 2.) Im Ergebnis kann der Entſch. alſo zugeſtimmt werden. 
Der Unterſchied zwiſchen einem originären und einem abgeleiteten 
Erwerb des Patents iſt aber erheblich 5. B. für 88 325, 265 ZPO., 
940 KO., § 11 Anf®. (vgl. Kiſch a. a. O.). 

Priv Doz. Dr. W. Siebert, Halle (Saale). 


2 Zu 3. Der Entſch. kann nicht in allen Punkten zugeſtimnit 
werden. 

l. Perſönlicher Umfang der Belehrungspflicht: 
Das NG. zieht den Kreis in der vorl. Entſch, ſehr eng. Grundſätzlich 
find nur die Beteiligten (88 168 f.) zu belehren. Darüber hinaus hat 
das RG. aber häufig eine Pflicht zur Belehrung Dritten gegenüber 
angenommen, und zwar auf Grund eines ſtillſchweigenden Vertrags⸗ 
ſchluſſes DNotB. 1929, 478; RG. 122, 80 — JW. 1929, 110). Das 
NG, nimmt im vorl. Falle eine Belehrungspflicht dem Kl. gegenüber 
nicht au. Dies erſcheint mir nicht unbedenklich. Die Anweſenheit des 
Kl. bei der Aufnahme der Urkunde, die der Wahrung ſeiner In⸗ 
tereſſen diente, wie das RG. ausdrücklich hervorhebt, hatte zur ent⸗ 
ſprechenden Aufklärung verpflichtet. Aus der Stellungnahme des RG. 
ergeben ſich gewiſſe Schwierigkeiten bei der Feſtlegung des Um⸗ 
fangs der ſachlichen Belehrungspflicht. 

II. Belehrungspflicht über wirtſchaftliche Ge⸗ 
fahren: Die Kſpr. hierüber iſt ziemlich umfangreich. „Wieweit 
dieſe Belehrungspflicht im einzelnen Falle geht, läßt ſich nicht nach 
einem feſten Schema beurteilen, ſondern hängt in weitgehendem 
Maße von den Umſtänden des Einzelfalls ab“ (DNotV. 1933, 124). 
Der Notar ſoll ſich nicht „nach Art eines Vormundes“ über die Be⸗ 
teiligten ftellen (DNotV. 1930, 621), er muß aber auf wirtſchaftliche 
Gefahren hinweiſen (DNot. 1932, 254). Von großer Bedeutung iſt 
es hierbei natürlich, ob die Beteiligten geſchäftsgewandte Perſonen find 
oder nicht (DNotV. 1933, 61 geſchäftsunerfahrene Leute; JW. 1930, 
3306 Akademiker). In dem vorl. Falle geht das RG. davon aus, 
daß lediglich die Eigentümer, die die Eintragung der Hypothek be⸗ 
willigten, zu belehren waren. Aus dieſem Grunde ſcheint mir die 


1) JW. 1929, 110. 
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tarieller Belehrungspflicht richtet ſich nach den Umſtänden 
des Einzelfalles. Im allgemeinen braucht der Notar ſich nicht 
über die wirtſchaftliche Zweckmäßigkeit eines zu beurkundenden 
Geſchäfts auszulaſſen, und ſo den Beteiligten die Gefahren 
ihres geſchäftlichen Handelns abzunehmen (JW. 1930, 3306 2). 
Dann jedoch muß eine Belehrung ſtattfinden, wenn zweifelhaft 
iſt, ob ſich die Beteiligten der Bedeutung ihrer Erklärungen 
und der Tragweite ihres Handelns bewußt ſind. Daraus, daß 
der Notar den in der Urkunde niederzulegenden Parteiwillen 
ſachgemäß geſtalten und faſſen muß, ergibt ſich in ſolchen 
Fällen eine Belehrungspflicht. Weil für den Notar die Er⸗ 
forſchung des Willens nur der Beteiligten in Betracht 
kommt, ſo hängt das Beſtehen und der Umfang einer Be⸗ 
lehrungspflicht von deren Perſönlichkeit, den ſie betreffenden 
Umſtänden und dem von ihnen erkennbar verfolgten Ge⸗ 
ſchäftszweck ab. Aber mit Recht hat das BG. ſchon aus dem, 
was die Eheleute S. ausweislich der Eintragungsbewilligung 
erklärt haben, deren Willensäußerung entnommen, den Kl. 
auf die beſtmögliche Weiſe zu ſichern. Aus den Worten „die 
Hypothek ſoll zur erſten Stelle ſtehen und eine Belaſtung des 
Grundſtücks mit dem Range vor dieſer Hypothek ausgeſchloſſen 
fein’. ergab ſich als dem Bekl. mitgeteilter Zweck der Be⸗ 
urkundung gerade die Wahrung der Intereſſen des Kl. (vgl. 
RG. 95, 214). Dem wurde durch deſſen Anweſenheit noch 
beſonderer Nachdruck verliehen. Daraus folgte die Pflicht 
des Bekl., auf den ſich jedem Rechtskundigen ohne weiteres 
aufdrängenden Weg einer Sicherung dieſes Ziels durch Vor⸗ 
merkung hinzuweiſen. Die Unterlaſſung dieſes gibt dem Kl. 
als „Drittem“, in deſſen Intereſſe die Hypothekenbewilligung 
erfolgte, die Grundlage für eine Schadenserſatzforderung aus 
8 839 BGB. 
(U. v. 13. Mai 1933; V 42/33. — Königsberg.) [Sch.] 


2. Sonſtiges materielles Recht. 


4. 812 UnfFürſG. findet auf die Reichs- 
bahngeſellſchaft Anwendung. 

§ 545 4a RVO. iſt auch auf die dem Unf FürſG. 
unterliegenden Perſonen anzuwenden. f) 


Zwiſchen den Parteien iſt darüber kein Streit, daß die 
Bekl. nach Maßgabe der §§ 1, 3a HaftpflG. an ſich ver⸗ 
pflichtet iſt, dem W. / des Schadens zu erſetzen, den er durch 
ſeine Körperverletzung in ihrem Straßenbahnbetrieb erlitten 
hat. W. iſt nach den Feſtſtellungen des BG. von der Kl. wegen 
der bei dem Unfall erlittenen Gehirnerkrankung für dauernd 
dienſtunfähig erklärt und aus dieſem Grunde zum 1. April 
1927 in den Ruheſtand verſetzt worden. Es handelt ſich im 
vorliegenden Rechtsſtreit darum, ob die Kl. wegen der Bezüge, 
die fie ihm deshalb nach dem UnfFürſch. gewährt und noch 
zu gewähren hat, Rückgriff gegen die Bekl. nehmen kann 


Forderung des RG., fie auf die Möglichkeit der Eintragung einer 
Löſchungsvormerkung hinzuweiſen, nicht berechtigt. Wahrſcheinlich — 
der Tatbeſtand iſt nicht ganz klar — ſollte doch die erſte Hypothel 
abgelöſt werden. Der Hinweis auf die Notwendigkeit, zur Erzwingung 
der Löſchung eine Vormerkung eintragen zu laſſen, hätte leicht von 
den „beteiligten Eigentümern“ als unangebrachter Ausdruck eines 
Mißtrauens gegen ſie betrachtet werden können. M. E. brauchte der 
Notar die Eigentümer hierauf nicht hinzuweiſen, ebenſowenig 
wie z. B. auf die Aufnahme einer Verfallklauſel oder Vollſtreckungs⸗ 
Rlaufef (vgl. Oberneck S. 33). 

Es wäre ſehr erwünſcht, wenn die Rſpr. in Zukunft die 
Grenzen der Belehrungspflicht des Notars ſchärfer und enger 
ziehen würde. 

III. Daß der Notar unter Umſtänden auch Dritten aus 8 839 
haftet, iſt anerkannt. Grundlegend hierfür iſt RG. 78, 246. Dort iſt 
ausgeführt, daß die Amtstätigkeit des Notars bei Beurkundung eines 
Verkrags nicht nur gegenüber den Vertragsparteien anzuwenden iſt, 
„ſondern auch gegenüber allen denen, die inbetreff der Geſtaltung 
ihres Rechtsverhältniſſes auf jenem Gebiet auf die pflichtgemäße Aus⸗ 
übung der Tätigkeit des Notars angewieſen find“. 

Bedenklich iſt aber in dem vorl. Fall, daß das RG. die 
Schadenserſatzpflicht aus einer mangelnden Belehrung nicht des Kl., 
ſondern der Eigentümer ableitet. 

RA. Dr. Karl Fritz Jonas, Berlin. 


Zu 4. Nach den eindeutigen Vorſchr. der 88 9 und 10 Abſ. 1 
RBahnperſcG. find Zweifel rechtlicher Natur über die grunbfägliche 


(SS 1, 2, 10, 12 UnfFürſch.). Die Rev. beſtreitet das, wie 
ſchon in den erſten Rechtszügen, weil der 8 12 UnfFürf®. 
auf die klagende RBahnGeſ. keine Anwendung finde. Das 
iſt rechtsirrig, weil das UnfFürſcd., das die Entſchädigung 
für dienſtliche Betriebsunfälle gewiſſer Beamten regelt, auch 
für die Reichs bahn beamten und die RBahncGeſ. gilt. Nach 
§ 9 RBahnperſch. v. 30. Aug. 1924 (RGBl. II, 287) finden 
auf die im unfallverſicherungspflichtigen Betriebe beſchäftig⸗ 
ten Reichsbahnbeamten und deren Hinterbliebenen die Vorſchr. 
des UnfFFürſch. v. 18. Juni 1901 ſinngemäß Anwendung. 
Nach § 10 übernimmt die DReichsbcheſ. auf dem Gebiete der 
Kranken⸗, Unfall, Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
die Aufgaben der Reichsbahnverwaltung. Die Anwendung der 
einſchlägigen Beſt. des 812 Abſ. 1 und 3 UnfFürſch. auf 
den vorl. Fall kann danach rechtlichen Bedenken nicht unter⸗ 
liegen. Soweit in der Entſch. RG. 131, 129 verneint wird, 
daß der § 12 Abſ. 2 UnfFürſch. auf die Kl. Anwendung 
finde, kann ſich die Bekl. darauf nicht berufen: Die Entſch. 
verneint lediglich die Anwendbarkeit der Sonderregelung, die 
in dieſem Abſatz zugunſten von Reich und Ländern in Er⸗ 
weiterung des 8 10 auf den Fall der Ungleichheit der für⸗ 
ſorgenden und der nach bürgerlichem Recht (nicht bloß nach 
dem NRHaftpfl®., vgl. RG. 69, 349; 75, 10; 105, 222) 


ſchadenserſatzpflichtigen Verwaltung getroffen iſt, auf das Ver⸗ 


hältnis zwiſchen der RBahnGeſ. und einem in ihrem Be⸗ 
triebe verletzten Reichs⸗ oder Landesbeamten, indem ſie erwägt: 
Jene Sondervorſchr. ſei keine Belt. des „Fürſorgerechts“, 
betreffe alſo auch keine Sonderſtellung des Reiches auf dieſem 
Gebiete, die die Kl. nach § 16 Abſ. 4 RBahnG. für ſich 
in Anſpruch nehmen könnte; ſie ſei ein bloßes Einzel⸗Sonder⸗ 
vorrecht, welches dem Reich und den Bundesſtaaten (Ländern) 
aus öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten und insbeſ. auch aus 
dem Grundgedanken des billigen Ausgleichs von Rechten und 
Pflichten bei der Perſonengleichheit des Fürſorgepflichtigen 
und des Erſatzpflichtigen verliehen worden ſei (RG. 131, 
135 1)). Dieſe Erwägungen gelten aber nicht für die hier 
einſchlagenden Beſt. des 812 Abſ. 1 und 3 und nicht für 
das Verhältnis zwiſchen RBahncgeſ. und Reichsbahnbeamten. 


Das BG. geht im Anſchluß an die Rſpr. des RG. (RG. 
94, 30; 110, 264) zutreffend davon aus, daß die Bekl. dem 
Anſpruch der Kl. aus § 12 UnfFirf®. auf Erſatz des dem W. 
zu zahlenden Ruhegehalts gegenüber nicht einwenden kann, 
der Unfall habe die Dienſtunfähigkeit nicht herbeigeführt und 
die Zurruheſetzung ſei deshalb nicht gerechtfertigt. Nach 8 155 
ABeamtb., der nach § 8 Neich3bahnPerf®. hier ſinngemäß 
anzuwenden iſt, ſind die Entſch. der Verwaltungsbehörden 
darüber, ob ein Beamter wegen Dienſtunfähigkeit in den 
Ruheſtand zu verſetzen iſt, für die Beurteilung der vor den 
Gerichten geltend gemachten vermögensrechtlichen Anſprüche 
maßgebend. §9 UnfFürſch. beſtimmt, daß auf die nach feinen 


Zuläſſigkeit der Anwendung des 8 12 UnfFürſch. auf die RBahncheſ. 
nicht gut denkbar. Daß im vorl. Streitfalle nur die Abs. 1 und 3 
des § 12 Unfgürf®. anwendbar find und aus der den Abſ. 2 der 
gleichen Vorſchr. behandelnden Entſch. RG. 131, 129 = JW. 1932, 
2077 nichts Gegenteiliges herzuleiten iſt, wird mit zutreffenden Aus⸗ 
führungen dargetan. 

Durch viele Gerichtsentſch. ſteht feſt und iſt auch in der Literatur 
anerkannt, daß der Begriff „Betriebsunfall“ i. S. des 8 1 UnfFürſch. 
ſich mit dem in der RBO. völlig deckt (vgl. z. B. Brand, Die 
Reichsbeamtengeſetze). Mit Rückſicht hierauf können begründete Be⸗ 
denken dagegen nicht erhoben werden, den 8 545 RWBO., der die 
Unfallverſicherung auf den Weg nach und von der Arbeitsſtätte aus⸗ 
gedehnt hat, ſinngemäß auch auf den Perſonenkreis anzuwenden, der 
unter das Uunfcürſch. fällt. Die Entſtehungsgeſchichte des 8 540 a 
RVO. (vgl. KommBer. S. 6, 22, 23, Antr. Nr. 42, 188, 191), der 
durch Abſchn. & Art. 2 des 2. Geſ. über Anderungen in der Unfall⸗ 
verſicherung v. 14. Juli 1925 (RGBl. I,. 97) eingefügt und am 
17. Juli 1925 in Kraft getreten ift (Art. 131 a. a. O.), ſpricht keines⸗ 
wegs dagegen. Die zeitliche Geltung des 85454 RVO. (Unfälle feit 
dem genannten Zeitpunkt; vgl. RVerſA Nachr. 1926, 297 Nr. 3217 
= EuM. 19, 88) bildet gleichfalls keinen Hinderungsgrund, da in der 
vorl. Streitſache der Unfall erſt am 6. Mai 1926 ſich zugetragen hat. 
Eine Zuſammenſtellung der zahlreichen Eutſch. zu der neuen Vorſchr. 
der RVO. findet ſich in ANachrfüiVerſ. 1928 Heft 10 S. IV, 359, 
1930 Heft 2 S. IV, 112, auch in ArbVerſorg. 1929, 289. 

SenPräſ. Dr. C. Arendts, Berlin. 

) JW. 1932, 2077. 


En 
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88 1—3 zu gewährenden Bezüge die für die Beteiligten gel⸗ 
tenden Beſt. über die Penſion Anwendung finden. Daraus 
folgt, daß die Entſch. darüber, ob eine einen Penſionsanſpruch 
nach 8 1 Abf. 1 UnfFürſch. begründende Dienſtunfähigkeit vor⸗ 
liegt, gleichfalls den Verwaltungsbehörden gebührt (RG. 110, 
264). Die Frage, ob dieſe Bindung ſich auch darauf bezieht, 
daß es ſich um einen Betriebsunfall im Dienſte der Kl. 
handelt, wie das BG. annimmt, die Rev. aber beſtreitet, be⸗ 
darf hier keiner Beantwortung. Denn nach den tatſächlichen 
Feſtſtellungen des BGG. hat W. den Unfall auf dem Wege zum 
Dienſt erlitten, und nach 8 545 RVO. gilt als Beſchäftigung 
in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe (8 544 
Abſ. 1) der mit der Beſchäftigung in dieſem Betriebe zu⸗ 
ſammenhängende Weg nach und von der Arbeitsſtätte. Durch 
dieſe Beſt. (v. 14. Juli 1925 — NCBL. I, 97) ſollten im 
Wege der Geſetzgebung die Zweifel, die früher wegen der Wege 
von und zu der Betriebsſtätte beſtanden, für Unfälle, die ſich 
ſeit dem 17. Juli 1925 ereignet haben, behoben werden. Der 
Begriff „Betriebsunfall“, i. S. des 8 1 UnfFürſch. iſt derſelbe 
wie in der RVO ., was die Rev. nicht verkennt. Der 8 545⁵ 4 
RVO. iſt deshalb auch auf die dem UnfFürſch. unterliegenden 
Perſonen anzuwenden. Da aber der § 545 zur Zeit des 
Unfalls des W. am 6. Mai 1926 bereits galt, kann es recht⸗ 
lich keinem Zweifel unterliegen, daß W. den Unfall im Be⸗ 
triebe der Kl. erlitten hat. 

Bei Prüfung der von der Kl. aus 8 12 Abſ. 1 und 3 
UnfFFürſG. gegen die Bekl. erhobenen Erſatzanſprüche geht das 
BE. zutreffend davon aus, daß ſolche nur im Rahmen des 
RHaftpflö., und zwar wegen des Mitverſchuldens Wis nur 
zu 2/ feines geſamten Schadens beſtehen. Es ſtellt feſt, daß 
die Kl. dem W. Verſorgungsgebührniſſe einſchließlich Frauen⸗ 
und Kinderzuſchlag für die Zeit v. 1. April 1927 bis zum 
28. Febr. 1929 mit 7062,98 AM gezahlt habe. Dieſen Betrag 
und 500,75 RM Zinſen hat die Kl. mit der Anfchlußber. ver⸗ 
langt. Das BG. nimmt an, daß W. ohne den Unfall bis 
zum 28. Febr. 1929 9303,06 AM bezogen haben würde. Um 
dieſen Betrag ſei er geſchädigt. % des Betrages gleich 
6402 AM machten den Schadenserſatzanſpruch aus, den er 
an ſich gegen die Bekl. haben würde. Dieſen Betrag von 
6402 AM hat das BG. der Kl. zugeſprochen, weil es feſt⸗ 
ſtellt, daß W. ohne den Unfall bis zum 28. Febr. 1929 
und noch darüber hinaus von der Kl. im Dienſte ver⸗ 
wendet worden wäre. Mit Rückſicht auf dieſe tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung des BG. kam es auf die Ausführungen der Bekl. 
nicht an, daß W. nach einem Gutachten auch ohne den Un⸗ 
fall wegen endogener oder konſtitutioneller Nervoſität dienſt⸗ 
untauglich geworden und aus dieſem Grunde, aber auch des— 
halb penſioniert worden wäre, weil die Kl. wegen der an⸗ 
ſtrengenden Tätigkeit der Lokomotivführer dieſe mit dem 
50. Lebensjahre zu penſionieren pflege. Gegenüber der maß⸗ 
gebenden Feſtſtellung der Kl., daß W. durch den Unfall dienſt⸗ 
unfähig geworden iſt, und der Annahme des BG., daß er 
ohne ihn über den 28. Febr. 1929 hinaus von der Kl. im 
Dienſt verwendet worden wäre, hatte das Vorbringen der 
Bekl. nur inſofern Bedeutung, als die Kl. ihre Erſatzanſprüche 
über den 28. Febr. 1929 hinaus nicht in die Zeit erſtrecken 
kann, in der W. ohne den Unfall in den Ruheſtand hätte ver⸗ 
ſetzt werden müſſen (RG. 82, 250). Das hat aber das BG. 
nicht verkannt. 

Zur Begründung der Feſtſtellung, daß die Bekl. der Kl. 
die an W. bis zum 31. Aug. 1951 zu zahlenden Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe bis zur Höhe von des Schadenserſatzanſpruchs 
zu erftatten habe, der W. nach dem RHaftpfl®. jeweilig zu⸗ 
ſtehen würde, führt es aus, die Kl. habe keinen Anſpruch 
auf Erſatz des Teiles der Unfallpenſion, der den Betrag der 
Penſion, die W. ohne den Unfall ſich höchſtens erdient haben 
würde, überſteige, alſo für die Zeit nach dem Zeitpunkt, in 
dem die Dienſtunfähigkeit auch ſonſt eingetreten ſein würde, 
weil nur der Vorteil, ſich dieſe letztere gewöhnliche Penſion 
zu erdienen, dem Verletzten durch den Unfall entzogen und 
daher von der Bekl. zu entſchädigen jet (Rch. 67, 199; 63, 
382; 73, 213; 82, 256; 98, 341). Es bedürfe aber im gegen⸗ 
wärtigen Verfahren nicht der Feſtſtellung dieſes Zeitpunktes, 
weil die Bekl. gegen eine nicht gerechtfertigte längere Inan⸗ 
ſpruchnahme durch die in der Urteilsformel ausgeſprochene 


Rechtſprechung 


zart 


Einſchränkung geſchützt jei, daß ſie nur die Beträge zu er⸗ 
ſtatten habe, die W. nach dem RHaftpfl. in Höhe von 
2/, feines jeweiligen Schadens zuſtehen würden. Die Abſtel⸗ 
lung der Erſatzforderung der Kl. auf den 31. Aug. 1951, den 
65. Geburtstag W.s, bezwecke in Übereinſtimmung mit dem 
Klageantrage lediglich die Feſtſtellung der Höchſtdauer der 
Erſatzforderung der Kl. Die prozeſſualen Rügen, die die 
Rev. hiergegen aus 8 256 ZPO. erhebt, find nicht begründet. 
Gegen die Annahme des Tatrichters, daß die Kl. bei dem 
Beſtreiten der Bekl. an der verlangten Feſtſtellung ein recht⸗ 
liches Intereſſe habe, beſtehen keine Bedenken. Aus der Be⸗ 
gründung des Urt. ergibt ſich, daß der Anfangstermin dafür 
der 1. März 1929 ſein ſoll. Im übrigen ſind die Intereſſen 
der Bekl. dadurch hinreichend gewahrt, daß das BG. über die 
Dauer der Entſchädigungsforderung keine Entſch. geben will, 
ihre Höchſtdauer beſtimmt und hervorhebt, daß die Anſprüche 
der Kl. nur in Höhe der Anſprüche W.s und nur bis zu dem 
Zeitpunkt beſtehen, in dem dieſer ohne den Unfall in den 
Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

(U. v. 22. Mai 1933; VIII 69/33. — Hamm.) [9] 


5. 88 154 Ziff. 1, 41a Gew O.; 58 9 Ang⸗ 
Arb 3 VO. 

1. Den Apotheken iſt es verboten, außerhalb 
der allgemeinen Geſchäftszeit des Einzelhan⸗ 
dels Waren zu verkaufen, die nicht Heilmittel 
oder Gegenſtände der Krankenpflege ſind. 

2. Die obengenannten Beſtimmungen ſind 
Schutzgeſetze i. S. des § 823 II BGB. 

Die Kl., die eine Drogerie in der Nähe der Apotheke 
des Bekl. betreiben, ftügen ihren Unterlaſſungsanſpruch auf 
§ 823 Abſ. 2 BGB. Sie find der Anſicht, daß die Apo⸗ 
thekenbetriebe hinſichtlich ſolcher Waren, die weder Heilmittel 
noch Gegenſtände der Krankenpflege ſind, der Gewdo., insbes. 
dem § 41a über die Sonntagsruhe und denen der VO. über 
die Regelung der Arbeitszeit der Angeſtellten (Ang Arb VO.) 
v. 18. März 1919 (RG Bl. 315), insbeſ. dem 8 9 über den 
Sieben⸗Uhr⸗Ladenſchluß unterliegen. Ihrer weiteren Auf⸗ 
faſſung nach ſind dieſe Vorſchriſten zugleich als Schutzgeſetze 
i. S. des 8 823 Abſ. 2 BGB. zugunſten der einzelnen der 
ihnen unterſtehenden ſämtlichen Gewerbetreibenden gegen Ver⸗ 
letzungen dieſer Vorſchriften durch andere Betriebe anzuſehen, 
da dieſe Vorſchriften zum mindeſten auch den Zweck verfolgen, 
sc einzelnen vor unzuläſſiger Konkurrenz der anderen zu 

hützen. 

Dieſer Auffaſſung hat ſich das Berufungsgericht an⸗ 
geſchloſſen; ſein Rechtsſtandpunkt iſt zutreffend. Es behandelt 
zunächſt in erſchöpfenden Darlegungen die Vorgeſchichte des 
8 41 a Gewd. Danach beſtand vor deſſen Einfügung in 
die GewO. durch die Novelle von 1891 für das Handels⸗ 
gewerbe bezüglich der Geſchäftstätigkeit an Sonn- und Feier⸗ 
tagen nur die Beſtimmung des 8 105 b Abſ. 2 Satz 1 GewO. 
auf Grund deren die Beſchäftigung von Gehilfen, Lehrlingen 
und Arbeitern an dieſen Tagen im Handelsgewerbe verboten 
war. Die Ausnahmebeſtimmungen der 88 105 b ff. GewO. 
kommen für den vorl. Fall nicht in Betracht. Mit Recht 
nimmt das BG. an, daß der Zweck des 8 10⁵ b Abſ. 2 Satz 1 
ausſchließlich ein ſozialpolitiſcher war: fie diente nur den 
Intereſſen der Arbeitnehmer. Durch dieſes geſetzliche Beſchäf⸗ 
tigungsverbot zugunſten der Angeſtellten, Lehrlinge und Ar⸗ 
beiter wurden jedoch die Inhaber von Geſchäften, in denen 
Gehilfen beſchäftigt waren, jog. Gehilfenbetriebe, im Ver⸗ 
gleich zu den Geſchäften ohne Gehilfen, ſog. Alleinbetriebe, 
benachteiligt. Der Beſeitigung dieſer in der Begünſtigung der 
Alleinbetriebe zu Laſten der Gehilfenbetriebe liegenden Un⸗ 
billigkeit, die zu einer erheblichen Verſchiebung der normalen 
Wettbewerbsverhältniſſe führen mußte, die ſelbſtverſtändlich 
nicht i. S. des Geſetzgebers bei Erlaß des Beſchäftigungsver⸗ 
bots für Angeſtellte, Lehrlinge und Arbeiter in 8 105 b 
Abi. 2 Satz 1 GewD. gelegen hatte, diente die Einfügung des 
8 41a in die GewO. Dieſe Vorſchrift verbietet nämlich für 
alle offenen Verkaufsſtellen einen Gewerbebetrieb an Sonn⸗ 
und Feiertagen, „ſoweit nach 88 105 b bis 105 Gewd. 
Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter im Handelsgewerbe an die⸗ 
ſen Tagen nicht beſchaftigt werden dürfen“. Da dieſes Be⸗ 
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ſchäftigungsverbot für Gehilfen und Lehrlinge „in Apotheken“ 
gemäß § 154 Ziff. 1 GewO. nicht gilt, iſt der Gewerbebetrieb 
„in Apotheken“ — dem Wortlaut nach uneingeſchränkt auf 
den Verkauf von Heilmitteln und Gegenſtänden der Kranken⸗ 
pflege — auch an Sonn⸗ und Feiertagen geſtattet, es ſei 
denn, daß die einzelne Apotheke als ſolche von der Verwal⸗ 
tungsbehörde an Sonn⸗ und Feiertagen auf Grund des Art. 3 
VO. über die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe und in 
Apotheken v. 5. Febr. 1919 (RG Bl. 176) geſchloſſen iſt. Nach 
dieſer VO. iſt die höhere Verwaltungsbehörde befugt, für 
eine Gemeinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren 
Apotheken an Sonn⸗ und Feſttagen oder während beſtimm⸗ 
ter Stunden an dieſen Tagen einen Teil der Apotheken zu 
ſchließen. Auf Grund dieſer Beſt., die eine Einſchaltung in 
den $ 105 b Gemd. darſtellt, darf in den danach geſchloſſenen 
Apotheken ſomit nach 8 dla GewO. ein Gewerbebetrieb iväh- 
rend der Zeit der Schließung nicht ſtattfinden. 

Das BG. iſt nun der Anſicht, daß der Geſetzgeber, wenn 
er den Geſchäftsbetrieb „in Apotheken“ an Sonn- und Feier⸗ 
tagen freigibt (8 154 Ziff. 1 GewO .), hiermit nur den jeder 
Apotheke typiſchen Verkehr mit Heilmitteln und Dingen der 
Krankenpflege meint, bzgl. deſſen er im Intereſſe des öffentl. 
Wohls die ſozialpolitiſchen, die Gehilfen ſchützenden Vorſchr. 
ausſchließt, weil ſie im Vergleich zur Bedeutung der Pflege der 
Volksgeſundheit hinter den Anforderungen zur Erhaltung derſel⸗ 
ben zurücktreten müßten. Dagegen iſt der Apotheker nach An⸗ 
ſicht des BG., ſoweit er andere als die genannten, zum typi⸗ 
ſchen Apothekenbetrieb gehörenden Artikel vertreibt, z. B. 
kosmetiſche Waren, Seifen, Parfüme, Raſierbedarfsartikel uſw. 
in bezug auf die Beſchränkung ſeines Handelsgewerbes nicht 
anders zu behandeln wie jeder andere Kaufmann, der ſolche 
Waren vertreibt, z. B. der Drogiſt, Seifenhändler, Juhaber 
von Parfümgeſchäften, Friſeur uſw. 

Das gleiche gilt nach der weiteren Ausführung des BG. 
für den Begriff der „Apotheke“ in § I AngArbZ O. v. 
18. März 1919 (RGBl. S. 315), der die Apotheken von der 
im übrigen für alle Betriebe des Handelsgewerbes geltenden 
Vorſchrift der Beſchränkung der täglichen Geſchäftszeit bis 
7 Uhr abends ausnimmt. Für die gleiche Behandlung 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung ſpricht nach der weiteren 
Ausführung des BG. auch der Umſtand, daß ſie an die 
Stelle des durch die Nov. v. 30. Juni 1900 zur GewO. in 
dieſe eingefügten 8 139 e getreten iſt, der gemäß $ 154 Ziff. 1 
daſ. ebenfalls für „Apotheken“ nicht galt. Die „Apotheken“ 
waren daher von der Anordnung des Sieben-Uhr⸗Laden⸗ 
ſchluſſes in gleicher Weiſe ausgenommen wie von den Beſt. 
über die Sonntagsruhe. Es hat dem Geſetzgeber ferngelegen, 
durch Schaffung dieſes 8 9 Ang ArbZVoO. den Apotheken- 
begriff zu erweitern. 

Die Auslegung der geſetzlichen Vorſchriften durch das 
BG. iſt zutreffend. Auf gleichem Standpunkt ſtehen auch faſt 
fämtlihe Kommentare zur GewO. und das ſonſtige Schrift— 
tum zu dieſem Rechtsgebiet (jo Hoffmann, $ 41 a Anm. 3; 
Stier⸗Somlo, Anm. 1a; Rohrſcheidt, § 105 b 
Anm. 24; Wenkamp, 8 154 Anm. 3; Kaiſer⸗Steini⸗ 
ger, § 412 Anm. 3; Krantz, Sonntagsruhe 1921 S. 10; 
Urban, ApothekenG., 1927, S. 17; Lindenberg in 
Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze, 4. Aufl., III 8 414 
Anm. 9 mit alleiniger Ausnahme von Landmann⸗Roh⸗ 
mer, Komm. z. Gew., 11. Aufl., 8 41a Anm. 2g und 
Floegel bei Stenglein a. a. O., 5. Aufl., II § 41a 
Anm. 9). Die Auffaſſung des BG. wird, ſoweit erſichtlich, 
auch von der ganzen bisherigen Rſpr. zu dieſer Frage ge⸗ 
teilt (vgl. KG.: Gewelrch. 8, 547 und Apothätg. 1928, 919; 
OLG. Kiel: Apoth Ztg. 1930, 1140; OLG. Karlsruhe: Apoth⸗ 
Ztg. 1932, 279; LG. Eſſen: Apoth Ztg. 1932, 7; LG. Heidel⸗ 
berg: 2 ZH 73/31. 

Die Rev. erkennt zwar die Richtigkeit der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 8 41a GewO. und des § I Ang Arb O. an. 
Sie folgert aber gerade aus dem Umſtande, daß trotz dieſer 
Vorgeſchichte der Wortlaut des § 154 Ziff. 1 Gemd. ſchlecht⸗ 
hin von Gehilfen und Lehrlingen „in Apotheken“ bzw. der 
des § 9 Ang Arb. von „Apotheken“ ſpricht, es auch in 
§ 41 a GewO. an einer Einſchränkung des Offenhaltens von 
Apotheken nur auf den Verkauf von Heilmitteln und Ge- 
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genſtänden der Krankenpflege fehlt, daß der Wortlaut 
allein entſcheidend ſei. 

Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Die von der Rev. 
vertretene Wortauslegung iſt mit der dem Richter obliegen- 
den Aufgabe der Geſetzesauslegung nicht vereinbar. Vielmehr 
iſt nach dem Grundſatz des 8 133 BGB., den das NG. in 
ſtändiger Rſpr. auch für die Auslegung von Geſetzen heran⸗ 
zieht (RG. 89, 1871); 96, 3272); 115, 4153), die nicht völlig 
klar und ihrer Bedeutung nach nicht zweifelsfrei ſind, der 
wirkliche Wille des Geſetzgebers, d. h. der vom Geſetz verfolgte 
Sinn und Zweck der Vorſchr. zu erforſchen und nicht an dem 
buchſtäblichen Sinn des Ausdrucks zu haften. Bei dieſer Art der 
Prüfung ergibt ſich eine Reihe von erheblichen Momenten, die 
keinen Zweifel an dem wahren Sinn und Zweck der hier in Be⸗ 
tracht kommenden geſetzlichen Beſt. zulaſſen. In dieſer Be⸗ 
ziehung iſt in erſter Linie hervorzuheben, daß es ſich bei der 
Anordnung der Nichtgeltung der 88 105b Abſ. 2 Satz 1 
und 41 a GewO. durch 8 154 Ziff. 1 und bei 8 9 AngArbg⸗ 
VO. über den Sieben⸗Uhr⸗Ladenſchluß für alle offenen Ver⸗ 
kaufsſtellen außer den Apotheken um eine Ausnahmebeſtim⸗ 
mung für Apotheken handelt. Während alle offenen Ver⸗ 
kaufsſtellen des Handelsgewerbes im Intereſſe ihrer Angeſtell⸗ 
ten im weiteren Sinne des Wortes den Belt. über die Sonn⸗ 
tagsruhe und über den Sieben-Uhr⸗Ladenſchluß unterliegen, 
ſoll nur für Apotheken eine Ausnahme gelten. Ausnahme⸗ 
beſtimmungen find aber einſchränkend auszulegen. (Wird wei⸗ 
ter eingehend ausgeführt.) 

(U. v. 28. Okt. 1932; 59/32 II. — Berlin.) [Ku.] 
<= RG. 138, 219.) 


6. §S 15, 13, 12, 9 WbzG. 

1. Der Ausſtattungsbeſitz ſchützt auch gegen 
den gutgläubigen Warenzeichenbeſitzer. 

2. Wird ein dem Warenzeichen und der von 
einem anderen gebrauchten Bezeichnung gemein- 
ſamer Beſtandteil als Schlagwort gebraucht und 
beſteht deshalb Verwechſlungsgefahr, ſo kommt 
für die Frage der Vorbenutzung durch den an⸗ 
deren derſelbe Beſtandteil als für ſeinen Be⸗ 
trieb kennzeichnend in Betracht. Dabei iſt es 
gleichgültig, ob er ihn nur als Beſchaffenheits⸗ 
angabe gebraucht haben will. Nicht der Wille 
des Gebrauchers, ſondern die Auffaſſung des 
Verkehrs iſt maßgebend, wobei weniger die Händ⸗ 
ler als die Verbraucher in Betracht kommen. f) 

Die Parteien betreiben Nadelfabriken in S., in denen 
ſie u. a. Sprechmaſchinennadeln herſtellen. Beide ſtehen im 
ſcharfen Wettbewerb miteinander. Für die Kl. iſt auf ihren 
Antrag v. Febr. 1926 das Wortzeichen „Ondulette“ ſeit 
Sept. 1926 als Warenzeichen für Sprechapparate, deren 
Teile und Zubehör, insbeſ. Sprechmaſchinenſtifte ein⸗ 
getragen. Für die Bekl. iſt auf ihren Antrag v. Aug. 1928 
das Wortzeichen „Herold-Onduls“ feit Jan. 1929 als Waren- 
zeichen für gefüllte Nadelbriefe, gefüllte Nadeldoſen, ge⸗ 
füllte Nadelpackungen anderer Art eingetragen. 

Die Kl. verlangt Löſchung des Zeichens der Bekl., Unter⸗ 
laſſung der Verwendung des Wortes „Onduls“ mit oder 
ohne den Zuſatz „Herold“ als Bezeichnung für Sprechmaſchinen- 
nadeln im geſchäftlichen Verkehr. 

LG. und BG. haben verurteilt, RG. hat aufgehoben. 

Nach der Feſtſtellung des BG. beſteht eine Verwech— 
ſelungsgefahr der für gleiche und gleichartige Waren ein⸗ 
getragenen Wortzeichen, nämlich des älteren der Kl. „Ondu⸗ 


1) JW. 1917, 223. ) JW. 1920, 385. ) JW. 1927, 990. 


Zu 6 und 7. Die beiden Urt. behandeln nicht denſelben Fall. 

1. Das Urt. v. 23. Sept. 1933 iſt einwandfrei. Wenigſtens 
im Ergebnis. „Der Ausſtattungsbeſitz falt dem Warenzeichenrecht 
nahezu gleich“, ſagt RG. Daran mißfällt mir zweierlei: a) der 
Gebrauch des Worts Ausſtattungsbeſitz. Die Ausſtattung iſt ein 
Recht; einen Rechtsbeſitz aber kennt das deutſche Recht, abgeſehen 
von einem Ausnahmefall, nicht. Ausſtattungsbeſitz kann doch nur 
bedeuten, daß ſich die Ausſtattung zum Recht entwickelt, daß ſie 
alſo Verkehrsgeltung erlangt hat. Da ohne Verkehrsgeltung kein 
Ausſtattungsrecht denkbar iſt, enthält der Ausdruck eine Tautologie, 
etwa wie Verſtorbenenerbſchaft. Man ſollte in der Prägung immer 
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fette” und des jüngeren der Bekl. „Herold-⸗Onduls“ nach 
Klang, Wortbild und Sinn. Dabei betont das BG., daß in 
dem Wortzeichen der Bekl. nicht der Beſtandteil „Herold“, 
ſondern das franzöſiſche Wort „Onduls“ „das Auffallende 
und Charakteriſtiſche iſt und gegenüber dem Wort 
Herold hervorſticht und eine ſchlagwortartige Wirkung 
ausübt, dem Auge, Ohr und Gedächtnis ſich einprägt und 
dort haften bleibt“. 

Mißt das BG. aber dieſem Worte bei Prüfung der 
Verwechſelungsgefahr in tatſächlicher Würdigung rechtlich be 
denkenfrei dieſe Bedeutung und Wirkung bei, ſo iſt es wider⸗ 
ſpruchsvoll, wenn das BG. glaubt, den Einwand der Bell., 
ſie habe vom Jahre 1904 ab ſtändig „gewellte Nadeln“ unter 
der Bezeichnung „Onduls“, ſei es allein für ſich, ſei es in 
Verbindung mit anderen Worten, vertrieben und habe ſich 
dieſer Bezeichnung in Wort und Schrift, auf Packungen, in 
Deklarationen, Banderolen, Rechnungen ſowie in Veröffent⸗ 
lichungen in Fachzeitſchriften bedient, als rechtlich unerheblich 
behandeln zu können, weil die Bekl. das fragliche Wort nur 
als Beſchaffenheitsangabe, nicht aber zur Kennzeichnung ihrer 
Waren gebraucht habe. Denn wenn das fragliche Wort als 
Beſtandteil des Warenzeichens deſſen charakteriſtiſches 
Element mit ſchlagwortartiger Wirkung iſt, das ſich Auge, 
Ohr und Gedächtnis des Beſchauers einprägt und dort haften 
bleibt, alſo ſogar ſchlagwortartige Bedeutung als Kennzeich⸗ 
nungsmittel für Waren der Bekl. im Verkehr beſitzt, ſo gilt 
ſelbſtverſtändlich grundſätzlich an ſich genau dasſelbe hin⸗ 
ſichtlich der Eignung des fraglichen Wortes, als Kennzeich⸗ 
nungsmittel für Waren der Bekl. zu wirken, auch für die Zeit 
des Gebrauchs dieſes Wortes durch die Bekl. vor ſeiner Ein⸗ 
tragung als Warenzeichen. Denn die oben wiedergegebenen 
verſchiedenen Arten des Gebrauchs des fraglichen Wortes ſeit 
1904 ſind gerade die zur Kennzeichnung einer Ware im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr nach ihrer Herkunft aus einer beſtimmten Ur⸗ 
ſprungsſtätte gebräuchlichen und charakteriſtiſchen Verwen⸗ 
dungsarten einer Bezeichnung und daher durchaus geeignet, 
dem fraglichen Worte Verkehrsgeltung als Kennzeichen für die 
Herkunft von Waren aus dem Betriebe der Bekl. bzw. ſtets 
aus dem gleichen Betriebe zu verſchaffen. Hatte die Bekl. 
dieſe jahrzehntelang geübte Verwendung des fraglichen Wortes 
auf den verſchiedenſten Gebieten des Geſchäftsverkehrs unter 
Beweisantritt behauptet, ſo hätte ſomit dieſe Geltendmachung 
der Tatſachen das BG. veranlaſſen müſſen, die Bekl. zur Vor⸗ 
legung des Materials, auf das ſie ſich bezogen hatte, und 
etwaiger ſonſtiger Beweismittel anzuhalten, um die Frage zu 
prüfen, ob die Bekl. nicht durch dieſen jahrzehntelangen Ge⸗ 
brauch des fraglichen Wortes Verkehrsgeltung an dieſem als 


neuer Ausdrücke vorſichtiger ſein. Freilich hat ſich RG. bisher 
noch nicht entſchließen können, das Ausſtattungsrecht als Recht 
anzuerkennen, trotzdem es die Ausſtattung mit Verkehrsgeltung 
fachlich als Recht behandelt. Wie könnte fie denn ſonſt auch dem 
Zeichenrecht „nahezu gleichwertig“ ſein? b) Sie iſt auch gar nicht 
„nahezu gleichwertig“, ſondern völlig gleichwertig, wenigstens dem 
materiellen Zeichenrecht; dem rein formellen iſt ſie ſogar über⸗ 
legen. Und wie bei gleichſtarken dinglichen Rechten die Regel, ent⸗ 
ſcheidet über den Rang das Alter, die Priorität. War ein Aus⸗ 
ſtattungsrecht entſtanden, als ein materielles Zeichenrecht entſtand, 
ſo geht die Ausſtattung vor. Das iſt auch nach der neueren Rſpr. 
des NG. anerkanntes Recht und wird auch hier wieder bejaht. 

Daß die Verkehrsgeltung das geſamte Wettbewerbsrecht ſouve⸗ 
rän beherrſcht, ſollte allgemein bekannt ſein. Es kann gar nicht 
darauf ankommen, was der Geſchäftsmann mit ſeiner Reklame, 
ſeiner Ausſtattung uſw. beabſichtigt oder gar was er ſich dabei 
denkt; bringt er ſie in den Verkehr, ſo gilt, was der Verkehr darin 
findet. Man kreibt nun einmal nicht Handel oder Fabritation 
für ſich und ſeine Familie, ſondern für die Allgemeinheit, für 
den Verkehr (auch im allgemeinen Handelsrecht wird dieſer Ge⸗ 
ſichtspunkt oft nicht genügend gewürdigt). Darum liegt gar nichts 
daran, ob der Geſchäftsmann etwas als Beſchaffenheitsangabe ge⸗ 
münzt hat; faßt es der Verkehr als Herkunftsangabe auf, als Hin⸗ 
weis auf ein beſtimmtes Unternehmen, das er im übrigen nicht 
zu kennen braucht, ſo iſt es eben für das Wettbewerbsrecht eine 
Herkunftsangabe. Der Bell. hatte Berkehrsgeltung für feine Aus⸗ 
ſtattung erlangt, ein Ausſtattungsrecht erworben, ehe der Kl. ſein 
Zeichenrecht erlangte; daun iſt das Zeichenrecht ſchwächer als das 
Ausſtattungsrecht. 4 . 

Es erſtaunt mich, daß höhere Gerichte inſoweit noch irren. 
Das kommt aber davon, daß man jedes Teilgebiet des Wett⸗ 


Hinweis auf die Herkunft der ſo bezeichneten Waren ſtets aus 
demſelben Betriebe erlangt hatte, längſt bevor die Kl. ihren 
Zeichenſchutz erworben hat (1926). Zur Erlangung der Ver⸗ 
kehrsgeltung der Bekl. an dem fraglichen Wort und damit des 
Ausſtattungsſchutzes an ihm i. S. des 8 15 Wbzch. brauchten 
beteiligte Verkehrskreiſe nicht die Kenntnis zu haben, daß die 
mit dem fraglichen Wort „Onduls“ als Zuſatz zu dem Wort 
„Herold“ oder einem anderen bezeichneten Nadeln gerade aus 
dem Betriebe der Bekl. ſtammen; es genügte zur Begründung 
der Verkehrsgeltung des fraglichen Wortes, daß ſie wußten, 
daß die ſo bezeichneten Waren ſtets aus ein und derſelben 
Quelle ſtammten. Zu dieſer Prüfung und Entſch. nach Er⸗ 
hebung der von letzterer angebotenen Beweiſe und der unter 
Anwendung des 8 139 ZRO. etwa weiter zu erfordernden 
Beweismittel wäre das BG. auch dann verpflichtet geweſen, 
wenn die Bekl. behauptet hätte, ſie habe ſich die ganze Zeit 
über des fraglichen Wortes als Beſchaffenheitsangabe, nicht 
aber zur Kennzeichnung ihrer Ware bedient. Denn entſcheidend 
für den Inhalt, d. h. den Sinn einer Bezeichnung, iſt nicht der 
Wille deſſen, der ſich der betr. Bezeichnung bedient, ſondern 
die Auffaſſung des Verkehrs. Und der Verkehr allein iſt 
die Grundlage jedes Erwerbs eines Ausſtattungsbeſitzes (ogl. 
z. B. Urt. des erk. Sen. Li⸗il] v. 3. Okt. 1930, II 2/30 5): 
MuW. XXX, 557). In Wahrheit hat aber die Bekl. dem frag⸗ 
lichen Wort keineswegs nur die Bedeutung einer Beſchaffen⸗ 
heitsangabe beigelegt, wie außer den bereits erwähnten, von 
ihr behaupteten Gebrauchsarten auch ihre weitere Angabe 
zeigt: „Die Bezeichnung „Herold-Onduls“ als Warenzeichen 
ſei von ihr nicht gewählt worden, um Verwechſelungen herbei⸗ 
zuführen, ſondern weil dieſe Bezeichnung bereits bis⸗ 
her von ihr als allgemein verkehrsüblich im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr verwendet worden ſei.“ Dabei können 
nach dem Zuſammenhang die Worte „als allgemein verkehrs⸗ 
üblich“ nur bedeuten: „wie allgemein im Verkehr be⸗ 
kannt“. Die Betonung ihres jahrzehntelangen Gebrauchs des 
fraglichen Wortes (ſeit 1904) in den oben angegebenen ver⸗ 
ſchiedenen Arten im Geſchäftsverkehr mit ihrer Ware, ſei es 
allein, ſei es in Verbindung mit dem Wort „Herold“ oder 
mit einem anderen Wort, hätte ja auch gar keinen Sinn, wenn 
hiermit nur hätte der Charakter des Wortes als Beſchaffen⸗ 
heitsangabe von der Bekl. hervorgehoben werden ſollen. Sie 
hat ſich auf dieſe Bedeutung des Wortes allerdings berufen, 
im weſentlichen jedoch nur zur Begr. ihres in erſter Linie ver⸗ 
tretenen Standpunkts, daß eine Verwechſelungsgefahr der 
beiderſeitigen Warenzeichen nicht gegeben ſei, weil der Zeichen⸗ 
beſtandteil „Ondule“ als Beſchaffenheitsangabe keinen Zeichen⸗ 
ſchutz genieße, ſondern nur das andere Wort „Herold“. Das 


bewerbsrechts meiſt noch als Naturſchutzgebiet anſteht, in dem kein 
Rechtsſatz ſonſt etwas zu ſuchen hat, oder daß man gar jeden Fall 
als Unterlage für einen Gefühlserguß mißbraucht. Der Wert der 
Syſtematik iſt gerade im Wettbewerbsrecht unſchätzbar; nur fie 
gibt den Überblick über das Ganze und bewahrt davor, Glieder 
eines lebenden Körpers als ſelbſtändige Organe zu behandeln. 

2. Das Urt. v. 28. Okt. 1932 kann ich nicht billigen. 

Hier handelt es ſich um eine wirkliche Vor benutzung. 
Der Kl. hat ein Ausſtattungsrecht (wenigſtens iſt davon aus⸗ 
zugehen); der Bekl. hat eine identiſche oder verwechſlungsfähige 
Ausſtattung benutzt, bevor dem Kl. ſein Recht erwuchs, bevor 
dieſer Verkehrsgeltung für ſeine Ausſtattung erlangte. Der Bell. 
hatte alſo, wohl gemerkt, damals ſeinerſeits kein Recht; er hatte 
Verkehrsgeltung nicht erlangt. Trotzdem laßt RG. mit Ausfüh⸗ 
rungen, die es wörtlich dem Urt.: MuW. 32, 13 entlehnt, das 
Ausſtattungsrecht des Kl. ſcheitern. Woran? An keinem Recht, 
an keinem „Beſitzſtand“, ſondern an einem rein tatſächlichen Zu⸗ 
ſtand. Denn was der Bekl. tat, das durfte ja jedermann tun; er 
malte ſeine Tankſtelle an, wie ſie jeder anmalen durfte. 

Hier liegt m. E. ein mißzubilligender Gedankengang vor. 
Wohin ſoll man kommen, wenn man abſolute Rechte an irgend⸗ 
einem tatſachlichen Zuſtand zerſchellen läßt, ſie alſo behandelt wie 
ein Nichtrecht! Nun haben wir freilich den Schutz des Vorbenutzers 
im Patentrecht (§ 5. Pat®.). Aber das iſt eine außerordentliche, 
keiner Analogie zugängliche Vorſchr. Soll die Vorbenutzung etwa 
auch im Zeichenrecht durchgreifen, dem doch das Ausſtattungs⸗ 
recht „nahezu gleichſteht“? Das hat man doch bisher nicht ange⸗ 
nommen. Aber auch in unſerm Fall könnte nach Anſicht des NE. 
der Vorbenutzer in feinem Wirtſchaftsdezirk niemals ein ſtarkeres 


2) JW. 1931, 1475. 
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BE. ift dieſem nur evtl. vertretenen Standpunkt der Bekl. auf- 
fallenderweiſe nur bei Prüfung der Verwechſelungsgefahr des 
eingetragenen Warenzeichens der Bekl. entgegengetreten, da⸗ 
gegen beruft es ſich für die frühere Gebrauchszeit des 
gleichen, noch nicht eingetragenen Wortes auf dieſe angebliche 
Bedeutung desſelben. 

Die Rev. rügt deshalb mit Recht, daß das BG. die 
Rechtsgrundſätze über den Erwerb des Ausſtattungsſchutzes 
i. S. des § 15 WbzG., ferner 8$ 12, 9 Nr. 1 WbzG. und 
88 286, 139 ZPO. verletzt habe. Ergibt ſich auf Grund der 
künftigen Verhandlung und Beweiserhebung, daß der Bekl. 
der Ausſtattungsbeſitz an dem Worte „Onduls“ für ihre „ge⸗ 
wellten Nadeln“, insbeſ. Sprechmaſchinennadeln bereits zu 
der Zeit beſtand, als die Kl. ihren Zeichenſchutz an dem faſt 
identiſchen Worte „Ondulette“ für die gleiche Ware erwarb 
(Sept. 1926), ſo ſcheitert der Unterlaſſungs⸗ und der Lö⸗ 
ſchungsanſpruch der Kl. an dem beſſeren Recht der Bekl. Das 
wäre nicht nur dann der Fall, wenn die Kl. bei Erwerb ihres 
Zeichenſchutzes den Ausſtattungsbeſitz der Bekl. gekannt hätte, 
ihren Zeichenſchutz alſo, wie ſich dann ohne weiteres ergäbe, in 
der Abſicht der Irreführung des Publikums und der Ver⸗ 
letzung der Rechte der Bekl. erworben und daher gegen 8 1 
UnlWG. i. Verb. m. 8 15 WbzG. verſtoßen hätte. Das wäre 
vielmehr auch dann der Fall, wenn die Kl. damals dieſe 
Kenntnis noch nicht beſeſſen hätte. Denn der Ausſtattungs⸗ 
beſitz ſteht dem Warenzeichenrecht nahezu gleichwertig gegen⸗ 
über; maßgebend für die Frage, welchem von beiden das 
Vorrecht vor dem anderen im einzelnen Falle zuſteht, iſt daher 
in erſter Linie die Priorität, wie der erk. Sen. in ſeiner 
neueren Rſpr. wiederholt ausgeſprochen hat (vgl. über das 
Verhältnis zwiſchen Warenzeichenrecht und Ausſtattungsbeſitz 
z. B. RG. 120, 325 ff.?) = Mu®. 27/28, 451 und v. 3. Okt. 
1930, II 2/303): MuW. XXX, 557). 

Bei der Prüfung des Einwandes des Ausſtattungsbeſitzes 
iſt davon auszugehen, daß für die Frage des Erwerbs eines 
ſolchen allein die Auffaſſung des Verkehrs maßgebend iſt und 
daß daher auch an einer Beſchaffenheitsangabe Ausſtattungs⸗ 
beſitz erworben werden kann, falls ſie in beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſen Kennzeichnungskraft für die Ware aus einem be⸗ 
ſtimmten Betriebe erlangt haben ſollte. Maßgebend für die 
Auffaſſung beteiligter Verkehrskreiſe iſt keineswegs in irgendwie 
bevorzugter Weiſe die Anſicht anderer Fabrikanten oder 
Wiederverkäufer anzunehmen, ſondern in erſter Linie die An⸗ 
ſicht in Verbraucherkreiſen, und zwar bei einem nicht ganz 
unerheblichen Teil derſelben. Bei der Prüfung der Frage, 
ob das fragliche Wort „Onduls“ an ſich als Gegenſtand des 
Ausſtattungsbeſitzes für die hier in Betracht kommende Ware 
geeignet iſt, iſt weiter zu berückſichtigen, daß die Kl. ſelbſt 
dem faſt identiſchen Wort „Ondulette“ für die gleiche Ware 
genügende Kennzeichnungskraft als Hinweis auf ihren Ur⸗ 
ſprung aus ihrem — der Kl. — Betriebe zugeſchrieben hat, 
da ſie ſich anderenfalls dieſes Wort nicht als Warenzeichen 
für dieſe Ware hätte eintragen laſſen. Zu berückſichtigen iſt 
auch, daß die Kl. ihren Sitz an demſelben Ort hat wie die 
Beklagte. 

(U. v. 23. Sept. 1932; 57/32 II. — Nürnberg.) (Ku .] 


7. 88 15, 16 WbzG. Nur dann dringt der 
Ausſtattungsbeſitzer gegen den Vorbenutzer 
durch, wenn ſeine Ausſtattung Verkehrsgeltung 
zu der Zeit bereits erlangt hatte, als der Vor- 


Recht erlangen als der Ausſtattungsberechtigte, mag er ſeine vor⸗ 
benutzte Ausſtattung noch ſo überragend entwickeln. Das gerade 
Gegenteil ſcheint mir richtig. 

Denn m. E. iſt der Fall anders zu betrachten: War die vorbe⸗ 
nutzte Ausſtattung tatſächlich wenig bekannt, als die andere die 
Verkehrsgeltung erlangte, nun, ſo entſteht dem Vorbenutzer kein 
nennenswerter Nachteil, wenn er ſie nicht mehr benutzen darf. War 
ſie bekannt, ohne ſich immerhin als Hinweis auf die Firma durch⸗ 
geſetzt zu haben, ſo ſtand ſie dem Erwerb der Verkehrsgeltung 
durch den andern im Wirtſchaftsbezirk im Weg, weil ſie dort bei 
einem nicht unbeachtlichen Teil der maßgeblichen Verkehrskreiſe 
auf die ſie früher benutzende Firma hinwies. Und bekanntlich 
braucht ſich die Verkehrsgeltung einer Ausſtattung und damit das 
Ausſtattungsrecht nicht über ein örtlich begrenztes Wirtſchafts⸗ 


2) JW. 1928, 2088. % JW. 1931, 1475. 
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benutzer die gleiche Kennzeichnung in Gebrauch 
nah m. f) 

Das LG. geht in übereinſtimmung mit der Rſpr. des 
erk. Sen. (vgl. z. B. Urt. v. 2. Okt. 1931, II 38/01): Mu W. 
XXXI, 622) und der Rechtslehre davon aus, daß Farben⸗ 
zuſammenſtellungen Gegenſtand des Ausſtattungsſchutzes ſein 
können. Indem es dann weiter ausführt, daß die von den 
großen Brennſtoffkonzernen zur Kennzeichnung ihrer Waren 
benutzten Farben infolge der ſtändigen Propagierung und 
planmäßigen Verwendung derſelben auf allen ihren dem Ver⸗ 
trieb ihrer Erzeugniſſe dienenden Einrichtungen (3. B. Pum⸗ 
pen, Lieferwagen) ſich im Verkehr als Kennzeichen für ihre 
Waren durchgeſetzt haben, ſtellt das LG. ohne weiteres feſt, 
daß auch die Kl. Ausſtattungsſchutz i. S. des 815 WbzG. an 
der Farbenzuſammenſtellung gelb⸗rot erworben habe. Gegen⸗ 
über dieſer Tatſache, für deren Eintritt es keinen Zeitpunkt 
angibt, ſieht das LG. die Einlaſſung der Bekl., daß ihr 
Ehemann als ihr Rechtsvorgänger im Eigentum und Betrieb 
ihrer Tankſtelle die jetzigen Farben derſelben verwendet habe 
ſchon lange bevor die Kl. überhaupt dazu übergegangen 
ſei, den Tankſtellenverkauf ihrer Treibſtoffe in eigener Regie 
zu übernehmen, als rechtlich unerheblich an, da die Bekl. 
ſelbſt nicht behauptet habe, daß ihre Farben für den Betrieb 
ihres Ehemannes damals bereits Verkehrsgeltung beſeſſen 
hätten. 

Dieſer Standpunkt des LG. iſt rechtsirrig. Der angeblich 
durch die Verkehrsgeltung ihrer Farbenzuſammenſtellung gelb⸗ 
rot als Hinweis auf ihr Geſchäftsunternehmen von der Kl. 
erworbene Ausſtattungsſchutz an dieſer Farbenverbindung 
müßte, wie die Kl. zu beweiſen hätte, um den quaſi⸗negatori⸗ 
ſchen Beſeitigungsanſpruch gegenüber der Bekl. wegen Ver⸗ 
letzung dieſes Beſitzſtandes zu begründen, nach dem das Recht 
der gewerblichen Kennzeichnungen beherrſchenden Grundſatz 
der Priorität bereits beſtanden haben, als der Rechtsvor⸗ 
gänger der Bekl. dazu überging, ſich der gleichen bzw. in ihrer 
Tönung verwechſelbaren Farbenzuſammenſtellung an der hier 
in Betracht kommenden Tankſtelle zu bedienen. Dieſen Grund⸗ 
ſatz hat der erk. Sen. in zahlreichen Entſch. ausgeſprochen 
(z. B. MuW. XXVI, 263 betr. „Jungborn“; MuW. XXVI, 
255 betr. „Bärenſtiefel; MuW. XXIX, 124 betr. „Deutſche 
Lebensverſicherung“; MuW. 32, 11 ff. betr. „Essentia aurea, 
Goldtropfen“; ferner Urt. v. 7. Okt. 1932, II 333/31, betr. 
Luvos⸗„Heilerde“; ebenfo Roſenthal, 8. Aufl., 8 1 N. 19b, 
§ 16 N. 14d; Callmann, 2. Aufl., 8 16 N. 29, 29a bis 
29 c). Wäre es der Kl. dagegen — wenn überhaupt — erſt 
im Laufe des Nebeneinanderbeſtehens der beiderſeitigen Far⸗ 
benverbindungen gelungen, die ihrige zur Herkunftsangabe 
zu entwickeln, ſo wäre die Bekl. nicht verpflichtet, ihre gut⸗ 
gläubig erworbene Farbenbezeichnung aufzugeben. Rechts⸗ 
irrig iſt der Standpunkt des LG., daß es auf den Einwand 
der Bekl. bzgl. der früheren Inbenutzungnahme der fraglichen 
Farben durch ihren Rechtsvorgänger nur dann angekommen 
wäre, wenn ſie geltend gemacht hätte, daß die fraglichen 
Farben damals bereits Verkehrsgeltung für den Betrieb ihres 
Ehemannes erlangt gehabt hätten. Wenn das LG. ſich für 
dieſe Anſicht auf RG. 120, 3252) und auf Callmann, 
UnlWGKomm. 816 N. 31 beruft, fo paſſen dieſe Hinweiſe 
nicht. In dem jenem Urt. zugrunde liegenden Fall hatte 
ſich der auf Unterlaſſung der Verwendung des für die Kl. 
eingetragenen Wortzeichens „Sonnengold“ in Anſpruch ge 
nommene Bekl. darauf berufen, daß ſich dieſes Wort bereits 


gebiet hinaus zu erſtrecken (jo auch R.: GewRSch. 32, 304). 
Dann war alſo aus dieſem Grund akzuweiſen. Und dann 
kann, nebenbei bemerkt, der jetzige ſog. Vorbenutzer gegenüber 
dem in ſeinem Bezirk wenig bekannten, nur außerhalb wirkſamen 
Ausſtattungsrecht ſeinerſeits die Verkehrsgeltung erlangen und 
dem andern den Gebrauch im Bezirk unterſagen. Übrigens hilft 
dem Vorbenutzer je nach Sachlage auch der Einwand der Ver⸗ 
wirkung (man entſchuldige das gräßliche Wort, das im Grunde 
nichts beſagt als dis Einrede der Argliſt, oder, wenn man das lie⸗ 
ber ſieht, die Ber. auf die Verletzung von Treu und Glauben). Er 
fest freilich voraus, daß die Weiterbenutzung geduldet ift. 

Der vom RG. beſchrittene Weg ſcheint mir in die Irre 


zu führen. 
Sen Präſ. a. D. Dr. Baumbach, Berlin. 
1) JW. 1932, 1851. ) JW. 1928, 2088. 
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zur Zeit der Eintragung desſelben als Zeichen für die Kl. 
im Verkehr als Kennzeichen für die Herkunft von Tabak aus 
ſeiner — des Bekl. — Fabrik durchgeſetzt gehabt und daß 
dies der Kl. bei der Zeicheneintragung auch bekannt geweſen 
ſei. Es handelt ſich dort ſomit um einen tatſächlich und 
rechtlich ganz anders liegenden Sachverhalt als hier. 
Der Hinweis des LG. auf Callmann a. a. O. trifft nicht 
zu. Hätte etwa die Kl. bewieſen, daß die jetzt behauptete Ver⸗ 
kehrsgeltung ihrer Farbenverbindung bereits zur Zeit der 
Ingebrauchnahme derjenigen der Bekl. durch ihren Rechts⸗ 
vorgänger beſtanden habe und bliebe die Bekl. trotzdem bei 
ihrer Weigerung, ſo könnte ſie hiermit nur dann Erfolg 
haben, wenn ihr der Beweis gelänge, daß der damals er⸗ 
worbene Beſitzſtand der Kl. am Schluß der letzten mündlichen 
Verhandlung nicht mehr beſtände (vgl. das Urt. des erk. 
Sen.: MuW. 32, 11 ff. [13 a. E., 14 Abſ. 11). 

Betrachtet man die fragliche Farbenverbindung der Kl., 
wie ſie in zweiter Linie geltend macht, als Geſchäftsabzeichen 
i. S. des § 16 Abſ. 3 Satz 1 UnlWch., fo würde rechtlich 
nichts anderes gelten wie für die Beurteilung vom Stand⸗ 
punkt des Ausſtattungsſchutzes i. S. des 8 15 Wbzä ß. Denn 
eine anerkannte Warenausſtattung (8 15 a. a. O.) iſt nach 
den gleichen geſetzlichen Vorausſetzungen rechtlich nichts an⸗ 
deres als ein Geſchäftsabzeichen (§8 16 Abſ. 3 Satz 1 Unl WG.). 

(U. v. 28. Okt. 1932; 117/32. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


8. 81 Unl WG.; 8 826 BGB. In der wirt⸗ 
ſchaftlich vernünftigen Herabſetzung des Be⸗ 
zugspreiſes einer Zeitung, die den Wettbe⸗ 
werber zu gleichen Maßregeln nötigt, liegt kein 
unlauterer Wettbewerb. f) 

In T. erſcheinen 2 Tageszeitungen, nämlich die „T.er 
Allgemeine Zeitung“ der Kl. und die „Ter Zeitung“ des 
Bekl. Der monatliche Bezugspreis betrug bei jeder von bei- 
den entſprechend der Angabe im Kopf beider Blätter 2,50 AM. 
Im Herbſt 1929 ſetzte der Bekl. dieſen Preis für Poſtbeamte 
auf 1,50 %M herab. Vom 1. Jan. 1930 ab gewährte der 
Bekl. dieſen Vorzugspreis von 1,50 J monatlich, wie er in 
groß aufgemachten Ankündigungen in den Nummern vom 
15. und 31. Dez. 1929 feiner „Ter Zeitung“ bekanntgegeben 
hatte, allen der öffentlichen Fürſorge unterliegenden Beziehern 
(Arbeitsloſen, Klein⸗ und Sozialrentnern, Kriegsbeſchädigten, 
Kriegshinterbliebenen und Stiftsinſaſſen). Die Kl. ſah ſich 
daraufhin zu einer gleichen Herabſetzung des Bezugspreiſes 
ihrer „Tler Allgemeinen Zeitung“ veranlaßt, und zwar zu⸗ 
nächſt auch nur für Poſtbeamte v. 1. Jan. 1930 ab, alsbald 
aber auch für andere Bezieherkreiſe, da dieſe die Herabſetzung 
des Bezugspreiſes auf 1,50.2M verlangten mit dem Be⸗ 
merken, daß der Bekl. den Preis mehr oder weniger allgemein 
auf 1,50 AM monatlich herabgeſetzt habe. Dieſer ermäßigte 
Bezugspreis gilt aber nur für Selbſtabholer der beiden Zei⸗ 
tungen, bei Zuſtellung frei Haus beträgt er nach den Be⸗ 
kanntmachungen 1,86 AM monatlich. In den von der Haupt⸗ 
verſammlung des Vereins Oſtpreußiſcher Zeitungsverleger, 
deſſen Mitglied die Kl., aber nicht der Bekl. iſt, v. 17. April 
1930 beſchloſſenen „Berufs- und Wettbewerbsrichtlinien“ iſt 
im 84 geſagt, „unlauterer Wettbewerb liegt vor (Ziff. 2) bei 
Werbung von Beziehern, denen Bezugspreiſe zur Hälfte des 


Zu 8. Ein ausgeſprochenermaßen ſozialrechtliches Urt., dem 
durchaus zugeſtimmt werden muß, und zwar insbeſ. aus allge⸗ 
meinen Geſichtspunkten. Ob die Preisvereinbarung zwiſchen den 
eiden Ter Zeitungen ordnungsmäßig gekündigt worden iſt, ſchei⸗ 
det als Tatfrage ſowohl aus der reichsgerichtlichen Se 
wie aus einer etwaigen Kritik dieſes Urt. aus; aber es darf au 
dafür darauf hingewieſen werden, daß ſolche Preisvereinbarungen 
eine unbegrenzte Dauer haben können, ſondern ganz naturgemäß 
von wechſelnder Wirtſchaftslage und ſich wandelnden Rechtsan⸗ 
chauungen abhängig ſein müſſen, ſo daß mit der Kündigung im 
aufe der Zeit gerade hier gerechnet werden mußte. Aus dieſem 
Grunde ſind an die Form ſolcher Kündigung keine beſonders 
ohen Anſprüche zu ſtellen, und ebenſo wenig iſt die Einhaltung 
einer etwa längeren Kündigungsfriſt zu fordern. Abgeſehen aber 
don dem vertragsrechtlichen Geſichtspunkt verträgt der abſolute 
des „unlauteren Wettbewerbs“ ebenſo wenig eine formaliſtiſche 
Anwendung. „Richtlinien“ eines Vereins können den nicht bin⸗ 
en, der dem Verein nicht angehört: das NG. bleibt hier mit 
Recht auf dem Boden feiner Auffaſſung von dem „lückenloſen Re⸗ 
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Monatsſatzes und weniger gewährt werden“, ferner im 87 
daſelbſt, „Allgemeine Gewährung von Vorzugspreiſen an be⸗ 
ſtimmte Vereine, Körperſchaften, Gaſtſtätten und Standes⸗ 
gruppen iſt unzuläſſig“. 

Die Kl. nimmt nun den Bekl. mit der vorliegenden, im 
April 1932 erhobenen Klage wegen der Herabſetzung des Be⸗ 
zugspreiſes für feine „Ter Zeitung“, der fie für die ihrige 
habe nachfolgen müſſen, um nicht ihre Bezieher zu verlieren, 
auf Schadenserſatz in Anſpruch für das Jahr 1931. Sie 
ſtützt ihren Schadenserſatzanſpruch auf Vertragsverletzung, auf 
ſittenwidriges Verhalten (§S 826 BGB.) und auf einen Ver⸗ 
ſtoß des Bekl. gegen die Grundſätze des lauteren Wettbewerbes 
(SI UnlWG.). In erſterer Beziehung behauptet fie, ihr in⸗ 
zwiſchen verſtorbener Ehemann und Erblaſſer E. habe im 
April 1925 mit dem Bekl. R. mündlich eine feſte Verein⸗ 
barung dahin getroffen, daß ſie den damals gleichen Be⸗ 
zugspreis von 2,50 RM monatlich für ihre Zeitungen nur 
im gegenſeitigen Einverſtändnis herabſetzen, und daß ſie auch 
Berufs⸗ oder Standesgruppen keine Vorzugspreiſe gewähren 
dürften. Weiter erblickt die Kl. in dem Preisunterbieten des 
Bekl. deshalb eine Sittenwidrigkeit, weil es auf dem Be⸗ 
ſtreben beruhe, ihr Bezieher abſpenſtig zu machen; ſie beruft 
ſich in dieſer Beziehung insbeſ. auf die loben erwähnten) 
Richtlinien des Vereins Oſtpreußiſcher Zeitungsverleger vom 
17. April 1930, die ihrer Anſicht nach als Niederſchlag der 
Standesauffaſſung auch für den Bekl. maßgebend ſeien ohne 
Rückſicht darauf, daß er nicht Mitglied dieſes Vereins ſei. 

Die Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

Nachdem das RG. die Abrede v. 5. April 1925 als nach 
angemeſſener Friſt kündbar, die Kündigung als angemeſſen 
erfolgt erklärt hat, lehnt es auch den Vorwurf des un⸗ 
lautern Wettbewerbs ab wie folgt: 

Der Standpunkt der Kl. iſt verfehlt. Jeder Wettbewerb 
hat den Zweck, das eigene Unternehmen auf Koſten von Mit⸗ 
bewerbern durch Steigerung des eigenen Umſatzes zu för⸗ 
dern. Jeder Geſchäftsmann iſt daher auch grundſätzlich frei 
in der Feſtſetzung der Preiſe für ſeine Waren oder gewerb⸗ 
lichen Leiſtungen. Ein Unterbieten des Mitbewerbers iſt des⸗ 
halb an ſich eine erlaubte Maßnahme. Nur durch den Hin⸗ 
zutritt beſonderer Umſtände kann es gegen die Grundſätze des 
lauteren Wettbewerbs verſtoßen, wie der erk. Sen. in der 
Tankſtellen⸗Entſch. v. 18. Dez. 1931: RG. 134, 342 ff. (351) 1) 
ausgeführt hat, der ſich auch das BG. angeſchloſſen hat. An 
ſolchen beſonderen Umſtänden fehlt es hier. Zunächſt kann im 
Gegenſatze zum dortigen Verhalten der dortigen bekl. Groß⸗ 
unternehmen von einem fortgeſetzten Unterbieten durch Kampf⸗ 
preiſe zum Zwecke der Niederringung des wirtſchaftlich viel 
ſchwächeren Mitbewerbers, „koſte es, was es wolle“, hier gar 
keine Rede ſein. Der wirtſchaftlich ſchwächere der beiden Geg⸗ 
ner iſt hier unſtreitig der Bekl. Die Herabſetzung ſeines Be⸗ 
zugspreiſes machte dieſen nach ſeiner nicht beſtrittenen Dar⸗ 
legung auch nicht zum Verluſtpreiſe für ſein Unternehmen, 
ſondern ſteigerte durch den erheblichen Zugang von Be⸗ 
ziehern trotz der Verbilligung ſeinen Gewinn. Seine Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten ſind bedeutend geringer als die der Kl. Die 
Herabſetzung des Bezugspreiſes liegt hiernach, wenn man von 
allem anderen zunächſt abſieht, durchaus im Rahmen geſunder 


versſyſtem“, mit der es ſchon immer einen übertriebenen Preis⸗ 
ſchutz bekämpfte. Und es bleibt ferner auf dem Standpunkt, den 
es in RG. 134, 342 JW. 1932, 1893 eingenommen hat, als es 
Leiſtungswettbewerb von Behinderungswettbewerb unterſchied und 
dadurch den Wahrheitsgedanken ſtützte, der eine wirtſchaftliche 
Preiswürdigkeit als ſolche aus den allzu engen Klammern des 
„unlauteren“ Wettbewerbes herausnahm, ſelbſt wenn ſie einem 
Mitbewerber Schaden zufügte (näher beſprochen in meinem Komm. 
zum UnlWG. S. 106). Formale Preisbindungen zum Schaden 
der die Wirtſchaftsgüter brauchenden Allgemeinheit ſtehen heute 
mit Recht niedriger im Kurs als zuvor; der 2. Zip Sen. konnte 
feine Auffaſſung folgerichtig fortſetzen und anwenden, um den 
Forderungen der Zeit in diejer Hinſicht gerecht zu werden. Wenn 
es im vorl. Fall möglich war, im Leiſtungswettbewerb eine Ta⸗ 
geszeitung dem ärmeren Leſer billiger zu liefern, ſo hat dies, 
wenn nicht grobe Vertragsverletzung oder beſondere unlautere 
Machenſchaften dabei vorkamen, mit unlauterem Wettbewerb nichts 
zu tun, hat vielmehr eine dem Gemeinnutz dienende Funktion. 
Dr. Alexander Elſter, Berlin. 
1) JW. 1932, 1893. 
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kaufmänniſcher Kalkulation. Von Einführung eines Schleu⸗ 
derpreiſes kann keine Rede ſein. Das wird auch von der Kl. 
ſelbſt nicht geltend gemacht, die im Gegenteil behauptet, der 
Bekl. habe bei der Herabſetzung des Bezugspreiſes ſeiner Zei⸗ 
tung nur ſeinen eigenen Vorteil im Auge gehabt. Das BG. 
ſtellt feſt, daß der Bezugspreis von 2,50 Nel monatlich für 
eine 6 mal wöchentlich erſcheinende Zeitung keineswegs be⸗ 
ſonders niedrig iſt. Demgemäß hat ſich der Bekl. bei ſeinem 
Vorgehen nur von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten leiten 
laſſen, die ihm zeigten, daß er durch Ermäßigung des Be⸗ 
zugspreiſes ſein Unternehmen fördern konnte. Und nicht mit 
Unrecht macht er der Kl. den Vorwurf, daß ihr Verhalten 
nicht zu billigen ſei, indem ſie als die wirtſchaftlich ſtärkere 
ihn zwingen wolle, ſich ihren höheren Preiſen anzupaſſen auf 
die Gefahr hin, daß er unter den jetzigen ungünſtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen weite Kreiſe als Bezieher verliere, 
weil fie den Bezugspreis von 2,50 N½ monatlich nicht mehr 
aufzubringen vermögen. 

a) Zur Unterſtützung ihres Standpunkts hat ſich die Kl. 
auf die „Berufs⸗ und Wettbewerbsrichtlinien des Vereins 
Oſtpreußiſcher Zeitungsverleger e. V.“ bezogen. Demgegen⸗ 
über hat das BG. mit Recht betont, daß dieſe in der Haupt⸗ 
verſammlung des genannten Vereins beſchloſſenen ſog. „Richt⸗ 
linien“, die einen Anhang zu den Satzungen desſelben bilden 
ſollen, für den Bekl. nicht maßgebend ſind, da er unſtreitig 
nicht Mitglied dieſes Vereins iſt. Sie konnen daher nicht 
in einer den Bekl. bindenden Weiſe beſtimmen, wann er ſich 
des unlauteren Wettbewerbes ſchuldig macht. Vielmehr gilt 
für ihn in dieſer Beziehung nur das Geſetz. Wie das BG. 
zutreffend annimmt, ſind bei Prüfung der Frage, ob ein 
Verſtoß gegen die Grundſätze des lauteren Wettbewerbs ſeitens 
des Bekl. begangen iſt, naturgemäß die Anſchauungen des 
Zeitungsverlags⸗Gewerbes nicht außer acht zu laſſen. Daraus 
folgt aber nicht, daß dieſe Richtlinien allein dafür maß⸗ 
gebend wären, was als vom Wettbewerbsſtandpunkt unlauter 
anzuſehen wäre. Das würde gleichbedeutend ſein mit der An⸗ 
wendbarkeit von Vereinsſatzungen auf das geſchäftliche Ver⸗ 
halten von Nichtmitgliedern, allerdings nur mittelbar, aber 
praktiſch mit gleicher Wirkung aus dem Geſichtspunkt des 
„geläuterten Niederſchlags der Standesauffaſſung“, wie ſich 
die Rev. ausdrückt. Was auf Grund ausdrücklicher Verein⸗ 
barung in der Hauptverſammlung eines dem Geſchäftsleben 
angehörenden Vereins als Fall eines unlauteren Wettbewerbs 
angeſehen und demgemäß als ſolcher in die Satzungen des 
betreffenden Vereins aufgenommen worden iſt, entſpricht des⸗ 
halb keineswegs ohne weiteres der Standesauffaſſung über 
das, was im Zeitungsverlagsgewerbe als ſolchem überhaupt 
als nicht anſtändig anzuſehen iſt. Dabei erſcheint es durchaus 
nicht ausgeſchloſſen, daß an das Verhalten der Vereinsmit⸗ 
glieder gegeneinander ein ſtrengerer Maßſtab angelegt wer⸗ 
den ſollte, als ſonſt angemeſſen iſt. 

Da der Bekl. nur von ſeinem Rechte Gebrauch gemacht, 
den Bezugspreis, ohne zu ſchleudern, ſo feſtzuſetzen, wie er 
es nach vernünftigen kaufmänniſchen Grundſätzen tun konnte, 
hat er nicht gegen die Grundſätze des lauteren Wettbewerbs 
verſtoßen. 


(u. v. 9. Mai 1933; II 5/33. — Königsberg.) [ Ku. 


9. Wettbewerb durch Herabſetzung der Ware 
des Konkurrenten wegen Unmöglichkeit der Nach⸗ 
prüfung durch den Kunden iſt nur dann nicht un⸗ 
lauter, wenn er in Abwehr eines Angriffs glei⸗ 
chen Inhalts erfolgt. Dieſer Grundſatz wird auch 
nicht durch das Vorhandenſein einer in dem be⸗ 
treffenden Handelszweige üblichen Baiſſeklau⸗ 
ſel durchbrochen, nach welcher der Kunde bei An⸗ 
gebot gleichwertiger billigerer Ware Preis⸗ 
herabſetzung verlangen darf; — ebenſowenig 
auch durch eine beſonders ſchwierige Wirtſchafts⸗ 
lage. ) 

Die Kl. fordert in erſter Linie von der Bekl. Unterlaſſung 
der Behauptung, ihre — der Kl. — Kronenkerzen ſeien von 


Zu 9. In der Frage nach der Zulaſſigkeit der vergleichenden 
Reklame iſt die Rſpr. zweifellos noch nicht zur Aufſtellung endgül⸗ 
tiger Rechtsnormen gelangt. Dies zeigt ſich mit beſonderer Deutlich⸗ 


minderwertiger Qualität, kürzerer Brenndauer ſowie ſchlech⸗ 
terer Leuchtkraft im Vergleich zu den von der Bekl. herge⸗ 
ſtellten R.ſchen Paraffinkerzen und der Lichtwert der Kronen⸗ 
kerzen ſei um 150% geringer als derjenige der R.ſchen Pa⸗ 
raffinkerzen. Dieſe Behauptungen der Bekl. befinden ſich in 
einem von der Bekl. an ihre Handelsvertreter verſandten 
Rundſchreiben. Das BG. erblickt in dieſen Behauptungen der 
Bekl. eine zu Wettbewerbszwecken geſchehene, gegen die Grund⸗ 
ſätze des lauteren Wettbewerbs und daher gegen 81 UnlWG. 
verſtoßende Reklame. Dieſe Auffaſſung des BG. iſt rechtlich 
zutreffend. 

Es handelt ſich um die Gegenüberſtellung der eigenen 
und der fremden Ware zum Zwecke der Anpreiſung der eigenen 
durch Herabſetzung derjenigen der Kl. dadurch, daß von deren 
Kerzen recht minderwertige Qualität, kürzere Brenndauer, 
niedrigerer Schmelzpunkt, Brennen mit rußiger Flamme und 
ein um 150% geringerer Lichtwert im Vergleich zu den eigenen 
von der Bekl. behauptet wird. Nun hat zwar jeder Gewerbe⸗ 
treibende das Recht, die Vorzüge der eigenen Leiſtung gebüh⸗ 
rend zu betonen. Es iſt aber, gleichgültig, ob die betr. An⸗ 
gaben objektiv richtig ſind oder nicht, eine Vergleichung der 
eigenen Ware mit der des Wettbewerbers behufs Anpreiſung 
der erſteren auf Koſten der angeblich nur eine geringere ges 
werbliche Leiſtung darſtellenden fremden nach den Grund⸗ 
ſätzen des anſtändigen Wettbewerbs nicht zuläſſig, wie der 
erk. Sen. im Anſchluß an Kohler: MuW. XVI, 128 mehr⸗ 
fach eingehend dargelegt hat (vgl. z. B. RG. e e = 
Mu. XXVI, 340 und MuW. XXXI, 626 2)). An den dort 
entwickelten Grundſätzen iſt feſtzuhalten. Danach fällt ein 
durch ſolche Vergleichung angemaßtes Richteramt in eigener 
Sache aus dem Rahmen eines ordnungsmäßigen Wettbewerbs 
heraus. Die Mitbewerber, auch wenn ihre gewerbliche Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit tatſächlich geringer ſein ſollte, brauchen ſich 
nicht gefallen zu laſſen, in den fremden Anpreiſungen als 
Mittel zur Erhöhung der behaupteten eigenen Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Anpreiſenden verwendet zu werden. Die Abwägung 
etwa beſtehender Beſchaffenheitsunterſchiede zwiſchen den Wa⸗ 
ren verſchiedener Herſteller bei gleichem oder verſchiedenem 
Preis, muß dem Verkehr überlaſſen bleiben. Das Publikum 
iſt, wenn es eine ſolche Gegenüberſtellung in Reklamen ſchrift⸗ 
lich vor ſich ſieht, oder wenn ſie ihm im Geſchäftsverkehr zur 
Empfehlung der betr. Ware mitgeteilt wird, gar nicht im⸗ 
ſtande, einen Vergleich beider Waren vorzunehmen, weil ihm 
im Regelfalle dafür jede Möglichkeit fehlt. Dazu kommt als 
wichtiges Moment, daß erfahrungsgemäß für die Beurteilung 
der Eigenſchaften einer Ware im Verkehr keineswegs ein ein⸗ 
heitlicher Maßſtab beſteht. Was der eine als vorzüglich an⸗ 
ſieht, findet der andere dagegen mäßig, wie Baumbach: 
JW. 1932, 3340 mit Recht jagt. Danach liegt die Entſch. 
über die Frage, welche der beiden Waren der anderen vor⸗ 
zuziehen ſei, allein bei den je nach der Art der Ware ſich er⸗ 
gebenden Verbraucherkreiſen auf Grund ihrer Beurteilung 
nach praktiſcher Erprobung. Wird aber, wie es bei der ſog. 
perſönlichen bzw. vergleichenden Reklame der Fall iſt, Perſon, 
Unternehmen oder Ware des Mitbewerbers nutzlos in den 
Kreis der Betrachtung des Publikums gezogen und damit 
deſſen Urt. verfälſcht, ſo handelt es ſich um eine unlautere 
Wettbewerbshandlung i. S. des 8 1 UnlWG. Auf gleichem 
Standpunkt ſteht die Rechtslehre (vgl. außer den für die Rſpr. 
des erk. Sen. in dieſer Frage grundlegenden Ausführungen 
von Kohler; ferner Roſenthal, § 1 N. 34 a, 39; Call⸗ 
mann, 2. Aufl., 8 1 N. 70ff.; Baumbach, Wettbewerbsr., 
2. Aufl., S. 155). 

Es iſt deshalb rechtlich unerheblich, wenn die Rev. be⸗ 
tont, die Behauptung der Bekl. über die Minderwertigkeit der 
Kerzen der Kl. im Vergleich zu den ihrigen ſei objektiv richtig. 
Unzutreffend iſt auch die weitere Anſicht der Rev., bei den 
Fällen der vom erk. Sen. für unlauter erklärten fog. perſön⸗ 
lichen Reklame habe es ſich im weſentlichen um ſolche ge 
handelt, in denen nicht die eigene Ware angeprieſen, ſondern 


leit bei einer Gegenüberſtellung der gegenwärtigen Entſch, etwa mit 
dem Urt. des 9. ZivSen. v. 20. Mai 1931, IX 289/30: JW. 1932, 
1893 42, die angeſichts des ähnlich gelagerten Tatbeſtandes naheliegi- 


1) JW. 1927, 1574 und 1927, 200. 
2) JW. 1932, 3339. 
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nur die des Mitbewerbers herabgeſetzt worden ſei, ſo z. B. in 
RG. v. 11. Okt. 1932, II 141/32: MuW. 1932 DezHeft zu⸗ 
grunde liegenden Fall. Nur ein ſolches Verhalten ſei wett⸗ 
bewerbsfremd und widerſpreche den Grundſätzen über den 
lauteren Wettbewerb. Demgegenüber iſt zu bemerken, daß es 
für die Frage, ob die betr. Reklame den Anſchauungen der 
Geſchäftswelt über den anſtändigen Wettbewerb entſpreche, 
nicht darauf ankommt, ob die eigene Ware in der gleichen 
geſchäftlichen Anzeige durch ausgeſprochene Gegenüberſtellung 
im Vergleich zur fremden Ware, die als minderwertiger hin⸗ 
geſtellt wird, ausdrücklich angeprieſen wird, oder ob das nur 
dadurch, daß die fremde Ware herabgeſetzt wird, ſtillſchwei⸗ 
gend geſchieht. Letzteres iſt auch in der zit. Entſch. der Fall; 
anderenfalls würde das betr. Vorgehen überhaupt nicht der 
Förderung des eigenen Wettbewerbs dienen. Daß aber dieſer 
Zweck der betr. Veröffentlichung auch dort beſtanden hat, iſt 
in jener Entſch. des erk. Sen. ausdrücklich hervorgehoben. 
Übrigens betreffen die beiden anderen oben zit. Urt. des 
erk. Sen. Fälle, in denen eine ausdrückliche Gegenüber⸗ 
ſtellung der eigenen Ware mit der angeblich geringerwertigen 
des Mitbewerbers ſtattgefunden hat. Unzutreffend iſt auch die 
weitere Anſicht der Rev., daß nach RG. 132, 296 ff. 3) ein 
weſentliches Moment für die Annahme der Unlauterkeit der 
fog. perſönlichen Reklame die Abſicht des Eindringens in die 
vertragliche Stellung des anderen ſei; an dieſem Erfordernis 
fehle es aber hier, da die Bekl. dieſe Abſicht mit ihrem Rund⸗ 
ſchreiben nicht verfolgt habe. Demgegenüber iſt zu bemerken, 
daß es ſich bei der Hervorhebung dieſer Anſicht in jenem 
Falle nicht etwa um eine Einſchränkung der in RG. 116, 
2774) ausgeſprochenen Grundſätze handelte, die ja auch in 
dem nach jener Entſch. (RG. 132, 296 ff. )) erlaſſenen Urt. 
des erk. Sen. in Mu W. XXXI, 626 voll aufrechterhalten find. 
Jene Bemerkung, auf die ſich die Rev. beruft, ergab ſich viel⸗ 
mehr aus dem dortigen Sachverhalt, auf den hierdurch nur 
noch beſonders hingewieſen werden ſollte. 

Hiernach iſt grundſätzlich an der bisherigen Rſpr. des 
erk. Sen. über die Fälle der ſog. perſönlichen bzw. ver⸗ 
gleichanden Reklame feſtzuhalten. 

Allerdings verſtößt, wie ſchon in der bereits genannten 
Entſch. des erk. Sen. hervorgehoben iſt, nicht ausnahmslos 
jede Befaſſung mit der Ware eines Mittbewerbers bei der 
eigenen Kundenwerbung gegen die Grundſätze des lauteren 
Wettbewerbs. In beſonders gelagerten Fällen kann vielmehr 
auch dieſe Befaſſung mit den Anſchauungen der beteiligten 
Geſchäftskreiſe über das, was den Anforderungen anſtändigen 
Verhaltens im Wettbewerb entſpricht, im Einklang ſtehen. 
Das iſt beſonders dann der Fall, wenn es ſich um eine durch 


Immerhin kann als einheitlicher Gedanke der bisherigen Rſpr. feſt⸗ 
geſtellt werden, daß vergleichende Reklame dann als zuläſſig er⸗ 
klärt werden muß, wenn fie inhaltlich wahr, in der Form würdig 
iſt, und wenn zu ihrer Vornahme eine hinreichende Veranlaſſung 
beſteht (vgl. Verf. über „Vergleichende Reklame“ in GewgSch. 33, 
8 ff.). Dabei ſteht der Grundſatz der Wahrheit und der würdigen 
Form außerhalb jeder Debatte, und es bleibt im weſentlichen nur 
der eine Punkt ſtrittig, welcher Anlaß einen Gewerbetreibenden be⸗ 
rechtigen kann, ſich in ſeinen Ankündigungen mit der Leiſtung des 
Wettbewerbers zu beſchäftigen. Ich habe a. a. O. verſucht nach⸗ 
zuweisen, daß bei der Beurteilung dieſer Vorausſetzungen zu unter⸗ 
ſcheiden iſt, ob der Reklamevergleich bezweckt, das Publikum zum 
Nachdenken über die Vorzüge der beiderſeitigen Waren anzuregen 
(kritiſche vergleichende Reklame), oder ob es dem Ankündigenden 
nur darum zu tun iſt, mit der allgemein verbreiteten Vorſtellung 
des Publikums von der Ware des Wettbewerbers die von der eigenen, 
* Ware zu verbinden (anlehnende vergleichende Re⸗ 
ame). b 

Die Entſch. war im vorl. Fall im Endergebnis zweifellos da⸗ 
durch beeinflußt, daß das Rundſchreiben teilweiſe in verletzender 
form gehalten war und der bell. Partei — wie die Gründe er⸗ 
ennen laſſen — auch die Führung des Wahrheitsbeweiſes nicht in 
allen Punkten überzeugend gelungen iſt. Dagegen müſſen die Ur⸗ 
teilsgründe dort Widerſpruch erregen, wo ſie der bekl. Partei ſchein⸗ 
ar überhaupt das Recht abſprechen wollen, ſich unter den vorl. 
Umſtanden in ihrem Rundſchreiben mit der Ware der Kl. zu be⸗ 
faſſen. Kritiſche vergleichende Reklame, wie fie hier vorliegt, iſt 


) JW. 1931, 1915. 
*) JW. 1927, 1574 und 1927, 200. 
) JW. 1931, 1915. 


einen ungerechtfertigten Angriff des Mitbewerbers gebotene 
Abwehr handelt. Eine unlautere Wettbewerbshandlung des 
Gegners rechtfertigt u. U. eine ſcharfe Abwehr. Unter dieſem 
Geſichtspunkt kann ein Verhalten möglicherweiſe noch als zu⸗ 
läſſig angeſehen werden, was als Angriff gegen die Grund⸗ 
ſätze des lauteren Wettbewerbs verſtoßen würde. Die Abwehr⸗ 
handlung darf aber nur ſoweit gehen, wie ſie zur Abwehr 
notwendig iſt. Man wird alſo eine zum Zwecke der Abwehr 
notwendige Bezugnahme auf die Ware des Mitbewerbers aus⸗ 
nahmsweiſe im weſentlichen nur dann als ſtatthaft anſehen 
können, wenn letzterer auf dieſem Wege vorangegangen iſt 
(ebenſo Callmann, § 1 UnlWG. N. 72). Doch wäre auch 
dann die Prüfung nicht ausgeſchloſſen, ob dem Mißſtand, der 
beſeitigt werden ſoll, nicht mit anderen Mitteln entgegen⸗ 
getreten werden konnte, z. B. durch Einwirkung einer Einſtw⸗ 
Verf. Nun hat die Bekl. ſelbſt nicht behauptet, daß die Kl. 
ihre — der Bekl. — Waren oder Unternehmen angegriffen 
habe. Die Bekl. hat aber andere Momente geltend gemacht, 
die ihrer Anſicht nach rechtlich ebenſo zu behandeln ſind, da 
ſie als Angriff der Kl. anzuſehen ſeien, deſſen Abwehr nur 
durch das beanſtandete Verfahren, nämlich durch ihr Rund⸗ 
ſchreiben an ihre Vertreter möglich geweſen ſei. In dieſer Be⸗ 
ziehung hat ſich die Bekl. in erſter Linie auf die im Kerzen⸗ 
großhandel geltende ſog. Baiſſeklauſel berufen, auf Grund 
deren ihre Abnehmer (Wiederverkäufer) das Recht haben, von 
ihr eine den etwa billigeren Preiſen gleichwertiger fremder 
Ware entſpr. Preisherabſetzung für ihre Kerzen zu verlangen. 
Das BG. meint in erſter Linie, die Baiſſeklauſel komme nicht 
in Betracht, da die Abnehmer der Bekl. auch die Ware der 
Kl. kennen und dieſe nach der eigenen Behauptung der Bell. 
nicht gleichwertig ſei. Das iſt, ſoweit dieſe Kenntnis beſteht, 
zutreffend. Soweit ſie aber nicht beſteht und die Abnehmer 
der Bekl. die Gleichwertigkeit der Kerzen der Parteien be⸗ 
haupten und daher die Herabſetzung der Preiſe von der Bekl. 
verlangen, muß der Streit nach Anſicht des BG. zwiſchen ihr 
und ihren Abnehmern ausgetragen werden; die Möglichkeit, 
daß ihre Abnehmer unter der Behauptung der Gleichwertig⸗ 
keit der beiderſeitigen Kerzen Rechte aus der Baiſſeklauſel 
geltend machen könnten, geſtatte der Bekl. keineswegs von 
vornherein durch Herabſetzung der Ware der Kl. die Anrufung 
der Baiſſeklauſel zu verhindern; fie könne ihre Ware in das 
hellere Licht ſetzen, aber ohne dabei die Ware der Kl. herab⸗ 
zuſetzen, die nach dem eigenen Vorbringen der Bekl. vom 
Verkehr bis dahin als tadellos angeſehen ſei. Die Rev. rügt, 
das BG. habe ihre unter Beweisantritt vorgebrachten Dar⸗ 
legungen nicht beachtet, wonach die mit den Kunden verein⸗ 
barte Baiſſeklauſel und der Hinweis der Kundſchaft auf das 


m. E. über den Falb der Abwehr hinaus in den Fällen als zu⸗ 
läſſig zu betrachten, in denen ein berechtigtes Intereſſe an der 
Aufklärung des Publikums beſteht. Werden die brancheüblichen 
Preiſe von irgendeiner Seite unterboten, ſo muß es einem Gewerbe⸗ 
treibenden, der ſeine Kundſchaft nicht verlieren will, freiſtehen, dieſe 
aufzuklären, warum er nicht gleichfalls zu dieſen Preiſen liefern kann. 
Und erwähnt er hierbei notwendigerweiſe die Ware des Wettbewerbers, 
fo kann auch hierin ein ſittenwidriges Verhalten i. 8 des Wett⸗ 
bewerb3G. nicht erblickt werden, ſofern die Erklärung wahr und in 
der Form ſachlich und zurückhaltend iſt. Dies muß in erhöhtem Maße 
dann gelten, wenn der Betreffende auf Grund einer beſtehenden 
Baiſſeklauſel befürchten muß, daß durch die Preisunterbietung Schwie⸗ 
rigkeiten zwiſchen ihm und ſeiner Kundſchaft entſtehen. Wenn die 
hier beſprochene Entſch. ſagt, daß zur Austragung dieſer Gegenſätze 
die Anrufung der ordentlichen Gerichte übrigbleibe, fo trägt fie den 
Verhältniſſen im Geſchäftsleben doch zu wenig Rechnung. Indeſſen 
iſt nicht zu überſehen, daß das Gericht ſelbſt ſagt: „Vorausſichtlich 
wäre der Fall anders zu beurteilen, wenn die Bekl. ſich darauf be⸗ 
ſchränkt hätte, die durch Unterſuchung und praktiſche Erprobung ..- 
unparteiiſcher, ſachkundiger Stellen feſtgelegten Unterſchiede ... rein 
ſachlich, ohne jedes ſchon durch die Faſſung herabſetzende Wert⸗ 
urteil .. anzugeben .... Dies deckt ſich völlig mit dem von 
mir eingenommenen Standpunkte, und lediglich hinſichtlich der 
näheren Begründung der zitierten Urteilsausführungen hätte ich 
wieder Bedenken. Denn wenn ein Gewerbetreibender der Kundſchaft 
gegenüber die eigene Ware mit der des Wettbewerbers vergleicht, 
ſo kann hierbei der Geſichtspunkt des Wettbewerbes praktiſch doch 
niemals ausgeſchaltet werden. Auch aus dieſem Grunde dürfte die 
von mir vorgeſchlagene Beurteilungsweiſe des Problems empfehlens⸗ 
wert erſcheinen. RA. Dr. Nerreter, Nürnberg. 
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billigere Preisangebot der Kl. die Bekl. dazu genötigt habe, 
die Kunden über die fehlende Gleichwertigkeit der beiderſeitigen 
Erzeugniſſe durch die Vertreter unterrichten zu laſſen und 
dieſen das dafür erforderliche Material in Geſtalt des bean⸗ 
ſtandeten Rundſchreibens an die Hand zu geben. Dieſe Rüge 
der Rev. iſt nicht begründet. Jene Behauptungen kämen nur 
dann in Betracht, wenn ſie die Notwendigkeit des Vorgehens 
der Bekl. als einer durch das eigene angriffsweiſe geübte 
Verhalten der Kl. gegen ſie gebotenen Abwehr ergeben würden. 
Das iſt jedoch nicht der Fall. Allerdings iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß ſich die Bekl. mit Rückſicht auf die Baiſſeklauſel 
in einer unbequemen Lage befand, ſobald billigere Ware neu 
am Kerzenmarkte erſchien. Denn ſie hatte dann das Verlangen 
ihrer Abnehmer auf entſpr. Preisherabſetzung für ihre Ware 
zu gewärtigen. Dazu bedurfte es einer Stellungnahme zu der 
Beſchaffenheit der Konkurrenzware nach vorausgegangener 
ſachverſtändiger Unterſuchung. Auf Grund der ſo erzielten 
Ergebniſſe war ſie in der Lage, den Verſuch zu machen, die 
ihr unmittelbar oder durch Vermittlung ihrer Vertreter zu⸗ 
gehenden Forderungen auf Preis herabſetzung gemäß der Baiſſe⸗ 
klauſel zu behandeln. Lehnte fie ab und war die Kundſchaft 
hiermit nicht einverſtanden, ſo blieb zur ordnungsmäßigen 
Austragung des Streits über die Anwendbarkeit der Baiſſe⸗ 
klauſel die Anrufung der ordentlichen Gerichte übrig. Aber 
eine Ausnahmeſtellung in dem von ihr vertretenen Sinn, als 
ob die Kl. durch ihr billigeres Kerzenangebot einen vom 
Standpunkte des anſtändigen Wettbewerbs nicht zuläſſigen 
Angriff gegen ſie (Bekl.) verübt hätte und ihr Rundſchreiben 
zur Abwehr dieſes unlauteren Angriffs notwendig geweſen 
wäre, iſt für die Bekl. durch die Baiſſeklauſel i. Verb. m. 
dem billigeren Angebot der Kl. keineswegs gegeben. 

Vorausſichtlich wäre der Fall anders zu beurteilen, 
wenn die Bekl. ſich darauf beſchränkt hätte, die durch Unter⸗ 
ſuchungen und praktiſche Erprobungen einer oder mehrerer 
unparteiiſcher ſachkundiger Stellen feſtgeſtellten Unterſchiede 
der Beſchaffenheit der beiderſeitigen Kerzen rein ſachlich 
ohne jedes ſchon durch die Faſſung herabſetzende Werturteil 
über die Kerzen der Kl. in einem Schreiben an die eigenen 
Vertreter oder einen Teil derſelben anzugeben mit dem An⸗ 
heimgeben, hiervon gegenüber denjenigen Kunden Gebrauch 
zu machen, die auf Grund der Baiſſeklauſel eine Herabſetzung 
des Preiſes unter Hinweis auf die neu am Markt erſchienene 
Ware der Kl. verlangen ſollten. Bei ſolchem Verhalten wäre 
ein Handeln der Bekl. zu Propagandazwecken kaum anzu⸗ 
nehmen, vielmehr würde es ſich dann vorausſichtlich nur um 
ein Vorbeugungsmittel gegenüber etwaigen Forderungen von 
Kunden auf Grund der Baiſſeklauſel handeln. Aber ſo liegt 
der Fall hier nicht. 

Verfehlt iſt die Anſicht der Rev., die Vorausſetzungen 
für eine gebotene Abwehrhandlung in der vorl. Form der 
vergleichenden Reklame ſeien mit Rückſicht auf die herrſchende 
ſchwere wirtſchaftliche Lage „ſchon überall da als erfüllt an⸗ 
zuſehen, wo es ſich darum handle, einen konkreten fremden 
Wettbewerb abzuwehren, beſonders aber da, wo der Verluſt 
eigener Kunden verhütet werden ſolle“. 


(u. v. 25. Nov. 1932; II 144/32. — Berlin.) [Ru] 


10. 8 16 Abſ. 1 Unl WG. Für die Unterlaſ⸗ 
ſungsklage des 816 Abſ. 1 iſt nur die Priorität 
einer beſtimmten Bezeichnung, nicht deren Ver⸗ 
kehrsgeltung Vorausſetzung, doch muß die Be⸗ 
zeichnung Unterſcheidungskraft haben. Maß⸗ 
gebender Zeitpunkt für die Prüfung dieſer Frage 
iſt nicht die Ingebrauchnahme durch den erſten 
Benutzer, ſondern die durch den angeblichen Ver⸗ 
letzer. f) 

Der Kl. betreibt am Harz die 1896 von ſeinem Bruder 
begründete, 1908 von ihm ſelbſt erworbene Naturheilanſtalt 
„Jungborn“, die 1913 unter der Firma „R. I.ſche Kuranſtalt 


Zu 10. Die vorliegende Entſch. iſt zutreffend. Sie entſpricht der 
bisherigen Rechtſprechung des RG. 

Bildliche Ausdrücke können als „beſondere Bezeichnung“ eines 
Erwerbsgeſchäftes i. S. des § 16 Abſ. 1 Unl WG. in Frage kommen. 
Sie müſſen nur geeignet ſein, das betreffende Erwerbsgeſchäft in den 
maßgebenden Verkehrskreiſen zu individualiſieren. Die zunächſt vor⸗ 


Jungborn“ in S. zum Handelsregiſter angemeldet worden iſt. 
Der Bekl. betreibt ſeit 1927 in K. eine Naturheilanſtalt unter 
dem Namen „Stadtwaldſanatorium Jungborn K. a. d. Ruhr“, 
nachdem ſchon in den Jahren 1907 bis 1914 dort eine K. er 
Jungborn GmbH. genannte Naturheilanſtalt beſtanden hatte. 
Der Kl., der den Namen Jungborn als Kenn- und Schlagwort 
ſeines Unternehmens in Anſpruch nimmt, klagt aus 88 1, 
16 UnlWG. auf Unterlaſſung des Gebrauchs der Bezeichnung. 

Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 

Das BG. geht in ſeinen Gründen von der Erörterung 
der Frage aus, ob das Wort „Jungborn“ in den beteiligten 
Verkehrskreiſen ſchlagwortartige Verkehrsgeltung erlangt hat, 
und ſtellt feſt, daß bereits von etwa 1900 an bis zur Gegen⸗ 
wart in den verſchiedenſten Teilen Deutſchlands Naturheil⸗ 
anſtalten, Sanatorien und ähnliche Betriebe mit dem gleichen 
Namen ins Leben gerufen worden ſind und in erheblicher 
Anzahl noch beſtehen, wie der Name auch im Ausland für 
gleichartige Betriebe verſchiedentlich verwendet worden ſei. 
Sei der Ausdruck „Jungborn“ auch nicht als Gattungsname 
für Naturheilanſtalten anzuſehen, ſo ſei er doch ſeit langen 
Jahren zu einer im allgemeinen Gebrauche ſtehenden Ge⸗ 
ſchäftsbezeichnung geworden, und es ſei dem Kl. nicht ge⸗ 
lungen, zu beweiſen, daß ſich der Name als Kenn⸗ und Schlag⸗ 
wort gerade ſeines Unternehmens im Verkehr durchgeſetzt 
habe. Dem Bekl. könne ſonach der Gebrauch der Bezeichnung 
nur unterſagt werden, wenn er ſie in einer Verwechſelungen 
begründenden Weiſe benutze, was aber mit Rückſicht auf die 
Verſchiedenheiten in der örtlichen Lage und der ſonſtigen Be⸗ 
nennung der beiderſeitigen Betriebe zu verneinen ſei. Der 
Entſch. ift auch gegenüber den erhobenen Rev Angriffen bei⸗ 
zupflichten. 

Für die Prüfung der Sache aus der der Klage im weſent⸗ 
lichen zugrunde gelegten Beft. in 8 16 Unl WG. iſt allerdings 
die vom BG. an den Anfang ſeiner Erwägungen geſtellte 
Frage nach der ſchlagwortartigen Verkehrsgeltung des Wortes 
„Jungborn“ nicht die von vornherein weſentliche. Mit Recht 
weiſt die Rev. darauf hin, daß für die Unterlaſſungsklage 
i. S. von 8 16 Abſ. 1 UnlWG. nicht die Geltung der vom 
Kl. für ſich in Anſpruch genommenen Geſchäftsbezeichnung als 
eines im Verkehr durchgedrungenen Schlagwortes, ſondern 
nur die Priorität der Benutzung Vorausſetzung ſei, und Ver⸗ 
kehrsgeltung nur für die Kennzeichen i. ©. von 8 16 Abſ. 3 
des Geſ. nach deſſen ausdrücklicher Vorſchrift erfordert werde. 
Notwendig ift aber für die Anwendung von § 16 Abſ. 1 der 
Gebrauch einer beſonderen Geſchäftsbezeichnung, worunter 
ein wörtliches oder bildliches Kennzeichen zu verſtehen iſt, 
das beſtimmt und geeignet iſt, das betreffende Geſchäft von 
anderen zu unterſcheiden (Roſenthal a. a. O. Anm. 94) 
und auf den Betrieb des Benutzers hinzuweiſen (Callmann 
a. a. O. Anm. 10). Die Bezeichnung muß alſo, um gegen 
Verwechſelungsgefahr geſchützt zu ſein, einen eigentümlichen 
und unterſcheidenden Charakter haben, ſie darf nicht eine in 
dem maßgebenden Verkehrskreiſe an ſich übliche, vielfach ge⸗ 
brauchte oder geradezu Allgemeingut gewordene ſein (vgl. 
RG. 74, 349; 90, 1831); 101, 1092); JW. 1929, 2603; 
Callmann, Anm. 114a; Roſenthal, Anm. 86; Baum⸗ 
bach, UnlWG. S. 357/58). Zu beurteilen iſt dieſe Frage 
naturgemäß nicht nach der Zeit der erſtmaligen Entſtehung 
der Bezeichnung, ſondern nach dem Verkehrszuſtand, der aus⸗ 
gebildet war, als der Bekl. die Bezeichnung annahm. Entſchei⸗ 
dend iſt alſo die Lage 1927. Inſoweit ergibt ſich aber aus den 
bereits eingangs erwähnten Feſtſtellungen der Vorinſtanz, daß 
es ſeit Beginn des Jahrhunderts in den verſchiedenſten Gegen⸗ 
den Deutſchlands, ja ſogar im Ausland, Naturheilanſtalten 
und ähnliche Unternehmungen gibt, die ſich den Namen 
„Jungborn“ beigelegt haben und in erheblicher Zahl auch 
gegenwärtig noch beſtehen, und daß der Name Schlagwort 
für eine ganze Bewegung geworden iſt und für Vereine, Zeit⸗ 
ſchriften, Straßen und ſogar Waren benutzt wird. Die frag“ 


handene Unterſcheidungskraft einer ſolchen Bezeichung kann infolge 
der Verkehrsentwicklung zurückgehen und ſchließlich ganz verſchwinden, 
fo daß damit ein Auſpruch aus § 16 Abſ. 1 UnlWG. erliſcht. 

RU. Prof. Dr. Hallermann, Münſter i. W. 


) JW. 1917, 718. e 1921, 1546. 
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lichen Betriebe gehören, wie der Vorder. weiter feſtſtellt, 
zum Teil, jedoch keineswegs ausſchließlich der ſog. Felke⸗ 
Bewegung an, deren Vorgehen der Kl. nicht beanſtandet hat, 
aber auch ſchon aus der Tatſache, daß der Kl. den Gebrauch 
des Wortes „Jungborn“ durch die Felke⸗Anhänger wiſſentlich 
geduldet hat, ergibt ſich, daß er ſelbſt dazu beigetragen hat, 
den Namen als Kennzeichen ſeines Betriebes zu verwäſſern 
und zu einem weithin im Verkehr für Naturheilanſtalten ver⸗ 
breiteten zu machen. Hiernach kommt es aber für die Entſch. 
des Rechtsſtreits nicht darauf an, ob der Kl. Ende der 90er 
Jahre als erſter den Namen „Jungborn“ in den Verkehr 
eingeführt hat, ihm alſo die ſog. Priorität zukommt, vielmehr 
iſt allein weſentlich, daß, als der Bekl. für ſeine Heilanſtalt 
die Bezeichnung annahm, ſie nach der Feſtſtellung der Vor⸗ 
Inſt. bereits ſeit langen Jahren zu einer im allgemeinen 
Gebrauche ſtehenden Geſchäftsbezeichnung für zahlreiche Natur⸗ 
heilanſtalten, die mit einer Gattungsbezeichnung keineswegs 
identiſch iſt, geworden war, alſo der beſonderen Unterſchei⸗ 
dungskraft entbehrte. Sollte der Kl. in früheren Zeiten ein 
zeitliches Vorrecht in bezug auf den Namen Jungborn be⸗ 
ſeſſen haben, ſo war es infolge der Verkehrsentwickelung, als 
der Bekl. den Namen übernahm, eben verlorengegangen (val. 
RG. 101, 1098); 90, 1839). 

Anders wäre es nur, wenn ſich das Wort Jungborn als 
Schlagwort gerade zur Bezeichnung der Heilanſtalt des Kl. 
im Verkehr durchgeſetzt hätte in dem Sinne, daß, wenn auch 
dem Kl. kein Monopol daran zuzuſprechen iſt, die für den 
Beſuch ſolcher Anſtalten in Betracht kommenden Kreiſe des 
Publikums doch gewohnheitsmäßig mit jener Bezeichnung den 
Gedanken an den Betrieb des Kl. verbänden. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhange hat alſo das BG. mit Recht den Namen Jung⸗ 
born auf ſeine Verkehrsgeltung zugunſten des Kl. geprüft 
(vgl. RG.: JW. 1929, 2603; Muß. 1930, 240). Wenn es 
auf Grund ſeiner umfaſſenden Beweiserhebungen dieſe Ver⸗ 
kehrsgeltung nicht als dargetan anſieht, ſo iſt das lediglich 
tatſächliche Feſtſtellung, die die Rev. zu Unrecht angreift. 

(U. v. 15. Nov. 1932; II 85/32. — Hamm.) [Ku.] 


II. Verfahren und Koſten. 


11. 8 253 Abſ. 2 3 PO. Auslegung des Klage⸗ 
antrages auf Verurteilung eines der Höhe nach 
durch einen gerichtlichen Sachverſtändigen feſt⸗ 
zuſtellenden Schadens, mindeſtens aber... NK. .) 

Der Kl. beantragte in erſter Inſtanz, die Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, ihm allen durch den Bergbau der Bekl. entſtandenen, 
der Höhe nach durch einen vom Gericht ernannten Sachver⸗ 
ſtändigen feſtzuſtellenden Schaden und Minderwert an ſeinem 
Haufe zu erſetzen, mindeſtens aber 600 ,. Das LG. folgte 
dem Gutachter, ſprach 865,16 AM zu, wies im übrigen die 
Klage ab und legte die Koſten des Rechtsſtreits beiden Par⸗ 
teien je zur Hälfte auf. Mit ſeiner Ber. beantragte der Kl., 
unter teilweiſer Abänderung des angefochtenen Urt. die Bekl. 
zum Erſatz allen durch ihren Bergbau entſtandenen und der 
Höhe nach durch einen gerichtlichen Sachverſtändigen feſt⸗ 
zuſtellenden Schadens, mindeſtens aber zur Zahlung von 
1000 AM nebſt 4% Zinſen feit Klagerhebung zu verurteilen. 


) JW. 1921, 1546. ) JW. 1917, 718. 


Zu 11. Der Eutſch, it zuzuſtimmen. 

Die Zuläſſigkeit nicht bezifferter Leiſtungsanträge bei Schadens⸗ 
erſatzklagen entſpricht der ſtändigen Rſpr. des NG., falls die über Art 
und Umfang des Anſpruchs vom Kl. gemachten Angaben genügen, 
den Betrag durch richterliches Ermeſſen nötigenfalls mit Hilfe von 
Sachverſtändigen feſtzuſtellen. Trotzdem recht beachtliche Bedenken 
gegen die Zuläſſigkeit dieſer Anträge geltend gemacht worden ſind, 
hat das NG. ſeit der Entſch. der VergivSen.: NG. 21, 387 immer 
wieder dieſen Standpunkt vertreten, weil er den Bedürfniſſen der 
Praxis entſpreche, ſo daß heute die Zulaſſung dieſer Anträge, zum 
mindeſten weil gewohnheitsrechtlich herausgebildet, zu billigen iſt (ſo 
auch Seuffert⸗Walsmann, 12. Aufl., Anm. 4A V zu 8253 
und weitere Lit. daſelbſt). f 

Das BG. hat eine Beſchw. des Kl. verneint und die Ber. als 
unzuläſſig verworfen, weil der Kl. ſich mit ſeinem Antrag dem Gut⸗ 
achten des zu vernehmenden Sachverſtändigen erſter Inſtanz unbedingt 
habe unterwerfen wollen und weil das Gericht ſeinem Klagebegehren 


Das BG. hat die Ber. des Kl. aus dem Rechtsgrunde man⸗ 
gelnder Beſchwer als unzuläſſig verworfen. 

Die Rev. hatte Erfolg. 

Das BG. verſagt dem Kl. die Ber., weil ihm das LG. 
alles zugeſprochen habe, was er verlangt hätte, ſo daß er 
durch die angefochtene Entſch. nicht beſchwert ſei. Bei der 
Prüfung, ob dies zutrifft, ergibt ſich zunächſt, daß das BG. 
dem erſtinſtanzlichen Antrag des Kl. eine andere Auslegung 
gibt, als das LG. getan hatte. Denn wenn ſchon das LG. 
der Meinung geweſen wäre, daß es dem Kl. alles zuſpreche, 
was er gefordert hatte, ſo hätte es weder in der Hauptſache 
zu einer Teilabweiſung der Klage gelangen, noch ihm die 
Hälfte der Koſten auferlegen können. Außerdem ergab der 
Beſchl., womit es am Tage der Urteilsverkündung den Streit⸗ 
wert auf 1965,16 AM feſtſetzte, daß es den Antrag des Kl. 
i. S. einer über die zugeſprochenen 865,16 AM hinausgehen⸗ 
den Forderung verſtand. 

Wenn hiernach zunächſt mindeſtens die Auffaſſung des 
Kl. berechtigt war, daß das Urt. des LG. ihn beſchwere und 
deshalb eine Ber. zuläſſig mache, fo muß auch objektiv die 
Auslegung, die das LG. dem Klagebegehren gegeben hat, als die 
zutreffendere anerkannt werden. Feſtſtehender Rſpr. entſpricht 
es zunächſt, daß das Erfordernis eines beſtimmten Antrags 
nach 8253 Abſ. 2 Ziff. 2 3 PO. auch bei Klagen auf Geld⸗ 
leiſtungen nicht unter allen Umſtänden eine ziffermäßige 
Angabe des geforderten Geldbetrags verlangt. Vielmehr muß 
es in allen Fällen, wo die Beſt. des Betrags (wie namentlich 
bei Klagen auf Schadenserſatz in Geld) von einer Ermittlung 
der Schadenshöhe durch Beweisaufnahme oder durch gericht⸗ 
liche Schätzung oder (wie bei AufwAnſprüchen) von dem 
billigen Ermeſſen des Gerichts abhängt, genügen, wenn die 
zahlenmäßige Feſtſtellung der Klageforderung dem Gericht 
überlaſſen wird, ſofern nur dem Richter zugleich die tatſäch⸗ 
lichen Grundlagen gegeben werden, die ihm die Feſtſtellung 
der Höhe des gerechtfertigten Klageanſpruchs ermöglichen. Es 
war demnach zuläſſig, daß der Kl. in der vorliegenden, auf 
Erſatz von Bergſchaden gerichteten Klage ſeinen Antrag dahin 
ſtellte, daß die Bekl. verurteilt werde, allen durch ihren Berg⸗ 
bau entſtandenen, der Höhe nach durch einen vom Gericht er⸗ 
nannten Sachverſtändigen feſtzuſtellenden Schaden und Min⸗ 
derwert an ſeinem Hauſe zu erſetzen. Daran, daß mit dieſem 
Antrag ein Leiſtungsanſpruch, nicht ein bloßes Feſtſtellungs⸗ 
begehren erhoben wurde, hatte mit Recht auch der BerR. 
keinen Zweifel. 

Rechtsirrig war es aber, wenn das BG. einen ſolchen 
Antrag dahin auslegen zu dürfen glaubte, daß der Kl. ſich 
damit dem Gutachten des zu vernehmenden Sachverſtändigen, 
und zwar erſter Inſtanz, unbedingt habe unterwerfen wollen, 
dergeſtalt, daß er erklärt habe, ſich von vornherein durch die 
richterliche Beſtätigung der vom Gutachter feſtgeſtellten Scha⸗ 
denshöhe als befriedigt zu bekennen. Die Unmöglichkeit einer 
ſolchen Auslegung ergibt ſich daraus, daß ſie notwendig zu der 
Folgerung führt, der Kl. habe ſich durch keine ihm noch ſo 
ungünſtige Begutachtung, ja ſelbſt dann nicht beſchwert fühlen 
wollen, wenn der Sachverſtändige zur völligen Verneinung 
eines Schadens gelangte und das Gericht dem beitrat. Eine 
dahingehende Auslegung haftet am formalen Wortlaut des 
Antrags, wird aber ſeinem wirklichen Sinne nicht gerecht, 


entſprochen habe, indem es ihm den vom Gutachter ermittelten Scha⸗ 
densbetrag zuerkannt habe. Mit Recht führt das NG. aus, daß dieſe 
Auslegung am formalen Wortlaut des Antrags haftet, ſeinem wirk⸗ 
lichen Sinn aber nicht gerecht wird. Der Antrag iſt als prozeſſuale 
Handlung der Auslegung zugänglich und bedürftig. Dabei iſt ent⸗ 
ſcheidendes Gewicht nicht auf den Wortlaut, ſondern auf den weſent⸗ 
lichen Inhalt und die Begr. zu legen (RG. 110, 15, 16 ff.). 

Die bisherige Auslegung derartiger Anträge ſchloß ſich eng an 
den Wortlaut an und kam zu dem Ergebnis, daß dem Klageantrag 
entſprochen werde, wenn der Sachverſtändige bzw. der Richter nach 
feinem billigen Ermeſſen die Forderung noch fo gering feſtſtelle, da 
damit dem Antrag „formell und buchſtäblich!“ Genüge geſchehen ſei 
(jo wörtlich RO. 61, 20; ähnlich Seuff Arch. 58, 171 und der zu 
dieſen Fragen eingehend ſtellungnehmende Aufſaß von Cranz: 
DNZ. 1932, 239). Zufolge dieſer Auffaſſung feines Antrages riskierte 
der Kl. nie, teilweiſe mit Koſtenfolge abgewieſen zu werden, wenn 
er auch nur die geringſte Forderung hatte. Andererfeit3 aber war er 
auch nicht beſchwert, wenn ihm überhaupt etwas zugeſprochen wurde 
und hatte kein Rechtsmittel, wenn er nicht rechtzeitig durch Aufnahme 
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der vielmehr dahin feſtgeſtellt werden muß, daß der Kl. 
einen ihm angemeſſen erſcheinenden Schadensſatz verlangte 
und nicht darauf verzichten wollte, gegen eine ihn nicht 
befriedigende Feſtſtellung und Entſch. mit den zuläſſigen An⸗ 
griffsmitteln vorzugehen. Das BG. meint nun freilich, daß 
der Kl., wenn er ſich mit dem vom erſtinſtanzlichen Sachver⸗ 
ſtändigen feſtgeſtellten Schadensbetrag nicht zufrieden geben 
wollte, ſeinen urſprünglichen Klageantrag nicht hätte von 
neuem verleſen dürfen, ihn vielmehr hätte erweitern müſſen; 
es will eine ſolche Erweiterung auch nicht als dadurch er⸗ 
übrigt anerkennen, daß der Kl. in einem Schriftſatz, der vor 
der Erſtattung des Gutachtens lag, ausgeführt habe, ſeit der 
Schadensaufnahme ſeines Privatgutachters hatten ſich die er⸗ 
forderlichen Ausbeſſerungskoſten auf 1200 AM und der Min⸗ 
derwert des Hauſes auf 1900 AM erhöht. Aber auch das iſt 
unzutreffend. Wird von der unten zu erörternden Bedeutung 
des Zuſatzes „mindeſtens aber 600 AM” zunächſt abgeſehen, 
ſo deckte der Klageantrag in der unveränderten Faſſung auch 
eine erhöhte Schadensforderung. Um ſo weniger aber durfte 
als unbeachtlich die auch nach der Erſtattung des Gutachtens 
vorgetragene und aufrechterhaltene Behauptung des Kl. außer 
Betracht gelaſſen werden, daß ſein Schaden jetzt 3100 AM 
betrage. Es ergab ſich daraus trotz der unveränderten Bei⸗ 
behaltung des urſprünglichen Antragswortlauts, daß der Kl. 
ſich mit der vom Sachverſtändigen begutachteten Schadens⸗ 
höhe nicht für befriedigt erklären wollte. So hat denn auch 
das LG. Schlußvortrag und Klagebitte des Kl. aufgefaßt, wie 
ſich aus ſeiner Entſch. zweifelsfrei ergibt. 

Nicht zu verkennen iſt freilich, daß bei ſolcher Auslegung 
unbezifferter Klageanträge die Feſtſtellung deſſen, was als 
wirkliche Forderung des Kl. anzuſehen iſt, und demgemäß 
die Streitwertfeſtſetzung Schwierigkeiten bereitet. Werden aber 
ſolche Anträge zugelaſſen, wie es die Billigkeit erfordert, ſo 
dürfen die Schwierigkeiten der Ermittlung des wirklichen 
Klagewillens nicht dahin führen, dieſen abweichend von der 
erſichtlichen Wahrheit feſtzuſtellen. Die Schwierigkeiten ſind 


einer Mindeſtforderung im Antrag ſich die erforderliche Beſchwerde⸗ 
ſumme ſicherte. Zwar iſt es durchaus denkbar, daß der Kl. beab⸗ 
ſichtigt, ſich dem vom Richter erſter Inſtanz nach Anhörung eines 
Sachverſtändigen gefällten Spruche bedingungslos zu unterwerfen. 
Aber nur, wenn der Kl. dieſen Willen ganz klar zu erkennen gibt 
oder etwa im Schiedsurteilsverfahren nach der EntlVO. wird man 
dem Antrag einen ſolchen Willen ausnahmsweiſe unterſtellen dürfen. 
Im Regelfalle wird der Kl. gar nicht daran denken, ſich dem Gut⸗ 
achten des erſten beſten Gerichtsſachverſtändigen bzw. dem Ermeſſen 
des Richters erſter Inſtanz auf Gedeih und Verderb zu unterwerfen. 
Sein Wille wird hier daher durchaus zutreffend dahingehend feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kl. einen ihm angemeſſen erſcheinenden Schadens⸗ 
erfa verlangt und nicht darauf verzichten will, gegen eine ihn nicht 
befriedigende Feſtſtellung und Entſch. mit den zuläſſigen Angriffs⸗ 
mitteln vorzugehen. 

Die Notwendigkeit einer Erweiterung des Klageantrages iſt 
gleichfalls mit Recht verneint. Ergibt ſich bereits aus den früher über 
den Umfang des Anſpruchs gemachten tatſächlichen Ausführungen, 
daß der Kl. zum mindeſten einen um die Beſchwerdeſumme höheren 
Schadenserſatz erzielen wollte, als ihm der Gutachter zubilligt, jo 
kann dieſe Frage gar nicht auftauchen. Laſſen feine früheren Aus⸗ 
führungen das nicht erkennen, ſo wird der Kl. jetzt allerdings die 
entſprechenden neuen Ausführungen über den Umfang des Schadens 
machen müſſen, die ergeben, daß er mit dem vom Gutachter zu⸗ 
erkannten Betrage nicht zufrieden iſt. Damit erhöht er gleichzeitig 
ſeinen Anſpruch, ohne daß er aber deshalb den Antrag zu ändern 
brauchte, da dieſer ja in der alten Faſſung auch die erhöhte Schadens⸗ 
forderung deckt. Hier vollzieht ſich alſo nach außenhin unbemerkt 
eine Erweiterung des Klageantrages, indem der alte Antrag zwar 
ſeiner Form nach derſelbe bleibt, aber zufolge der über den Umfang 
des Schadens gemachten neuen Ausführungen ſeinen Inhalt ändert 
und dieſe Möglichkeit beſteht bei allen derartigen Anträgen mit jedem 
neuen Vorbringen über den Umfang des Schadens. Dieſes Ergebnis 
ſteht allerdings in gewiſſem Widerſpruch zu der vom Geſetz gefor⸗ 
derten Klarheit der Anträge in jeder Lage des Verfahrens (arg. § 297 
ZRD.; RG. 136, 373 ff. = ZW. 1932, 3719), iſt aber die notwendige 
Konſequenz der Zulaſſung ſolch allgemein gefaßter Anträge durch die 
Rſpr. des RG. überhaupt. 

Wie hoch hier der vom Kl. als angemeſſen beauſpruchte Scha⸗ 
denserſatz ſich im Zeitpunkt der Klageerhebung nach den damals ſchon 
von ihm gemachten Ausführungen über den Umfang des Schadens 
ſtellte, läßt ſich aus dem angegebenen Tatbeſtand nicht erſehen, jeden⸗ 


auch keineswegs unüberwindlich. Iſt vom Kl. ſelbſt trotz 
Aufforderung eine klare Außerung über das Maß ſeiner For⸗ 
derung, ſei es auch nur durch Begrenzung nach oben, nicht zu 
erlangen, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß nach freiem 
richterlichen Ermeſſen (83 3 PO.) feſtgeſetzt wird, was als 
ſeine wirkliche Forderung erſcheint. Auf dieſem Wege iſt 
das LG. bedenkenfrei dazu gelangt, die Klageforderung auf 
1965,16 AM zu beſtimmen (vgl. auch Friedlaender, 
DGͤKG., 1928, Erl. 14 zu 88 9 bis 15). Abzulehnen iſt da⸗ 
gegen die Folgerung, daß ſich der Kl. durch eine ſolche un⸗ 
beſtimmte Faſſung ſeines Antrags einer Abweiſung zum 
Teile mit der entſprechenden Koſtenfolge entziehen könnte. 
Je nachdem die ergehende Entſch. ſeinem feſtgeſtellten wahren 
Klagebegehren entſpricht oder nicht entſpricht, iſt er auch der 
Koſtenfolge nach Maßgabe der 88 91, 92 ZPO. unterworfen. 

Fraglich könnte dann nur noch erſcheinen, ob eine andere 
Betrachtung ſich etwa deshalb gebiete, weil der Kl. ſeinem 
Klageantrag die Worte hinzugefügt hat: „mindeſtens aber 
600 K.K. Es iſt die Anſicht vertreten worden, daß ſolchen⸗ 
falls der Kl. ſeinen Klageanſpruch auf die angegebene Summe 
ſelbſt beſchränke, wobei dem — überflüſſigen — Worte 
„mindeſtens“ keine Bedeutung zukomme (außer etwa der 
eines für den vorl. Rechtsſtreit unbeachtlichen Vorbehalts 
ſpäterer Nachforderung). Dem kann jedoch nicht beigetreten 
werden (ſiehe dagegen auch Friedlaender a. a. O. 
Anm. 23). Es erſcheint nicht angängig, das mit Abſicht bei⸗ 
gefügte Wort „mindeſtens“ als überflüſſig unberückſichtigt zu 
laſſen. Seine Ausſchaltung führt ſogar zu einer Verkehrung 
des Sinnes ins Gegenteil. Denn indem der Kl. auf die zah⸗ 
lenmäßig angegebene Summe beſchränkt wird, ergibt ſich die 
Folge, daß es ſo angeſehen wird, als habe er nicht mehr als 
600 RM, folglich „höchſtens“ fo viel gefordert. Das kann nicht 
gewollt ſein. Dem Einwurf aber, welchen Sinn denn über⸗ 
haupt die Beifügung einer Bezifferung habe, wenn nicht den 
einer Begrenzung, iſt entgegenzuhalten, daß ſie, abgeſehen 
von der Unterrichtung des Gerichts über die Mindeſtforderung 


falls aber war er bereits vor Erſtattung des Gutachtens höher als 
965,16 RM (865 + 100 RM Beſchwerdeſumme), nachdem der Kl. vor⸗ 
gebracht hatte, fein Schaden habe ſich in der Zwiſchenzeit auf 3100 K. 
erhöht. Wenn das LG. demgemäß den Streitwert auf 1965,16 AM 
nach freiem Ermeſſen feſtſetzte, dem Kl. unter Abtoeiſung der Klage 
im übrigen nur 865,16 AM zuerkannte und ihm die Hälfte der Koſten 
auferlegte, ſo war er durch eine ſolche Entſch. ſicherlich beſchwert. 

Die Folge der von ſeiner früheren Auffaſſung abweichenden 
Auslegung unbezifferter Klageanträge durch das RG. in dieſer Entſch. 
iſt naturgemäß auch eine andere Koſtenentſch. Bleibt der dem Kl. zu⸗ 
geſprochene Schadenserſaß hinter dem hiernach von ihm beanſpruchten 
zurück, ſo iſt der Kl. inſoweit unterlegen und Koſtenpflichtig ab⸗ 
zuweiſen. Dabei wird mau ſich der Anſicht des NG. in Übereinſtim⸗ 
mung mit Friedlaender a. a. O. anſchließen können, daß mangels 
einer klaren Außerung des Kl. über das Maß ſeiner Forderung dieſe 
erforderlichenfalls vom Gericht nach freiem Ermeſſen gem. 8 3 ZPO. 
zu ſchätzen iſt. 

Die dem Klageantrag beigefügten Worte „mindeſtens aber 
600 N, find für die Beurteilung des vorl. Falles bedeutungslos. 
Die merkwürdige Anſicht, daß der Kl. ſolchenfalls ſeinen Anſpruch 
auf die angegebene Summe ſelbſt beſchränke und daß dem — über⸗ 
flüſſigen — Worte „mindeſtens“ keine Bedeutung zukomme, iſt tat⸗ 
ächlich früher vom NO. ſelbſt vertreten worden (vgl. RG Warn. 1912, 
251). Daß dieſe Anſicht der Abſicht der Parteien in keiner Weiſe ge⸗ 
recht wurde, ja fie geradezu in ihr Gegenteil verkehrte, führt das 
RG. in der vorl. Entſch. überzeugend aus. Sie iſt jedoch unter Um⸗ 
ſtänden bedentſam für die Frage der ſachlichen Zuſtändigkeit des Ge⸗ 
richts oder auch für die Höhe des erforderlichen Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes, da der vom Kl. in ſeinem Antrag genannte Mindeſtbetrag 
den Mindeſtumfang des Streitgegenſtandes beſtimmt (vgl. Fried⸗ 
länder a. a. O.). 

Ebenſowenig kommt dem im Berufungsantrag enthaltenen Min⸗ 
deſtbetrag von 1000 AM irgendeine andere Bedeutung als die der 
Klarſtellung zu. 

Würde der vom Kl. in erſter Inſtanz geltend gemachte An- 
ſpruch nicht bereits hoch genug geweſen ſein, um dem Kl. die Be⸗ 
rufungsmöglichkeit zu eröffnen, ſo würde die nachträgliche Bezifferung 
des Schadenserſatzanſpruchs auf 1000 AM in dem Berufungsantrag 
die Zuläſſigkeit der Ber. jedenfalls nicht zu begründen vermögen, 
denn eine Berufungseinlegung lediglich zur Erweiterung des Klage⸗ 
antrages iſt nicht zuläſſig (RG. 130, 100 = JW. 1931, 197). 

RA. Fritz Sopp, Eſſen. 
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des Kl., ihre Rechtfertigung ſehr wohl in den Beft. über 
die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte oder die Höhe des 
erforderlichen Beſchwerdegegenſtandes finden kann. 

(U. v. 1. April 1933; V 5/33. — Düſſeldorf.) [Sch.] 
<= RG. 140, 211.) 


12. Der Begriff der „bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeit“ i. S. des 813 GVG. beſtimmt ſich 
nach den Anſchauungen, die beim Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes beſtanden. 

Der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit i. S. des 
§ 13 GVG. iſt nach den Anſchauungen zu beſtimmen, die beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtanden. Deshalb fallen nicht 
nur Streitigkeiten aus einem Privatrechtsverhältnis unter 
dieſen Begriff, ſondern auch ſolche Anſprüche, welche zwar 
nach heutiger Auffaſſung auf öffentlichem Recht beruhen, 
für die ſeinerzeit der Rechtsſchutz aber trotzdem durch die 
ordentlichen Gerichte gewährt wurde. Für rechtliche, wenn 
auch nach heutiger Anſchauung im öffentlichen Recht begrün⸗ 
dete Anſprüche auf vermögenswerte Leiſtungen zu kirchlichen 
Zwecken iſt in beſtimmter und ſtändiger Rſpr. des PrObTrib. 
und des RG. der ordentliche Rechtsweg zugelaſſen, ſoweit 
nicht beſondere landesgeſetzliche Vorſchr. entgegenſtehen (vgl. 
RG. 111, 211 (214]). Derartige Vorſchr. reviſibler Natur 
ſind nicht vorhanden. Für das preuß. Recht ergibt ſich die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs aus der VO. v. 19. Juni 1836 
(GS. 198) und § 15 Gef. über die Erweiterung des Rechts⸗ 
wegs v. 24. Mat 1861 (GS. 241 [244]). Inſoweit findet 
§ 78 UI 14 ALR. keine Anwendung. Daher iſt es verfehlt, 
wenn ſich die Rev. auf die Rſpr. beruft, die $ 78 II 14 ALR. 
zur Grundlage hat, oder ſich auf andere öffentlich⸗ rechtliche 
Verhältniſſe bezieht. § 2 VO. betr. das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen v. 15. Nov. 
1899 (GS. 545) beließ es hinſichtlich der Frage, inwieweit 
über eine Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Geld⸗ 
beträge der Rechtsweg ſtattfinde, bei den hierüber beſtehenden 
Vorſchr. Dieſe alten preuß. Vorſchr. haben durch die VO. v. 
16. Sept. 1867, betr. die Zuläſſigkeit des Rechtswegs .. in 
den .. der Monarchie einverleibten Landesteilen (GS. 1515) 
auch für Hannover Geltung erlangt. Wie ſelbſtverſtändlich nach 
den z. Z. des Erlaſſes des GVG. geltenden Anſchauungen auch 
für Anſprüche auf öffentliche Abgaben der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten für nicht ausgeſchloſſen erachtet wurde, 
erweiſt §8 71 GG., durch deſſen Abſ. 3 den Landesgeſetzen 
überlaſſen wurde, hierfür ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes die Zuſtändigkeit der ZK. der LG. an⸗ 
zuordnen. 

(U. v. 24. April 1933; 436/32 IV. — Celle.) [Ka.] 


13. 890 Abſ. 3 DG KG. Keine Befreiung von 
den Gebühren für die Rev Inſt. auf Grund einer 
von preußiſchen Behörden bewilligten Befreiung. 

In der von der RerkKl. überreichten Urkunde vom 
6. Dez. 1927 iſt ihr von dem preußiſchen Finanz⸗ 
miniſter und dem preußiſchen Juſtizminiſter auf Grund 
des preußiſchen GKG. und des preußiſchen StempSt®. 
Befreiung von der Zahlung der Gerichtsgebühren und der 
preußiſchen Stempelſteuer bewilligt. Preußiſche Geſetze ſind 
alſo Grundlage der Befreiung, die Befreiung bezieht ſich alſo 
auch nur auf Gebühren und Steuern, die in die Preußiſche 
Staatskaſſe fließen. Über Gebühren, die in die Reichskaſſe 
fließen, können preußiſche Geſetze keine Beſt. treffen, dies iſt 
nur Reichsgeſetzen möglich. § 90 Abſ. 3 des deutſchen GKG. 
i. d. Faſſ. v. 5. Juli 1927 beſtimmt für das Verfahren vor 
dem RG., daß eine Befreiung von Gebühren durch VO. der 
Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats gewährt 
werden kann. Maßgeblich iſt noch die VO. v. 29. Dez. 1883 
(RGBL. 1884, 1). Auf fie allein kann alſo ein Anſpruch auf 
Gebührenfreiheit in dem Verfahren vor dem NG. geſtützt wer⸗ 
den. In dieſer BO. iſt aber für Spar⸗ oder Siedlungsgenoſſen⸗ 
ſchaften (Rev gl.) eine Gebührenfreiheit nicht vorgeſehen (pgl. 
Beſchl. des 5. ZivSen. v. 13. Dez. 1926, V 62/26 und des 
7. Ziv Sen. v. 21. Sept. 1928, VII 30/28) ). 

(Beſchl. v. 16. Mai 1933; VII 57/33.) [Ku.] 


1) 5W. 1928, 3046. 


Rechtſprechung 


b) Straf achen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


14. Teil 8 Kap. III 81 Not VO. v. 8. Dez. 1931. 
Zu den im öffentlichen Leben Stehenden gehört 
2 das Generalvikariat noch der General⸗ 
vikar. 


Die Verurteilung beruht inſoweit auf Rechtsirrtum, als 
ſie ſich auf den Teil 8 Kap. III § 1 VO. v. 8. Dez. 1931 ſtützt. 
Eine „Behörde“ i. S. dieſer Vorſchrift kann überhaupt 
nicht „im öffentlichen Leben ſtehen“. Der Schutz der Vor⸗ 
ſchrift beſchränkt ſich auf natürliche Perſonen. Infolgedeſſen 
entfällt ihre Anwendbarkeit, ſoweit das Generalvikariat als 
Behörde beteiligt iſt. In Betracht kommen könnte die Be⸗ 
ſtimmung nur, ſoweit die von der Str®. feſtgeſtellte üble 
Nachrede ſich gegen den Generalvikar perſönlich richtet. Auch 
inſoweit muß die Anwendung im gegebenen Falle ausſcheiden, 
weil der Generalvikar keine Perſon iſt, die i. S. der VO. „im 
öffentlichen Leben ſteht“ (vgl. RGSt. 67, 101). Dieſer Entſch. 
des 1. Sen. ſchließt ſich der jetzt erk. Sen. an. 
(3. Sen. v. 22. Mai 1933; 3 D 89,33.) W.] 


15. 8 49 StGB. Zum Tatbeſtande einer jeden 
ſtrafbaren Beihilfe gehört der Vorſatz, die Voll⸗ 
endung der vom Täter gewollten Tat zu för⸗ 
dern, und dieſer Vorſatz fehlt notwendig bei 
demjenigen, der bewußt ein untaugliches Mittel 
zum Verſuche einer Straftat liefert, da mit Hilfe 
eines untauglichen Mittels die Straftat eben 
nicht vollendet werden kann (RGSt. 56, 168; 60, 23). 


(2. Sen. v. 2. Juni 1933; 1 D 211/33.) On. ] 


16. 8 73 StGB. Die Handlungen des Täters 
und des Gehilfen können nicht zu einer Fort⸗ 
ſetzungstat zuſammengefaßt werden. 

Aus dem Sachverhalt geht hervor, daß die in dem jetzigen 
Urteil feſtgeſtellte Tat eine andere iſt als die, auf die ſich das 
Urt. v. 6. Sept. 1930 erſtreckt. Mag auch das letztere, zeitlich 
erſte, Urteil eine „fortgeſetzte“ Handlung als vorliegend er⸗ 
achtet haben, ſo beſchränkt ſich doch der angenommene Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang auf die betrügeriſche Tätigkeit des 
BeſchwF., bei welcher der BeſchwF. mit Tätervorſatz ge⸗ 
handelt hat. Dagegen iſt die Annahme eines Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhanges zwiſchen dieſem Tun des BeſchwF. und den 
von ihm zu dem betrügeriſchen Vorgehen ſeines Bruders i. J. 
1929 geleiſteten Beihilfehandlungen wegen der abweichenden 
Richtung des in beiden Fällen bei ihm beſtehenden Vorſatzes 
rechtsgrundſätzlich ausgeſchloſſen (vgl. RGSt. 56, 328). 

(2. Sen. v. 15. Mai 1933; 2D. 93/3.) W. 


17. 88 359, 51 StGB. 

1. Begriff des Beamten i. ©. 8359 StGB. 

2. § 51 StGB. Krankhafte Störung der Gei⸗ 
ſtestätigkeit. 

1. Für den in 8 359 StchB. aufgeſtellten Begriff des 
Beamten beſteht auch da Raum, wo ein öffentlich⸗ rechtliches 
Dienſtgewaltverhältnis nicht begründet iſt. Er erfordert nicht 
mehr, als daß eine Perſon von einer nach reichs⸗ oder landes⸗ 
rechtlichen Vorſchr. zuſtändigen Stelle in allgemeiner Weiſe 
zu Verrichtungen berufen wird, die aus der Staatsgewalt 
abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken dienen (RGSt. 60, 
140; 62, 26, 188). Dieſe Merkmale ſind in Anſehung des 
Angekl. dadurch erfüllt worden, daß jener Gemeindekirchenrat 
ihn mit den laufenden Geſchäften der kirchlichen Vermögens⸗ 
verwaltung betraut hat. Soweit es ſchließlich auf die innere 
Stellungnahme des Täters ankommt, genügt zur Anwendung 
der 58 350, 351 StGB. die Kenntnis der Tatſachen, auf denen 
die Beamteneigenſchaft beruht; glaubt der Täter trotzdem, 
daß er nicht als Beamter im ſtrafrechtlichen Sinne angeſehen 
werden könne, ſo liegt ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum 
vor (RGSt. 53, 131; 57, 367; RGurt.: 23. 19, 874). 
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2. Das LG. verleiht anſchließend an die Feſtſtellung, 
daß der Angekl. an epileptiſchen Anfällen leidet und daß 
die als Sachverſtändige gehörten Arzte bei ihm den Beginn 
einer Gehirnnervenerkrankung ermittelt haben, ſeiner Über⸗ 
zeugung davon Ausdruck, „der Angekl. ſei zur Zeit der Aus⸗ 
führung der Tat in der Lage geweſen, die Hemmungen auf⸗ 
zubringen, die einen Durchſchnittsmenſchen von der Be⸗ 
gehung ſtrafbarer Handlungen abhalten“. Dieſe Begr. iſt 
in mehreren Beziehungen zu beanſtanden. Angeſichts des 
Nachweiſes, daß die Perſönlichkeit des Angekl. ſich von der 
Perſönlichkeit des Durchſchnittsmenſchen weſentlich unter⸗ 
ſcheidet, daß beim Angekl. — in Abweichung von der regel⸗ 
mäßigen geſunden Beſchaffenheit — ein krankhafter Zuſtand 
von der Art vorliegt, die an ſich geeignet iſt, die Geiſtes⸗ 
tätigkeit zu ſtören, kann der Zweifel an der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Angekl. nicht durch die Erwägung beſeitigt wer⸗ 
den, daß er befähigt geweſen ſei, die Hemmungsvorſtellungen 
einzuſetzen, über die der Durchſchnittsmenſch verfügt. Viel⸗ 
mehr muß aus der Wirkung und Erſcheinung des dem 
Angekl. eigentümlichen krankhaften Zuſtands heraus geprüft 
werden, ob dieſer Zuſtand Raum für eine freie Willens⸗ 
beſtimmung gelaſſen oder ſie ausgeſchaltet habe. Hierbei be⸗ 
darf es der Berückſichtigung ſowohl der Geſtaltung der ab⸗ 
zuurteilenden Tat des Angekl. als auch der Beſonderheit der 
verletzten Norm. Denn da, wo ſolche Grenzfragen des Seelen⸗ 
lebens eines kranken Menſchen auftauchen, führt die Be⸗ 
trachtung nicht zum Ziel, die allgemein danach forſcht, 
ob der Kranke mit einem ausreichenden Hemmungsvermögen 
gegenüber dem Anreiz zur Verletzung der Rechtsordnung aus⸗ 
geſtattet fei. Der Anreiz zu gewiſſen ſtrafbaren Handlungen 
tritt, wiederum je nach Art und Maß des in der Perſönlichkeit 
des Täters entwickelten Ausnahmezuſtands, mit größerer 
Stärke auf, ſo daß er die abhaltenden Hemmungsvorſtellungen 
eher völlig überwindet. 

Im übrigen wird wegen des Begriffs des auf einer 
krankhaften Störung der Geiſtestätigkeit beruhenden Aus⸗ 
ſchluſſes der freien Willensbeſtimmung auf die Rſpr. des RG. 
(RGSt. 57, 76; 63, 48) verwieſen. 

(2. Sen. v. 15. Juni 1933; 2 D 597/33.) [Hn.] 


18. 88 1, 3 Leb Mitt.; 88 115, 120 Nr. 9, 121 
Ab. 2, 141, 144 Branntw Mon G. 

1. Wird vergällter Branntwein mit Waſſer 
vermiſcht, und ſo zu Trinkzwecken verkauft, ſo 
kann hierin ein Vergehen gegen 88 1, 3 Leb Mitt. 
und gegen 8 141 i. Verb. m. §115 und 58 120 Nr. 9, 
121 Abſ. 2, 144 BranntwMon G. liegen. Ein Les 
bensmittel liegt vor, wenn die Miſchung bewirkt, 
daß regelmäßig beſchaffene Menſchen keinen 
Widerwillen gegen den Gebrauch als Getränk 
mehr empfinden. 

2. Der Ausſpruch einer Strafe gemäß 8 144 
BranntwMonG. erfordert nicht den Nachweis 
eines Verſchuldens. f) 


Die Angekl. hatte den Handel mit vollſtändig vergälltem 
Branntwein nach 891 BranntwVwO. angemeldet und gemäß 
8 92 Abſ. 2 BranntwVwoO. die Genehmigung des Hauptzollamts 


Zu 18. I. Das für die Erkenntnis des Weſens der Vermutungs⸗ 
tatbeſtände und der Ordnungsſtrafe im Steuerrecht wichtige Urt. wird 
erſt voll verſtändlich, wenn man den Wortlaut des Geſetzes vor ſich 
hat. Da das BranntwMonG. v. 8. April 1922 (RGBl. I, 405), ab⸗ 
geändert durch das Geſ. v. 21. Mai 1929 (RGBl. I, 99), nicht jedem 
in ſeiner jetzt gültigen Faſſung zur Hand ſein wird, ſollen ausnahms⸗ 
weile die für das obige RGUrt. maßgebenden Beſtimmungen hier 
mitgeteilt werden. 

8115: (Abſ. 1) „Nahrungs⸗ und Genußmittel — insbeſ. wein⸗ 
geiſthaltige Getranke —, Heil⸗, Vorbeugungs⸗ und Kräftigungsmittel, 
Riechmittel und Mittel zur Reinigung, Pflege oder Färbung der Haut, 
des Haares, der Nägel oder der Mundhöhle dürfen nicht ſo hergeſtellt 
werden, daß ſie Methylalkohol enthalten. Zubereitungen dieſer Art, 
die Methylalkohol enthalten, dürfen nicht in den Verkehr gebracht 
oder aus dem Ausland eingeführt werden.“ 

(Abſ. 2) 

„(Abſ. 3) Als Methylalkohol im Sinne dieſer Vorſchrift gilt 
auch Holzgeiſt.“ 

Hierzu ſei bemerkt, daß Methylalkohol — jedenfalls bei inner⸗ 
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zur Abgabe von Branntwein in Mengen von weniger als einem 
Liter in beliebigen Behältniſſen erwirkt. In den Jahren 1930 
und 1931 fügte fie in ihrem Verkaufsraum wiederholt den 
vollſtändig vergällten Branntwein, den ſie an ihre Kunden 
in kleinen Mengen abgab, auf Wunſch der Käufer Waſſer 
in gleichen Mengen bei. Sie erkannte, daß die Käufer be⸗ 
abſichtigten, den mit Waſſer verdünnten Branntwein zu 
trinken, handelte aber lediglich aus Gefälligkeit, begnügte 
ſich mit der Forderung und Annahme des ermäßigten Ver⸗ 
kaufspreiſes und ging auch nicht darauf aus, den Kreis ihrer 
Kunden durch die Erfüllung des Wunſches der Käufer zu 
erweitern. Bei dieſem Verhalten kam ihr nicht zum Bewußt⸗ 
ſein, daß ihre Handlung eine Verkürzung der Einnahmen aus 
dem Branntweinmonopol bewirkte. 

Das LG. verwertet zunächſt bei der Erörterung der 
Frage, ob der Stoff, den die Angekl. in ihrem Verkaufsraum 
durch die Vermiſchung von Waſſer mit vollftändig vergälltem 
Branntwein herſtellte und an die Käufer zum Trinken abgab, 
als ein Lebensmittel i. S. des 8 1 LebMittG. anzuſehen ſei, 
zwei ſchriftliche Außerungen des Reichsmonopolamts. Es 
zieht aus ihnen, ohne ihren Inhalt darzulegen, den Schluß, 
daß vollſtändig vergällter Branntwein durch bloßes Beifügen 
von Waſſer Trinkzwecken nicht dienſtbar gemacht und in bezug 
auf Geſchmack, Geruch oder Ausſehen nicht verändert werde. 
Die Anſicht des LG., deren angebliche fachwiſſenſchaftliche 
Unterlagen nicht erkennbar ſind, läßt ſich mit der allgemeinen 
Erfahrung ſchwerlich in Einklang bringen. Mangels des Nach⸗ 
weiſes eines erfahrungswidrigen Zuſtands iſt nicht einzuſehen, 
inwiefern es unmöglich ſein ſollte, die Wirkung eines Zu⸗ 
ſatzmittels, das einer Flüſſigkeit einen widerlichen Geſchmack 
oder Geruch verleiht und ſie hierdurch zu Genußzwecken un⸗ 
brauchbar macht, durch Beifügen von Waſſer ſo abzuſchwächen, 
daß nicht nur einzelne beſonders geartete, ſondern viele regel⸗ 
mäßig beſchaffene Menſchen keinen Widerwillen gegen den 
Gebrauch als Getränke mehr empfinden. Alſo gebricht es an 
einer zulänglichen Aufklärung der für den Rechtsbegriff des 
Lebensmittels maßgebenden tatfächlichen Verhältniſſe. Iſt nach 
dem Ergebnis der neuen Unterſuchung anzuerkennen, daß die 
von der Angekl. zubereitete und in den Verkehr gebrachte 
Miſchung aus Waſſer und vollſtändig vergälltem Branntwein 
als Lebensmittel zu gelten hat, ſo bedarf es der Prüfung der 
weiteren Frage, ob der Genuß des Getränkes geeignet war, 
die menſchliche Geſundheit zu ſchädigen. Bei Bejahung dieſer 
Frage iſt behufs Entſch. über die Schuld der Angekl. zu er⸗ 
mitteln, ob ſie bei der Herſtellung oder dem Verkauf des 
Getränkes die Eignung zur Schädigung der menſchlichen Ge⸗ 
ſundheit gekannt, alſo einem Verbot oder mehreren Verboten 
des 8 3 LebMittG. vorſätzlich zuwidergehandelt habe oder ob 
es ihr im Hinblick auf ihre perſönlichen Fähigkeiten und 
Kenntniſſe als eine Fahrläſſigkeit anzurechnen Bi daß fie 
die bezeichnete Eigenſchaft nicht erkannte. 

Das zuvor beſprochene Bedenken erhebt ſich auch gegen⸗ 
über der Verneinung der Anwendbarkeit des § 141 i. Verb. m. 
8 115 BranntwMon®. Treffen die Merkmale eines Lebens⸗ 
mittels nach 81 LebMittG. auf den Stoff zu, deſſen Zube⸗ 
reitung und Veräußerung der Angekl. als eine ſtrafbare 
Handlung vorgeworfen wird, ſo fällt er auch unter den Begriff 


lichem Gebrauch und auch ſchon in verhältnismäßig kleinen Mengen — 
ſtark giftig wirkt. Vergiftungszeichen ſind heftige Leibſchmerzen, 
Schwindel, Erbrechen, meiſt auch Schädigungen des Sehnervs, die zu 
ſchweren Sehſtörungen bis zur Erblindung führen können; ſchwere 
Vergiftungen enden vielfach mit dem Tode. 

5120: „Die Beſtrafung wegen Hinterziehung tritt ein, ohne daß 
der Vorſatz der Hinterziehung feſtgeſtellt zu werden braucht: 

8. wenn von der Reichsmonopolverwaltung abgegebener Brannt⸗ 
wein der Vorſchrift in § 87 Abſ. 2 zuwider abgegeben wird; 

9. wenn aus vergälltem Branntwein das Vergällungsmittel ganz 
oder teilweiſe ausgeſchieden oder dem vergällten Branntwein Stoffe 
beigefügt werden, durch die die Wirkung des Vergällungsmittels in 
bezug auf Geſchmack, Geruch oder Ausſehen vermindert wird, oder 
wenn derartiger Branntwein feilgehalten oder verkauft wird.“ 

887 Abſ. 2: „Der Branntwein darf zu andern Zwecken, als er 
von der Monopolverwaltung gegeben iſt, ohne beſondere Genehmigung 
nicht verwendet werden. Die Reichsmonopolverwaltung iſt befugt, Maß⸗ 


“ 
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des Nahrungs⸗ und Genußmittels i. S. des § 115 Branntw⸗ 
Mond. An die bisher mangelnde Feſtſtellung, daß das wein⸗ 
geiſthaltige Getränk Methylalkohol enthalten habe, iſt dann 
die Erörterung der vorſätzlichen oder fahrläſſigen Zuwider⸗ 
handlung unter Beachtung der hervorgehobenen Grundſätze 
anzuſchließen. 

Soweit das LG. ferner die Beſtrafung der Angekl. wegen 
Hinterziehung der Monopolabgabe ablehnt, wird dieſe Entſch., 
obwohl die Verneinung des Vermutungstatbeſtands des 8 120 
Nr. 9 Branntm Mond. aus den ſchon angegebenen Gründen 
keineswegs einwandfrei iſt, doch dadurch gerechtfertigt, daß 
hinſichtlich des inneren Vorgangs für erwieſen erachtet wird, 
die Angekl. ſei ſich nicht bewußt geweſen, eine Verkürzung 
der Einnahmen aus dem Branntweinmonopol durch ihre 
Handlung hervorzurufen. Dagegen geht die Erwägung, mit 
der das BG. die Verhängung einer Ordnungsſtrafe gemäß 
8144 BranntwMonG. verweigert, wiederum offenſichtlich fehl. 
Der Ausſpruch einer ſolchen Strafe erfordert keinen Nachweis 
eines ſchuldhaften Verhaltens des Täters. Die Feſtſtellung 
des äußeren Tatbeſtands, wie er insbeſ. in 8 120 Nr. 9 
BranntmMonG. beſtimmt iſt, genügt; fie begründet die 
Vermutung der Schuld (RGSt. 65, 62). Dementſprechend 
iſt in 8121 Abſ. 2 BranntwMon®. vorgeſchrieben, daß die 
Ordnungsſtrafe des § 144 Platz greift, wenn in den Fällen 
des § 120 feſtgeſtellt wird, daß der Täter ohne den Vorſatz 
der Hinterziehung gehandelt hat. Auch hier glaubt das LG., 
eine Stütze für die Verneinung des äußeren Tatbeſtands der 
mehrfach genannten Vorſchr. in den ſchriftlichen Erklärungen 
des Reichsmonopolamts zu finden. Es verſäumt jedoch, 
während die Verweiſung auf Aktenſtellen unbeachtlich iſt 
(RGSt. 62, 216; 66, 8), die Angabe des Inhalts. Die An⸗ 
nahme, daß ein Mißverſtändnis, eine Verwechſlung der beiden 
verbotenen Maßnahmen, der gänzlichen oder teilweiſen Aus⸗ 
ſcheidung des Vergällungs mittels und der bloßen Vermin⸗ 
derung der ihm eigentümlichen Wirkung auf Geſchmack, Ge⸗ 
ruch oder Ausſehen, Einfluß auf die vom LG. vertretene 


nahmen zur Sicherſtellung der beſtimmungsmäßigen Verwendung des 
Branntweins zu treffen; ...“ 

880 a der — einen Teil der AusfBeſt. v. 26. Juni 1929 zum 
BranntwMonch. bildenden — BranntwVerwertO. wiederholt den 
Inhalt des § 120 Nr. 9 des Geſetzes. 8 93 BranntwVerwertd. 
ſchreibt weiter vor, „daß in den Verkaufsräumen an einer in die 
Augen fallenden Stelle und in Druckſchriſt mit mindeſtens / em 
großen Buchſtaben eine Bekanntmachung mit wörtlich vorgeſchriebenem 
Inhalt auszuhängen iſt“; ihre Nr. 3 lautet: „Es iſt verboten, aus 
vergälltem Branntwein das Vergällungsmittel ganz oder teilweiſe aus⸗ 
zuſcheiden oder dem vergällten Branntwein Waſſer oder ſonſtige Stoffe 
beizufügen, durch die der Weingeiſtgehalt oder die Wirkjamkeit des 
Vergällungsmittels in Beziehung auf Geſchmack, Geruch oder Ausſehen 
vermindert wird, oder einen in dieſer Weiſe veränderten Branntwein 
zu verkaufen oder feilzuhalten.“ 

8141 BrauntmMonG. lautet: „Wer der Vorſchrift des 8 115 
vorſätzlich zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten und 
mit Geldſtrafe ... oder mit einer dieſer Strafen beftraft. Iſt die Zu⸗ 
widerhandlung aus Fahrläſſigkeit begangen worden, ſo iſt auf Geld⸗ 
ſtrafe . . . oder auf Gefängnis bis zu 2 Monaten zu erkennen.“ 

8 144 daf. beſtimmt: „(Abſ. 1) Wer den Vorſchriften des erſten 
und vierten Teils dieſes Geſetzes oder den dazu ergangenen und öffent⸗ 
lich oder den Beteiligten beſonders bekanntgemachten Verwaltungs⸗ 
beſtimmungen durch andere als die in den 88 119 bis 143 unter Strafe 
geſtellten Handlungen oder Unterlaſſungen zuwiderhandelt, wird, ſofern 
nicht nach andern Geſetzen eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt, mit einer 
Ordnungsſtrafe von 1—1000 AM beſtraft. Die Ordnungsſtrafe wird 
nicht verhängt, wenn feſtgeſtellt wird, daß Strafausſchließungsgründe 
vorliegen oder die Zuwiderhandlung auf einem unabwendbaren Zu⸗ 
fall beruht. 

Abſ. 2.“ 

Die oben mitgeteilten 88 115 u. 120 ſtehen im erften Teil des 
BranntwMonc. 

II. 1. 83 Nr. 1b LebMitt®. verlangt außer den übrigen Tat- 
beſtandsmerkmalen nicht, daß der in Verkehr gebrachte Gegenſtand 
objektiv dazu beſtimmt iſt, von Menſchen gegeſſen oder getrunken 
zu werden; es genügt, wenn dieſer Gegenſtand, mag er auch an ſich 
eine ganz andere Beſtimmung (3. B. eine techniſche Verwendung) haben, 
„als Lebensmittel“ in Verkehr gebracht wird, d. h. wenn er im 
Einzelfall, dem Abgebenden erkennbar, dem Genußzweck — wenn auch 
erſt nach einer gewiſſen Zubereitung (hier: nach Waſſerzuſatz) — zu⸗ 


Auffaſſung ausgeübt hat, liegt vornehmlich bei Berückſichti⸗ 
gung der in der BranntwVywdO. getroffenen Regelung nahe. 
Während nämlich 880 a BranntwVwoO. in Übereinſtimmung 
mit § 120 Nr. 9 BranntwMonG. u. a. verbietet, dem ver⸗ 
gällten Branntwein Stoffe beizufügen, die die Wirkſam⸗ 
keit des Vergällungsmittels in bezug auf Geſchmack, Ge⸗ 
ruch oder Ausſehen vermindern, oder einen in dieſer Weiſe 
veränderten Branntwein zu verkaufen, legt § 93 Abſ. 1 Nr. 3 
Branntm®md. den Branntweinhändlern die Verpflichtung 
auf, eine dieſes Verbot enthaltende Bekanntmachung in den 
Verkaufsräumen auszuhängen. Für die Bekanntmachung aber 
iſt das Verbot ſo gefaßt, daß Waſſer ausdrücklich und an 
erſter Stelle als ein Stoff bezeichnet wird, der die zu ver⸗ 
hindernde Abſchwächung der Wirkſamkeit des Vergällungs⸗ 
mittels herbeiführen kann. 


(2. Sen. v. 19. Dez. 1932; 2 D 858/32.) 


At.] 


II. Verfahren. 


19. 869 StPO.; 8154 StGB. Das im Ermitte⸗ 
lungsverfahren und bei kommiſſariſchen Ver⸗ 
nehmungen von Richtern vielfach angewandte 
Verfahren, der zu vernehmenden Perſon ledig⸗ 
lich das Protokoll über eine frühere richterliche 
Vernehmung oder ein von einem anderen Be⸗ 
amten (Polizeibeamten, Referendar) aufgenom- 
menes Schriftſtück vorzuleſen und die Richtig⸗ 
keit ſeines Inhalts beſtätigen zu laſſen, wider⸗ 
ſpricht der Vorſchrift des 869 StPO. Ein Ver⸗ 
ſtoß ſolcher Art kann, wenn von einer in dieſer 
Weiſe zuſtande gekommenen Niederſchrift in der 
Hauptverhandlung Gebrauch gemacht wird, die 
Reviſion begründen. Daraus folgt aber nicht 
ohne weiteres, daß die aufgenommene Erklärung 
kein „Zeugnis“ i. S. des 8154 StGB. ſei (vgl. auch 


geführt werden ſoll. Vgl. Stenglein⸗Schneidewin 93 Anm. 15 
. 720). 


(S 

2. a) Die Vermutung des § 120 BranntwMonG. erſtreckt ſich 
nicht darauf, daß beim Vorliegen einer der dort behandelten Tat⸗ 
beſtände der Verdächtige dieſen Tatbeſtand erfüllt habe (vgl. RGurt. 
v. 2. Okt. 1928: Roll Bl. S. 361). Seine Bedeutung erſchöpft ſich 
darin, daß bei bewieſener Täterſchaft vermutet wird, daß der Täter 
in der Schuldform des Vorſatzes der Hinterziehung gehandelt habe. 
Wenn aber poſitiv „feſtgeſtellt — nicht nur für unwiderlegbar er⸗ 
achtet — wird, daß der Täter trotz der Erfüllung eines Vermutungs⸗ 
tatbeſtands ohne den Vorſatz der Hinterziehung gehandelt hat, dann 
105 e ob nicht 8 144 BranntwMonGG. anwendbar iſt“ (RGSt. 

„ U 

b) Auch im Falle des § 144 BranntmMond. wird ein Ver⸗ 
ſchulden vermutet. Dieſe Vermutung geht hier, wie der letzte Satz 
des AS. 1 zeigt, weiter als die Schuldvermutung bei gewöhnlichen 
Polizeidelikten, wo das Vorliegen eines ſchuldhaften Verhaltens ledig⸗ 
lich „keiner ausdrücklichen Feſtſtellung bedarf, wenn es der Angekl. 
nicht beſtritten hat“. Vgl. RGSt. 44, 309. 

In 8 144 BranntwMonch. wird die Beweislaſt im Falle des 
Beſtreitens umgekehrt. Hierzu führt RGSt. 66, 341 u. 346 aus: 

„Wird jedoch ein Strafausſchließungsgrund im weiteren Sinne, 
alſo auch ein unverſchuldeter Irrtum über Tatumſtände nach § 59 
StchB. — nicht etwa nur für möglich oder für wahrſcheinlich ge⸗ 
halten, ſondern — für erwieſen erachtet, ſo iſt auch eine Beſtrafung 
aus 8 144 unmöglich.“ 

Auch ein nachgewieſener unverſchuldeter Rechts irrtum i. S. des 
nach 8 147 BramntwMonG. anwendbaren 8 358 (d. i. 8395 der Faſſ. 
a 346. 1931 [RG Bl. 161] der) RAbgO. macht ſtraffrei (RGSt. 

8395 RAbgO. lautet: „Straffrei bleibt, wer in unverſchuldetem 
Irrtum über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit ſteuer rechtlicher 
Vorſchriften die Tat für erlaubt gehalten hat.“ 

In Rt. 66, 346 wird aus dieſen Darlegungen die praktifch 
wichtige Folgerung gezogen, daß ſich eine juriſtiſche Perſon, die 
nach 8 144 a. a. O. verfolgt werde, auf die Schuldausſchließungsgründe 
des § 59 StGB. und des § 395 RAbgO. deshalb nicht berufen könne, 
weil „es auf ein Verſchulden einer phyſiſchen Perſon hier nicht 
ankomme“. Das heißt — anders ausgedrückt —: 8 144 erfordert all⸗ 
gemein nicht den Nachweis eines Verſchuldens; der Gegenbeweis eines 
Schuldausſchließungsgrundes iſt aber nur bei einer phyſiſchen Perſon 
möglich. OL GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer, Berlin. 
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RGUrt. v. 19. Mai 1933, 1 1134/32, aber auch RGSt. 
65, 273). f) 

Bei der kommiſſariſchen eidlichen Vernehmung des nun⸗ 
mehrigen Angekl. vor dem AG., bei welcher der Angekl. unter 
Eid bewußt die Unwahrheit geſagt hat, iſt in folgender Weiſe 
verfahren worden: Der Angekl. wurde zunächſt von dem 
Referendar K., der den Richtereid noch nicht geleiſtet hatte, in 
Abweſenheit des zuſtändigen AG Dir. H. vernommen; ſeine 
Ausſage wurde in einer Niederſchrift feſtgelegt und ſo, wie 
fie niedergeſchrieben war, als richtig entgegengenommen, vor⸗ 
geleſen, genehmigt und unterſchrieben. Dann begab ſich der 
Referendar mit dem Angekl. in das Dienſtzimmer des AG⸗ 
Dir. H.; die Ausſage wurde nochmals vorgeleſen; der Angekl. 
wurde vom Richter gefragt, ob die Niederſchrift richtig und 
von ihm genehmigt worden ſei; er bejahte dies und ebenſo 
die Frage des Richters, ob er bereit ſei, die Ausſage zu be⸗ 
eiden. Er hat ſodann nach dem Hinweis auf die Bedeutung 
des Eides und die Folgen der Eidesleiſtung in der religiöſen 
Form den Nacheid dahin geleiſtet, daß er die reine Wahrheit 
geſagt, nichts verſchwiegen und nichts hinzugeſetzt habe. 

Die Art, wie die Zeugenausſage zuſtande gekommen iſt, 
entſpricht zweifellos nicht den angeführten Vorſchriften der 
SPD. Die Vernehmung des Angekl. durch den Referendar 
war überhaupt keine richterliche Vernehmung, ſondern eine 
vorbereitende Abhörung durch den Urkundsbeamten. Der hier⸗ 
auf in Tätigkeit tretende Richter hätte daher nunmehr ſeiner⸗ 
ſeits nach den 88 68, 69 StPO. verfahren muüſſen. Das im 
Ermittlungsverfahren und bei kommiſſariſchen Vernehmungen 
von Richtern vielfach angewandte Verfahren, der zu verneh⸗ 
menden Perſon lediglich das Protokoll über eine frühere rich⸗ 
terliche Vernehmung oder gar ein von einem anderen Be⸗ 
amten, insbeſ. von einem Polizeibeamten oder von einem 
Referendar, aufgenommenes Schriftſtück vorzuleſen und die 
Richtigkeit ſeines Inhalts beſtätigen zu laſſen, widerſpricht 


Zu 19. Es ſoll auch jetzt noch Amtsgerichte geben, bei denen 
Stempel mit etwa folgendem Wortlaut im Gebrauch ſind: „Der 
Zeuge machte die nämlichen Angaben wie bei ſeiner polizeilichen Ver⸗ 
nehmung vom ... Bl. ... Dieſe Ausſage wurde ihm vorgeleſen; 
er beſtätigte die Richtigkeit dieſer Ausſage.“ Dieſe formularmäßigen 
Bekundungen der Zeugen wurden in den Fällen, in denen es ge⸗ 
boten war, auch beeidigt. Eine ſolche „Vernehmung“ eines Zeugen 
und gar die Beeidigung eines Zeugen auf ſolche „Vernehmung“ hin 
iſt im Strafverfahren nicht nur unzuläſſig, ſie iſt, um einen deutlichen 
Ausdruck zu gebrauchen, ein Unfug. Wenn die StA. im Vorverfahren 
gem. 8162 SPD. die richterliche Vernehmung von Zeugen beantragt, 
ſo tut ſie es nicht, um durch den Richter zu erfahren, daß der Zeuge 
vor ihm ebenſo ausgeſagt hat wie vor dem Polizeibeamten X. Sie 
beantragt die richterliche Vernehmung eines Zeugen nur ausnahms⸗ 
weiſe, dann aber gerade deshalb, weil ihr die bisherige Vernehmung 
nicht genügt. Das ſind Selbjtverjtändlichkeiten, über die ich mich hier 
nicht näher zu äußern brauche, die aber leider von manchen Gerichten 
immer noch nicht erkannt ſind. Wo in ſolch ſchematiſcher Weiſe Zeugen 
vernommen und beeidigt werden, wird auch noch ein weiterer ſehr 
wichtiger Geſichtspunkt überſehen, auf den in RGSt. 65, 273 mit 
Recht hingewieſen wird. Die Verfahrensvorſchriften der 88 68, 69 
SPD. dienen nicht nur der Ermittlung der Wahrheit in einem an⸗ 
hängigen Strafverfahren, ſie ſind zugleich auch ein Schutz des Zeugen 
gegen die Gefahr, einen Meineid zu leiſten. Ihre Beobachtung ſoll 
verhüten, daß ein Zeuge unweſentliche, für das Strafverfahren gar 
nicht beachtliche, in der Niederſchrift eines anderen Beamten be⸗ 
kundete Tatſachen beſchwört, die nicht wahr ſind. Alle dieſe Er⸗ 
wägungen gelten, auch für den Fall, daß die Vernehmung des 
Zeugen, fo wie in der vorl. Entſch. geſchildert, nicht vom Richter 
perſönlich, ſondern in ſeiner Abweſenheit von einer Hilfsperſon vor⸗ 
genommen wird. 

Der vorl. Entſch. vermag ich nicht in jeder Beziehung bei⸗ 
zutreten. Daß eine unter Verletzung der 88 68, 69 StPO. zuſtande⸗ 
gekommene Vernehmung keine Vernehmung i. S. des 8 251 Std. 
und die Verleſung des Protokolls über eine ſolche Vernehmung in 
der Hauptverhandlung unzuläſſig iſt und, wenn ſie dennoch erfolgt 
iſt, möglicherweiſe zur Aufhebung des Urteils führen kann, iſt zu 
billigen. Wichtiger erſcheint jedoch die materiell⸗rechtliche Frage, ob 
eine, man kann wohl ſagen, unter völliger Außerachtlaſſung der Vor⸗ 
ſchriften der 88 68, 69 StßO. zuſtandegekommene Bekundung eines 
Zeugen als ein Zeugnis i. S. des § 154 StGB. anzuſehen iſt. In 
ausführlicher Weiſe iſt in RGSSt. 65, 273 dargelegt, was unter 
einem ſolchen Zeugnis zu verſtehen iſt. Es heißt dort: „Das „Zeugnis“, 
das mit dem Eid bekräftigt werden ſoll, iſt das Ergebnis und der 
Inhalt der von dem zur Abnahme des Eides Berufenen mit den 
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dem Geſetz. Ein Verſtoß ſolcher Art kann, wenn von einer 
in dieſer Weiſe zuſtande gekommenen Niederſchrift in der 
Hauptverhandlung Gebrauch gemacht wird, zur Aufhebung 
des Urt. führen (RG. v. 6. April 1888, II 670/88 = Rc. 
Rſpr. 10, 280; RG. v. 6. Dez. 1915, 1720/15 — ZW. 1916, 
602). Daraus folgt aber nicht ohne weiteres, daß eine von 
einem Richter in der angegebenen Weiſe unter Verletzung der 
verfahrensrechtlichen Vorſchr. aufgenommene Erklärung über⸗ 
haupt kein Zeugnis i. S. des Geſetzes ſei. Grundſätzlich kann, 
ſofern die für die Eides leiſtung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten eingehalten ſind, die Nichtbeachtung verfahrensrechtlicher 
Beſt. die Strafbarkeit eines geleiſteten Meineides nicht aus⸗ 
ſchließen (RGSt. 62, 147, 149 und die dort angef. Entſch.). 
RGSt. 37, 330 betrifft einen Fall, in dem die Richter von 
dem Inhalt des vom Zeugen überreichten Schriftſatzes über⸗ 
haupt keine Kenntnis genommen und ſich damit jeder Mög⸗ 
lichkeit der Einwirkung auf den Inhalt des Schriftſatzes begeben 
hatten. Bei ſolcher Sachlage konnte ſehr wohl das Vorliegen 
einer Vernehmung i. S. des Geſetzes verneint werden. Die 
Frage, ob ein Zeugnis i. S. des 8 154 StGB. vorlag, war 
überhaupt nicht Gegenſtand dieſer Entſch. Auch die der Entſch. 
des 3. StrSen. v. 13. April 1931, III 107/31 (RGSt. 65, 
273 und JW. 1931, 2494) zugrunde liegende Annahme, daß 
kein „Zeugnis“ i. S. des $ 154 StGB. zuſtande gekommen 
ſei, beruht auf der beſonderen Geſtaltung der Sachlage. 

Im vorl. Fall hegt der erk. Sen. keinen Zweifel, daß 
die vom Angekl. beſchworene Ausſage als ein falſches Zeugnis 
i. S. des Geſetzes zu werten iſt. Es liegen insbeſ. — anders 
als in dem vom 3. Ströen. entſchiedenen Fall — keine An⸗ 
haltspunkte dafür vor, daß der Meineid nur infolge der Ver⸗ 
letzung der mehrerwähnten verfahrensrechtlichen Vorſchr. über 
die Vernehmung von Zeugen zuſtande gekommen wäre. 

(1. Sen. v. 9. Mai 1933; 1 D 1062/32.) [Hn.] 


Zeugen vorgenommenen Vernehmung ... Nicht ein beliebiges „Zeug⸗ 


nis‘ ſoll daher nach dem Willen des Geſetzes mit dem Eide be⸗ 
kräftigt werden, ſondern die Ausſage in der Form und von dem 
Inhalte, wie ſie der Vernehmende unter ſtrenger Wahrung der für 
die Vernehmung erlaſſenen Vorſchriften und unter pflichtgemäßer Be⸗ 
obachtung der Grundſatze der allgemeinen Lebenserfahrung von dem 
Ausſagenden entgegengenommen und zuſammen mit dieſem als die 
gewollte und die wahre Außerung ſeines Wiſſens geſtaltet hat.“ Der 
Richter ſoll auf eine erſchöpfende Sachdarſtellung hinwirken und die 
Ausſagen durch ſachdienliche Fragen vervollſtändigen. Unter „Zeug⸗ 
nis“ iſt nach dieſer Entſch. etwas anderes zu verſtehen als ſchlechthin 
die Bekundung einer Tatſache, die, wenn ſie unwahr iſt, nach RGSt. 
62, 149 und nach der vorl. Entſch. ohne weiteres als Meineid ſtraf⸗ 
bar iſt, wenn ſie unter Einhaltung der für die Eidesleiſtung vor⸗ 
geſchriebenen Formalien mit einem Eide bekräftigt wird. Das RG⸗ 
St. 65, 273 hat (der dieſer Entſch. zugrunde liegende Tatbeſtand 
ſtimmt mit dem der vorl. Entſch. faſt völlig überein) die Frage, 
ob ein Zeugnis i. S. des 8154 StGB. vorliege, nicht bejahen 
können und hat das Urteil aufgehoben. Mit Recht, denn wenn auch 
nach Auffaſſung des RG. beim wiſſentlich falſchen Nacheid die Eides⸗ 
leiſtung die mit Strafe bedrohte Handlung (NGSt. 54, 117) und das 
Zeugnis nur eine tatſächliche Vorausſetzung nicht Tatbeſtandsmerkmal 
des Meineids iſt, jo weiſt doch NWS. 65, 273 zutreffend darauf hin, 
daß die Ablegung des Zeugniſſes und die Abnahme des auf dieſes 
Zeugnis zu leiſtenden Eides ſich nach der tatſächlichen wie nach der 
rechtlichen Seite hin nicht völlig voneinander trennen laſſen. Das 
Zeugnis beanſpruche beim Zeugenmeineid auch in der Form des 
Nacheides ſeine ſelbſtändige Bedeutung. Wenn es an einem ſolchen 
Zeugnis, an einer ſolchen tatſächlichen Vorausſetzung für die An⸗ 
nahme eines Zeugenmeineides fehlt, dann liegt keine ſtrafbare Hand⸗ 
lung vor. In der gleichen Weiſe hätte das RG. auch im vorl. Falle 
verfahren müſſen; denn auch im vorl. Falle kann die Frage, ob ein 
Zeugnis i. ©. des 8 154 StGB. vorliegt, nicht bejaht werden. Die 
weitergehende Frage, ob es wirklich richtig iſt, das Zeugnis i. S. des 
8154 StchB. beim Meineid durch Nacheid nicht als Tatbeſtands⸗ 
merkmal anzuſehen, ſoll im Rahmen dieſer Beſprechung nicht näher 
erörtert werden. Nur auf eine Konſequenz ſoll hier hingewieſen wer⸗ 
den, die ſich ergibt, wenn man das Zeugnis als eine tatſächliche Vor⸗ 
ausſetzung des Meineids oder als Tatbeſtandsmerbmal anſieht. Im 
erſteren Falle liegt beim Fehlen eines Zeugniſſes im oben dargelegten 
Sinne eine ſtrafbare Handlung gar nicht vor, auch dann nicht, wenn 
der Täter irrtümlich das Vorliegen eines ſolchen Zeugniſſes an⸗ 
genommen hat. Im letzteren Falle würde bet irrtümlicher Annahme 
eines Zeugniſſes der Täter wegen verſuchten Meineids ſtrafbar ſein. 
OLGR. Dr. Lang, Hamburg. 
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20. $ 159 GVG. Die Zuſtändigkeiten im 
13. Titel des GVG. können über den hier vor⸗ 
geſehenen Bereich hinaus durch landesrecht⸗ 
liche Vorſchr. auf landesrechtliche Verfahren 
ausgedehnt werden. Aber das iſt nur inſoweit 
möglich, als es ſich um die Zuſtändigkeiten der 
Behörden und Gerichte des fraglichen Landes 
handelt. Die für das Gebiet des 13. Titels be⸗ 
ſtimmte reichs gerichtliche Zuſtändigkeit kann 
nicht durch Landesrecht für Gebiete außerhalb 
dieſes Titels erweitert werden. 


(Beſchl. v. 17. Juni 1933; 1 TB 49/33.) Hu.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Preußen. 


1. 8 788 ZPO. begründet einen unmittelbaren 
Koſtenerſtattungsanſpruch der Staatskaſſe gegenüber dem 
Schuldner, ſofern nicht der Gläubiger perſönliche Ge— 
bührenfreiheit genießt. 

Der Senat hat allerdings wiederholt ausgeſprochen, daß ſich die 
Staatskaſſe hinſichtlich der Koſten der Zwangsvollſtreckung unmittel⸗ 
bar an den Schuldner halten könne, auch wenn er nicht auf Grund 
der Beſt. der 88 1—4 PLORG. zur Zahlung der Koſten verpflichtet 
ſei. Daneben beſtänden noch andere geſetzliche Vorſchr., die die Be⸗ 
fugniſſe der Staatskaſſe hinſichtlich ihres Koſtenanſpruchs darüber 
hinaus erweitern. Solche Veit. ſeien in 8 788 ZPO. und dem inhalt⸗ 
lich gleichlautenden § 16 BD. betr. das Verwaltungszwangsverfahren 
v. 15. Nov. 1899 (PrGGS. 545) enthalten. Nach dieſen Vorſchr. habe 
der Schuldner die Koſten der Zwangsvollſtreckung zu tragen. Sie ſeien 
zugleich mit den zur Zwaugsvollſtreckung ſtehenden Anſprüchen bei» 
zutreiben. Dieſe Vorſchr. beträfen zwar in erſter Linie die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner, nicht aber 
die zwiſchen dem Schuldner und der Staatskaſſe. Trotzdem müſſe 
der Staatskaſſe das Recht eingeräumt werden, ſich wegen der Voll⸗ 
ſtreckungskoſten unmittelbar an den Schuldner zu halten, der ſie unter 
allen Umſtänden erſtatten müſſe. Die Staatskaſſe könne nicht auf 
den umſtändlichen Weg der Pfändung des Anſpruchs des Gläubigers 
gegen den Schuldner und der demnachſtigen Zwangseinziehung vom 
Schuldner verwieſen werden. 

Der Senat hat jedoch bereits in den Entſch. 1a X 1022/29 
(BürBl. 1930, 92) und 1aX 1359/29 (IRG. Erg®b. 10, 226) weiter 
ausgeführt, es ſcheide der Geſichtspunkt, daß die Staatskaſſe nicht 
erſt den Anſpruch des Gläubigers auf Erſtattung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungskoſten zu pfänden brauche, ſondern ſich wegen dieſer Koſten 
unmittelbar an den Schuldner halten könne, dann aus, wenn dem 
Gläubiger ſolche Koſten nicht erwachſen ſeien. In dieſem Falle könne 
der Gläubiger den Schuldner wegen Erſtattung von Vollſtreckungs⸗ 
Koſten nicht in Anſpruch nehmen. Es könne dann auch ein Anſpruch 
des Gläubigers gegen den Schuldner auf Erſtattung ſolcher Koſten 
von der Staatskaſſe nicht gepfandet werden. Hieraus folge, daß ſich 
die Staatskaſſe dann auch nicht unmittelbar an den Schuldner wegen 
der Vollſtreckungskoſten halten könne. Ein ſolcher Fall liege 3. B. 
vor, wenn dem Gläubiger deshalb keine Gebühren erwachſen ſeien, 
weil er ſubjektive Gebührenfreiheit aus 88 Pr&NG. genieße. Der 
Senat hält an dieſer ſtändigen Rſpr. auch gegenüber den Ausführungen 
der weiteren Beſchwerde feſt. 

(KG., 1a ZivSen., Beſchl. v. 19. Mai 1933, 1a X 605/33.) 


Ber. von AR. u. LR. Dr. Wilhelmi, Frankfurt a. M. 


Rechtsentſcheide in Miet ⸗ und pachtſchutzſachen. 


Berichtet von KGR. Dahmann, Berlin. 


1. Einer nach 8 2 PrPachtſch d. gerechtfertigten Ab⸗ 
änderung der Leiſtungen aus einem Pachtverhältnis ſteht 
der Umſtand nicht entgegen, daß die Anderung geringer iſt 
als die Kuften des Verfahrens. ae 
1. Nach 82 PrpachtſchO. kann das BEN. beſtimmen, daß Lei⸗ 
Agen, 5 er 925 veränderten a einen wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen nicht mehr gerechtfertigt ſind, anderweit feſtgeſetzt 
werden. Durch dieſe Befugnis wird dem BEN. die Machtvollkom⸗ 
menheit gegeben, Leiſtungen aus dem Pachtvertrage abzuändern. 
Liegen die in § 2 beſtimmten Vorausſetzungen vor, ſo ſteht es 
nicht etwa im Belieben des PA., die Befugnis zur ae 
der Leiſtungen auszuüben, vielmehr iſt es dann verpflichtet, au 


Antrag von der Befugnis Gebrauch zu machen (ebenſo Wage⸗ 
mann⸗Mar witz, Pachtſchutzordnung, Anm. 1a zu § 2 S. 57). 
Irgendein Anhalt dafür, daß das BEN, die Befugnis dann nicht 
ausüben ſolle, wenn die Abänderung im Verhältnis zu den Koſten 
des Verfahrens gering iſt, gibt das Geſetz nicht. Auch anderen 
Verfahren ift eine derartige Abhängigkeit der Entſch. von der Höhe 
der Koſten des Verfahrens nicht bekannt. Weiter läßt ſich aus 
einem etwaigen Mißverhältnis zwiſchen den Koſten des Verfah⸗ 
rens und dem Umfang der Entſch. auch nicht das Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis des Antragſtellers verneinen. Vielmehr wird gerade der 
Schutz kleiner Pächter und Verpächter es erforderlich machen, daß 
Verfahren durchgeführt werden, ſelbſt wenn die außer den Ge⸗ 
bühren, die ſich nach dem Streitgegenſtand richten und daher bei 
einem geringen Streitwert niedrig find, entſtehenden Koſten, z. B. 
durch Vernehmung eines Sachverſtändigen oder durch Einnahme 
des amtlichen Augenſcheins (§ 50 PrpachtſchO.) unverhältnis⸗ 
mäßig hoch ſind. Dem Beteiligten, der außerſtande iſt, dieſe Koſten 
zu tragen, kann gem. § 55 PrpachtſchO. durch Bewilligung des 
Armenrechts geholfen werden, ſoweit ſeine Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung Ausſicht auf Erfolg biete. Treffen dieſe Vor⸗ 
ausſetzungen aber nicht zu, ſo liegt beim Pachtſchutzverfahren ebenſo 
wie bei anderen Streitverfahren kein Anlaß vor, auf die Höhe 
der Koſten des Verfahrens Rückſicht zu nehmen und die an ſich 
berechtigte Entſch. aus dem Grunde abzulehnen, weil die Koſten 
des Verfahrens dem mit dem Verfahren erzielten Erfolge gleich⸗ 
kommen oder ihn überſteigen. 

2. Im RE. v. 19. Dez. 1931, 17 Y 52/1 (JFG. ErgBd. 11, 
181; Höchſtaſpr. 1932 Nr. 2162; KGBl. 1932, 84; Pachtz. 1932, 
50; R.⸗ u. PrVerwBl. 1932, 637; Verpächter 1932, 16) iſt aus⸗ 
geſprochen: Eine Leiſtungsänderung nach § 2 Prpachtſch O. iſt un⸗ 
zuläſſig, ſolange der Einfluß der veränderten allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe auf das Wertverhältnis der Vertrags⸗ 
leiſtungen nicht über die Grenzen des Riſikos hinausgehen, das 
nach der allgemeinen Auffaſſung z. Z. der maßgebenden Verein⸗ 
barung mit dem Vertragsſchluß verbunden war oder darüber hin⸗ 
aus von dem Antragſteller damals bewußt übernommen worden 
tft. Die zu b) geſtellte Rechtsfrage iſt dadurch beantwortet. Inſo⸗ 
weit iſt deshalb die N eines RE. abzulehnen. Bei der 
Koſtenentſch. iſt berückſichtigt, daß die zu b) geſtellte Rechtsfrage 
nur eine Unterfrage zu den Fragen iſt, auf die die Beſchwerde 
des Verpächters ſich bezieht, und daß inſoweit ein beſonderer 
Streitgegenſtand nicht gegeben iſt. Die Entſch. ergeht daher nach 
8 47 à Abſ. 4 Pr Pachtſch e. gebührenfrei. 

(KG., 17. ZivSen. RE. v. 29. Mai 1933, 17 Y 18/33.) 


Bayerifhes Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 


1. 8 205 StPO. Selbſt wenn die Angekl. ſchon zur Zeit 
der Begehung des Vergehens der Beleidigung ſich in einem 
Zuſtande von krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit be⸗ 
funden haben, durch welchen ihre freie Willensbeſtimmung 
ausgeſchloſſen war, ſo iſt doch eine endgültige Einſtellung 
des Verfahrens im Beſchlußwege nicht möglich. 

Die Angekl. find vom Erſtrichter zu Geldſtrafen verurteilt und 
haben gegen dieſe Entſch. Berufung eingelegt. Die Frage, ob ihre 
Handlung zufolge Anwendung des § 51 StGB. nicht ſtrafbar iſt, 
müßte demnach in einer zweitinſtanziellen Hauptverhandlung gewür⸗ 
digt werden. Bejahendenfalls wäre die Freiſprechung geboten (Ols⸗ 
hauſen, StEBKomm., 11. Aufl., Anm. 16 Abſ. 3 zu 8 51). Nur 
das erkennende Gericht iſt in der Lage, eine ſolche Entſch. zu treffen. 
Mit Rückſicht auf den Geiſteszuſtand der Angekl. iſt jedoch derzeit die 
Durchführung einer Hauptverhandlung nicht möglich. In der von 
den BeſchwF. verlangten Weiſe kann das erſte Urt. nicht beſeitigt 
und das anhängige Verfahren nicht abgeſchloſſen werden. 

Es erübrigt ſich nur, in entſprechender Anwendung des 8 205 
SPD. das Verfahren vorläufig einzuſtellen, was das LG. zutreffend 
beſchloſſen hat (vgl. Obs St. 9, 185; Weber: 3 Stpfl. 39 S. 77 ff.). 

Wenn vom Gent Anw., der für die Beſchw. eingetreten iſt, auf 
Löwer Roſenberg, StGBomm., 18. Aufl., Anm. 4 zu 8 205, 
Anm. 3 Abs. 2 zu § 260 und die dort angeführten Entſch. verwieſen 
wird, fo ift entgegenzuhalten, daß es ſich in jenen Fällen nur um den 
Mangel eines rechtswirkſamen Strafantrags oder um die Verjährung 
handelte. Die inſoweit zutreffenden Grundſätze laſſen aber eine An⸗ 
wendung auf die hier gegebene Sachlage, bei der es ſich nicht um eine 
Prozeß- oder Urteilsvorausſetzung handelt, nicht zu. 

(Bayobec., StrSen., Beſchl. v. 4. Okt. 1932, BeſchwReg. TA 
Nr. 145/32.) At.] 
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1732 j Rechtſprechung Juriſtiſche Wochenſchrift 
14. Aufl., 8 829, VII, 2b, Anm. 124, S. 745; R.: JW. 1907, 
Oberlandesgerichte. 742; RGRKomm., 7. Aufl., § 404 BGB. Anm. 2). 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 88 404, 407 BGB. Trotz Kenntnis der Abtretung 
kann der Schuldner unter beſonderen Umſtänden mit be⸗ 
freiender Wirkung an den alten Gläubiger zahlen. f) 

Dadurch, daß der Verkäufer P. die Übergabe des Lokals von 
einer Zahlung an ſich und an einen ſeiner Gläubiger abhängig 
machte, erfüllte er den zwiſchen ihm und dem Bekl. beſtehenden 
Vertrag nicht ordnungsgemäß. Denn ihm war bekannt, daß der 
Bekl. auf den Kaufpreis von 5000 e bis zu dieſem Zeitpunkt 
ſchon ungefähr 4000 RA gezahlt hatte. Unter Berückſichtigung 
der Zeſſion durfte daher der Verkäufer nicht mehr Zahlung an 
ſich oder einen anderen Gläubiger als die Kl. verlangen. Tat er 
dies, ſo war ſein Verlangen unberechtigt, ſeine unter dieſer Be⸗ 
dingung angebotene Erfüllung war keine N Da⸗ 
durch wurde aber der Bekl. gem. § 325 BGB. auch ſeinerſeits 
von ſeiner urſprünglichen Leiſtungspflicht frei, die erfolgte Zah⸗ 
lung geſchah nicht zu dem Zwecke, den urſprünglichen Vertrag 
zu erfüllen, fondern um den Verkäufer zu veranlaſſen, dem Bell. 
das Lokal zu übergeben. Dieſen nachträglichen Wegfall der ur⸗ 
ſprünglichen Kaufpreisforderung kann der Bekl. nur gem. § 404 
BGB. der Kl. mit Erfolg entgegenſetzen. Nicht jo ſehr kommt es 
hierbei darauf an, daß der Bekl. am Tage der Geſchäftsübergabe 
ſich in einer Zwangslage befand: Er hatte ſeine Wohnung ver⸗ 
laſſen im Vertrauen darauf, in ſeine neuen Geſchäftsräume ein⸗ 
ziehen zu können; gerichtliche Schritte hätten Koſten verurſacht, 
deren Beitreibung bei der Vermögensloſigkeit des Verkäufers aus⸗ 
ſichtslos geweſen wäre. Entſcheidend iſt vielmehr, daß der Rechts⸗ 
grund für den Wegfall der urſprünglichen Kaufpreisforderung, die 
gegenſeitige Abhängigkeit der Leiſtungspflichten bei einem gegen⸗ 
feitigen Vertrag mit den Rechtsfolgen der SS 320 ff. BGB. ſchon 
3. 3. der Abtretung beſtand. Die Kl. hat ihre Forderung mit der 
Möglichkeit dieſer Einwendungen belastet erworben. Gelangten 
ſpäterhin derartige Einwendungen zur Entſtehung, ſo können dieſe 
der Kl. mit Erfolg gem. § 404 BGB. entgegengeſetzt werden. Der 
Bekl. ift alſo auch inſoweit von einer Leiſtungspflicht gegenüber 
der Kl. befreit (vgl. hierzu OLG. 6, 416; Stein⸗Jonas, 


Zu 1. Der Fall liegt vereinfacht ſo: Ein Kaufpreisanſpruch 
iſt vor Lieferung der Ware zediert, die Zeſſion iſt dem Schuldner 
angezeigt, am Lieferungstermin verlangt der Zedent vom Schuldner 
die Zahlung an ihn ſtatt an den Zeſſionar, widrigenfalls er die 
Lieferung weigert, der Schuldner zahlt demgemäß und empfängt das 
Objekt. Iſt der Zeſſionar klaglos? Das KG. bejaht. Denſelben 
Standpunkt nimmt es anläßlich einer Forderungspfändung ein. OLG⸗ 
Rſpr. 21, 90; ebenſo OLG. Hamburg: Rſpr. 6, 416. (Ein Artiſt, 
dem die Gage gepfändet ift, ſpielt weiter, indem er einen neuen, gleich⸗ 
artigen Vertrag mit dem Direktor abſchließt; ehe der Gläubiger da⸗ 
hinterkommt und die Möglichkeit hat, den Anſpruch aus dem neuen 
Vertrag zu pfänden, iſt die Spielzeit vorbei.) Den entgegengeſetzten 
Standpunkt vertritt OLG. München: OLGRſpr. 20, 194; OLG. 
Poſen: OGRſpr. 31, 358. Dieſe gehen von der herrſchenden 
Meinung aus, daß eine nach Abtretung zwiſchen Zedenten und 
Schuldner vorgenommene Abmachung dem Zeſſionar gegenüber nicht 
wirkt. Gewiß iſt es richtig, daß der Zeſſionserwerb mit allen Ein⸗ 
reden belastet iſt, die der Forderung anhaften, auch mit ſolchen, die 
nach der Abtretung erſt entſtehen. Ihr Rechtsgrund muß aber das 
Schuldverhältnis ſein, ſie müſſen ſich aus dieſem entwickelt haben 
(Staudinger zu 8 404 II; Recht 1909 Nr. 3323; LZ. 1932, 
1367). Das trifft beiſpielsweiſe zu, wenn der Zedent dem Schuldner 
mangelhafte oder gar keine Gegenleiſtung macht. Anders iſt es aber, 
wenn Zedent und Schuldner nachher den Vertrag ändern. Hier liegt 
der Grund, auf dem die Einrede beruht, nicht im Schuldverhältnis, 
ſondern „einzig und allein in der ſpäteren Abmachung“. RG.: Recht 
1911 Nr. 8175; Staudinger zu 8 404 II und zu 81276 vor I; 
Stein⸗Jonas, 14. Aufl., S. 742, meint, daß in gewiſſen Fällen, 
wo die gepfändete Forderung nur ein Beſtandteil eines weiter greifen⸗ 
den Rechtsverhältniſſes iſt, namentlich bei der Pfändung von Mieten, 
Gehältern und ähnlichen Geldforderungen, die nachherige Vertrags⸗ 
auflöſung nicht ausgeſchloſſen ſei. Wenn aber unter Aufrechterhal⸗ 
tung der tatſächlichen Verhältniſſe das alte Rechtsverhältnis auf⸗ 
gehoben und durch ein neues gleichartiges erſetzt werde, ſo wirke 
dieſes nicht gegen den Gläubiger. Die Unterſcheidung iſt aber begriff⸗ 
lich nicht gerechtfertigt, ob Vertragsauflöſung ohne oder mit neuem 
gleichartigen Vertrag, iſt gleichviel. Das entſcheidende Moment liegt 
in der Auflöſung. Darum iſt es dem Schuldner zu tun. Der 
Schuldner will Befreiung vom alten Vertrag, an deſſen Stelle der 
neue mit demſelben wirtſchaftlichen Effekt treten ſoll. Im vorwürfigen 
Falle ſagt auch das KG. richtig, daß der Schuldner nicht zahle „zu 
dem Zweck, den urſprünglichen Kaufvertrag zu erfüllen“. Er zahlt 


Entſprechend verhält es ſich in rechtlicher Beziehung mit der 
Zahlung der rückſtändigen Telephongebühren, deren Begleichung 
vor Übergabe Sache des Verkäufers geweſen wäre. 

(KG., 11. Ziv Sen., Urt. v. 6. Dez. 1932, 11 U 3766/32.) 


* 

Celle. 

2. 88 119 ff. BGB. Verhältnis von Irrtumsanfech- 
tung und Wegfall der Geſchäftsgrundlage. f) 

Die Anfechtung wegen Irrtums (8 119 Abſ. 1 BGB.) ſcheitert. 
Hat ſich nämlich die Bell. über ihre Kündigungsbefugnis gleich⸗ 
falls geirrt, und zwar derart, daß der Irrtum beider Ver⸗ 
tragsteile einen Mangel der Geſchäftsgrundlage nach ſich gezogen 
hat, ſo iſt das Rechtsverhältnis gem. § 242 BGB. nach Treu 
und Glauben zu beurteilen, und es kann unter Berückſich⸗ 
tigung aller Belange eine Einrede allgemeiner Argliſt gegeben 
ſein, die gegebenenfalls zur Unwirkſamkeit des mängelbehafteten Ver⸗ 
trages führen kann (vgl. RGG.: ZW. 1929, 1294 und die dort angef. 
Entſch.). Darüber herrſcht in der Rechtsübung kaum mehr Streit. 
Dagegen gehen die Meinungen in Schrifttum und Rſpr. darüber aus» 
einander, ob der Irrende neben der eben gekennzeichneten Einrede der 
allgemeinen Argliſt das Recht der Anfechtung wegen Irrtums hat. 
Die älteren Entſch. RG. 94, 65; 97, 138 u. a. m. find von der fort⸗ 
entwickelten Rſpr. überholt. RGG.: JW. 1929, 728 ff. hat die Frage 
offengelaſſen. RGB.: JW. 1929, 1294 und RG.: AufwRkſpr. 1929, 372 
erklären die Anfechtung wegen Irrtums für nicht erforderlich; ſie 
ſprechen ſich aber nicht darüber aus, ob der Irrende wahlweiſe 
das Recht auf Anfechtung, mit der Folge der Schadenserſatz⸗ 
pflicht, oder auf Behandlung des Falles nach Treu und Glauben 
hat. Die in dem letzterwähnten Urt. über die Irrtumsanfechtung ge⸗ 
machten Außerungen beſagen — im Gegenſatz zu dem bei Ring ab⸗ 
gedruckten Leitſaz — wohl nur, daß das dort mit erneuter Verhand⸗ 
lung betraute B&. die Irrtumsanfechtung für den Fall prüfen folle, 
daß der Mangel der Geſchäftsgrundlage nicht bewieſen werde. Der 
erk. Sen. hat bereits 3 JL U 267/27 die Anſicht vertreten, daß eine 
Anfechtung bei beiderſeitigem Irrtum unzuläſſig ſei. Das RO. hat 
in ſeinem, dieſe Entſch. aus anderen Erwägungen beſtätigenden Urt. 
V 128/30 zu jener Frage keine Stellung genommen. Dies ift, ſoweit 
erſichtlich, auch in ſpäteren Urt. nicht geſchehen. Der Senat Hält an 


allerdings nicht in Erfüllung des alten Vertrages, aber eines neuen, 
der zur Beſeitigung des alten beſtimmt iſt. Das letztere überſieht 
das KG., und darum zitiert es Stein-Jonas S. 745, während 
die richtige Stelle S. 742 iſt. Iſt die Auflöſung wirkſam, ſo iſt ſie 
es auch, wenn gleichzeitig eine neue Abmachung ſtattfindet, da beides 
untrennbar, d. h. eins vom anderen bedingt iſt. Aus dieſer Untrenn⸗ 
barkeit folgt daher auch: iſt die Auflöſung unwirkſam, ſo auch die 
neue Abmachung. 

ubrigens würde nicht, wie das KG. meint, durch die Liefe⸗ 
rungsverweigerung des Zedenten der Schuldner nach 8 325 BGB. 
frei werden, ſondern nach 8 326 zum Rücktritt berechtigt fein. Nun 
will aber ſolchenfalls der Schuldner nicht Rücktritt, ſondern Er⸗ 
füllung, zunächſt mal in der vertraglichen Art, und da er dies nicht 
durchſetzen kann, einigt er ſich auf Erfüllung in geänderter Art. 

Man denke an die Folgen der hier angemerkten Entſch. 

Eine Bank gibt Kredit gegen Zeſſionen, darauf geht der Zedent 
zu den Schuldnern, erzwingt durch Lieferungsweigerung neue Ver⸗ 
träge, kaſſiert die Fakturenbeträge ein und bringt die Bauk um ihr 
Geld. Das befriedigt das Rechtsgefühl nicht. 

IR. Dr. Preſſer, Düſſeldorf. 


Zu 2. Es kann immerhin zweifelhaft ſein, ob die Eutſch. des 
OLG. richtig iſt, ob nicht vielmehr doch unter Umſtänden im Falle 
eines Mangels der Geſchäftsgrundlage eine echte Konkurrenz der Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften über Irrtumsanfechtung vorliegt. Es gibt zweierlei 
Fälle des Mangels der Geſchäftsgrundlage: Bei der einen Art trifft 
auch der Tatbeſtand des § 119 BGB. feinem Wortlaut nach zu, bei 
der anderen Art von Fällen trifft er nicht zu. In den erſteren 
Fällen handelt es ſich um ſolche Fälle beiderſeitigen Irrtums, bei 
denen gleichzeitig die Tatbeſtandsvorausſetzungen des 5119 BGB. 
gegeben find: z. B. beide Parteien haben ſich infolge eines Druck⸗ 
fehlers auf dem Kurszettel über den Börſenkurs eines Wertpapiers 
geirrt. Dann liegt ſowohl ein Mangel in der Geſchäftsgrundlage als 
auch gleichzeitig der Tatbeſtand des § 119 BOB. (Irrtum über eine 
verkehrsweſentliche Eigenſchaft vgl. NG. 94, 65) vor. Oder etwa es 
iſt die dem Vertrage vorausgehende Kalkulation zur Vertragsgrund⸗ 
lage erhoben (gleichzeitig Mangel in der Geſchäftsgrundlage und bei⸗ 
derſeitiger Irrtum über den Inhalt der Willenserklärungen nach 
8119 Abf. 1 BGB.). Es gibt aber auch Fälle, in denen nur Mangel 
in der Geſchäftsgrundlage, nicht gleichzeitig ein Tatbeſtandsfall des 
8 119 BGB. vorliegt, ſondern nur reiner, auch nicht unter $ 119 
Abſ. 2 fallender Motivirrtum (Beiſpiel: Beide Parteien irren ſich 
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feiner vorerwähnten Auffaſſung auch bei erneuter Nachprüfung feſt. 
Und zwar aus konſtruktiven Erwägungen deshalb, weil es nicht folge⸗ 
richtig iſt, dem Irrenden nur, weil nicht nur er, ſondern auch der 
andere Teil geirrt hat, zwei auf das ſeltene Ziel gerichtete Rechls⸗ 
behelfe zu geben, von denen der eine an eine kurze Ausſchlußfriſt ge⸗ 
bunden iſt, der andere grundſätzlich zeitlich unbeſchränkt geltend ge⸗ 
macht werden kann. Dem ließe ſich freilich entgegenhalten, daß die 
Einrede der Argliſt in dinglicher Hinſicht nicht alle die Fälle treffen 
könnte, die die Anfechtung noch zu erreichen vermag. Die Intereſſen⸗ 
abwägung und die Vergleichung des Gewichts beider Rechtsſätze ver⸗ 
bieten jedoch, die Irrtumsanfechtung neben der Einrede der Argliſt 
zuzulaſſen. Wäre es anders, ſo hinge es vom Zufall ab, wer ſich zuerſt 
zur Anfechtung drängen und damit die Schadenserſatzpflicht aufbürden 
ließe. Es läßt ſich auch wirtſchaftlich kaum rechtfertigen, Geſchäfte 
zu zerſtören und Schadenserſatzpflichten zu erzeugen, wenn das Recht 
einen anderen Behelf gibt, der einen billigen und gerechten Ausgleich 
aller Belange ermöglicht, wie es bei beiderſeitigem Irrtum erwünſcht iſt. 


(OLG. Celle, 2. ZivSen., Urt. v. 30. Jan. 1933, 2 U 394/32.) 
Eingeſ. v. RA. Dr. Blanke, Celle. 


* 
Düſſeldorf. 

3. 88 1353 Abſ. 2, 1571 Ab ſ. 2 BGB. Der Ehegatte, 
der das Recht zur Scheidung der Ehe verloren hat, kann 
auf die früheren Scheidungsgründe das Recht auf Ge— 
trenntleben ſtützen. 

(OLG. Düſſeldorf, 5. ZivSen., Beſchl. v. 24. Febr. 1933, 5 W 367/33.) 
Eingeſ. von RA. Kurt Weck, Solingen. 


* 
Karlsruhe. 

4. Zur Auslegung von 88 1, 140, 15 der VO. des 
RPräſ. über die Fälligkeit von Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden v. 11. Nob. 1932 (RG Bl. I, 525); Art. 8 der Durchf.⸗ 
u. Ergänz Vo. über die Fälligkeit von Hypotheken und 
Grundſchulden v. 16. Dez. 1932 (RG Bl. I, 551). 


Die Kl. hat gegen den Bekl. aus Bürgſchaft für eine Kauf⸗ 
preisforderung Klage erhoben. Für die Forderung ſind nach Be⸗ 


über die Rechtsfrage, ob der Pächter einer Gaſtwirtſchaft nach der 
Not VO. v. 8. Dez. 1931 ein Kündigungsrecht hat und ſchließen 
auf Grund dieſes Irrtums einen neuen Vertrag mit anderen Be⸗ 
dingungen). Im letzteren Falle liegt ſchon tatbeſtandlich ein Fall des 
§ 119 BGB. nicht vor und eine Loslöſung vom Vertrage kann nur 
unter dem Geſichtspunkt des Mangels der Geſchäftsgrundlage er⸗ 
folgen (vgl. auch RG. 108, 105 ff.). 

In der nur auszugsweiſe vorl. OLGEntjch. ift nichts darüber 
geſagt, was für ein Fall des Irrtums hier vorliegt: Wenn zwei 
Parteien ſich im Irrtum über die Kündigungsbefugnis einer Partei 
befinden und mit Rückſicht darauf etwa einen neuen Vertrag mit 
neuen Bedingungen ſchließen, ſo ſpricht zwar inhaltlich viel dafür, 
daß ein i. S. des § 119 BGB. erheblicher Irrtum nicht vorliegt, 
ſondern reiner Motivirrtum. Immerhin iſt wohl aus der Tatſache, 
daß das OLG. ſich eingehend mit der Frage der Konkurrenz beider 
Vorſchr. beſchäftigt, darauf zu ſchließen, daß es ſich hier nur um 
einen ſolchen beiderſeitigen Irrtum handelt, der gleichzeitig die Tat⸗ 
beſtandsvorausſetzungen des 8 119 BGB. erfüllt. 0 

In einem ſolchen echten Konkurrenzfall bin ich der Meinung, 
daß man die Irrtumsanfechtung mit ihren weitergehenden Folgen 
der Herbeiführung der Vertragsnichtigkeit nicht völlig ausſchließen 
kann. Stellt man ſich mit dem OLG. auf den Standpunkt, daß 
Mangel der Geſchäftsgrundlage nicht Nichtigkeit des Vertrages (nach 
Analogie von 8 779 BGB.) herbeiführt, ſondern dem Benachteiligten 
nur die Einrede der Argliſt gibt (jo auch die ſtändige Rſpr. des RGG.; 
vgl. RG. 108, 105), jo muß man folgende Erwägung anknüpfen: 

Es wäre ein logiſcher Widerſinn, wenn man bei bloß einſeitigem 
Irrtum einer Partei, ohne daß ein Mangel in der Geſchäftsgrundlage 
vorliegt, die Nichtigkeit des Vertrages, ſogar unter Umſtänden eine 
dinglich wirkende Nichtigkeit herbeiführen könnte, während man bei 
einem mit viel ſtärkeren Mangel behafteten Geſchäft (doppelſeitigem 
Irrtum über den Inhalt der Erklärung und gleichzeitigem Fehlen 
der Geſchäftsgrundlage) bloß dem Benachteiligten eine gemäß Treu 
und Glauben zu beurteilende exceptio doli generalis geben wollte. 
Wenn ſchon einſeitiger Irrtum Nichtigkeit des Geſchäftes herbei⸗ 
führen kann, ſo muß logiſcherweiſe erſt recht doppelſeitiger Irrtum 
(wenn der Fall des § 119 BGB. feinem Wortlaut nach gegeben ift) 
durch Anfechtung einer Partei Nichtigkeit herbeiführen können. Es 
liegt alſo aus dieſen Gründen ein Fall echter Konkurrenz vor. g 
g Die dagegen angeführten Argumente des OLG. greifen nicht 
durch. Es iſt keineswegs i. S. des BGB. unfolgerichtig, dem 
Irrenden zwei auf dasſelbe Ziel gerichtete Rechtsbehelfe zu geben, 
don denen „der eine an eine kurze Ausſchlußfriſt gebunden iſt, der 
andere grundſätzlich zeitlich unbeſchränkt geltend gemacht werden 
Kann“. Eine derartige Inkonſequenz zieht das Geſetz außerordentlich 
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ſtellung der Bürgſchaft zwei Grundſchulden eingetragen worden. 
Der Bekl. hat u. a. eingewendet, daß die Kl. nach 8 1 Not O. 
über die Fälligkeit von Hyp. und Grundſchulden v. 11. Nov. 1932 
(REGAL. I, 525) die Rückzahlung der durch Grundſchulden geſicher⸗ 
ten Forderung nicht vor dem 1. April 1934 verlangen könne. Die 
Kl. hat die Anwendbarkeit der NotVO. auf die vorl. Bürgſchaft 
für eine Kaufpreisforderung beſtritten. Im Ergebnis iſt ihr bei⸗ 
zutreten. 

Nach §1 Abſ. 1 i. Verb. m. Abſ. 4 der NotVO. kann die 
Rückzahlung einer Forderung, die durch eine Hyp. oder Grund⸗ 
ſchuld an einem inländiſchen Grundſtück geſichert iſt, nicht vor 
dem 1. April 1934 verlangt werden; dies gilt nach Abſ. 1 Satz 3 
auch für eine Forderung, die bei Inkrafttreten der NotVO. fällig 
war. Letztere Vorausſetzung würde hier vorliegen. 

Die Kl. wendet aber ein, die Kaufpreisſchuld der Firma P., 
für welche der Bekl. als Bürge haftet, ſei nicht ſelbſt durch eine 
Hyp. oder Grundſchuld geſichert, ſondern erſt der Bekl. habe, um 
eine Stundung ſeiner Bürgſchaftsverbindlichkeit zu errreichen, die 
am 16. Sept. 1932 eingetragenen Grundſchulden bewilligt. Die 
NotVO. beziehe ſich lediglich auf Forderungen, die ſchon bei ihrer 
Entſtehung hypothekariſch geſichert waren; dies im Hinblick dar⸗ 
auf, daß es ſich um Vermögensanlagen und auf längere Dauer 
berechnete Schuldverhältniſſe handle. 

Darauf aber, ob ſchon die Hauptſchuld oder erſt die Bürg⸗ 
ſchaftsverbindlichkeit durch Hyp. oder Grundſchuld geſichert war, 
kommt es nicht an, vielmehr würde ſchon die dingliche Sicherung 
der Hauptſchuld Rückwirkungen zugunſten des Bürgen hinſichtlich 
der Kündigungsſperre und der geſetzlichen Stundung äußern 
(Siefert, Die Hypothekenſtundung, Karlsruhe Macklott 1933, 
Anm. 14 zu § 1 der VO. v. 11. Nob. 1932; Anm. 9 zu 84 der 
VO. v. 8. Dez. 1931). Entſcheidend für die NotVO. iſt lediglich, 
daß im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens (12. Nov. 1932) die Forde⸗ 
rung durch Hyp. oder Grundſchuld geſichert war, was hier für 
die Bürgſchaftsſchuld zutrifft. 

Auch macht es keinen Unterſchied, ob die Forderung von 
vornherein bei ihrer Entſtehung geſichert war oder erſt nachträg⸗ 
lich im Sept. 1932, alſo noch vor dem Inkrafttreten der NotV O., 
geſichert worden iſt. Auch die nachträglich geſicherte Forderung 
unterliegt den Beſt. der NotVO. 


häufig, wenn ein Tatbeſtand unter mehrere Geſetzesparagraphen paßt: 
vgl. z. B. die zugelaſſene Konkurrenz zwiſchen Vertrags⸗ und 
Deliktshaftung (30jährige Verjährung bei Vertragsverletzung, Zjährige 
Verjährung bei Delikt). Oder: die zugelaſſene Konkurrenz zwiſchen 
der Sachmängelhaftung und der Anfechtung eines Kaufvertrages 
wegen argliſtiger Täuſchung. Dort Verjährung des Wandlungs⸗ 
anſpruchs bei Argliſt in 30 Jahren, hier Erlöſchen des Anfechtungs⸗ 
rechts wegen argliſtiger Täuſchung nach einem Jahr. Dieſes letztere 
Beiſpiel paßt hier um ſo beſſer, weil auch hier der ſtärkere Rechts⸗ 
behelf (Herbeiführung der Nichtigkeit des Vertrages durch Anfechtung) 
an eine kurze Ausſchlußfriſt gebunden iſt, während der andere Rechts⸗ 
behelf erſt in 30 Jahren verjährt. 

Das einzige nicht ganz unbeachtliche Argument des OSG. 
Celle iſt m. E. die Erwägung, daß es bei Beibehaltung des An⸗ 
fechtungsrechts im Falle des beiderſeitigen Irrtums vom Zufall ab⸗ 
hänge, wer ſich „zuerſt zur Anfechtung drängen und damit die Scha⸗ 
denserſatzpflicht aufbürden ließe“. Auch dieſes Argument greift aber 
nicht durch. In der Regel der Fälle hängt dies nämlich gar nicht vom 
Zufall ab, ſondern davon, welche von beiden Parteien am Fort⸗ 
beſtand und welche von beiden Parteien an der Auflöſung des Ver⸗ 
trages intereſſiert iſt. Stellt ſich der Mangel der Vertragsgrundlage 
heraus, ſo wird im Normalfall nur eine Partei ein Intereſſe an der 
Geltendmachung der Anfechtung haben, nämlich diejenige, die bei Fort⸗ 
beſtand des mit dem Mangel behafteten Vertrages zugunſten der ande⸗ 
ren Partei benachteiligt wird. Nur dieſe Partei wird anfechten; die 
andere Partei dürfte in der Regel der Fälle ein Intereſſe gerade an 
der Aufrechterhaltung des Vertrages haben und nicht auf die Idee 
kommen, das Geſchäft anzufechten. Außerdem ſind m. E. durchaus 
Fälle denkbar, in denen der Erſatz des Vertrauensſchadens nach 8 122 
BGB. zugunſten des am Vertrag feſthaltenden Teils angebracht er⸗ 
ſcheint, z. B. wenn der anfechtende Teil durch ſein eigenes fahrläſſiges 
Verhalten den beiderſeitigen Irrtum über die Geſchäftsgrundlage her⸗ 
vorgerufen hat. “8 

Erweiſt ſich aber wirklich einmal im konkreten Fall die An⸗ 
wendbarkeit des 8 122 BOB. für den Fall der Anfechtung als un⸗ 
haltbar, fo ift auch dieſe Konſeguenz nicht tragiſch zu nehmen. Denn 
auch der 8 122 BOB: ſteht ja unter dem ausgleichenden Gerechtigkeits⸗ 
ventil der exceptio doli. Auch dem Anſpruch auf Erſatz des Ver⸗ 
trauensſchadens kann in geeigneten Fällen die exceptio doli ent⸗ 
gegengehalten werden. Die Anwendbarkeit der exceptio doli generalis 
auf den Anſpruch aus 8 122 iſt z. B. heute ſchon anerkannt in 
Fällen, in denen der Anfechtungsgegner den Irrtum des Anfechtenden 
durch eigenes Verhalten hervorgerufen hat (vgl. RG. 81, 395 ff.). 


RA. Dr. Kunick, Halle a. d. S. 
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Dagegen ſchlägt der weitere Einwand der Kl. durch, es handle 
ſich bier nicht um eine Vermögenslage oder ein auf längere 
Dauer berechnetes Schuldverhältnis. Nach § 140 der Not VO. v. 
11. Nov. 1932 gilt die NotVO. überhaupt nicht für Forderungen 
aus Darlehen, die aus Gefälligkeit oder ſonſt u. U. gegeben wor⸗ 
den ſind, aus denen zu entnehmen iſt, daß eine langfriſtige Kre⸗ 
ditgewährung nicht beabſichtigt war, ſowie für Grundſchulden, 
durch die ſolche Forderungen geſichert werden. In Art. 8 der 
Durchf.⸗ und Ergänzungs VO. über die Fälligkeit von Hyp. und 
Grundſchulden v. 16. Dez. 1932 (RGGBl. I, 551), welche auf Grund 
des § 15 der Not BO. auch ergänzende Rechtsvorſchr. enthält, find, 
da der Regierung die Beſchränkung auf Darlehnsforderungen zu 
eng ſchien, den Darlehensforderungen i. S. des § 140 der NotVO. 
gleichgeſtellt andere Forderungen, wenn den Umſtänden zu ent⸗ 
nehmen iſt, daß eine langfriſtige Kreditgewährung nicht beabſich⸗ 
tigt war, ſowie Grundſchulden, durch die ſolche Forderungen ge⸗ 
ſichert werden. Aus den Umſtänden, insbeſ. aus dem Verhalten 
der Kl., welche auf baldmöglichſte Beitreibung der längſt fälligen 
Bürgſchaftsſchuld bedacht war, und ſich nur durch die Bewilli⸗ 
gung der Grundſchulden zu Stundungsverhandlungen herbeiließ, 
iſt zweifelsfrei zu entnehmen, daß die Kl. eine langfriſtige 
Kreditgewährung nicht beabſichtigt und nur als Gegenleiſtung 
für die von ihr etwa zu gewährende Stundung die Grundſchulden 
angenommen hat. Es würde dem Sinn und Zweck der NotVO. 
widerſprechen, würde der Gläubiger einer längſt fälligen und 
beitreibbaren Forderung durch die Annahme von Grundſchulden, 
die lediglich zum Zweck der Bewilligung einer unverbindlichen 
kurzfriſtigen Stundung erfolgte, der Vorteile aus bereits eingetre⸗ 
tener Fälligkeit verluſtig gehen. Einen ſolchen weitreichenden 
Schutz will die NotVO. dem Schuldner nicht gewähren. 

Darnach findet eine geſetzliche Stundung auf Grund der Not⸗ 
VO. nicht ſtatt. 

(OLG. Karlsruhe, Urt. v. 24. Mai 1933, 2 ZBR 25/33.) 


Ber. von SenPräſ. Hottinger, Karlsruhe. 


Berlin. II. Verfahren. Gebühren. Koſten. 

5. 8 104 3 PO. Die Tatſache der Zahlung von Koſten 
begründet für den einen obſiegenden Streitgenoſſen den 
Anſpruch auf Erſtattung, ohne Rückſicht darauf, aus weſſen 
Mitteln er Zahlung geleiſtet hat. 

Durch Vorlegung der Handakten des RA. F. iſt hinreichend 
glaubhaft gemacht worden, daß der Bekl. zu 2 im ganzen 240. RK 
an den Anwalt gezahlt hat. Dieſe Tatſache genügt, um im Rahmen 
des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens einen Erſtattungsanſpruch des Bekl. 
zu 2 in entſprechender Höhe zu begründen. Ein Streit darüber, aus 
welchen Mitteln die Zahlungen geleiſtet find, ob aus eigenen des 
Zahlenden oder aus gemeinſchaftlichen aller Bekl., kann nicht im Feſt⸗ 
ſetzungsverfahren ausgetragen werden. In dieſem Verfahren genügt 
als Grundlage des Erſtattungsanſpruchs regelmäßig die Tatſache der 
Zahlung durch denjenigen Streitgenoſſen, der daraufhin die Koften 
als ihm erwachſene Koſten erſtattet verlangt. In dieſem Sinne iſt die 
vom Senat in feinen grundſätzlichen Entſch. 20 W 11947/30 v. 8. Dez. 
1930 und 20 W 568/33 v. 25. Jan. 1933 verlangte Glaubhaftmachung 
der Zahlung zu verſtehen. 

Ebenſowenig wie im Koſtenfeſtſetzungsverfahren die gegenſeitige 
Ausgleichspflicht zwiſchen Streitgenoſſen zu prüfen und zu berückſich⸗ 
tigen ift (jo obige Entſch. v. 8. Dez. 1930), kann in ihm im Streit⸗ 
falle darüber entſchieden werden, ob von einem Streitgenoſſen im 
eigenen Namen geleiſtete Zahlungen nur zum Teil für ihn, zum Teil 
für Rechnung anderer Beteiligter erfolgt ſind. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 31. Mai 1933, 20 W 5297/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 


6. 829 GKG.; 8271 ZPO. Der Antrag des Kl., die 
Hauptſache für erledigt zu erklären, iſt koſtenrechtlich 
keine Klagerücknahme und bewirkt nicht Ermäßigung der 
Prozeßgebühr. 

Eine Klagerücknahme liegt nicht vor. Eine Rücknahme der 
Klage iſt nicht erklärt worden. Vielmehr hat der Kl. nur den Antrag 
geſtellt, die Hauptſache für erledigt zu erklären, und hat nur 
noch wegen der Koſten Verurteilung der Bekl. beantragt. 

Der Sen. hat bereits in feiner grundſätzlichen Entſch., 20 W 
1308/29 v. 28. Febr. 1929, ausgeſprochen, daß die Anwendung der 
Ermäßigungsvorſchr. des § 29 DK G. eine prozeßrechtlich wirkſame 
Klagerücknahme vorausſetzt, da nur dann für die Staatskaſſe ein 
Anlaß beſteht, wegen der endgültigen Erledigung ohne weitere In⸗ 
anſpruchnahme des Gerichts zum Zwecke einer Sachentſch. die Prozeß⸗ 
gebühr zu ermäßigen. Vorausſetzung iſt aber in jedem Falle, daß 
tatſächlich eine Rücknahme der Klage gewollt und auch ausdrücklich 
oder ſchlüſſig erklärt wird, d. h. alſo eine Beendigung des Rechts⸗ 
ſtreits und ein Aufhören der Wirkungen der Rechtshängigkeit be⸗ 


zweckt und herbeigeführt wird. Von dieſem Zweck kann int Falle 
der Erledigung der Hauptſache, während gleichzeitig der Rechtsſtreit 
bezüglich der Koſten noch weitergeführt und vom Kl. ausdrücklich 
beantragt wird, die Koſten der Gegenpartei aufzuerlegen, nicht die 
Rede ſein. In einem ſolchen Falle liegt vielmehr das Gegenteil einer 
Klagerücknahme vor, nämlich nichts weiter als eine Beſchränkung des 
Rechtsſtreits auf ein anderes bzw. geringeres Objekt mit dem Willen, 
den Rechtsſtreit inſoweit weiterzuführen. Infolgedeſſen vermag der 
Sen. ſich der von Friedlaender, DEKG. Note 6 zu 8 29, ver⸗ 
tretenen Anſicht, daß auch die Erklärung des Kl. über die Er⸗ 
ledigung der Hauptſache koſtenrechtlich ſich als Zurücknahme des 
Hauptanſpruchs darſtelle, nicht anzuſchließen (ſo auch Stein⸗Jonas, 
Note 1 zu § 271 ZPO.). 

Mit Recht hat daher das LG. auch die Anwendung der Er⸗ 
mäßigungsvorſchr. des 8 29 DKG. abgelehnt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 29. April 1933, 20 W 3219/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Düſſeldorf. 

7. 8 91 8 PO. Koſtenerſtattungspflicht bei Wechſel 
des Rechtsanwalts. f) 

Gegen das Urt. des LG. hat die im Armenrecht klagende 
Kl. die Ber. durch den von ihr beauftragten RA. X. eingelegt, 
dieſer hat gleichzeitig um Bewilligung des Armenrechts und um 
feine Beiordnung als Armenanwalt gebeten, das BG. hat jedoch 
einen anderen Anwalt beſtellt. Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren 
verlangt die obſiegende Kl. die Erſtattung der durch die Tätigkeit 
des RA. K. entſtandenen Koſten (Prozeßgebühr nebſt Umſatzſteuer 
und Auslagen). 

Die Tatſache, daß die Kl. im zweiten Rechtszuge die Dienſte 
zweier RA. in Anſpruch genommen hat, nimmt ihr den Erſtat⸗ 
tungsanſpruch nicht, weil der Wechſel in der Perſon des Anwalts 
nötig war (§ 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO.). Die Kl. konnte nicht vor⸗ 
ausſehen, daß das BG. den von ihr als Vertrauensanwalt beſtell⸗ 
ten RA. X. nicht zum Armenanwalt beſtimmen werde, der An⸗ 
waltswechſel trat unabhängig von ihrem Willen ein. Es kann auch 
nicht anerkannt werden, daß die Beſtellung eines Vertrauens⸗ 
anwaltes durch die Kl. überhaupt nicht zur zweckentſprechenden 
Rechtsverteidigung und verfolgung der Kl. notwendig geweſen 
wäre. Die Kl. konnte zwar das Armenrechtsgeſuch für den zweiten 
Rechtszug auch bei der Geſchäftsſtelle oder ſchriftlich anbringen, 
ſie hatte dann aber nicht die 1 5 daß es — zumal unter Be⸗ 
rückſichtigung der rechtlich und tatſächlich keineswegs eindeutigen 
Sachlage — die ihr günſtigen Geſichtspunkte genügend erkannte 
und hervorhob. Es war deshalb auch i. S. des 8 91 Abſ. 1 S. 1 
ZPO. notwendig, wenn die Kl. mit einem beim BG. zugelaſſenen 
NA. den Sachverhalt a! und ihn mit der Prozeßführung im 
zweiten Rechtszug beauftragte. Daß die Kl. arm ift, nimmt ihr 
im Verhältnis zu dem Prozeßgegner nicht das Recht, im Rahmen 
des notwendigen dieſelben Aufwendungen zu machen, wie eine 
nicht arme Partei, ganz unerheblich ift in dieſem Zuſammenhang 
ſelbſtverſtändlich auch die Frage, ob der Gegner wirtſchaftlich zur 
Koſtenerſtattung in der Lage iſt oder nicht. 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 2. Juni 1933, 1 W 168/33.) 
Eingeſ. von Dr. F. Reuß, Düſſeldorf. 


Zu 7. Gegenüber der Entſch. ſei vorweg verwieſen auf 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender 9. Aufl. 8 1 S. 39 
Aum. 30 ſowie OLG. Frankfurt a. M. v. 14. Juli 1932 (5 W 
135/32) (JW. 1932, 2897/2898); KG. v. 24. Mai 1933 (20 W 
en 
Obige Entſch. ſteht zu den angezogenen Beſchlüſſen im 
Gegenſatz. 

Die Koſten des zweiten Anwalts find an ſich nur erſtattungs⸗ 
fähig, wenn der Anwaltswechſel notwendig und außerdem die 
Partei an dem Wechſel nicht ſchuld geweſen iſt. Dabei wird ihr 
ein Verſchulden des Anwalts nicht zugerechnet. Gewöhnlich liegt 
die Unverſchuldetheit der Partei gerade in dem Verſchulden des 
Anwalts. 

Ob bei der Zuweiſung eines Pflichtanwalts nach dem Lilten- 
ſpſtem eine Partei überhaupt noch einen von ihr ausgewählten 
Anwalt mit Ausſicht auf Erſtattung der dadurch entſtehenden 
Koſten mit der Anbringung eines Geſuches um Bewilligung des 
Armenrechts oder der fürſorglichen Einlegung eines Rechtsmittels 
betrauen kann, ift die Frage. Weitherzig behandeln F riedlaen⸗ 
der und Düſſeldorf den Fall. Einen ſchroffen Standpunkt nimmt 
das KG. ein. Das Richtige wird auf der Mitte liegen. Wo man 
davon ausgehen kann, daß die Einrichtung des Liſtenſyſtems De 
kannt war, wird man dazu neigen müſſen, anzunehmen, daß die 
Partei den Wechſel des Anwalts hätte vermeiden können und ihr 
dieſen zum Verſchulden gereichen laſſen. Die Feſtſtellung, ob man 
das Bekanntſein vorausſetzen kann oder nicht, wird u. U. ſchwierig 
ſein. Davor darf jedoch die Gerechtigkeit nicht halt machen. 

RA. Dr. Friedrich Ballhorn, Berlin. 
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62. Jahrg. 1933 Heft 31] 


Kiel. 

S. ST der 1. Aus fVoO. zur Not VO. des RPräſ. über 
den landwirtſchaftl. Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933. 
Vollſtreckungsſchutz iſt nur wegen Geldforderungen ge⸗ 
geben, nicht gegen Urteile, die auf Herausgabe von unter 
Eigentums vorbehalt gelieferten Sachen gehen. 

Der Gläubiger hatte dem Schuldner 4 Frühbeetkäſten und 80 Hol- 
ländiſche Frühbeetfenſter unter Eigentumsvorbehalt geliefert. Am 
12. Dezember 1932 erwirkte er beim AG. ein vollſtreckbares Urteil, 
durch das der Kl. zur Herausgabe der erwähnten Frühbeetkäſten und 
-fenfter verurteilt wurde. Gegen die Zwangsvollſtreckung erhob er auf 
Grund der 1. AusfVO. zur Not VO. über den landwirtſchaftlichen 
Vollſtreckungsſchutz v. 14. Febr. 1933 Erinnerung. Das OLG. hat 
dieſe zurückgewieſen. 

Nach 87 der 1. AusfVO. zur NotVO. des Rpraſ. über den 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchuz v. 14. Febr. 1933 iſt die 
Zwangsvollſtreckung in bewegliche Sachen, die zu einem landwirtſchaft⸗ 
lichen oder gärtneriſchen Betriebe gehören, bis zum 31. Okt. 1933 
nur dann unzuläſſig, wenn ſie wegen Geldforderungen betrieben 
wird. Die Zwangsvollſtreckung auf Herausgabe von Gegenſtänden, die 
rechtlich etwas ganz anderes darſtellt, fällt nach dem ausdrücklichen 
und klaren Wortlaut des Geſetzes nicht unter den 8 7. Daß die ding⸗ 
lich geſicherten Anſprüche Beſchränkungen in der Zwangsvollſtreckung 
nicht unterliegen, beſtimmt die 1. Ausf VO. ſelbſt im 8 10, nach wel⸗ 
chem die Zwangsvollſtreckung zuläſſig bleibt, wenn fie aus Forde⸗ 
rungen betrieben wird, die durch Pfandrecht geſichert ſind, oder wenn 
es ſich um die Befriedigung aus Gegenſtänden handelt, die dem Glau⸗ 
biger zur Sicherheit übereignet ſind. Maßgebend für dieſe Regelung, 
insbeſ. hinſichtlich der zur Sicherheit übereigneten Gegenſtände, ift die 
Erwägung geweſen, daß in dieſen Fällen der Schuldner von vorn⸗ 
herein damit rechnen mußte, die dem Gläubiger übereigneten Gegen⸗ 
ſtände ſpäter vielleicht zu verlieren. Er durfte daher nicht darauf 
vertrauen, daß dieſe Gegenſtände ſeiner endgültigen Verfügungs⸗ 
gewalt unterliegen würden (vgl. Jonas, Zwangsvollſtreckungsnot⸗ 
recht 1933 Bem. 1 zu 8 10 AusfVoO. v. 14. Febr. 1933 über den 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz). Genau fo wie bei den zur 
Sicherheit übereigneten, verhält es ſich bet unter Eigentums vorbehalt 
gekauften Sachen. Auch hier muß der Schuldner mit einer Heraus⸗ 
gabepflicht an den Gläubiger, der ja noch Eigentümer iſt, rechnen, 
wenn er ſeiner Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes nicht nach⸗ 
kommen kann. Er kann ſich daher nicht darauf verlaſſen, daß er 
über die gekauften Gegenſtände eine endgültige Verfügungsgewalt er⸗ 
langt hat. Darum kann keine Rede davon ſein, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auf Herausgabe von unter Eigentumsvorbehalt gelieferten 
Sachen jedenfalls nach dem Sinn der NotBO. des RPräſ. dem 
landwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz unterliegt. 

(OLG. Kiel, 1. ZivSen., Beſchl. v. 12. Juni 1933, 1 W 193/33.) 
Ber. von OLGR. Dr. Grunau, Kiel. 
* 


9. VO. des NPräf. v. 1. Dez. 1930 Teil 9 87 Abſ. 3. 
In Eheſachen beſchränkt ſich die höchſte Gebühr in der 
BerInſt. nicht auf 25 4, fondern es tritt noch hinzu ein 
Zuſchlag nach 8 52 RA Geb. 

In Eheſachen (8 606 ZPO.) tritt gem. VO. des RPräſ. vom 
1. Dez. 1930, 9. Teil 8 7 Abſ. 3 für den Erſtattungsanſpruch an die 
Stelle der vollen Gebühr (8 9 RAGED.) unabhängig vom Streit- 
wert der feſte Betrag von 25 RM. Im Verfahren wegen einſtw. 
Verf, in Eheſachen iſt der Höchſtbetrag einer Gebühr 25 AM. Der 
enge Zuſammenhang, in dem der Saß 2 mit dem Saß 1 des Abi. 3 
ſteht, ergibt, daß die Gebühr i. S. des Satzes 2 begrifflich dieſelbe 
it, mie die des Satzes 1. Sie iſt ſonach die volle Gebühr i. S. 
des 89 R A Geb O. Daraus folgt, daß die höchſte Gebühr in der 
VBerInſt. nicht auf 25 AM beſchränkt bleibt, ſondern daß zu ihr die 
10 Zuſchlag nach 8 52 RaAGebO. kommen. Im vorliegenden Falle 
iſt der Streitwert 960 AM. Die volle Gebühr nach 8 I RAGED. 
bei einem Streitwert von 960 AM beträgt zur Zeit 46,80 AM. Die 
Gebühr ermäßigt ſich nach 8 7 Abſ. 3 a. a. O. auf den Höchſtbetrag 
don 25 RM. Zu dieſem kommen (vgl. JW. 1931, 1842 4; Fried⸗ 
länder: JW. 1931, 1126; abweichend KG. ebenda Nr. 57) / 
gleich 7,50 RM, fo daß eine Geſamtgebühr von 32,50 RM ſich ergibt. 

(OLG. Kiel, 2. ZivSen., Beſchl. v. 11. März 1933, 2a EL 5/33.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 
* 

Naumburg. 
1 10. 8 808 ZPO. Der Umfang der Prüfungspflicht des 
Gerichtsvollziehers bei Feſtſtellung des Gewahrfams- 
Inhabers. 
% Der pfändende Gerichtsvollzieher hat die Pfändung in einem 
Ladengeſchäft abzulehnen, wenn ihm ein Vertrag vorgelegt wird, 
nach dem der Schuldner das Geſchäft an einen anderen verkauft 
bat, deſſen Name über der Ladentür als Inhaber aufgeführt und auf 
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deſſen Namen das Gewerbe angemeldet worden iſt. Der Gerichts⸗ 
vollzieher hat nicht zu prüfen, ob der vorgelegte Vertrag nichtig, 
insbeſ. nicht ernſtlich gemeint iſt. 
(OLG. Naumburg, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. Nov. 1932, 2 W 699/32.) 
Ber. v. AGR. u. LER. Dr. v. Rozycki⸗ v. Hoewel, 
Magdeburg. 
* 
Stuttgart. 


11. 5 811 3PO. Will der Gläubiger den Abzahlungs⸗ 
gegenſtand pfänden laſſen, fo kann der Schuldner Kompe- 
tenz einwenden. 

Die Unpfändbarkeit kann, da ſie dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehört, nicht von vornherein durch Vertrag ausgeſchloſſen werden, 
der Schuldner kann auf ſie nur nachträglich verzichten, indem er 
der Pfändung nicht widerſpricht (Stein 8811 Anm. 9; Baum⸗ 
bach 8811 Anm. 1 A). Der Gläubiger behandelt durch die Pfän⸗ 
dung die Sache als eine dem Schuldner gehörige und nimmt da⸗ 
durch von der Geltendmachung ſeines Eigentums Abſtand. 


(OLG. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 11. Febr. 1982, W 104/82.) 


Berlin, b) Strafjachen. 


12. Vorbeſtraftſein i. S. der 88 5ff. StraffreiheitsG. 
v. 20. Dez. 1932. 


85 Straffreihc. will die Gewährung der Straffreiheit in 
Fällen wirtſchaftlicher Not ferner von der Würdigkeit des 
Täters dahin abhängig machen, daß er nicht oder nur mit Geld⸗ 
ſtrafen oder mit Freiheitsſtrafen von insgeſamt höchſtens drei Mo⸗ 
naten vorbeſtraft iſt, er ſich alſo bis zum Augenblick des Inkraft⸗ 
tretens des Been nur geringfügig ſtrafbar Betten hat. 
Geht man aber hiervon aus, ſo iſt es belanglos, ob dieſe Vor⸗ 
beſtrafung bereits durch Zahlung der Geldſtrafe oder durch Ver⸗ 
büßung der Freiheitsſtrafe erledigt iſt oder nicht. Es kommt ledig⸗ 
lich darauf an, ob eine derartige Strafe im Augenblick des In⸗ 
krafttretens des Straffreih®. rechtskräftig verhängt worden iſt. 

(RG., 2. StrSen., Beſchl. v. 31. Mai 1933, 2 W 655/33.) 


Ber. von KGR. Dr. Stienen, Berlin. 


Landgerichte. 
Berlin. Zivilſachen. 


1. 88 245 3ßO.; 88 72, 77 ZwVerſtG.; 5. VO. v. 
26. Mai 1933. Einfluß des Boykotts vom 31. März auf 
einen Zwangsverſteigerungstermin. Das neue Voll- 
ſtreckungsrecht iſt in erſter Linie zum Schutze deutſcher 
Schuldner erlaſſen. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob durch die Ereigniſſe des 
31. März 1933 ein Stillſtand der Rechtspflege (8 245 ZPO.) bzw. 
eine tatſächliche Behinderung des Gerichts an der Ausübung des 
Richteramts (vgl. 8 36 Bit 1 ZRD.) beim AG. Berlin-Mitte 
eingetreten war, oder nur die tatſächliche Behinderung einzelner 
Richter. Auch in ſolchen Fällen würde eine Unterbrechung des 
Verfahrens mit dem Aufhören ihres Grundes kraft Geſetzes 
wieder ihr Ende gefunden haben (JW. 1923, 190; Baumbach, 
Anm. 1 zu § 245). Durch die Aufhebung (Abbrechung) des Ver⸗ 
ſteigerungstermins erloſch das abgegebene Gebot ($ 72 Abf. 3 Zw⸗ 
VerſtGd.). Da weitere Gebote nicht abgegeben wurden, trat nach 
§ 77 Abſ. 1 ZwVerſtG. einſtweilige Einſtellung des Verfahrens 
ein. Die betreibende Gläubigerin hat rechtzeitig den Fortſetzungs⸗ 
antrag geftellt. Die Ablehnung des Vertagungsantrages iſt nicht 
anfechtbar (§ 227 Abſ. 1 S. 2 ZPO.). 

Was die Anwendung des § 5 VO. v. 26. Mat 1933 i. Verb. 
m. Art. 7 Abſ. 2 Satz 2 Gef. v. 26. Mai 1933 anlangt: Die Eigen- 
tümerin iſt Ausländerin. Sie lebt auch im Auslande. Sie hat 
das Grundſtück gekauft, um eine gute Kapitalsanlage in Deutſch⸗ 
land zu haben; alſo offenbar in ſpekulativer Abſicht; ſie hat ja 
nicht nur das vorliegende, ſondern noch das Grundſtück W.⸗Str. 
damals erworben. 

Die neuen geſetzlichen Beſt. find in erſter Linie zum Schutze 
unverſchuldet in Not geratener deutſcher Schuldner erlaſſen. Bei 
einem im Auslande anſäſſigen Eigentümer läßt ſich gar nicht 
nachprüfen, ob auch ſein ausländiſches Vermögen ihm eine Er⸗ 
füllung feiner inländiſchen Verpflichtungen nicht geſtattet, insbeſ., 
ob er unverſchuldet in Not geraten iſt. 

(26. I Berlin, 1. 38., Beſchl. v. 5. Juli 1983, 201 T 4481/3.) 


Ber. von GerAſſ. Dr. Seibert, Berlin. 
* 
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2. 8 1124 BB. Die Vorausverfügung über den 
Mietzins bei Eingehung des Mietvertrages iſt dem Zwangs- 
verwalter gegenüber unwirkſam. f) 

Die Rechtsmeinungen in der Apr. gehen hier ſtark auseinander. 
OLG. Karlsruhe: JW. 1930, 29861? hält eine Vorausverfügung 
für zuläſſig. Dieſe Rechtsauffaſſung wird damit begröndet, daß eine 
verſchiedenartige Behandlung beider Fälle — nämlich Eigentums⸗ 
wechſel und Wechſel durch Zwangsverwaltung — den geſetzlichen 
Beſt. nicht entſpreche, weil die diesbezüglichen Beſt. hierüber in 
den 88 574, 676, 1124 und 1125 BGB. faſt den gleichen Wort⸗ 
laut hätten. Dieſe Rechtsfolgerung iſt nicht überzeugend. Beide Beſt. 
gehören verſchiedenen Rechtsgebieten an. Im Falle der Zwangs⸗ 
verwaltung handelt es ſich bei der Beſt. in § 1124 BGB. um eine 
Vorſchr. aus dem Sachenrecht. Dieſes iſt aber beherrſcht von dem 
Grundſatz des abſoluten Rechtscharakters, d. h. von einem gegen 
jedermann geltenden und der Parteivereinbarung entrückten Rechte. 
Der Geſetzgeber hat auch abſichtlich die Normen des Sachenrechtes 
dieſem Grundſatz unterſtellt. Denn unſer Wirtſchaftsleben, welches 
auf dem Privateigentum aufgebaut iſt, wird in einem gewaltigen 
Umfange vom Realkredit beherrſcht. Um das Wirtſchaftsleben aber vor 
ſchädlichen Intereſſenteneingriffen und wilden Spekulationen des 
Hauseigentümers als Kreditnehmers zu ſchützen, hat der Geſetzgeber 
zwingend in 8 1124 BGB. die bekannte Veit. getroffen. Auf jeden 
Fall ſollte nämlich der Hypothekengläubiger geſchützt werden. Denn 
er hat keinen Einfluß darauf, welche Mieter der Hauseigentümer nach 
Abſchluß des dinglich geſicherten Schuldvertrages aufnimmt. Er kann 
alſo auch nicht auf die zwiſchen Vermieter und Mieter getroffenen 
Vereinbarungen einwirken. Würde alſo die Vorſchr. in 8 1124 BGB. 
nicht beſtehen, ſo könnte der gewiſſenloſe Hauseigentümer, der bereits 
in Vermögensverfall geraten iſt, ſchnell die alten Mietverträge löſen 


Zu 2. Der vorl. Entſch. Kann ich nicht beitreten. 

I. In Übereinftimmung mit der herrſchenden Anſicht nimmt das 
LG. an, daß 81124 BGB. auch im Rahmen einer, von einem per⸗ 
ſönlichen Gläubiger betriebenen Zwangsverwaltung (ZwVerw.) An⸗ 
wendung findet. Es billigt offenbar, auch hier wiederum im Ein⸗ 
klang mit der herrſchenden Lehre, die Auffaſſung, daß der Erwerber 
eines Grundſtücks, auch über die Beſchränkungen in 8 574 hinaus, 
Mietzinsvorauszahlungen gegen ſich gelten laſſen muß, wenn ſie im 
Mietvertrage bedungen waren. Die Kernfrage nach der Übertragbar⸗ 
keit dieſes Grundſatzes von der Wirkung vereinbarungsgemäß erfolgter 
Mietzinsvorauszahlungen in den Rahmen des $ 1124 BGB. kann 
nun aber nicht von der im Urteil in den Vordergrund geſtellten Anti 
theſe: „Schuldrecht und Vertragsfreiheit einerſeits — Sachenrecht 
und abſolute Wirkung andererſeits“ aus gelöſt werden. Der auf⸗ 
merkſame Beobachter der Weiterentwicklung unſeres Rechts durch 
Rechtslehre und Rſpr. wird ſich dem Eindruck nicht entziehen können, 
als ob gerade dieſe Dinge allmählich in Richtung auf eine Ausglei⸗ 
chung dieſer vorherrſchend auf romaniſtiſchen Gedankengängen beruhen⸗ 
den Unterſcheidung in Fluß kommen. Doch mag dies hier unerörtert 
bleiben. Sicher ſollte ſein, daß dieſe Antitheſe wenigſtens hier deshalb 
nicht verfängt, weil gerade 8 1124 BGB. aufs engſte zuſammenhängt 
mit der durch die Regelung der 88 571—579 BGB. erfolgten Ver⸗ 
dinglichung des Mietverhältniſſes. Ob es ſich bei dem dort an⸗ 
geordneten Übergang des Rechtsverhältniſſes auf den Erwerber wirk⸗ 
lich um Dinglichkeit in des Begriffes voller Bedeutung (Coſ a ck) 
oder um einen „notwendigen Appendix des Eigentums“ (Oert⸗ 
mann), ob es ſich um eine „Zuſtandsobligation“ (Crome) oder 
um Vertragsſukzeſſion (Heck) handelt, kann dahinſtehen. Denn das 
eine iſt jedenfalls unbeſtreitbar: Dieſe, im Syſtem des BGB. eine 
Anomalie bildende Regelung macht den Vertragsinhalt des jeweiligen 
Mietverhältniſſes dem Neuerwerber gegenüber zu einem abſolut wir⸗ 
kenden. 

Weiterhin hat der Geſetzgeber doch wohl die in Betracht kom⸗ 
menden Fälle (neben 88 574, 1124 BGB. noch § 57 ZwVerſtG., $ 21 
KO.; die VerglO. enthält eine entſprechende Beſt. nicht) gleich be⸗ 
handeln wollen. Es hat daher ſchon einen guten Sinn, wenn OLG. 
Karlsruhe: JW. 1930, 2986 ſich auf die Übereinftimmung im Wort⸗ 
laut beruft. Daß dem Erſteher in der ZwVerſt gegenüber die ver⸗ 
tragsgemäß erfolgten Mietzinsvorauszahlungen genau ſo wirkſam 
ſind, wie ſie dem rechtsgeſchäftlichen Erwerber entgegengehalten wer⸗ 
den können, iſt mit Recht herrſchende Meinung (vgl. OLG. Hamm: 
JW. 1929, 3257; LG. 1 Berlin: KGBl. 1929, 117. Hinſichtlich der 
übereinſtimmenden Rechtslage im Konkurſe vgl. RG. 127, 117). Eine 
ungleichartige Behandlung des Erſtehers in der ZwVerſt. und des 
Zwangsverwalters aber wäre vollends widerſinnig. Denn keine Aus⸗ 
legungskunſt könnte das Ergebnis rechtfertigen, daß das Geſetz den 
Hypothekengläubiger, der lediglich der Zinſen wegen die ZwVerſt. be⸗ 
treibt, beſſer ſtelle als denjenigen, der zur Rettung ſeines Kapitals 
das Grundſtück ſelbſt erſteht (ſo richtig, wenn auch im übrigen ab⸗ 
weichend, Boeck: DMietR. 1932, 1386). 

Schließlich trägt auch der Hinweis auf den Zweck des Geſetzes 
die vorl. Entſch. nicht. Genau fo, wie 8 1124 BGB. den Hypothekar 
zu ſichern beſtimmt iſt, ſoll 8574 BOB. den Erwerber ſichern. Der 
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und neue in der Art eingehen, daß er ſich ſofort die Miete für einen 
langen Zeitraum im voraus von den neuen Mietern zahlen läßt. Der 
Kreditgeber wäre ſomit im Falle des Eintritts der Fälligkeit ſeiner 
Hypothek lediglich auf das Inſtitut der Zwangsverſteigerung des 
haftenden Grundſtücks beſchränkt. Dies wollte aber gerade der Geſetz⸗ 
geber vermeiden. Der Hausbeſitz ſollte nicht durch Zwangsverſteige⸗ 
rungen zu einer Schleuderware herabgewürdigt und dadurch die Lage 
auf dem Grundſtücksmarkt zwangsläufig beunruhigt werden. Darum 
iſt dem Realkreditgeber durch Einleitung der Zwangsverwaltung die 
weniger ſchädliche und ſubſtanzerhaltende Befriedigungsmöglichkeit ein⸗ 
geräumt worden. Dies erforderte aber andererſeits auch einen Schutz 
des Kreditgebers, damit ihm zu jeder Zeit mit einer gewiſſen Be⸗ 
ſchränkung der Zugriff auf die Mieten zur Durchführung der weniger 
einſchneidenden Zwangsverwaltung offenſtand. In der Beſt. in $ 1124 
BGB. hat ſomit der Geſetzgeber den Kreditgeber geſichert und ihm 
einen Anreiz infolge der erhöhten Sicherheit geboten für die Durch⸗ 
führung einer Zwangsverwaltung, die auch den wirtſchaftlich ſchwä“ 
cheren Mieter vor unliebſamen Kündigungen ſchützt (8 57 ZwVerſtG.) 
und nicht zuletzt auch dem Vermieter ſein Eigentum erhält. Man 
kann ſomit nicht rein ſchematiſch die Beſt. in 8 1124 BGB. mit der⸗ 
jenigen in 8574 BGB. vergleichen. Denn letztere gehört dem Schuld⸗ 
recht an, wo der Geſetzgeber der Parteivereinbarung freien Spielraum 
laſſen und nur in Zweifelsfällen geſetzliche Richtlinien geben wollte. 
Der neue Erwerber hat es in der Hand, ſich die Mietverträge vor 
zeigen zu laſſen und dementſprechend ſein Riſiko bei der Berechnung 
des Kaufpreiſes einzuſchätzen. Beide Beſt. können ſomit überhaupt 
nicht verglichen werden, da ſie ganz verſchiedenen Rechtsgebieten mit 
ganz anderer Ideengrundlage angehören. 

Die vertragsmäßige Vorauszahlung des Mietzinſes außerhalb 
des geſetzlichen Rahmens iſt ſomit dem Hypothekengläubiger gegen⸗ 


Hypothekar hat, wie Ruth: JW. 1932, 3014 zutreffend bemerkt, 
Reinen Anſpruch auf Zuführung zuſätzlicher Haftungsſubſtrate. Steht 
dem Eigentümer, wie wohl nicht beſtritten werden kann, bis zur Be⸗ 
ſchlagnahme mit Wirkung gegen jedermann das Recht zu, die Höhe 
des Mietzinſes frei zu beſtimmen, ihn herabzuſetzen, nach Belieben 
die Raumnutzung auch unentgeltlich zu überlaſſen, ſo kann man ihm 
nicht die mindere Befugnis abſprechen, im Vertrage eine Voraus⸗ 
zahlung zu vereinbaren (vgl. Abenheimer: JW. 1930, 2912). 
Daß in einem ſolchen Falle möglicherweiſe die ZwVerw. keinen Er⸗ 
folg verſpricht, iſt eine unvermeidliche Konſequenz, die den hier ver⸗ 
tretenen Standpunkt nicht zu erſchüttern geeignet ift. Hängt es doch 
ſtets von den im Einzelfall obwaltenden Verhältniſſen ab, ob der 
Weg der ZwVerw. oder der der ZwVerſt. zweckmäßiger iſt. Im 
letzteren Falle gewährt ja 857 ZwXerft®. dem Erſteher ohnehin 
die Möglichkeit, ungünſtige Mietverträge ohne Rückſicht auf vertrag 
liche Abmachungen zu kündigen. Der Erwerbswert des haftenden 
Grundſtücks wird alſo in dieſem Zuſammenhang durch Voraus⸗ 
zahlungsverträge kaum gemindert. Von einer Schutzloſigkeit der Real⸗ 
gläubiger kann daher nicht geſprochen werden (im Ergebnis über 
einſtimmend noch KG.: Grunde. 1933, 497; OLG. München: Bay⸗ 
Rpfl 3. 1931, 127; LG. 1 Berlin: DMietR. 1932, 1390. Anders die 
weitaus herrſchende Meinung. Vgl. z. B. Staudinger Kober, 
Erl. III 2 a und Planck⸗Strecker, Erl. 2b zu 8 1124; Jaeckel ⸗ 
Güthe, Erl. 8 zu 857 ZwvVerſtch.; Becher: JW. 1930, 3180; 
KG.: 28.1917, 1103; 1919, 1108; OG. Hamm: JW. 1932, 3207 
U. a. m. RG.: Grunde. 1933, 638 läßk die Entſch. ausdrücklich da⸗ 
hingeſtellt). 

II. Hinzu kommt endlich, daß in dem vorl. Urteil eine bebeut- 
ſame Tatſache unbeachtet oder doch wenigſtens unbehandelt gelaſſen 
iſt, die auch dann, wenn man mit der h. M. im Rahmen des 
81124 BGB. die Unwirkſamkeit auch vertragsmäßig erfolgter, die 
Schonfriſten überſchreitender Vorauszahlungen bejaht, die Entſch. zu 
Fall bringt. Es handelt ſich nämlich, was allerdings die mitgeteilten 
Urteilsgründe nicht erkennen laſſen, um einen Vertrag, in dem die 
neue Mieterin mit dem Eigentümer vereinbart hatte, daß die in der 
Wohnung erforderlichen Herſtellungs⸗ und Erneuerungsarbeiten von 
ihr bezahlt und auf den in den nächſten Monaten fälligen Mietzins 
verrechnet werden ſollten. Im Zeichen der herrſchenden Kapitalknapp⸗ 
heit ſind derartige Verträge keine ſeltene Erſcheinung. Die jetzt un 
Abklingen begriffene Wohnungsnot der Nachkriegsjahre zwang viel 
fach die Wohnungſuchenden zur Zahlung eines ſog. Abſtandes. Diele 
Wohnungsnot brachte es ferner mit ſich, daß häufig genug Wohn 
bauten überhaupt nur mit Hilfe von Baukoſtenzuſchüſſen der kin“ 
tigen Mieter, die auf die Miete angerechnet wurden, errichtet werden 
konnten. Daß alle dieſe Fälle im Hinblick auf das Raumnutzungs⸗ 
entgelt dieſelbe Struktur aufweiſen, wird nicht beſtritten werden kon“ 
nen. In den Fällen des Neparatur- bzw. Baukoſtenzuſchuſſes wurde 
ſtatt einer generellen Mietzinsherabſetzung die Form der Verrechnung, 
im Falle des Abſtandes ftatt einer Mietzinserhöhung die Form ber 
Kapitalvorauszahlung gewählt. Juriſtiſch betrachtet haben die ge 
nannten Fälle das Gemeinſame, daß die betreffende Vereinbarung 
den Abſchluß des Mietvertrages überhaupt erſt ermöglicht, daß es fi 
mithin bei der Zahlung dieſer Vorausbeträge nicht eigentlich um 
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über unwirkſam. Dieſe Anſicht wird auch vertreten vom OLG. 
Königsberg: LZ. 1931, 790 Nr. 2; ferner vom KG.: 83. 1917, 1103. 

Die Ausführungen Prof. Ruths, der dem Erkenntnis des 
OLG. Karlsruhe beitritt: JW. 1932, 3013/14 ſind nicht überzeugend. 
Ruth führt aus, daß der Hypothekengläubiger keinen Anſpruch 
darauf habe, daß ihm von ſeiten des Vermieters neue Mietzins⸗ 
ſorderungen zugeführt würden, die den Kreis der Haftungsobjekte 
vermehren. Er könne lediglich verlangen, daß ihm Haftungsobjekte, 
die einmal unter die Hypothek gefallen ſeien, nicht wieder gegen ſeinen 
Willen entzogen oder geſchmälert würden. Deshalb ſei den Parteien 
nach § 1124 BGB. die nachträgliche Vertragsänderung nicht geſtattet. 
Daß aber der urſprüngliche Mietvertrag bereits zu ſeinen Gunſten 
geſtaltet werde, darauf habe der Gläubiger keinen Anſpruch. Es iſt 
hierbei überſehen worden, daß die Hypothek auch zwangsläufig dem 
perſönlichen Gläubiger eine Sicherheit bieten ſoll in Form der hypo⸗ 
thekariſchen Eintragung durch Zwangsvollſtreckung gem. 8866 ZPO. 
Ferner iſt überſehen worden, daß der kleine Bauhandwerker gem. 
§ 648 BGB. eine ſog. Baugeldhypothel für feine Werklohnforderung 
beſtellen laſſen kann. Alle dieſe Gläubiger, die nun einmal — nicht 
zuletzt oft im Intereſſe des Hauseigentümers ſelbſt — von der Mög⸗ 
lichkeit der Beſtellung einer ſolchen Hypothek Gebrauch machen, haben 
überhaupt keinerlei Einfluß auf den Abſchluß der Mietverträge. Ge⸗ 
währte ihnen aber der Geſetzgeber einerſeits die Möglichkeit der 
zlvangsweiſen dinglichen Sicherung, fo mußte dieſer Perſonenkreis 
andererſeits — wie in 8 1124 BGB. gefchehen — auch bei weiterer 
Zahlungsunfähigkeit des Hauseigentümers geſchützt werden. 

Es iſt ſomit ganz rechtsunerheblich, ob die Zwangsverwaltung 
auf Grund einer perſönlichen Forderung oder wegen Fälligkeit einer 
vertraglich beſtellten Hypothek angeordnet worden iſt. Die Belt. in 
$ 1124 iſt ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um eine vertragliche 
Hyypothek oder um eine Sicherungshypothek auf Grund einer per⸗ 
ſönlichen Forderung i. S. des § 866 ZPO. handelt, anzuwenden. 
2 Rechtsanſicht wird auch vom KG.: Grunde. 1933, 497 ver⸗ 
teten. 

(LG. III Berlin, Urt. v. 10. Juni 1933, 4 S 1420/33.) 
* 

Mietvertragserfüllung i. ©. von 8 535 Satz 2 BGB., ſondern erſt um 
die Herſtellung der Vertragsgrundlage ſelbſt handelt. Was als Re⸗ 
paratur⸗ oder Baukoſtenzuſchuß oder als Abſtand gezahlt wird, iſt 
alſo gar nicht Mietzins (vgl. die elegante Formulierung von Bock 
a. a. O.: Abſtand iſt Gegenleiſtung für Vertragsgewährung, Mietzins 
Gegenleiſtung für Gebrauchsgewährung). Derartige Vereinbarungen 
und ihre Erfüllung können daher ſchlechterdings gar keine „Miet⸗ 
zinsvorausverfügung“ enthalten, ſondern betreffen der Sache nach un⸗ 
mittelbar die Bemeſſung des Mietzinſes ſelbſt (NG. 136, 413 ff.). Und 
zwar kann es, worauf abweichend von der hier vertretenen Anſicht 
Boeck und anſcheinend auch RG. a. a. O. Gewicht legen, auf die 
Faſſung der Vereinbarung, d. h. auf den von den Vertragsparteien 
gewählten Modus der Berechnung und Anrechnung nicht ankommen. 
Boeck will z. B. den ſog. verlorenen Baufoſtenzuſchuß als Abſtand 
behandeln (daß Abſtand keine Miete iſt, hatte bereits RG.: JW. 
1929, 2872 anerkannt), den ſog. unverlorenen Baukoſtenzuſchuß 
aber i. S. der 88 574, 1124 BGB. ungeſchützt laſſen, weil er als 
Verrechnungsdarlehn eine Vorauszahlung darſtelle. Die wirtſchaftliche 
Gleichartigkeit beider Fälle gibt auch Boeck (a. a. O. Note 47) zu. 

Den Realgläubigern vollends geſchieht durch dieſe Auffaſſung der 
Sachlage kein Unrecht. Denn ihre Sicherung wird doch durch die 
Inveſtierung derartiger Zuſchüſſe gerade veritärkt. 

III. Dieſe Überlegung leitet zu dem letzten gegen die Entſch. zu 
erhebenden Bedenken über. Das Urteil überſieht nämlich auch die 
Möglichkeit, die Ablehnung der vom ZwVerw. geforderten (Doppel- 
Zahlung als Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts wegen 
eines Anſpruchs aus Verwendungen für das Grundſtück in Betracht 
zu ziehen. Hieran hat offenbar weder die Partei noch das Gericht ge⸗ 
dacht. Denn andernfalls hätte dieſes nach § 139 ZPO. die Partei 
auf den Geſichtspunkt des 8273 BGB. hinweiſen müſſen, wenn es 
Darlegungen nach dieſer Richtung vermißte. Eines Eingehens auf 
dieſen Geſichtspunkt hätte es auch dann bedurft, wenn etwa ſchließ⸗ 
lich die Möglichkeit der Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechts 
wegen deſſen einer Aufrechnung gleihkommenden und daher dem 
Verbot des 81125 BGB. unterfallenden Wirkung verneint wor⸗ 
en wäre. 

RA. Günter Legart, Berlin. 


% Zu 3. J. Zuerſt iſt davon auszugehen, daß nach dem Vertra 
über Rechtsſchutz und Rechtshilfe zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und der Republik Sſterreich v. 21. Juni 1923 (RG Bl. 1924, 55) 
die deutſchen Gerichte in Anſehun der Bewilligung des Armen⸗ 
rechts und in Anſehung der Rechtshilfe bei einem Oſtereicher fo zu 
verfahren haben, wie wenn es ſich um einen Inländer handelt. 
Denn nach Art. 5 des genannten Vertrages werden die Angehö⸗ 
tigen des einen Staates im Gebiete des anderen Staates zur 
Wohltat des Armenrechts unter denſelben Bedingungen, wie die 
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3. 858 114 ff. ZPO. Geſuch um Bewilligung des Armen⸗ 
rechtes und Beiordnung eines Armenanwaltes für die Be⸗ 
weis aufnahme vor dem erſuchten Richter. f) 

Das AG. und LG. haben den Antrag der Bekl., ihr für den 
Beweistermin vor dem erſuchten Richter in dem zwiſchen ihr und 
dem Kl. vor dem LG. Wien anhängigen Eheſchetdungsrechtsſtreit 
das Armenrecht zu bewilligen und den RA. Dr. Z. als Armen⸗ 
anwalt beizuordnen, zurückgewieſen. 

Das Geſuch der Bekl., ihr für den Beweistermin das Armen⸗ 
recht zu bewilligen, iſt gegenſtandslos, da, wie aus dem Schreiben 
des Wiener Vertreters der Bekl. v. 11. Febr. 1933 erſichtlich, ihr 
das Armenrecht bereits von dem Prozeßgericht bewilligt iſt, ihr 
weiterhin dieſes Recht gem. Art. 8 des Vertrages über Rechtsſchutz 
und Rechtshilfe zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oſterreich v. 
21. Juni 1923 (RGBl. 1924, II, S. 55 ff.) auch für den Beweis⸗ 
termin vor dem erſuchten Richter zuſteht. Dieſer Umſtand ſteht 
einer erneuten Entſch, über das Armenrechtsbewilligungsgeſuch 
entgegen. Die gleichwohl ergangene Entſch. des AG. vermag irgend⸗ 
welche Rechtswirkungen nicht zu erzeugen; ſie aufzuheben, er⸗ 
übrigt fi) in Ermangelung eines diesbezüglichen rechtlichen In⸗ 
tereſſes der Bekl. 

Was die Zurückweiſung des Geſuches der Bekl. auf Beiord⸗ 
nung eines Armenanwaltes anbetrifft, ſo konnte der Beſchw. ein 
Erfolg nicht beſchieden ſein. Für die Beurteilung dieſer Frage ſind 
gem. Art. 5 des dtſch.⸗öſterr. Rechtsſchutzvertrages die deutſchen Beſt. 
maßgebend, danach ſcheitert vorliegend die Beiordnung eines Ar⸗ 
menanwaltes für das Verfahren vor dem erſuchten Richter daran, 
daß gem. § 36 RAO. nur der Vorſitzende des Prozeßgerichtes den 
Armenanwalt auswählen kann. Unter dem „Prozeßgericht“ iſt das⸗ 
jenige Gericht zu verſtehen, welches im Zeitpunkt des Beiord⸗ 
nungsbeſchluſſes auch über das Armenrechtsgeſuch zu entſcheiden 
hätte. Nach dem ausgeſprochenen Willen des Geſetzes ſoll alſo die 
Entſch. darüber, ob die Beiordnung eines RA. für das Verfahren 
vor dem erſuchten Gericht angebracht erſcheint, nur dem mit dem 
Rechtsſtreit ſelbſt befaßten Gericht zuſtehen. Demzufolge kommt 


Angehörigen dieſes Staates zugelaſſen. Nach Art. 8 ſteht der Par⸗ 
tei, der das Armenrecht bewilligt iſt, dieſes Recht für alle die 
Prozeßhandlungen zu, die ſich auf denſelben Rechtsſtreit beziehen 
und vor den Gerichten des anderen Staates vorgenommen werden. 
Für das Rechtshilfeerſuchen et die Art. 10 und 15. Die Ge⸗ 
richtsbehörde, an die das Rechtshilfeerſuchen gerichtet iſt, iſt nach 
Art. 15 des Vertrages verpflichtet, dieſem zu entſprechen. Das Er⸗ 
ſuchen hat im unmittelbaren Geſchäftsverkehr der Behörden beider 
vertragſchließenden Staaten zu erfolgen (Art. 10, J). 

II. Einer Partei, welcher das Armenrecht bewilligt ift, ſteht 
gem. § 115 Ziff. 3 ZPO. das Recht auf Beiordnung eines Pflicht⸗ 
anwalts inſoweit zu, als eine Vertretung durch Anwälte geboten 
iſt; ſoweit dies nicht der Fall iſt, kann das Prozeßgericht nach 
freiem Ermeſſen der Partei gem. 8 34 RAO. zur vorläufig un⸗ 
en Wahrnehmung ihrer Rechte einen Armenanwalt bei- 
ordnen. 

Das LG. nimmt nun an, daß die Beiordnung eines Armen⸗ 
anwalts für die Beweiserhebung vor dem erſuchten Richter nicht 
durch dieſen, ſondern nur durch das LG. in Wien erfolgen könne. 
Denn nur dieſes ſei als Prozeßgericht anzuſehen. Dieſer 
Auffaſſung des LG., die auch Friedlaender in feinen Kom⸗ 
mentar zur RAO. (1930, zu § 34 Anm. 5) vertritt, iſt entgegen⸗ 
zuhalten, daß ſie zu einem praktiſch völlig unbrauchbaren Ergebnis 
führt. Denn der Vorſitzende des Prozeßgerichts, alſo nach jener 
Meinung das erſuchende Gericht, kann einen Armenanwalt nur 
aus der Zahl der bei dieſem Gericht zugelaſſenen RA. auswählen. 
Dann käme eine Beiordnung für die Beweiserhebung vor dem 
erſuchten Richter nur in Betracht, wenn dieſe am Wohnort des 
ſimultan zugelaſſenen Amtsgerichtsanwalts ſtattfindet. Deshalb 
wollen andere, z. B. Wolf: DZ. 1914, 231; Rabe: JW. 
1914. 560; OL G. Dresden: JW. 1929, 1683, das erſuchte Ge⸗ 
richt über die Beiordnung des Armenanwalts entſcheiden laſſen. 
Der Ausdruck Prozeßgericht in der RAO. ſei nicht in dem tech⸗ 
niſchen Sinne der ZPO. zu verſtehen. Unter Prozeßgericht i. ©. 
des § 34 RAD, ſei das Gericht, vor dem gerade verhandelt werde, 
alſo im vorl. Falle das erſuchte Gericht gemeint. 

Dieſe Auffaſſung iſt jedoch unzutreffend. Prozeßgericht 
kann nur dasjenige Gericht ſein, bei dem das betr. Verfahren an⸗ 
hängig iſt, alſo nur das erſuchende Gericht. Dieſes hat und kann 
auch nur allein über die Bewilligung des Armenrechts und über 
die Frage der Beiordnung eines Armenanwalts entſcheiden. 

. Das einer arnıen Partei bewilligte Armenrecht gilt, falls 
nichts anderes beſtimmt tft, für die ganze Inſtanz, mithin auch 
für eine Beweisaufnahme, die vor einem erſuchten Gericht ſtatt⸗ 
findet. Jedoch hat die arme Partei auf Grund dieſer Armen⸗ 
rechtsbewilligung noch kein Recht, daß ihr für den Beweistermin 
vor einem erſuchten Gericht auch ein weiterer Armenanwalt bei⸗ 
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für die Beiordnung lediglich das LS. in Wien in Betracht. Die 
Auffaſſung der Bekl., daß dieſes Ergebnis eine zu enge Auslegung 
des Begriffes „Prozeßgericht“ bedeute, iſt angeſichts der zwar ver⸗ 
beſſerungsbedürftigen, aber eindeutigen Beſt. des § 36 NAD. ab⸗ 
wegig (vgl. Friedlaender, Komm. z. RAO. 1930, Anm. 5 
zu § 34). 

(LG. Frankfurt a. M., 3. 3K., Beſchl. v. 22. Mai 1933, 2/3 T 
385 2/83.) 

Ber. von GerAſſ. Dr. Noll, Frankfurt a. M. 
x 


4. 8807 3RD.; § 19d der VO. v. 26. Mai 1933. Wenn 
das Vollſtreckungsverfahren bei Inkrafttreten der VO. v. 
26. Mai 1933 bereits anhängig war und Schuldner bereits 
Widerſpruch erhoben hatte, ſtehen ihm die Rechte aus 
8 19d Abſ. 2 Satz 1 nicht mehr zu. 

Das Vollſtreckungsverfahren war bei Inkrafttreten dieſer VO. 
bereits anhängig. Übergangsvorſchriften für anhängige Offenbarungs⸗ 
eidverfahren befinden ſich nur in dem maßgebenden Geſetz über 
weitere Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung vom 
26. Mai 1933 in Art. 7 Abſ. 3, nach welchem der Schuldner die 
Verſicherung gem. § 19d VO. v. 26. Mai 1933 noch abgeben kann, 
wenn zur Erzwingung der Eidesleiſtung bereits die Haft angeordnet 


geordnet wird. Dies überfieht das KG.: JW. 1928, 1520 17, in 
der ausgeführt wird, daß die Armenrechtsbewilligung für die ganze 
Inſtanz gelte und ſchon deshalb der Partei auch 55 die Beweis⸗ 
aufnahme vor dem erſuchten Gericht ein bei dieſem Gericht zu⸗ 
gelaſſener Anwalt beizuordnen ſei. Die Bewilligung des 
Armenrechts muß vielmehr für dieſen Teil des Verfahrens be⸗ 
ſonders erfolgen. Sie kann auch gem. § 34 RAD. erfolgen. Ob 
die Vorausſetzungen dafür vorliegen, muß aber das Gericht, bei 
dem der Prozeß anhängig iſt, beurteilen. Dies iſt auch hierzu 
nur allein auf Grund ſeiner Sachkenntnis in der Lage. 

Das erſuchte Gericht kann dies oft ſchon deshalb nicht, weil 
vielfach eine Beweisaufnahme ohne Aktenüberſendung an das er⸗ 
ſuchte Gericht verlangt wird. Nämlich dann, wenn mehrere aus⸗ 
wärtige Zeugen vor mehreren Gerichten vernommen werden ſol⸗ 
len und das erſuchende Gericht deshalb nur eine Abſchrift des Be⸗ 
weisbeſchluſſes an das erſuchte Gericht überſendet. 

Die Beiordnung des Anwalts kann alſo für die Beweis⸗ 
aufnahme vor dem erſuchten Gericht nur durch das erſuchende Ge⸗ 
richt erfolgen. 

Es iſt nun aber ein Fehlſchluß, anzunehmen, daß die Aus⸗ 
wahl des Anwalts nur von dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts 
durch einen bei dieſem zugelaſſenen Anwalt zu erfolgen habe. Da⸗ 
von jagt § 34 NAD. nichts. 534 RAO. beſtimmt nur, daß eine 
Beiordnung eines Armenanwalts durch das Prozeßgericht möglich 
iſt. Für die Auswahl beſtimmt § 36 RA., daß fie durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichts (nicht Prozeßgerichtl) aus der 
Zahl der bei dieſem zugelaſſenen Anwälte zu erfolgen hat. 

Gerade aber aus dieſer Unterſcheidung des Wortlauts im 
834 und 8 36 RAO. iſt zu entnehmen, daß im § 36 RAD. nicht 
gemeint ſein kann, daß hier nur eine Auswahl aus den bei dem 
Prozeßgericht zugelaſſenen Anwälten zu erfolgen hat. Hier hat 
die Betordnung aus der Zahl der Anwälte zu erfolgen, die bei 
dem Gericht, das die Prozeßhandlungen vornimmt, zugelaſſen ſind. 
Das iſt die einzig mögliche Auslegung des § 36 RAO. Im vorl. 
Fall hätte alſo die Beiordnung eines Anwalts durch das 
Prozeßgericht, die Auswahl durch das erſuchte Gericht aus 
der Zahl der bei dieſem zugelaſſenen Anwälte zu erfolgen. In die⸗ 
ſem Falle iſt das erſuchte Gericht verpflichtet, aus der Zahl der 
bei ihm zugelaſſenen Anwälte einen Armenanwalt auszuwählen. 

Der Fall liegt alſo ähnlich, wie wenn ein Obergericht auf 
die Beſchw. einer Parte wegen Ablehnung des Armenrechts durch 
das Untergericht der Partei unter Aufhebung des angefochtenen 
Beſchluſſes das Armenrecht bewilligt, aber die Auswahl des Ar⸗ 
menanwalts dem Untergericht überläßt. 

Miit Recht hat nun zwar das AG. den Antrag der Bekl., ihr 
für den Beweistermin vor dem erſuchten Richter das Armenrecht 
zu bewilligen und den RA. Dr. Z. beizuordnen, zurückgewieſen. 
Denn die Beiordnung eines Armenanwalts für den Be⸗ 
weistermin konnte nur durch das LG. in Wien erfolgen. 
Dies war aber noch nicht geſchehen. Die Bewilligung des 
Armenrechts durch das LG. Wien umfaßte noch nicht das Recht 
der Parteien, einen Armenanwalt für die Wahrnehmung des Be⸗ 
weistermins zu erhalten. Erſt wenn dies durch das LG. Wien 
geſchehen war, war das AG. verpflichtet, gem. §S 36 RAO. einen 
Armenanwalt auszuwählen. 

Im Ergebnis iſt alſo der Entſch. dahin beizutreten, daß das 
Geſuch der Bekl. im vorl. Fall zurückzuweiſen war. Aus den dar⸗ 
gelegten Gründen ergibt ſich jedoch, daß die obige Entſch. in ihrer 


Begr. fehlgeht. 
RA. Dr. Otto Rilk, Berlin. 
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iſt. Hiernach könnte es ſcheinen, daß die Vergünſtigung für den 
Schuldner auch dann beſtünde, wenn vor Inkrafttreten des Geſetzes 
ein Widerſpruch bereits zurückgewieſen iſt. Eine derartige Aus⸗ 
dehnung des Art. 7 Abſ. 3 a. a. O. erſcheint jedoch im Hinblick auf 
§ 19 d Abſ. 3 der genannten VO. nicht angängig, wonach die vor⸗ 
erwähnte Verſicherung nicht abgegeben werden kann, wenn bereits 
ein Termin wegen eines Widerſpruchs erfolglos geweſen iſt. Aus 
Satz 2 des gleichen Abſatzes muß gefolgert werden, daß eine Über⸗ 
leitungsvorſchrift außerhalb von Art. 7 Abſ. 3 des erwähnten Geſetzes 
nicht gegeben werden ſollte, ſo daß alſo auch ein Widerſpruch, der zu 
einer Erfolgloſigkeit des Termines vor Inkrafttreten der genannten 
geſetzlichen Maßnahmen geführt hat, den Verluſt der Vergünſtigung 
für den Schuldner zur Folge haben mußte. Das Gericht verkennt 
nicht, daß hierin eine gewiſſe Härte für den Schuldner liegt; die Be⸗ 
ſtimmung des 8 19 d Abſ. 3 Satz 1 der genannten VO. dient aber 
offenbar allgemein einer Beſchleunigung des Verfahrens und ſoll ver⸗ 
hüten, daß wiederholt Widerſprüche eingelegt werden, die zur Ver⸗ 
zögerung führen. 
(LG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 14. Juni 1933, 2/ T 526/33.) 
Ber. von GerAſſ. Dr. Alfons Noll, Frankfurt a. M. 


B. Arbeitsgerichte. 
KReichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


* 1. Teil 5 Kap. III 88 1—6 Not O. d. RPräſ. v. 6. Okt. 
1931. Erſatzanſprüche für bare Auslagen, die dem An⸗ 
geſtellten gemäß 88 675, 670 BGB. zuſtehen, ſind nicht in 
die Grenzſumme der „Vergütung“ einzurechnen, von der 
die Anwendbarkeit der Kürzungsbeſtimmungen der Not Vo. 
abhängt. 

Durch Vertrag v. 18. Febr. 1928 hat die beklagte Verlags⸗ 
firma den Kl. für die Zeit v. 15. Febr. 1928 bis 31. März 1938 
zum Hauptſchriftleiter einer von der Bekl. herausgegebenen Zeit⸗ 
ſchrift beſtellt. Der Vertrag gewährte dem Kl. ein Gehalt von 
10 800 RA, Vergütung für eine Schreibkraft mit zunächſt 160, 
ſpäter 200 %% nionatlich, ein „Speſen⸗Pauſchale“ von 800 Aust 
jährlich ſowie Erſatz der Reiſekoſten für gewiſſe Reiſen. — Im 
Hinblick auf wirtſchaftliche Schwierigkeiten hat die Bekl. mit 
Schreiben vom 29. Dez. 1932 dem Kl. eine weſentliche Kürzung 
ſeiner Geſamtbezüge 1 0 8 Sie beruft ſich auf die VO. des 
RPräſ. v. 6. Okt. 1931 Teil 5 Kap. III. 

Die Kürzungsvorſchr. 88 1—4 a. a. O. finden keine Anwen⸗ 
dung, ſoweit die Vergütung des Dienſtſchuldners 15000 AM 
jährlich nicht überſteigt (5 5 das.). Als Vergütung i. S. des 8 1 
find, wie § 6 Abſ. 1 erläuternd bemerkt, anzuſehen: Gehalt, Ge⸗ 
winnanteil, Aufwandsentſchädigungen, Proviſionen und Neben: 
leiſtungen jeder Art. 

Gewinnanteil und Proviſionen bezieht der Kl. nicht. An Ge. 
halt bezieht er nicht die in $5 genannte Summe. Dagegen hat Kl. 
vertragsmäßigen Anſpruch auf einen Betrag für Schreibhilfe, für 
Bürokoſten und für Reiſen. 

Dieſe Poſten will die Bekl. in die Grenzſumme von 
15000 %% eingerechnet wiſſen; fie bezieht ſich dafür auf das 
Wort „Aufwandsentſchädigung“. 

Weder der Zweck und Sinn der Vorſchr. noch insbeſ. auch die 
Aufzählung des 8 6 Abſ. 1 laſſen erkennen, daß der Geſetzgeber in 
die Grenzſumme außer der Vergütung, die der Angeſtellte als 
Gegenleiſtung für ſeine Dienſte erhält, auch noch die ganz anders 
gearteten Anſprüche einbezogen haben wollte, die dem Dienſt⸗ 
ſchuldner auf Grund der 88 675, 670 BGB. auf Erfah von Auf⸗ 
wendungen gegen den Dienſtberechtigten zuſtehen. Dieſe bedeuten 
eben nicht eine Gegenleiſtung oder Vergütung, ſondern Erſtattung 
ausgelegter Betrage. Dies leuchtet für den gegenwärtigen Fall 
beſonders ein, ſoweit die Bekl. dem Kl. ſogar Portoauslagen als 
„Vergütung“ in Rechnung ſtellen will. Unzweifelhaft echte Aus⸗ 
lagen ſind auch die „Reiſekoſten“; dies erhellt aus den beſonderen 
Vorbehalten und Vorſorgemaßnahmen, die der Anſtellungsvertrag 
für die Reiſekoſtenerſtattungspflicht der Bekl. macht. — Schon die 
Abſetzung dieſer beiden Poſten (Portoauslagen 746,23 AA, Reiſe⸗ 
ſpeſen 764,87 H) genügt, um den Geſamtbetrag auf weniger als 
15 000 RAM zu bringen. Aber auch ſoweit es ſich um Koſten von 
Schreibhilfe oder Bürokoſten handelt, kann die Sache rechtlich nicht 
auders beurteilt werden. Die Bekl. gewährt inſofern dem Kl. 
lediglich eine bare Vergütung an Stelle ſolcher Leiſtungen, die 
ſonſt der Verlag einer Zeitung den am Platze angeſtellten Schrift, 
leitern in Natur gewährt (Zimmer, Schreibkräfte uff.). Nun hat 
Kl. nicht am Sitze der Bekl., ſondern außerhalb an ſeinem eigenen 
Wohnort gearbeitet; die Bekl. konnte ihm daher dieſe Leiſtungen 
nicht in Natur machen; dafür bewilligte ſie ihm eine Beihilfe in 
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Geld. Daß das die Abſicht der Parteien geweſen iſt, erhellt zur 
Genüge aus dem inſoweit klaren Vertrag. Daß die hier in Rede 
ſtehenden Leiſtungen der Bekl. ſo bemeſſen geweſen wären, daß 
Kl. noch etwas für ſeine Privatzwecke erübrigen konnte und er⸗ 
übrigt habe, hat die Bekl. in den Tatſacheninſtanzen ſelbſt nicht 
behauptet. Das konnte auch allenfalls nur für die Schreibhilfe und 
die Bürokoſten in Frage kommen, und auch hier nur in beſchei⸗ 
denem Ausmaß, ſo daß ſich an der Endentſcheidung nichts ändern 
würde. 

Demgemäß hat der BerR. ohne Rechtsverſtoß angeommen, 
daß weder aus dem Worte „Aufwandsentſchädigungen“ noch aus 
den Worten „Nebenleiſtungen jeder Art“ ſich ausreichende Anhalts⸗ 
punkte für die Auffaſſung des Gef, ergeben, daß in die Grenz⸗ 
ſumme von 15 000 % auch Anſpruche auf Erſatz barer oder geld⸗ 
werter Aufwendungen einzurechnen ſind, die der Angeſtellte für 
den Dienſtberechtigten macht. 

(RArbG., Urt. v. 3. Mai 1933, RAG 63/33. — Hannover.) 
* 


** 2. 8 2 KündSchG. Die Vorſchr. des Kün d Sch. find 
öffentlich-rechtlich. Sie gelten nicht für Arbeitsverhält— 
niffe zwiſchen Deutſchen, die nur im Ausland zu er- 
füllen find. f) 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt hat ſich die Kl. aus zufälligen 
perſönlichen Gründen in Italien aufgehalten, als ſie im Jan. 1920 
als Angeſtellte in den Dienſt der damaligen Preußiſchen Geſandtſchaft 
beim Hl. Stuhle in Rom trat. Arbeitgeber der Kl. war damals der 
Preuß. Staat, und ſpäter, als an die Stelle der Preuß. Geſandtſchaft 
die Deutſche Botſchaft beim Hl. Stuhle trat, das jetzt bekl. Deutſche 
Reich — Staat wie Reich je vertreten durch die Geſandtſchaft bzw. 
Botſchaft als Behörde (ſo daß der Vertr. zunächſt zwiſchen der Be⸗ 
hörde und der Kl. zuſtande kam und beſtand). Die vertretende 
Behörde war, wie angenommen werden darf, zur Einſtellung und Ent⸗ 
laſſung von Arbeitskräften von der Art der Kl. ſelbſtändig berufen 
und nur allenfalls im Innenverhältnis zu der heimiſchen leitenden 
Stelle von deren Weiſungen abhängig. In anderem Sinne kann es 
auch nicht verſtanden werden, wenn die Kl. vorträgt, ſie ſei „auf 
Weiſung“ der heimiſchen Zentralbehörde eingeſtellt und entlaſſen 
worden. — Jedenfalls waren beide Parteien des Arbeitsverhältniſſes 
Deutſche. Daß die Botſchaft in Italien die ſog. Exterritorialität ge⸗ 
noß, war nur für ihre Rechtsbeziehungen zu den ausländiſchen öffent⸗ 
lichen Behörden von Bedeutung, nicht für das privatrechtliche Dienſt⸗ 
verhältnis zur Kl. Daher mögen, wie bei der Sachlage unbedenklich 
angenommen werden darf, beide Vertragsteile beabſichtigt haben, 
das Dienſtverhältnis dem deutſchen Recht zu unterſtellen. 

Daraus, daß mutmaßlich die Vertragsparteien das Arbeitsver⸗ 
hältnis dem deutſchen Recht haben unterſtellen wollen, ergibt ſich noch 
nicht die Anwendbarkeit gerade auch des Künd ch. Die auf dem 
Parteiwillen beruhende Unterwerfung des Rechtsverhältniſſes unter 
das deutſche Recht kann nicht weiter reichen, als es dem Willen des 
deutſchen Geſetzes ſelbſt entſpricht, das Rechtsverhältnis beherrſchen zu 
wollen (RArbch. 8, 195 1); 9, 40,472). Für das KündSchch., eine 
zwingende und inſofern öffentlich-rechtliche Schutzvorſchrift beſonderer 
Art, erhellt nicht ohne weiteres, daß es auch ausländiſche Rechts⸗ 
beziehungen beherrſchen wollte. 

Die Vorſchr. des KündSchc finden ($ 1 daſ.) Anwendung auf 
Angeſtellte, die nach 8 1 Aug Verſch. verſicherungspflichtig ſind ... 
Der Verſicherungspflicht nach dem AngVerſch. unterliegt grundſätzlich 
nur diejenige Beſchäftigung, die innerhalb des Reichsgebiets ausgeübt 
wird. Nur ausnahmsweiſe hat das AugVerſch. Auslandsbeſchäftigun⸗ 
gen ergriffen, fo im 8 1 Nr. 7 die Beſaßung deutſcher Fahrzeuge, und 
im 8 5 „Deutſche, die bei einer amtlichen Vertretung des Reiches ... 
im Auslande .. beſchäftigt ſind“. Nur nach letzterer Beſt., nicht nach 
dem grundlegenden § 1 AugVerſch. ift die Kl. überhaupt verſicherungs⸗ 
pflichtig. Aber das KindSh$. nimmt in § 1 nur auf $ 1 Ang Versch. 
Bezug, nicht etwa auf das AngVerſch. im ganzen und nicht auch auf 
§ 5 daſ. Den Buchſtaben des Geſetzes hat die Kl. mithin jedenfalls 
nicht zur Seite. 


Zu 2. Das RArbch. hält für die Auslegung des Angeſtellten⸗ 
begriffes i. S. des Künd SchG. allein 8 1 dieſes Geſetzes für beachtlich. 
Es lehnt es alſo ab, den Kündigungsſchutz ſchon an die Tatſache der 
Verſicherungspflicht zu knüpfen, wie dies mitunter angenommen 
wird (vgl. z. B. Oßwald, Kommentar zum KündSchch. S. 18). 
Dann iſt es aber nur folgerichtig, wenn das RArbch. hier prüft, ob 
auch für das KündSchG. das Territorialprinzip gilt, und ob und 
inwieweit dieſer Grundſatz Ausnahmen zugänglich iſt. Mit Recht wird 
angenommen, daß befonderer Schutz einem Arbeitsverhältnis in aller 

egel nur dann zuerkannt iſt, wenn es ſich um Inlandstätigkeit 
handelt. Dies iſt ein den arbeitsrechtlichen Sondergeſetzen allgemein 
zugrunde liegender Gedanke; mit der Eigenſchaft arbeitsrechtlicher 
Normen als öffentlicherechtlich allein läßt ſich aber dieſe Beſchränkung 


1) JW. 1932, 604. 2) JW. 1932, 2317. 
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Nun möchte freilich das ſich aus den Buchſtaben ergebende Be⸗ 
denken für die Auslegung des Gef. angeſichts des auch für die Aus⸗ 
legung von Gef. geltenden $ 133 BGB. nicht unüberwindlich fein. 
Aber für eine über den unmittelbaren Geſetzesinhalt hinausgehende, er⸗ 
weiternde Auslegung bedarf es zwingender oder doch voll überzeugen⸗ 
der Gründe. An ſolchen gebricht es. f 

Mit Unrecht glaubt die Kl. ſich auf das Urt. des NAHE. v. 
23. Nov. 1929 (BenshSamml. 8, 294 3) ſtützen zu können. Dieſes 
Urt. hat einem Arbeitnehmer, dem während einer Auslandsbeſchäfti⸗ 
gung gekündigt worden war, ausnahmsweiſe die Rechtswohltat des 
KündSchcG. deshalb zuerkannt, weil er im Inland zunächſt für das 
Inland eingeſtellt, auch im Inland beſchäftigt, dann aber, und zwar 
vorübergehend (wenn auch für einen längeren Zeitraum) im Ausland 
verwendet worden und ſeine ſpätere Wiederbeſchäftigung im Inland 
beabſichtigt war. Ein derartiger Sachverhalt, den man gelegentlich als 
„Ausſtrahlung“ eines inländiſchen Arbeitsverhältniſſes bezeichnet hat, 
liegt hier nicht vor. Das Arbeitsverhältnis der Kl. in Rom bot das 
äußere Bild einer im Ausland eingegangenen und dort durch Leiſtung 
von Dienſten zu erfüllenden Dienſtpflicht; daß es ſpäter im Inland 
fortgeſetzt werden ſollte, dafür ſind keinerlei Anhaltspunkte gegeben, 
insbeſ. hatte die Kl. nicht einmal Anſpruch auf Entſchädigung für ihre 
etwaige Rückreiſe nach Deutſchland. 

Der Bert. glaubt gleichwohl auf den ſozialpolitiſchen Sinn und 
Zweck des KündSchcg. feine gegenteilige Meinung ſtützen zu können. 
Auch darin iſt ihm nicht zu folgen. Auch für die Beurteilung unter 
dem Geſichtspunkt des ſozialpolitiſchen Zweckes kommt es zunächſt 
darauf an, ob das Geſetz ſeine ſozialpolitiſchen Zwecke auch im Aus⸗ 
land verfolgen wollte. Das iſt zu verneinen. Das KindSh®. gedenkt 
der Staatsangehsrigkeit der Arbeitsvertragsparteien überhaupt nicht. 
Seine Vergünſtigung kommt auch dem im Inland beſchäftigten aus⸗ 
ländiſchen Arbeitnehmer zuſtatten, und ihm auch gegenüber einem 
ausländiſchen Arbeitgeber. Hieraus erhellt, als die eigene Auffaſſung 
des Künd Schch., daß ausſchlaggebend die inländiſche Beſchäftigung und 
nur fie fein ſolle. Dann aber iſt folgerichtig der ausländiſchen Be⸗ 
ſchäftigung — vorbehaltlich des oben beſprochenen, hier nicht vor⸗ 
liegenden Falles der ſog. „Ausſtrahlung“ — die Vergünſtigung des 
Geſ. grundſätzlich zu verſagen, auch dann, wenn das Arbeitsverhält⸗ 
nis zwiſchen deutſchen Arbeitsvertragsparteien beſteht, wie dies hier 
der Fall iſt. — Daran iſt um ſo mehr feſtzuhalten, als auch ſonſt den 
arbeitsrechtlichen Sondergeſetzen erkennbar eine Beſchränkung auf in⸗ 
ländiſche Arbeitsverhältniſſe innewohnt. Das ergibt ſich ohne weiteres 
für die Arbeitszeitregelung (vgl. RArbch. 11, 100) ſowie für das 
Betr. (RArbGG. 8, 195 1)) und für das SchwBeſchc. (RArbch. 9, 
40 2)). Mögen auch dieſe Geſetze zum Teil ſtärker im öffentlichen 
Rechte verwurzelt ſein, als dies beim KündSchch. der Fall iſt, fo be⸗ 
ſtätigen ſie doch das allgemeine Beſtreben der Sondergeſetze auf dieſem 
Gebiet, ſolche Arbeitsverhältniſſe nicht zu erfaſſen, die nach Beginn, 
Arbeitsleiſtung und Beendigung im Auslande ſich abſpielen und damit 
der Einwirkung des deutſchen Geſetzgebers entrückt ſind. 


(RArbG., Urt. v. 1. März 1933, RAG 503/32. — Berlin.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
D< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 

1. 5 162 Abſ. I RAbg O. Die Anfertigung von Aus⸗ 
zügen aus den Büchern des Steuerpflichtigen gelegentlich 
einer Buchprüfung nach § 162 Abſ. 9 RAbgO. a. F. zum 


des Schutzes auf Inlandsbeſchäftigung nicht rechtfertigen, wie es auch 
zum mindeſten mißverſtändlich iſt, wenn das RATES. die öffentlich⸗ 
rechtliche Natur des Kündigungsſchutzes offenbar mit dem zwingenden 
Charakter dieſer Schutznormen begründet. — Auch die ſog. Aus⸗ 
ſtrahlungstheorie (vgl. dazu Groh: ArbR. u. Schl. 1931, 302) kann 
den Anſpruch der Kl. nicht rechtfertigen, denn nach ihr wird die Aus⸗ 
landsbeſchäftigung der Inlandstätigkeit nur dann gleich geachtet, 
wenn die Verwendung im Ausland nur eine vorübergehende Unter⸗ 
brechung einer längere Zeit im Inland ausgeübten Tätigkeit iſt und 
wenn dieſe ohne weiteres nach Rückkehr des Arbeitnehmers aus dem 
Ausland fortgeſetzt werden ſoll. Von alledem kann aber hier nicht 
die Rede fein; der Entſch. iſt alſo zuzuſtimmen. 
Prof. Dr. Wilhelm Groh, Heidelberg. 
3) JW. 1930, 1888. 
1) 2) f. oben. 
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Zwecke der Nachprüfung ſteuerlicher Verhältniſſe Dritter 
iſt unzuläſſig. f) 

In dem Gutachten RFH. 24, 1 hat der RFH. den Grundſatz 
aufgeſtellt, daß eine Buch⸗ und Betriebsprüfung eines Großbe⸗ 
triebs nicht zu dem Zwecke vorgenommen werden kann, die ſteuer⸗ 
lichen Verhältniſſe anderer Stpfl. zu ermitteln. Dagegen dürfen 
Prüfungsergebniſſe, die bei der Durchführung der zum Zweck der 
Prüfung eines Großbetriebs angeordneten Buch⸗ und Betriebs⸗ 
prüfung gewonnen werden und Bedeutung für die Beſteuerung 
dritter Perſonen haben, gegen dieſe verwendet werden. Dieſe 
Grundſätze ſinden nach der vom BeſchwF. angeführten Entſch. des 
Rip. v. 6. Juli 1932, IV A 144/32: RStBl. 1932, 685, auch auf 
Buchprüfungen nach § 162 Abſ. 9 RAbgO. 1931 Anwendung. Wie 
dort ausgeführt iſt, enthält zwar der Auftrag zur Prüfung der 
Bücher nach § 162 Abſ. 9 auch die Ermächtigung an den Buch⸗ 
prüfer, aus Anlaß der bei dieſer Durchführung erfolgenden Buch⸗ 
einſicht gelegentliche Wahrnehmungen zu machen, die für die Be⸗ 
ſteuerung Dritter von Bedeutung ſind. Danach aber liegt eine 
ſyſtematiſche Anfertigung von Auszügen aus den Büchern 
des Stpfl. über sämtliche Lieferungen an beſtimmte Abnehmer, 
wie fie hier auf Grund der beſonderen Anordnung des Fin A⸗ 
Leiters erfolgt iſt, nicht im Rahmen des allgemeinen Auftrags zur 
Buch⸗ und Betriebsprüfung, wenn die Anfertigung lediglich zu 
dem Zwecke der Nachprüfung der ſteuerlichen Verhältniſſe dieſer 
Abnehmer geſchieht. Die Zuläſſigkeit der Benutzung gelegentlicher 
Wahrnehmungen bei der Buchprüfung bedeutet noch nicht die Zu⸗ 
läſſigkeit jener beſonderen Anordnung. Durch ſie und ihre Aus⸗ 
führung wird daher im vorl. Falle, obwohl ſie im Laufe der Buch⸗ 
und Betriebsprüfung erfolgte, 8 162 Abſ. 9 RAbgO. verletzt. 

(KFH., 5. Sen., Urt. v. 28. Okt. 1932, V.A 790/32.) 


* 


Zu 1. Bei den Buch⸗ und Betriebsprüfungen ſtehen ſich das 
Intereſſe des Reiches an einer möglichſt weitgehenden und mög⸗ 
lichſt vollſtändigen Erforſchung aller ſteuerlichen Verhältniſſe und 
das Intereſſe des geprüften Unternehmens an einer möglichſt ge⸗ 
ringen Störung ſeiner Beziehungen zu den Geſchäftsfreunden uſw. 
gegenüber, und der Rechtsſchutz des aan Unternehmens gegen 
Übergriffe, die bei den Buch⸗ und Betriebsprüfungen vorkommen, 
iſt eine der ſchwierigſten Fragen der Rſpr. und der Geſetzgebung, 

Das Gutachten v. 9. Mai 1928, I D 2/28: RES. 24, I ff. 
erklärte es für unzuläſſig, daß bei der Prüfung einer AktG. 
planmäßig auch die Steuerverhältniſſe der Direktoren 
geprüft würden. Dieſer Grundſatz hat ſeine praktiſche Bedeutung 
bereits durch die VO. gegen die Kapital⸗ und Steuerflucht v. 
18. Juli 1931 verloren. Danach iſt die Prüfung ausdrücklich auch 
inſoweit für zuläſſig erklärt worden, „als es ſich ... um die Auf⸗ 
klärung der Verhältniſſe von Arbeitnehmern handelt, die 
im Dienſte der (geprüften) Perſonen oder Unternehmen geſtanden 
haben oder ſtehen“. Gerade aus dieſer Geſetzesänderung ergibt ſich, 
daß im übrigen eine ſyſtematiſche Durchprüfung der Bücher 
zum Zwecke von ſteuerlichen Ermittlungen gegen andere Perſonen 
unzuläſſig iſt, und darauf beruht das Urt. v. 6. Juli 1932, 
IV A 144/32: Stew. 1932 Nr. 811. Dort handelt es ſich um die 
Prüfung einer Genoſſenſchaftsbank, die der Buchprüfer dazu be⸗ 
nutzen wollte, die Kundenkonten planmäßig durchzuſehen, 
um die ſteuerlichen Verhältniſſe der Bankkunden zu ermitteln. Das 
erklärt das Urt. für unzuläſſig. Zuläſſig iſt es nur, gelegent⸗ 
liche und mehr zufällige Wahrnehmungen zu 
machen, die dann allerdings für die Beſteuerung dritter Fersen 
verwendet werden konnen. 

Das vorſtehend abgedruckte Urt. betrifft nun einen Fall der 
Umſatzſteuerprüfung. Das Fin A. hatte, wie aus dem nichtabge⸗ 
druckten Teil hervorgeht, aus den Umſatzſteuerbüchern eines Händ⸗ 
lers Auszüge über deſſen Lieferungen an einzelne Abnehmer ge⸗ 
fertigt, wogegen ſich der Händler mit Erfolg beſchwert hat. Dieſe 
ſyſtematiſche Anfertigung ſolcher Auszüge geht über die Verwer⸗ 
111 der „gelegentlichen und mehr zufälligen Wahrnehmungen“ 
inaus. 

In dem nichtabgedruckten Teil weiſt der NH. weiter dar⸗ 
auf hin, daß das Fin A. mit Genehmigung des LFin A. gem. § 184 
RAbgO. die Vorlegung der Bücher zum Zwecke der entſprechen⸗ 
den Feſtſtellungen hatte erfordern können, daß aber die Genehmi⸗ 
gung des LFin A. hier nicht vorgelegen habe. Durch die VO. v. 
18. März 1933 iſt nun die Genehmigung des LF in A. 
für den Fall des § 184 RAbgO. für nicht mehr erforder⸗ 
lich erklart worden. Jetzt kann alſo das Fin A. von jedem Ge⸗ 
werbetreibenden, der „Waren zum Weiterverkauf veräußert, deren 
Abgabe an den Verbraucher eine Steuerpflicht begründet“, die Vor⸗ 
legung ſeiner Bücher und Geſchäftspapiere ausdrücklich auch zu 
dem Zwecke verlangen, um daraus die Namen der Abnehmer und 
die Menge der abgenommenen Waren zu ermitteln. 

Damit iſt das Urt. praktiſch gegenſtandslos geworden. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Der aus dem Verkauf einer Patentanwaltspraxis 
durch die Erben erzielte Erlös iſt nur inſoweit erbſchaft⸗ 
ſteuerpflichtig, als er auf Außenſtände, Inventar uſw. ent⸗ 
fällt. Keine Erbſchaftſteuerpflicht für den auf den Wert des 
Klientenſtamms entfallenden Teil des Kaufpreiſes. 1) 

Für die Frage, inwieweit die Werte, die im Betrieb des am 
11. Mai 1929 verſtorbenen Erblaſſers, eines Patentanwalts, ſtecken, 
zu feinem Nachlaß gehören, find nach 88 21, 22 ErbſchStGG. 1925 
die Grundſätze des RBewGß. maßgebend, ſoweit nicht das Erbſch StG. 
ſelbſt etwas anderes beſtimmt. Bei dem vom Erblaſſer betriebenen 
Patentanwaltsgeſchäft handelte es ſich um einen nicht der reinen 
Wiſſenſchaft als Hauptzweck gewidmeten freien Beruf. Danach kann 
eine Geſamtbewertung nur nach Maßgabe des § 31 RBewG. a. F. in 
Betracht kommen. Die fachlichen Betriebsgegenſtände der Mieträume 
des Büros und der dem Erblaſſer gehörigen Büroeinrichtung (Möbel, 
Schreibmaſchinen, Bücherei, Material und Akten) rechnen nicht 
zu den nach 8 18 Abſ. 1 Nr. 4 Erbſch StG. ſteuerfreien 
Gegenſtänden, ſondern find ftenerpflichtiges Betriebsvermögen, 
und zwar nach der zwingenden Vorſchrift zur Zeit des Erbanfalls in 
822 Abſ. 1 Nr. 2 ErbStG. 1925 i. Verb. m. § 26 Abſ. 1 Satz 3 
R Bew. 1925, auch ſoweit der Geſamtwert am Stichtag 6000 AM 
nicht überſtieg. Dagegen hält der erk. Sen. eine Berückſichtigung 
der ideellen Werte, insbeſ. des Geſchäftswerts nach dem in § 22 Abſ. 1 
ErbſchStG. bindend für maßgebend erklärten RBewG. für unzulaſſig. 
Er ſchließt ſich der für dieſes Geſetz a. F. vom 3. Sen. in der Entſch. 
RFH. 26, 285 aufrechtgehaltenen Auffaſſung auch für das Erbſchafts⸗ 
ſteuerrecht an, daß derartige Werte einen bewertungsfähigen Gegen⸗ 
ſtand des Betriebsvermögens nur dann bilden, wenn ſie nach deut 
31. Dez. 1923 entgeltlich erworben oder durch Aufwendungen als 
Wirtſchaftsgüter anerkannt ſind. Ein vom Inhaber eines Patent⸗ 
büros durch eigene Tätigkeit geſchaffener Geſchäftswert kann ohne 
dieſe Vorausſetzungen nicht als ein bewertungsfähiges Wirtſchaftsgut 


Zu 2. Die Entſch. iſt ein wertvoller Beitrag zur Frage der 
Beſteuerung des Verkaufs einer Anwaltspraxis. 

1. Das Betriebsvermögen eines Rechtsanwalts, Patentauwalts 
oder Arztes, das ſeit dem New. 1931 in voller Höhe der Ver⸗ 
mögenbeſteuerung unterliegt, umfaßt im weſentlichen lediglich das 
Inventar und die Außenſtände, nicht aber den Wert des Klienten⸗ 
kreiſes. Wie der NFH. in dem oben angef. Urt. v. 28. Febr. 1930 
(Re. 26, 285 [296)) ausführt, müſſen immaterielle Werte, wozu der 
Wert des Kundenkreiſes bei einem Kaufmann und entſprechend der 
Wert des Klientenkreiſes bei einem Anwalt gehören, abgeſehen von 
rechtlichen Erwägungen, ſchon aus praktiſchen Gründen aus dem 
Kreiſe der bewerkungsfähigen Gegenſtände ausſcheiden, weil die Auf⸗ 
gabe, für ſolche immateriellen Werte wirtſchaftlich vernünftige und 
zahlenmäßig zu rechtfertigende Schätzungsunterlagen zu finden, ſich als 
unlösbar erweiſt. Der Wert des Klientenkreiſes unte r⸗ 
liegt deshalb nicht der Vermögenbeſteuerung. 

2. Das obige vom Erbſchaftſteuerſenat erlaſſene Urteil überträgt 
dieſe vom Reichsbewertungsſenat für das RBeweß. ausgeſprochenen 
Grundſätze auf das Erbſchaftſteuerrecht. Auch hier würde eine 
Schätzung des auf die Erben übergegangenen Wertes des Klienten⸗ 
kreiſes praktiſch unmöglich und völlig willkürlich ſein. Der Anwalts⸗ 
ſohn, der die Praxis ſeines berühmten Vaters erbt, hat auf den in 
dieſer Praxis ſteckenden Goodwill alſo keine Erbſchaftſteuer zu zahlen. 
Wird die Anwaltspraxis nicht von den Erben übernommen, gelingt 
es aber den Erben, die Anwaltspraxis günſtig zu verkaufen, ſo kann 
auch nicht dadurch der in dem Klientenkreiſe ſteckende Wert nach⸗ 
träglich Beſtandteil des erbſchaftſteuerpflichtigen Vermögens werden. 
Der Erbſchaftſteuer unterliegt deshalb lediglich der Wert des In⸗ 
ventars und der Außenſtände, nicht aber der Wert des Klientenkreiſes. 

3. Wenn demnach die Erben auf den Erlös für den Verkauf 
des Klientenkreiſes eine Erbſchaftſteuer nicht zu entrichten haben, ſo 
haben ſie doch gleichwohl folgende Abgaben zu leiſten: 

a) Umſatzſteuer in Höhe des Entgeltes, das vom Erwerber 
gezahlt wird. Wie auf das bei der Veräußerung eines Gewerbe⸗ 
betriebes erzielte Entgelt Umſatzſteuer zu entrichten iſt (vgl. Urt. des 
Rech. v. 24. April 1931, VA 410/31: StW. 1931 Nr. 753), fo iſt 
auf das bei der Veräußerung einer Anwaltspraxis erzielte Entgelt, 
gleichgültig, ob die Veräußerung von dem Anwalt ſelbſt oder von den 
Erben vorgenommen wird, Umſatzſteuer zu entrichten. Die Umſatz⸗ 
ſteuer fällt auch inſoweit an, als das Entgelt für die Übertragung des 
Klientenkreiſes gezahlt wird. > 

b) Einkommenſteuer auf den aus der Veräußerung des 
Klientenkreiſes erzielten Gewinn, gleichgültig, ob eine einmalige 
Kaufpreisſumme oder ein Entgelt in Korn einer Beteiligung am Cr 
trage der Anwaltspraxis gewährt wird (Urt. v. 15. Mai 1930, 
VI A 1598/29: StW. 1930 Nr. 974; Enno Becker, Komm. zum 
EinkStG. II S. 1574). 

c) In Preußen endlich einen Kaufvertragsſtempel nach 
Tarifſtelle 7 I des PrStempch. in Höhe von 2/0 des gezahlten 


Entgelts, wenn der Vertrag über den Praxisverkauf beurkundet wird. 


RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 


* 
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anerkannt werden. Am Todestage des Erblaſſers, dem Bewertungs⸗ 
ſtichtag für die Erbſchaftſteuer, waren die Vorausſetzungen für die 
Bewertung nicht gegeben, insbeſ. auch nicht etwa durch die Zahlung 
von Gebühren und ſonſtigen Aufwand des Erblaſſers für ſeine Zu⸗ 
laſſung als Patentanwalt. Der Tod hat gegenüber den zu Lebzeiten 
des Erblaſſers beſtehenden Verhaltniſſen keine Anderung gebracht. Die 
Rechtslage iſt die gleiche wie beim Tode des Inhabers eines jeden 
Gewerbebetriebes. Eine Bewertung auf den Stichtag wäre willkürlich, 
jede feſte Grundlage fehlt. Die Tatſache des ſpäteren Verkaufs durch 
die Erben kann nicht für die Bewertung am Stichtag (Todestag) 
maßgebend ſein. Inwieweit in der Perſon des Erwerbers des Ge⸗ 
ſchäfts ein bewertungsfähiges Wirtſchaftsgut anzuerkennen iſt, ſteht 
nicht zur Entſcheidung. 

Daß der Geſchäftswert eines Patentanwaltsgeſchäfts zu den 
Gegenſtänden gehöre, die i. S. der angezogenen Rſpr. durch eine 
feſte allgemeine Verkehrsauffaſſung als Wirtſchaftsgüter anerkannt 
ſind, läßt ſich ſchon um deswillen nicht ſagen, weil bei einer Ver⸗ 
äußerung urſächlich perſönliche Umſtände mitwirken können, wie ſich 
aus der Darſtellung des Beſchwe. ergibt. Es kommt daher auch eine 
Anwendung des § 4 a. F., 8 9 n. F. RAbgoO. nicht in Frage. 

(RFH., Entf. v. 19. Mai 1933, Vo A 1054/31.) 
Eingeſ. von IR. Marchand, Berlin. 
* 


3. 88 32, 35, 58 EinfStG. Erlös aus einer Erfin- 
dung. Einkünfte, die einem Erfinder aus der Verwertung 
feiner Erfindung zufließen, und darum auch Gewinne aus 
der Veräußerung einer Zufallserfindung, gehören ſtets 
zum ſteuerpfl. Einkommen. Erfinden ſetzt immer eine gei⸗ 
ſtige Tätigkeit voraus, ſei es auch nur die Tätigkeit des 
Augenblicks, in dem der Erfinder den Einfall hat, der die 
Erfindung darſtellt. Dieſe Tätigkeit iſt eine Leiſtung; 
veräußert der Erfinder den Einfall, ſo erzielt er daher 
einen Leiſtungsgewinn im eigentlichen Sinn des Wortes. 
Der Begriff der Liebhaberei kann bei Verwertung von Er- 
findungen nicht zur Anwendung kommen. Auch wenn ein 
Erfinder zunächſt nicht an die Verwertung feiner Erfindung 
denkt, fo iſt doch, ſobald die Verwertung erfolgt, die Ab- 
ſicht der Gewinnerzielung vorhanden. Darauf aber kommt 
es an und nicht darauf, ob im Augenblick der Erfindung 
ſchon beabſichtigt war, Nutzen aus ihr zu ziehen. Hat der 
Erfinder eine Berufstätigkeit i. S. des 8 35 EinkStG. aus⸗ 
geübt, die durch den Verkauf der Erfindung ihren Abſchluß 
gefunden hat, dann kann er alle auf die Erfindung auf- 
gewendeten Koſten zur Geltung bringen und genießt die 
Vorteile der Beſteuerung nach 88 32, 58 EinkStG. 

(R ö., 6. Sen., Urt. v. 9. Mai 1933, VI A 493/32.) 
* 


4. 88 13 Abſ. 3, 29 RSiedlG.; 8 8 GrErwStG. Gilt 
nach dem Ermeſſen der Aufſichtsbehörde als zur Siedlung 
bereitgeſtellt Land aus dem Beſitzſtand großer Güter, das 
ohne Mitwirkung des Siedlungsunternehmens an An⸗ 
ſiedler veräußert iſt (8 13 Abſ. 3 RSiedl G.), fo greift die 
Befreiungsvorſchrift des 8 29 RSiedlG. nicht Platz. 

Der Beſchwerdegegner veräußerte von ſeinem Gute ein 
Trenuſtück und wurde deshalb zur GrErwSt. veranlagt. 

Er legte Einſpruch ein, indem er fi) auf 8 29 RSiedlG. und 
auf eine Vfg. des Landeskulturamtspräſ. v. 17. Nov. 1931 berief. 
Dieſe beſagt, daß die von dem Gute vorgenommenen Abveräuße⸗ 
rungen, darunter die an den Herangezogenen gem. § 13 Abſ. 3 
Riedl. als zur Siedlung bereitgeſtellt anerkannt werden. Der 
Herangezogene meint, daß es ſich hier um ein Geſchäft i. S. des 
829 Abſ. 1 handle, und daß die Vfg. des Landeskulturamtspräſ. 
den Erforderniſſen des § 29 Abſ. 2 genüge. 

Die Steuerſtelle dagegen vertritt die Auffaſſung, daß der Er⸗ 
werb nicht zur Durchführung eines Siedlungsverfahrens i. S. des 
RSiedlG., nämlich des § 1 dieſes Gef. diene und daß ſich die Vfg. 
des Landeskulturamtspräſ. auf Geſchäfte beziehe, die nicht unter 
den 8 29 fallen. 

Das FinGer. iſt dem Herangezogenen beigetreten und hat 
ihn von der Steuer freigeſtellt. Der hiergegen von der Steuerſtelle 
eingelegten RBeſchw. war ſtattzugeben. g 

Die Vfg. des Landeskulturamtspräſ. iſt keine ſolche i. S. des 
829 Abſ. 2 NSiedlG., wonach die Steuerfreiheit ohne weitere 
Nachprüfung zuzugeſtehen iſt, wenn das gemeinnützige Siedlungs⸗ 
unternehmen (81) verſichert, daß ein Siedlungsverfahren i. S. 
des Geſetzes vorliegt und daß der Antrag oder die Handlung zur 
Durchführung eines ſolchen Verfahrens erfolgt. Schon der Inhalt 
der Vfg. entſpricht nicht dieſer Vorſchr. Der Landeskulturamtspräſ. 
iſt aber auch nicht einem gemeinnützigen Siedlungsunternehmen 
gleichgeſtellt. Nach 8 11 Abſ. 1 des PrAusfcheſ. v. 15. Dez. 1919 
zum RsSiedlG. gilt als gemeinnütziges Siedlungsunternehmen 
auch das Kulturamt. Das Landeskulturamt war zwar dem Kul⸗ 


turamt übergeordnet und konnte ihm Weiſungen erteilen, ihm 
8. B. aufgeben, eine Beſcheinigung nach § 29 Abſ. 2 auszuſtellen. 
Zur eigenen Erteilung einer ſolchen Beſcheinigung war es aber 
nicht befugt, es ſei denn vielleicht, daß es nach Beſchwerdeein⸗ 
legung an die Stelle des Kulturamts trat. 

Nach der Nipr. des RES. (vgl. Urt. II A 412/30 v. 28. Okt. 
1930: RF. 27, 216) hat aber die Steuerbehörde, wenn keine 
Beſcheinigung i. S. des § 29 Abſ. 2 vorliegt, ſelbſtändig zu prü⸗ 
fen, ob die Vorausſetzungen der Steuerfreiheit erfüllt ſind. Des⸗ 
halb war auf die Sache einzugehen. Das Kulturamt hat eine Be⸗ 
ſcheinigung aus § 29 abgelehnt. Die Gründe ſind aus den Akten 
nicht erſichtlich. Welches die Gründe aber auch ſein mögen, in 
jedem Falle haben die Steuergerichte darüber zu entſcheiden, ob die 
Fälle des § 13 Abſ. 3 unter § 29 fallen. 

Der RES. ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß Steuerfreiheit 
aus § 29 nur dann gewährt werden kann, wenn es ſich um Sied⸗ 
lungsverfahren i. S. des Si handelt, d. h. um ſolche, die von 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmungen zur Schaffung 
neuer Anſiedlungen ſowie zur Hebung beſtehender Kleinbetriebe 
ins Werk geſetzt oder gefördert werden. Es iſt richtig, daß ſich 
der Abſ. 1 des § 29 nicht ausdrücklich auf die Fälle des 81 
beſchränkt, da er dieſe Vorſchr. überhaupt nicht anführt. Eine 
ſolche Anführung enthält nur der Abſ. 2 des § 29, wonach die 
Steuerfreiheit zu gewähren iſt, wenn „das gemeinnützige Sied⸗ 
lungsunternehmen (§1)“ verſichert, daß der Antrag oder die 
Handlung zur Durchführung eines ſolchen Verfahrens erfolgt. 
Schon daraus könnte man vielleicht ſchließen, daß das Geſetz auch 
in Abſ. 1 nur an Siedlungsverfahren i. S. des 81 gedacht hat. 
Aber auch abgeſehen hiervon iſt der RFH. der Anſicht, daß ein 
Verfahren aus § 13 Abſ. 3 nicht unter die Vorſchrift des § 29 
Abſ. 1 fällt. 

Denn Zweck und ae e Bedeutung der Befreiungs⸗ 
vorſchr. nötigen zu einer ſolchen Auslegung. Die Steuerbefreiung 
kann nur darin ihren Grund haben, daß man Siedlungen gemein⸗ 
nütziger Art begünſtigen wollte. Dadurch iſt gewährleiſtet, daß bei 
der Siedlung richtige wirtſchaftliche Grundſätze befolgt werden, 
daß insbeſ. die Siedlung lebensfähig iſt und der Siedler nicht 
übervorteilt wird. Auf der anderen Seite iſt der Siedler verhin⸗ 
dert, das Siedlungsgrundſtück ſpekulativ auszunutzen; dieſem 
Zwecke dient vor allem das Wiederkaufsrecht des gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmens (S 20), das auch gleichzeitig weſentliche 
Verfügungsbeſchränkungen des Siedlers in ſich ſchließt. 

Für Siedlungen nicht gemeinnütziger Art lag keine Veran⸗ 
laſſung zu Steuervergünſtigungen vor. Gewiß können auch ſolche 
Siedlungen Nutzen ſtiften. Das allein reicht aber nicht aus, wie 
denn auch ſonſt zweckmäßige Verteilung von Grund und Boden 
für ſich keinen Grund bildet, die GrErwSt. in Wegfall zu bringen. 
Daß in der jetzigen Zeit wirtſchaftlichen Tiefſtandes auch bei pri⸗ 
vaten Siedlungen der Wegfall der Steuern als Bedürfnis emp⸗ 
fuhren wird, kann nicht zu ausdehnender Auslegung des § 29 
ühren. 

Wenn es richtig iſt, daß den Siedlern deshalb Beſchränkun⸗ 
gr auferlegt find, weil die gemeinnützigen Siedlungen mit öffent- 
ichen Geldern unterſtützt werden, fo ſpricht das eher für als gegen 
die hier vertretene Anſicht. Denn es iſt, wie oft von den Be⸗ 
ſteuerten geltend gemacht wird, ein Widerſpruch, einerſeits öffent⸗ 
liche Mittel aufzuwenden und auf der anderen Seite die Siedlun⸗ 
gen zugunſten der öffentlichen Körperſchaften zu belaſten. Wo 
keine öffentlichen Mittel für Siedlungen aufgewendet werden, 
fällt dieſer für die Steuerfreiheit geltende Grund weg. 

Der $13 handelt von der Verpflichtung des Landlieferungs⸗ 
verbandes zur Beſchaffung von Siedlungsland. In erſter Linie 
kommt hierbei Siedlungsland in Betracht, das dem gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen gegen Entgelt übereignet wird, und der 
Landlieferungsverband hat ſeiner Verpflichtung genügt, wenn er 
die in § 13 Abs. 2 bezeichnete Landmenge zur Verfügung geſtellt 
hat. In dieſe Landmenge ſollen gem. Abſ. 3 nach dem Ermeſſen 
der Aufſichtsbehörde auch ſolche Ländereien eingerechnet werden, 
die ohne Mitwirkung eines gemeinnützigen Siedlungsunterneh⸗ 
mens an Anfiedler veräußert ſind. Da das Ermeſſen der Aufſichts⸗ 
behörde hier entſcheidet, jo iſt allerdings im gewiſſen Sinne dafür 
Sorge getragen, daß die Siedlung nicht gerade unwirtſchaftlich 
vollzogen wird. Denn andernfalls müßte die Aufſichtsbehörde die 
Anrechnung auf die Pflichtmaſſe des Landlieferungsverbandes ab⸗ 
lehnen. Dadurch wird aber die ohne Mitwirkung eines gemein⸗ 
nützigen Siedlungsunternehmens vorgenommene Siedlung noch 
nicht zu einer gemeinnützigen. Den Eigentümern der großen Güter, 
aus denen der Landlieferungsverband beſteht, iſt nicht verwehrt, 
auch ihren Vorteil wahrzunehmen und Kaufbedingungen zu ftellen, 
die mit Gemeinnützigkeit nichts zu tun haben. Auf der anderen 
Seite iſt der Siedler von den Beſchränkungen frei, denen die 
Siedler i. S. des 81 unterworfen find. In Preußen kommt neben 
dem Wiederkaufsrecht des Siedlungsunternehmers noch die Vorſchr. 
des § 35 AusfcGkeſ. hinzu, nach der zur Weiterveräußerung die Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde nötig iſt. 
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Im übrigen Steht ein derartiges privates Siedlungsverfahren 
außerhalb des Rahmens, den ſich das RSiedlG. geſteckt hat. Das 
Geſetz mußte Vorſorge treffen, daß für die gemeinnützige Sied⸗ 
lung genug Siedlungsland vorhanden iſt. Dieſem Zwecke dient 
§ 13. Dabei konnte das Geſetz für den Fall, daß die gemeinnützige 
Siedlung hinreichend geſichert iſt, den Landlieferungsverbänden 
auch Land anrechnen, das zu privater Siedlung verwendet wird, 
da immerhin auch dieſes Land dem großen vaterländiſchen Sied⸗ 
lungszwecke dient. 

Die Pfg. des Landeskulturamtspräſ. hatte, wie dieſer in 
einem Schreiben an die Steuerſtelle beſtätigt hat, nur den Zweck, 
dem Landlieferungsverbande den Nachweis zu ermöglichen, ob und 
wie weit er feiner Verpflichtung aus § 13 Abſ. 2 nachgekommen 
war. Der Landeskulturamtspräſ. hat ferner ausdrücklich erklärt, 
daß eine Anerkennung gem. § 13 Abſ. 3 keine Steuerbefreiung 
zur Folge habe. 

Auf dieſem Standpunkt 05 auch offenbar das preuß. Min. 
f. Landw., Dom. u. Forſtwirtſch. Dieſes hat in einem Rundſchrei⸗ 
ben v. 11. Okt. 1920 (RMBl. 1921, 80) unter III, 2 die Fälle 
aufgezählt, in denen Grunderwerbſteuerfreiheit nach § 29 zu ge⸗ 
währen iſt. Es ſind dies folgende: 

a) Erwerb von Siedlungsland durch die gemeinnützigen Sied⸗ 
lungsunternehmungen; 

Rn 502 Erwerb von Siedlungsland durch die Landlieferungsver⸗ 
ände; 

e) Übertragung des Siedlungslandes durch den Landliefe⸗ 
rungsverband auf das Siedlungsunternehmen; 

d) Erwerb des Grundſtücks von den Siedlungsunternehmen 
durch den Anſiedler; 

e) Erwerb des Ackerpachtlandes durch die Landgemeinde... 
Hier iſt unter „Siedlungsunternehmen“ oder „Siedlungsunterneh⸗ 
mung“ ſtets das gemeinnützige Unternehmen verſtanden, 
nicht etwa der private Unternehmer i. S. des § 13 Abſ. 3. Die 
Weglaſſung der in dieſer Vorſchr. bezeichneten Geſchäfte muß als 
abſichtlich angeſehen werden. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 10. Mai 1933, II A 440/32.) 


Reichspatentamt. 


1. Starker Markenſchutz für Verbandszeichen. 

Für die in Frage ſtehenden Waren liegt zwar die Abbildung 
nicht nur nahe, ſondern iſt auch ſchon gar oft zur Zeichenbildung ver⸗ 
wendet worden... Das angemeldete Zeichen ift aber trotz der Häufig⸗ 
keit des Motivs dem Gegenzeichen zum Verwechſeln ähnlich... 

Das Widerſpruchszeichen iſt überdies ein Verbandszeichen. Uber 
ſolche aber enthält die Denkſchrift zur Pariſer Verbandsübereinkunft 
Pat MuſtZeichBl. 1913, 170 f. folgende Bemerkungen: „Die Ver⸗ 
bandsmarte dient hauptſächlich dem Zweck, eine von dem Verbande 
gebotene Gewähr für Güte oder ſonſtige Beſchaffenheit der Ware 
durch das Zeichen nach außen hin kund zu geben... Es liegt in der 
Natur der Sache begründet, daß die Verbandsmarke im beſon⸗ 
deren Maße des internationalen Schutzes bedarf, da die wider⸗ 
rechtliche Benutzung des gemeinſchaftlichen Zeichens eine ſchwere Ver⸗ 
letzung von Treu und Glauben enthält.“ Und die Begründung des 
Geſetzes zur Ausführung der revidierten Pariſer Übereinkunft (Pat⸗ 
Muſt Zeich Bl. 1913, 176 ff. insbeſ. 180) beſagt: „Mit Rückſicht auf 
die Wichtigkeit der Verbandszeichen und den Umfang ihres Ge⸗ 
brauchs erſcheinen für ſie höhere Gebühren am Platze. Der Entwurf 
bemißt ſie auf das fünffache der genannten Beträge.“ Hieraus ergibt 
ſich, daß die Verbandszeichen auch einen beſonders ftarken 
inkändiſchen Schutz beanſpruchen dürfen. Berückſichtigt man 
dies, ſo muß die weitgehende Übereinſtimmung der zu vergleichenden 
Zeichen trotz einer gewiſſen Verwäſſerung des Motivs als ſolchen 
und trotz der ſonſt in deſſen Wiedergabe vorhandenen Unterſchiede 
dazu führen, ihre zeichenrechtliche Übereinſtimmung feſtzuſtellen. 

(RPat A., BeſchwSen., Entſch. v. 25 Okt. 1932, E 22 748/26 e Wa.) 
Ber. von ORegqt. Dr. Gieſe, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 
1 Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt.] 


[O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, Herausgegeben 
von Mügliedern des RVerſA. (EuM.), abgedruckt.] 


* O 1. 1. Die Vorſchrift des § 1717 RVO. gilt auch, wenn 
es ſich um eine Entſcheidung nach § 1713 RVO. handelt. 
2. Die Faſſung der Vorſchrift des § 1681 RV. ſchließt 
nicht aus, daß mehrere vom Verſicherten oder feinen Hin⸗ 
terbliebenen benannten Arzte gutachtlich zu hören ſind. 
Die Anhörung verſchiedener Arzte ſetßt aber voraus, daß 


Rechtſprechung 


(Inriſtiſche Wochenſchrift 


eine ſolche im Rahmen einer zweckentſprechenden Rechts- 
verfolgung durch beſondere Umſtände des Falles gerecht 
fertigt erſcheint. 
(RVerſA., Großer Sen., Urt. v. 5. April 1983, IIa 1902/32 G.) [K.] 
* 
* O 2. 5 127 RVO. gilt auch für ſolche Friſten, die durch 
ein äußeres Ereignis in Lauf geſetzt werden. 
Die Erörterungen der Vorinſtanzen, ob das verſicherungspflich⸗ 
tige Beſchäftigungsverhältnis der Kl. am 26. oder am 27. Juli 1931 
ſein Ende erreicht hat, ſind an ſich entbehrlich. Denn ſelbſt wenn die 
Kl. ſchon am 26. Juli aus ihrer Beſchäftigung ausgeſchieden wäre, 
würde zur Zeit ihrer Erkrankung die Dreiwochenfriſt des 8 214 
RVO. noch nicht abgelaufen fein. Nach $ 125 RVO. iſt in dieſem 
Fall der letzte Tag der Friſt zwar der 16. Aug 1931. Da dieſer 
Tag jedoch ein Sonntag war, fo greift die Vorſchr. des 8 127 RVO. 
Platz. Danach gilt, wenn der für den Ablauf einer Friſd geſetzte Tag 
auf einen Sonntag oder ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag 
fällt, als letzter Tag der Friſt der nächſtfolgende Werktag. Nach 
feinem klaren Wortlaut muß der 8 127 auf jeden Friſtablauf An⸗ 
wendung finden, gleichgültig, ob innerhalb der Friſt eine von dem 
Willen des Verſicherten abhängige Handlung vorzunehmen iſt oder 
ob beſtimmte äußere Ereigniſſe für den Beginn der Friſt maßgebend 
find, wie im Fall des 8 214 RVO. der Eintritt des Verſicherungs⸗ 
falls. Hierin unterſcheidet ſich der 8 127 RVO. von dem 8 193 
BGB., der ſein Vorbild war. Denn nach dieſer Vorſchr. wird der auf 
einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag fallende Friſtablauf nur 
dann auf den nächſtfolgenden Werktag verlegt, wenn eine Willens⸗ 
erklärung abzugeben oder eine Leiſtung zu bewirken iſt. Damit iſt 
auch dem jener Vorſchr. zugrunde liegenden Zweck, die Sonntags⸗ 
ruhe der arbeitenden Klaſſen ſicherzuſtellen, ausreichend Rechnung 
getragen (vgl. Staudinger, 1, 9. Aufl. 1925, S. 758 Bem. 1 
zu 8 193). Der Geſetzgeber der RVO. iſt mit der im 8 127 RVO. 
getroffenen Regelung über dieſe Zweckbeſtimmung hinausgegangen, 
inſofern danach jede an einem Sonntag oder allgemeinen Feiertag 
endigende Friſt um den nächſtfolgenden Werktag verlängert wird. 
Für eine einengende Auslegung des Wortlauts des 8 127 iſt an⸗ 
geſichts feiner Klarheit und Eindeutigkeit ſowie mit Rückſicht auf 
das Fehlen widerſprechender Vorſchr. kein Raum (vgl. auch Entſch. 
3307: ANachrfRVerſ. 1928, IV, 389 — EuM. 23, 306 Nr. 139). 


(RVerſA., 1. RevSen., Urt. v. 12. April 1933, Ia K 196/321.) [R.] 


Reichsverſorgungsgericht. 


[* Wird in der amtlichen Sammlung ber Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt.] 


1. Pflegekinder i. S. des § 41 Abſ. 2 Nr. 4 RVerſorgG. 
können auch Enkelkinder ſein. 
(RVerſorgGer., Urt. v. 19. Mai 1933, M Nr 1281/33, 3; Grundſ. E.) 


* 

2. Iſt lediglich der Grad der durch das Renten- 
leiden bedingten MdEf. ſtreitig, fo iſt der Rekurs nad) 
§ 92 Abſ. 1 Verf. ausgeſchloſſen. Hieran ändert auch die 
Tatſache nichts, daß der Grad der MdEf. im Wege der Ber 
1 nach 865 Abſ. 2 Verf. neu feſtgeſetzt werden 
ollte. 

(RVerſorgGger., Urt. v. 17. März 1933, M Nr 17686/31, 3.) 
* 


3. Die Abgabe einer Sache nach § 129 Verf. iſt nur 
zuläſſig, wenn es ſich um die Auslegung einer geſetzlichen 
Vorſchrift „handelt“, d. h. wenn die Entſcheidung von der 
Auslegung der Vorſchrift abhängt. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 1. März 1933, M Nr 13081/32, 3.) 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von SenPräſ. Geh. Nel 15 n Kries u. RA. Dr. Görres, 
erlin. 


1. GewErtrSt. Betriebsſtätte auf einem Kriegs- 
ſchiff. Der für eine Betriebsſtätte erforderliche feſte 
örtliche Mittelpunkt ſetzt eine feſte dauernde Verbindung 
mit einem geographiſch beſtimmten Punkt der Erdob er- 
fläche voraus. f) 


Der Begriff der „Betriebsſtätte in Preußen“ i. S. 
Zu 1. Die Entſch. beleuchtet das ganze Elend des heutigen 


x 
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der GewStVO. (§S 1 Abf. 1, 4) iſt verkannt. Zu dieſem Punkte 
führt der BerAusſch. aus: Zwar ſei das Krlegsſchiff „Heſſen“ 
als ſolches Reichsgebiet. Nach Art. 2 RVerf. beſtehe das Reichs⸗ 
gebiet aber aus dem Gebiete der deutſchen Länder; deshalb fer 
das Kriegsſchiff auch Landesgebiet, und zwar Gebiet des Lan⸗ 
des, zu dem der Hauptliegehafen gehöre. Dieſer ſei aber während 
des Veranlagungszeitraums Kiel geweſen, alſo ein Teil des preuß. 
Staatsgebietes. Eine feſte örtliche Anlage oder Einrichtung, die 
der Ausübung des Betriebs eines ſtehenden Gewerbes diene (Be⸗ 
triebsſtätte), ſei in den Kantinenanlagen vorhanden. 

Dieſe Ausführungen treffen nicht den hier entſcheidenden 
Punkt. g 

Zwar gelten Kriegsſchiffe nach Völkerrecht als Teile ihres 
Heimatſtaates, gleichviel wo ſie ſich befinden. Sie werden als 
wandelnde Gebietsteile augeſehen (ogl. OVG. 29, 147 ff.; RES. 
23, 266; 50, 220; Olshauſen, Komm. z. StGB., 11. Aufl., 
S. 63 Nr. 14a; Ebermayer, Komm. z. StGB., 4. Aufl., S. 141 
Nr. 3; Scholz: Ztſchr. f. Völkerrecht u. Bundesſtaatsrecht, V, 
157 ff., beſ. 166 ff.). Heimatſtaat eines deutſchen Kriegsſchiffs ift 
das Deutſche Reich. Wenn man nun auch mit dem BerAusſch. an⸗ 
nehmen wollte, daß das Linienſchiff „Heſſen“ dadurch, daß es in 
der hier in Betracht kommenden Zeit ſeinen Hauptliegehafen in 
Kiel hatte, nicht nur Reichsgebiet, ſondern auch ein Teil des 
preuß. Staatsgebietes geweſen ſei, ſo reicht das noch nicht zu der 
Annahme aus, daß der BeſchwF. in den Kantinenanlagen auf dem 
Schiffe eine Betriebsſtätte in Preußen unterhalten habe. 
Der Begriff der Betriebsſtätte i. S. des § 1 Abſ. 4 GewSt O. 
erfordert nach der ſtänd. Rſpr. des OVG. einen feſten ört⸗ 
lichen Mittelpunkt. Letzterer ſetzt aber voraus eine feſte dauernde 
Verbindung mit einem geographiſch beſtimmten Punkt der 
Erdoberfläche. Hieran mangelt es bei einem in Dienſt geſtellten 
Kriegsſchiffe, auch wenn es ſich in ſeinem Hauptliegehafen befin⸗ 
det. Denn es hat, auch wenn es durch Verankerung oder ſonſtwie 
zeitweiſe mit dem Lande verbunden ſein ſollte, an ſeinem Liege⸗ 
platz keinen für die Dauer beſtimmten feſten örtlichen Mittelpunkt, 
weil es ſeiner Beſt. gemäß regelmäßig von dem Hafen aus 
Übungsfahrten unternimmt. Hieran kann die Fiktion, daß Kriegs⸗ 
ſchiffe (auch Handelsſchiffe) auf hoher See als Teile ihres Heimat⸗ 
ſtaates gelten, nichts ändern. Diefe Fiktion bezweckt nur, die Be⸗ 
gebenheiten auf dem Schiffe überhaupt einer Rechtsordnung zu 
unterſtellen. Es wäre aber eine Überſpaunung dieſer Vorſtellung, 
wenn man annehmen wollte, ein Gewerbebetrieb auf einem See⸗ 
ſchiffe ſpiele Id auf fingiertem feſtem Lande ab. Eine „in Preu- 
ßen“ unterhaltene Betriebsſtätte eines „ſtehenden“ Gewerbes ($1 
Abſ. 1 GewStVO.) iſt bei einem Gewerbebetrieb, der ausſchließ⸗ 
lich ſtattfindet auf einem Schiff oder auf einem Wagen, wenn 
Schiff oder Wagen zur uwe fefa beſtimmt ſind, als auf Schiff 
oder Wagen befindlich, ſoweit feſtgeſtellt werden konnte, noch nicht 
angenommen worden. 

(PrOVG., 8. Sen., Entſch. v. 13. Dez. 1932, VIII GSt 427/30.) 


Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 


2. 8 11 Thür PrivBerufsſchul O. v. 1. Mai 1925. 

1. Die Rechtsmittelinſtanz iſt auch bei Unzuſtändigkeit 
der Vorinſtanz zur Entſcheidung berechtigt, wenn die Sache 
bei ordnungsmäßigem Verfahren ebenfalls an ſie ge- 
kommen wäre. 

2. Eine auf Widerruf erteilte Polizeierlaubnis darf 
nicht lediglich nach freiem Ermeſſen zurückgenommen 
werden; die Rücknahme iſt nur das äußerſte Mittel; der 
Grundfatz der Verhältnismäßigkeit der Gewaltausübung 
gilt auch hier. f) 

I. Es Kann dahingeſtellt bleiben, ob der Stadtvorſtand oder 


ſtaatsrechtlichen Zuſtandes. Andere Territorien als die Schiffe und 
im Ausland befindliche Geſandtſchaftsgebäude beſitzt das Reich 


nicht: 5 
Reich ohne Raum. 


Auch die Reichsminiſterien und ſonſtigen reichseigenen Gebäude 
liegen nicht im Reich, ſondern in Preußen. Reform tut not. 
RA. Dr. Görres, Berlin. 


Zu 2. Den Ausführungen des Urt. über die Wirkungen ſach⸗ 
licher Unzuſtändigkeit der Vorinſtanz möchte ich in dieſer allgemeinen 
Formulierung nicht ohne weiteres zuſtimmen. Es iſt zwar richtig, 
daß die ThürsVerwO., wie etwa der 8 143 zeigt, den Mangel der 
ſachlichen Zuſtändigkeit ſchwächer bewertet, als es im allgemeinen 
der Fall iſt. Es iſt weiter richtig, daß das Thürd G. im Rahmen 


der Berufsſchulrat zur Rücknahme der Erlaubnis zuſtändig war. 
Beide Verfügungen verfolgten, wie ſich aus ihrem in den weſentlichen 
Punkten übereinſtimmenden Inhalt ergibt, den gleichen Zweck: Die 
Rücknahme der dem Kl. erteilten Erlaubnis. Der Inſtanzenzug wäre 
in beiden Fällen derſelbe geweſen. Deshalb wäre ein etwaiger Mangel 
in der Zuständigkeit des Berufsſchulrats hier rechtlich bedeutungslos. 
Allgemeine Zweckmäßigkeitserwägungen ſprechen dafür, daß in den 
Fällen, in denen eine Sache klar und ſpruchreif iſt, die Rechtsmittel⸗ 
inſtanz, falls die Sache auch im ordnungsmäßigen Verfahren an ſie 
gelangen würde, unter Ausſchaltung der Vorinſtanzen ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden kaun (vgl. auch Becker, RAbgO., 5. Aufl., Aum. 3 
zu 8 236). 


(Thür Vg. Urt. v. 27. Jan. 1932, A 93/31.) 
Eingef. von RA. Dr. Geiſenheyner, Gera. 


der Anfechtungsklage auch in einem gewiſſen Umfange Tatſachen⸗ 
inſtanz iſt, indem die Klage darauf geſtützt werden kann, daß die 
tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden geweſen ſeien, die zum 
Erlaß der Verfügung berechtigt hätten. Damit iſt an ſich die Möglich⸗ 
keit gegeben, Rechts nachteile des Kl., die ſich aus dem Tätigwerden 
einer an ſich unzuſtändigen Behörde etwa ergeben, zu einem erheblichen 
Teil nachträglich noch auszugleichen. Das ſchließt aber alles nicht aus, 
daß in den verwaltungsmäßig organiſierten Vorinſtanzen ja nicht nur 
die Rechts⸗, ſondern auch die Zweckmäßigkeitsfrage nachgeprüft wird, 
dieſe aber bei der Zurücknahme einer Konzeſſion, ſoweit nicht eine 
Mußvorſchriſt vorliegt, eine ganz weſentliche Rolle ſpielt und gewiß 
von der ſachlich zuſtändigen Behörde in einem dem Privaten größere 
Garantien verbürgendem Grade ſachverſtändig beantwortet werden 
kann, als von irgendeiner ſachlich unzuſtändigen Behörde. Wenn das 
Urt. daher ganz allgemein den Mangel ſachlicher Zuſtändigkeit beiſeite⸗ 
ſchiebt, falls nur die an ſich ſpruchreife Sache auch im ordnungs⸗ 
gemäßen Verfahren an das OV. gekommen fein würde, jo möchte 
ich dem ſo allgemein nicht beipflichten. 

Beizuſtimmen iſt dagegen den materiellrechtlichen Ausführun⸗ 
gen, bei denen insbeſ. die Einſchaltung des polizeirechtlichen Maß⸗ 
ſtabes der Verhältnismäßigkeit von allgemeinerem Intereſſe ſein 
dürfte. Die Berechtigung dieſer Ausführungen ergibt ſich daraus, daß 
nach thür. Recht die Polizei bekanntlich kein gegenſtändlich ge⸗ 
ſonderter Verwaltungszweig iſt, ſondern eine „Seite“ der Verwal⸗ 
tung überhaupt (532 LVerwdO.). Nur fo erklärt ſich dieſe Verwen⸗ 
dung polizeirechtlicher Geſichtspunkte auf ſchulrechtlichem Gebiet. 

Prof. Dr. Köttgen, Greifswald, 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


D. Ausländiſche Gerichte. 


Litauen. 
Obertribunal Kaunas. 


1. Zur Auslegung der 88 733, 734 3 PO. ß) 

Es iſt dem LG. zuzugeben, daß die von ihm vertretene Anſicht 
bei einer ſtrengen Auslegung der 88 733, 734 ZPO. nach dem 
Wortlaut richtig iſt und daß dieſe Anſicht auch von Jonas in dem 
Gaupp⸗Stein⸗Jonas ſchen Komm. (Anm. Abſ. IV zu 8 733) 
geteilt wird. Das ObTrib. glaubt jedoch ſich der gegenteiligen von 
Baumbach in Anm. 2 zu § 733 feines Komm. z. ZPO. auf Grund 
einer freieren ſinngemäßen Auslegung vertretenen Meinung 
anſchließen zu ſollen. Bieten die Gerichtsakten die Möglichkeit, ein⸗ 
wandfrei feſtzuſtellen, wie die der Gläubigerin ausgehändigte Urſchrift 
des Gerichts⸗ und Vollſtreckungsbefehls gelautet hat, ſo erſcheint es 
danach zuläſſig, nach dem zu rekonſtruierenden Wortlaut der Urſchrift 
eine Ausfertigung des Gerichts⸗ und Vollſtreckungsbefehls herzuſtellen 
und dieſe der Gläubigerin als Erſatz für die verlorengegangene Ur⸗ 
ſchrift zu erteilen. Bei einer freieren ſinngemäßen Auslegung der 
88 733, 734 a. a. O., die den Normalfall des Urteils (vgl. 8 724 


Zu 1. Der Entſch. des ObTrib. iſt m. E. nicht zuzuſtimmen. 

Das ObTrib. begründet feine Anſicht in Übereinſtimmung mit 
Baumbach hauptſächlich damit, daß ſie den Bedürfniſſen der Praxis 
mehr gerecht werde, als die ſtrengere Auffaſſung von Jonas, der bei 
Verluſt eines Vollſtreckungsbefehls, der dem Gläubiger in Urſchrift 
ausgehändigt war, die Erteilung einer weiteren Ausfertigung auf 
Grund des Akteninhalts an Stelle der verlorengegangenen Urſchrift 
nicht für zuläſſig halt. Es fragt ſich, ob die Vorteile für die Praxis 
wirklich ſo groß ſind, daß ſie die ſehr erheblichen grundſätzlichen Be⸗ 
denken überwiegen. Der vom ObTrib. Kaunas entſchiedene Fall — 
Verluſt der Urſchrift des Vollſtreckungsbefehls in der Hand des Glän⸗ 
bigers — kann überhaupt nur in den deutſchen Ländern eintreten, 
in denen dieſe Urſchrift dem Gläubiger ausgehändigt wird. Das iſt 
heute vor allem noch in Bayern und Württemberg der Fall, während 
in Sachſen und ſeit der neuen Geſchäftsordnung v. 21. Okt. 1931 auch 
in Preußen die Urſchrift des Vollſtrechungsbefehls bei den Gerichts⸗ 
akten verbleibt, und dem Gläubiger nur eine Ausfertigung erteilt 
wird. Wenn der Glaubiger die Urſchrift des Vollſtreckungsbefehls be⸗ 
kommt, wird aber deren Wortlaut nur ſehr ſelten noch aus den Ge⸗ 
richtsakten wiederherzuſtellen ſein. Händigt doch beiſpielsweiſe Bayern 
nicht nur die Urſchrift des Vollſtreckungsbefehls, ſondern auch die 
des Zahlungsbefehls und ſogar das Geſuch um Erlaß eines Zah⸗ 
lungsbefehls an den Gläubiger aus. Meiſt wird obendrein ein be⸗ 
ſonderes Geſuch gar nicht vorhanden, ſondern vom Gläubiger gleich 
ein Entwurf eines Zahlungsbefehls unter Benutzung des amtlichen 
Formulars eingereicht worden ſein. Andererſeits läßt ſich der Wort⸗ 
laut des Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehls aus dem bei den AG. 
geführten Mahnregiſter natürlich nicht feſtſtellen. Es wird alſo doch 
wohl praktiſch nur ſehr ſelten möglich ſein, den Inhalt des Zahlungs⸗ 
und Vollſtreckungsbefehls aus den Gerichtsakten wirklich einwandfrei 
wiederherzuſtellen. So ſteht denn auch in dem vom ObTrib. Kaunas 
entſchiedenen Fall noch keineswegs feſt, ob dem Gläubiger ſchließlich 
eine weitere vollſtreckbare Ausfertigung des verlorengegangenen Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls erteilt werden wird. Es ſollen vielmehr die tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen von der Vorinſtanz noch geprüft werden. 

Demgegenüber find nun aber gegen die Anſicht von Baumbach 
erhebliche Bedenken vorhanden, die darin beſtehen, daß der 8 733 
ZRD. für den vorl. Fall nicht paßt und ohne Willkür auch nicht auf 
Grund einer „freieren Auslegung“ paſſend gemacht werden kann. 
Denn die Erteilung einer Ausfertigung ſetzt begrifflich voraus, daß 
eine Urſchrift vorhanden iſt, von der die Ausfertigung erteilt wer⸗ 
den kann (ogl. ſchon OLG. Hamburg: 23.1917 Spalte 1192), und 
eine ſolche Urſchrift iſt eben hier nicht mehr vorhanden. Es handelt 
ſich alſo tatſächlich um die Herſtellung einer zweiten Urſchrift, das 
heißt, wenn man Klarheit ſchaffen will, um den Erlaß eines neuen 
Zahlungs- und Vollſtreckungsbefehls. Auch Baumbach iſt übrigens 
in feiner Auffaſſung nicht ganz einheitlich. Denn er bemerkt zu 8 699 
Anm. 1: „Iſt die Urſchrift des Zahlungsbefehls verlorengegangen, und 
kann ſie, etwa wegen Aushändigung an den Gläubiger, nicht wieder⸗ 
hergeſtellt werden, ſo entfällt damit, da der Vollſtreckungsbefehl auf 
die Urſchrift zu ſetzen iſt, auch die Möglichkeit eines zweiten Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls. Anders wenn Wiederherſtellung von Zahlungs⸗ 


daſelbſt) behandeln, erſcheint dieſe Baumbachſche Anſicht durchaus 
haltbar. Da ſie den Bedürfniſſen der Praxis mehr gerecht wird, als 
die Jonas ſche, indem ſie unter Umſtänden einen vielleicht lang⸗ 
wierigen Prozeß erſpart, auch den rechtlichen Vorteil bietet, daß ſie 
einen gegebenenfalls bereits rechtskräftig feſtſtehenden Anſpruch nicht 
wieder in Frage ſtellen läßt, jo gibt das ObTrib. ihr den Vorzug. 
Sache der Vorinſtanz wird es ſein, zu prüfen, ob die Urſchrift ver⸗ 
lorengegangen iſt und ob ihr Wortlaut rekonſtruiert werden kann. 
(Ob TTrib. Kaunas, Beſchl. v. 16. Mai 1933, W c 103/33.) 


Eingeſ. von Obertribunalrichter Plümicke, Memel. 


Berichtigungen. 


JW. 1933, 1252 Ziffer 12. Statt 88 812, 814 HGB. muß es 
heißen BGB. 


JW. 1933, 1271 Ziffer 17 muß heißen § 322 3PO., 88 384, 
388 BGB. 


JW. 1933, 1272 r. Sp. Z. 20 v. o. muß heißen (8 388 BGB.). 
DIS: 


und Vollſtreckungsbefehl an Hand der erteilten Ausferti⸗ 
gung möglich iſt.“ Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die 
preuß. GeſchäftsO. v. 18. Febr. 1914 in § 24 Nr. 16 die Erteilung 
eines „zweiten Vollſtreckungsbefehls“ erwähnte. Dieſe Worte ſind 
aber ſchon in der Anderung v. 22. Dez. 1924 (JuſtMin Bl. 1925, 3) 
geſtrichen und in der neuen GeſchäftsO. v. 21. Okt. 1931 findet ſich 
ebenfalls von einem „zweiten Vollſtreckungsbefehl“ nichts. Auch das 
ſpricht für die Anſicht von Jonas. Geht die Urſchrift des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls in der Hand des Gläubigers verloren, ſo liegt die 
Sache m. E. gerade fo, wie wenn die Urſchrift aus den Gerichtsakten 
verlorengegangen iſt und aus irgendeinem Grunde — 4. B. Tod des 
Rechtspflegers — nicht wiederhergeſtellt werden kann. Auch in dieſem 
Falle bleibt dem Gläubiger nichts anderes übrig, als einen neuen 
Zahlungsbefehl zu erwirken (Seuffert⸗Walsmann 8699 Nr. h; 
ſiehe auch Baumbach wie oben zitiert). 

Bedenken ſind gegen den Erlaß eines neuen Zahlungsbefehls 
nicht vorhanden. Iſt der erſte Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehl 
noch nicht rechtskräftig geworden, ſo würde allerdings dem Schuldner 
die Einrede der Rechtshängigkeit zuſtehen. Zwar bewirkt die Zu⸗ 
ſtellung eines Zahlungsbefehls nach der ſeit 1909 geltenden Faſſung 
noch nicht die Rechtshängigkeit des erhobenen Anſpruchs (8 693 
3PO.). Mit Erlaß des Vollſtreckungsbefehls aber gilt die Rechts⸗ 
hängigkeit als eingetreten (8700 Halbſatz 2 ZPO.). Jedoch kann 
der Gläubiger dieſe Eiurede beſeitigen, indem er gleichzeitig mit dem 
Antrag auf Erlaß eines neuen Zahlungsbefehls in entſprechender An⸗ 
wendung des 8 271 ZPO. die Zurücknahme des alten ſchriftlich dem 
AG. erklärt. Dieſe Erklärung hat das AG. alsdann gleichzeitig mit 
dem neuen Zahlungsbefehl dem Schuldner zuzuſtellen. Iſt anderer⸗ 
ſeits der alte Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehl ſchon rechtskräftig 
geworden, was freilich bei Verluſt der Urſchrift mit der Zuſtellungs⸗ 
urkunde ſchwer zu beweiſen ſein wird, ſo verliert der Gläubiger auch 
durch den Erlaß eines neuen Zahlungsbefehls dieſen Vorteil nicht, 
was das ObTrib. Kaunas anſcheinend annimmt. Im Gegenteil hat 
die Einrichtung der materiellen Rechtskraft, d. h. das Verbot ab⸗ 
weichender Entſch., gerade in einem Falle wie dem vorl., in dem das 
Rechtsſchutzbedürfnis für eine neue Klage bejaht werden muß, beſondere 
Bedeutung. Der Gläubiger braucht auch nicht zu befürchten, daß er 
bei Zurücknahme des alten Zahlungsbefehls dem Schuldner Koſten er⸗ 
ſtatten muß. Denn einmal läßt ſich ſehr wohl die Meinung vertreten, 
daß bei Zurücknahme eines Zahlungsbefehls keine Koſtenerſtattung 
ſtattfindet (val. Stein⸗Jonas 5693 Anm. IV). Sodann aber 
dürften dem Schuldner in einem Falle wie dem vorl. keine Koſten 
entſtanden ſein. Denn wenn er Widerſpruch oder Einſpruch eingelegt 
hat, wird das Problem ohnehin nicht akut. Es bleibt alſo als einziger 
Vorteil der Auffaſſung von Baumbach, daß der von ihm vor⸗ 
geſchlagene Weg etwas ſchneller zum Ziele führt als der andere, wobei 
aber immer noch zu bedenken iſt, daß auch die Feſtſtellung des Wort⸗ 
lautes der Urſchrift des urſprünglichen Zahlungs⸗ und Vollſtreckungs⸗ 
befehls geraume Zeit in Anſpruch nehmen kann. Um eines ſolchen, 
verhältnismäßig geringen Vorteils willen darf man aber der klaren 
Vorſchrift des Geſetzes keine Gewalt antun. 

RA. Dr. Bartels, Bochum. 
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